
Wirtschaft 

und Gesellschaft 

Or�c 

Inhalt 

Editorial 

Eine , entscheidende Phase' 

für die EU -Osterweiterung 

H. Hagemann, M. Schreyer, St. Seiter 

Produktivität und Wachstum: 

Lernen von den USA? 

Agnes Streissler 

Sozial- und Gesundheitsausgaben 

des Bundes 1995 bis 2000 

Christa Schlager 

Löhne und Gehälter 

1980-1999 

Christine Reidl, Sybille Reidl 

Stichwort: Lebenslanges Lernen 

27. Jahrgang (2001), Heft 3 Wien 



WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT 

27. Jahrgang (2001), Heft 3 

Inhalt 

Editorial 
Eine ,entscheidende Phase' für die EU-Osterweiterung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  269 

Harald Hagemann, Markus Schreyer, Stephan Seiter 
Produktivität und Wachstum - Lernen von den USA? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  277 

Agnes Streissler 
Die Sozial- und Gesundheitsausgaben des Bundes 1995 bis 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  315 

Christa Schlager 
Löhne und Gehälter 1 980-1999. Einige Beobachtungen zur 
Lohnentwicklung und -Verteilung anhand der Sozialversicherungsstatistik . . . . . . . .  345 

Berichte und Dokumente 

Christine Reidl ,  Sybille Reidl 
Stichwort: Lebenslanges Lernen. Partnerschaftliehe Auftei lung von 
Reproduktionsarbeit bei Teilnehmerinnen der Berufsreifeprüfung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  363 

Bücher 

John Eatwell, Vance Taylor, Global Finance at Risk. The Case for International 
Regulation; Jan Toporowski, The End of Finance. Capital Market Inflation, 
Financial Derivatives and Pension Fund Capitalism (Egon Matzner) . . . . . . . . . . . . . . . .  371 

Günther Chaloupek, Thomas Delapina (Hrsg.), Kapitalismus im 
21 . Jahrhundert: Ein Survey über aktuelle Literatur (Helge Peukert) . . . . . . . . . . . . . . . . .  382 

Walter Eucken, Ordnungspolitik, hrsg. von Walter Oswalt 
(Detlef J .  Blesgen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  388 

Jürgen Backhaus (Hrsg.), Werner Sambart (1 863-1 941 ) - Klassiker der 
Sozialwissenschaften (Günther Chaloupek) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  393 

Egon Matzner: Die vergeudete Republik. Wie sie wiederbegründet werden 
könnte (Robert Schediwy) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  399 



Max Laimböck, Die soziale Krankenversorgung zwischen Staat, 
Monopol und Wettbewerb (Oskar Meggeneder) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 402 

Richard G. Wilkinson, Kranke Gesellschaften - Soziales Gleichgewicht 
und Gesundheit (Engelbert Theurl) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  405 

Wolfgang Fritz, Der Kopf des Asiaten Breitner. Politik und Ökonomie im 
Roten Wien ( Josef Schmee) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  410 

Andreas Weigl, Demographischer Wandel und Modernisierung in Wien 
(JosefSchmee) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  418 

Laszl6 Kontler, Millenium in Central Europe. A History of Hungary; Ludwig 
Steindorff, Kroatien. Vom Mittelalter bis zur Gegenwart (Michael Mesch) . . . . . . . .  422 

Materialien zu ,Wirtschaft und Gesellschaft' . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 434 

Unsere Autorlnnen: 

Harald Hagemann ist Inhaber des Lehrstuhls für Wirtschaftstheorie am Institut für 
Volkswirtschaftslehre der Universität Hohenheim. 

Christine Reidl ist freiberufliche Sozialwissenschafterin und 
Wissenschaftsjournal istin in Wien. 

Sybille Reidl ist freiberufliche Sozialwissenschafterin in Wien, zur Zeit tätig am 
Institut für Arbeitsmarktforschung. 

Christa Schlager ist Mitarbeiterin der Abteilung Wirtschaftswissenschaft und 
Statistik der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien. 

Markus Schreyer ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Wirtschafts­
theorie am Institut für Volkswirtschaftslehre der Universität Hohen heim. 

Stephan Seiter ist wissenschaftlicher Assistent am Lehrstuhl für Wirtschafts­
theorie am Institut für Volkswirtschaftslehre der Universität Hohenheim. 

Agnes Streissler ist Mitarbeiterin der Abteilung Wirtschaftswissenschaft und 
Statistik der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien. 



27.  Jahrgang (200 1 ) ,  Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft 

Editorial 

Eine ,entscheidende Phase' für die 
EU-Osterweiterung 

1. 

"Die Osterweiterung der Europäischen Union tritt in eine ent­
scheidende Phase" - heißt es n icht erst seit dem EU-Gipfel in Gö­
teborg im Juni dieses Jahres. Allein der Umstand, daß von der zu 
Jahresbeginn verkündeten Absicht der schwedischen Präsident­
schaft, für den Beitritt einzelner Länder, konkrete Daten festzule­
gen, in Göteborg nicht mehr die Rede war, deutet jedoch darauf 
hin ,  daß diese "entscheidende Phase" sich noch über einen Zeit­
raum von etlichen Jahren erstrecken könnte. 

Ein Hindernis für rasche Entscheidungen ist zunächst der Um­
stand, daß sich das negative Ergebnis des Referendums in der 
Republik I rland über den Vertrag von Nizza nicht so rasch aus der 
Welt schaffen läßt und das lnkrafttreten des Vertrages vorerst 
blockiert. Es ist zwar paradox, daß gerade in dem am weitesten 
von der Ostgrenze der EU entfernten und von der Osterweiterung 
sicher stark unterdurchschnittl ich betroffene Land durch ein Ple­
biszit gegen den Willen der dortigen Regierung ein negatives Fak­
tum geschaffen worden ist, aus den regelmäßig veranstalteten 
Meinungsumfragen ist seit längerem h inlänglich bekannt, daß die 
Osterweiterung der EU keineswegs die breite Unterstützung in der 
Bevölkerung der Mitgliedsländer für sich in Anspruch nehmen 
kann. An Warnungen, das Vorhaben mit Mitteln der Kabinettspolitik 
sozusagen "kalt" durchzuziehen, hat es n icht gefehlt. Dennoch 
werden auch in der "entscheidenden Phase" d ie schwierigen Pro­
bleme nur zögernd und noch immer n icht offen angesprochen . 
Dies war und ist, wie sich immer mehr zeigt, der Entscheidungs­
tindung nicht förderl ich. 

2. 

Als vor mehr als einem Jahrzehnt mit dem Fall der kommunisti­
schen Regimes und des Eisernen Vorhangs die Rückkehr der mit­
tel- und osteuropäischen Länder in die europäische Staatenge­
meinschaft eingeleitet wurde, war von Anfang an klar, daß in die­
sen Ländern die Wirkungen von mehr als vier Jahrzehnten der 
Entwicklung unter einem völlig konträren politischen und ökonomi­
schen System nicht über Nacht zu beseitigen sein würden. 
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Die Perspektive, daß die Rückkehr in d ie europäische Staaten­
gemeinschaft in n icht allzu ferner Zeit auch den Weg zur Mitglied­
schaft in der EU öffnen würde, war für den Transformationsprozeß 
sowohl in wirtschaftlicherwie auch in politischer Hinsicht von maß­
geblicher Bedeutung. Von Anfang an absehbar war aber auch das 
Dilemma zwischen politischer Wünschbarkeit und ökonomischer 
Realität, welches durch einen übergroßen Optimismus bezüglich 
der wirtschaftl ichen Transformation nur eine Zeitlang kaschiert 
werden konnte. 

Nach über zehn Jahren der Systemtransformation in Mittel- und 
Osteuropa ist dieses Dilemma nicht kleiner geworden .  I hrem 
Selbstverständnis nach ist die EU eine politische Gemeinschaft 
nicht weniger als eine Wirtschaftsgemeinschaft. Viele demokratie­
und gesellschaftspolitischen Argumente lassen eine baldige Inte­
gration der mittel- und osteuropäischen Länder als sehr wün­
schenswert erscheinen - gleichzeitig sind die Diskrepanzen in der 
Wirtschaftskraft und unter verschiedenen strukturellen Aspekten 
so groß, daß die Probleme, die sich daraus bei einem Beitritt er­
geben werden, nicht negiert und auch n icht kleingeredet werden 
können. 

3. 

Als hauptsächliche ökonomische Problembereiche werden im­
mer die Finanzierung des EU-Haushalts, die Landwirtschaft, der 
Arbeitsmarkt und das Verwaltungs- und Rechtssystem genannt. 
Wie groß die Probleme hier tatsächlich sind, hat sich im Rahmen 
der kapitelweisen Beitrittsverhandlungen mit zunehmender Deut­
lichkeit gezeigt. ln dem Maße, in dem die noch offenen problema­
tischen Kapitel konkret behandelt werden, dürften die Schwierig­
keiten n icht unerheblich zunehmen. 

Letzteres gilt vor allem für die Frage einer gemeinsamen Agrar­
marktordnung mit Ländern mit einem BIP pro Einwohner von real 
40 bis 60% und nominell 20 bis 25% des EU-Durchschnitts, wie 
es zwischen den Beitrittskandidaten der "ersten Runde" und den 
EU-Mitgliedsländern (mit Ausnahme Sloweniens) derzeit besteht, 
ohne daß sich dies kurz- und mittelfristig entscheidend ändern 
wird. Ein einheitliches Preisniveau auf derzeitiger Höhe für Agrar­
produkte würde n icht nur das EU-Budget überfordern, sondern 
auch für d ie Beitrittsländer völlig falsche Anreizstrukturen schaf­
fen und Allokationswirkungen haben, durch welche die längerfri­
stig keineswegs aussichtsreiche Landwirtschaft vorübergehend 
plötzlich zur hochprofitablen ökonomischen Aktivität gemacht 
würde. 

Ein auch gedanklich weitgehend ungelöstes Problem ist die 
Frage, wie bei einer Übernahme der einheitlichen europäischen 
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Währung durch die Beitrittsländer d ie Anpassungen in den Preis­
strukturen bewältigt werden können, d ie bei den gegebenen Dis­
krepanzen zwischen derzeitigen Wechselkursen und Kaufkraft­
paritäten in einem Ausmaß notwendig werden, für welches keiner­
lei praktische Erfahrungswerte bestehen. 

Schwerwiegende Probleme sind h ier bis jetzt noch n icht offen 
angesprochen worden, und auch in der sensiblen Frage des Ar­
beitsmarktes ist dies von seiten der EU-Kommission nur zögernd 
und widerwil l ig geschehen, während sie sich lange Zeit für eine 
unmittelbare vollständige Öffnung ausgesprochen hat. 

4. 

Die Befürworter einer vollständigen Öffnung aller EU-Arbeits­
märkte für Arbeitnehmer aus den Beitrittsländern ab dem Zeitpunkt 
der Beitritte folgen im wesentl ichen drei Argumentationslinien. 

Zum ersten sei mit keiner nennenswerten Zuwanderung zu 
rechnen. Als Belege dienen eine selektive Auswahl von Migrations­
studien sowie Hinweise darauf, daß beispielsweise Arbeitnehmer 
aus Ostungarn n icht einmal bereit sind, nach Westungarn zu 
übersiedeln ,  obwohl dort Arbeitskräfte gesucht werden. Man weiß 
jedoch auch , daß für Migrationentscheidungen bei den Entloh­
nungsunterschieden gewisse Schwellen überschritten werden 
müssen. Dies ist innerhalb der Beitrittsländer oft nicht der Fall , be­
sonders wenn man Unterschiede in den Lebenshaltungskosten 
und Probleme auf dem Wohnungsmarkt berücksichtigt. Im Ver­
gleich mit den wohlhabenderen Regionen in Österreich und 
Deutschland bestehen aber sehr viel größere Entlohnungsunter­
schiede, welche überdies noch für lange Zeit weiterbestehen 
werden. Damit wird aber auch für sehr viel mehr Menschen die in­
dividuelle Schwelle überschritten, ab der sich Migration lohnt. 
Dazu kommt ein beträchtlicher Personenkreis, welcher die Mög­
lichkeit zum Pendeln hat und so die höheren Verdienstmöglichkei­
ten im Zielland mit den niedrigeren Lebenshaltungskosten im Hei­
matland kombinieren kann.  Die Schlußfolgerung, daß Menschen , 
die nicht einmal bereit sind, innerhalb eines Landes ihre Wohn­
bzw. Arbeitsorte zu verlagern, schon gar nicht bereit sein werden, 
ins Ausland auszuwandern, beruht auf einem eher "naiven" Migra­
tionsverständnis. 

Die EU insgesamt wird von den zu erwarteten Abeitskräfte­
wanderungen nach fast allen bekannten Prognosen keine negati­
ven Arbeitmarktauswirkungen haben. Die zu erwartende Arbeits­
kräftezuwanderung wird wohl unter einem Prozent der Erwerbs­
bevölkerung der bisherigen Mitgliedstaaten ausmachen. Es sagtje­
doch keine der Untersuchungen voraus, daß sich die Arbeitskräfte 
auch nur annähernd gleichmäßig verteilen werden, im Gegenteil . 
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Eine im Auftrag der AK erstellte Studie des WIFO hat den mög­
lichen jährlichen Zustrom an Arbeitskräften nach Österreich bei 
einem für 2005 angenommenen EU-Beitritt von Tschechien, der 
Slowakei, Ungarn, Polen und Slowenien ab diesem Jahr mit 
41 .800 beziffert (davon 23.800 Pendler), wobei dieser Wert 
prognosegemäß innerhalb von zehn Jahren um gut 1 0.000 abneh­
men wird. 

Diese Werte sind von verschiedener Seite - großteils wenig 
sachlich - als überhöht, zu pessimistisch und angstmacharisch 
kritisiert worden. Dabei hat die Studie nie den Anspruch erhoben, 
künftige Wanderungsströme exakt prognostizieren zu können, es 
sollten vielmehr Größenordnungen möglicher Zuwanderung ab­
gesteckt werden , um die Dimensionen des Problems aufzuzei­
gen. ln dieser Hinsicht ist d ie WIFO-Studie durch zwei Untersu­
chungen deutscher Institute inzwischen bestätigt worden. Im Falle 
der Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW, Berl in) ,  d ie im Auftrag der EU-Kommission erstellt wurde, 
entsprach dies Ergebnis vermutlich nicht den Intentionen des Auf­
traggebers. Die andere umfassende Studie stammt vom lfo-lnsti­
tut für Wirtschaftsforschung (München) und wurde im Auftrag des 
deutschen Arbeits- und Sozialministeriums erstellt. Die Stud ien 
der deutschen Institute und des WIFO sind zwar nicht unmittelbar 
vergleichbar, aber durch verschiedene Umrechnungen kann die 
Vergleichbarkeit einigermaßen hergestellt werden. Für die gesam­
te EU beziffert die DIW-Studie die Netto-Einwanderung im ersten 
Jahr (angenommen 2002) mit 335.000 Personen, wobei d ieser 
Wert innerhalb von zehn Jahren auf etwa 1 20.000 zurückgehen 
würde. Über einen Zeitraum von zehn Jahren nach Beitritt ergibt 
sich, unter der Annahme, daß Rumänien und Bulgarien an der 
Osterweiterung n icht tei lnehmen werden, für Österreich ein Zu­
strom von ca. 1 1 0.000 Personen . Diese Zahl unterscheidet sich 
n icht wesentlich von der WIFO-Schätzung, die auf rund 1 25.000 
Einwanderer für denselben Zeitraum kommt. Das lfo-lnstitut 
kommt zu etwas höheren Werten als das DIW. Die deutschen 
Studien beinhalten keine Schätzung der Pendlerzahlen, welche 
nur aus der WIFO-Studie entnommen werden kann.  I nzwischen 
hat die EU-Kommission immerhin anerkannt, daß für die Anrainer­
länder gerade diese Gruppe das größere Arbeitsmarktproblem 
darstellen wird. 

Für den EU-Arbeitsmarkt in seiner Gesamtheit bedeutet eine 
jährliche Zuwanderung in der Größenordnung von 335.000 nicht 
viel, wohl aber für die den Beitrittsländern angrenzenden EU-Staa­
ten Österreich und Deutschland. Auf d iese würden geschätzte 
1 3% bzw. 65% des Zustroms entfallen. Damit hätte Österreich re­
lativ zur Bevölkerung mit der stärksten Zuwanderung zu rechnen. 
Die EU-Kommission konnte daher letztlich nicht umhin festzustel-
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len , "daß ernsthafte Störungen nationaler Arbeitsmärkte nicht mit 
hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden können und 
daß mit hoher Wahrscheinlichkeit in Grenzregionen ein ernsthaf­
tes Problem durch die starke Zunahme von Berufspendlern ent­
stehen wird". 

Die zweite Argumentationslinie betont, daß selbst große Zu­
wanderungsströme die Arbeitsmärkte n icht negativ beeinflussen 
werden. Es sei weder mit einem Sinken der Löhne noch mit er­
höhter Arbeitslosigkeit der Ansässigen zu rechnen. Einige Studi­
en scheinen diese Sicht zu bestätigen. Es gibt jedoch auch Unter­
suchungen, d ie von durchaus merklichen negativen Einflüssen 
ausgehen. Weitestgehende Einigkeit besteht dahingehend, daß 
es Gewinner und Verlierer geben wird .  Die Besitzer von Kapital 
sowie gutausgebildete Arbeitnehmerinnen mit gesuchten Qualifi­
kationen werden von der EU-Osterweiterung profitieren, gering­
qualifizierte Arbeitnehmerinnen und andere Problemgruppen des 
Arbeitsmarktes werden tendenziell verl ieren. Gerade d ie Problem­
gruppen können jedoch nur dann mit einer merklichen Verbesse­
rung ihrer Beschäftigungschancen rechnen , wenn Arbeitskraft 
knapper wird. Nur dann entsteht auf breiter gesellschaftlicher Ba­
sis der Wille, über Ankündigungen hinaus wirkungsvolle Maßnah­
men zu ergreifen. Die Integration von benachteiligten Gruppen des 
Arbeitsmarktes ist kostspielig und setzt daher in Zeiten knapper 
Budgetspielräume einen entsprechenden Problemdruck voraus. 
Darüber hinaus können arbeitsmarktpolitsche Maßnahmen die 
Benachteiligungen von Problemgruppen oft nur mildern und set­
zen daher die Bereitschaft voraus, daß die Unternehmen ihr An­
spruchsniveau bei Einstellungen anpassen und nötigenfalls ihrer­
seits in die Qualifizierung von Mitarbeitern investieren. Ein starker 
Anstieg des Arbeitsangebotes würde unter Umständen auf Jahre 
hinaus diesen dringend notwendigen Prozeß verzögern. 

Die ökonomische Theorie betont, daß Zuwanderung unter idea­
len Marktbedingungen d .h .  bei hinreichend flexiblen Arbeitsmärk­
ten , für das Zielland der Wanderungen insgesamt, bzw. auch für 
Ziel- und Entsendeland zusammen, wohlfahrtssteigernd sei ,  weil 
durch die höhere Produktivität in jenem die Produktionsverluste in 
d iesem mehr als ausgeglichen werden. Es steigen die Kapital­
und Immobilienerträge sowie die Löhne der Arbeitskräfte, deren 
Qual ifikationen zu den Zuwanderungen in einem Komplementari­
tätsverhältnis stehen, stärker als andere Gruppen verlieren. 

Es wird immer wieder die allgemeine Wünschbarkeit einer sol­
chen Entwicklung betont, denn selbst wenn die Zuwanderungs­
gewinne eher ungleich verteilt sind oder es sogar eindeutige Ver­
l ierer gibt, so könne man - wird argumentiert - einen Tei l  dieser 
Gewinne umverteilen. Tatsache ist aber, daß solche Gewinne in 
der Vergangenheit nicht umverteilt wurden und daß sie es mit an 
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Sicherheit grenzender Wahrscheinl ichkeit auch in Zukunft n icht 
werden. Denn die dafür notwendigen Maßnahmen werden schon 
aus politischen Opportunitätsgründen so gut wie n ie gesetzt, und 
selbst wo dies der Fall sein könnte, entziehen die Modernisie­
rungsgewinner und hier speziell die Vermögenseinkommen sich 
schlicht zu erfolgreich den meisten Besteuerungsversuchen. So 
richtig also das Argument der Ökonomen von der allgemeinen 
Vorteilhaftigkeit des durch Wanderung induzierten zusätzlichen 
Wachstums unter gewissen Annahmen sein mag, so irrelevant ist 
es gleichzeitig für die von der Wanderung negativ betroffenen Per­
sonengruppen . Für sie zählt das Zurückbleiben der eigenen Ein­
kommen und n icht die eher abstrakte Wachstumsrate des B IP. 
Ein Zurückbleiben der Löhne um einige Prozent mag mit Hinweis 
auf unseren - durchschnittlichen - Wohlstand auf den ersten Blick 
verschmerzbar erscheinen. Man muß jedoch beachten, daß 
Lohnausfälle in der Regel von Dauer sind . Ein Prozent weniger 
Lohn(steigerung) pro Jahr sind im Jahr des Entstehens vielleicht 
nur ein paar Hundert Schil l ing, haben aber auf das Lebensein­
kommen eine gewaltige Auswirkung: Kumuliert entsteht sehr 
schnell ein Einkommensverlust von ein paar Hunderttausend 
Schil l ing. 

Die Notwendigkeit, parallel zur zeitweil igen Beschränkung der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit auch die Dienstleistungsfreiheit zu re­
gul ieren, wird oft nur teilweise verstanden. Bei völ l iger Dienst­
leistungsfreiheit wäre es mögl ich, die Arbeitsmarktbeschränkun­
gen zu unterlaufen, indem Arbeitnehmer aus den Beitrittsländern 
in Österreich beispielsweise als Selbständige auftreten. Über die­
ses Einfallstor könnte eine Reihe von Arbeitnehmerschutzbe­
stimmungen gleich mit unterlaufen werden. 

Die dritte Argumentationslin ie beruft sich auf die vorliegenden 
demografischen Prognosen und betont, daß wir Zuwanderung 
dringend bräuchten. ln zehn bis zwanzig Jahren mag d iese Über­
legung durchaus eine gewisse Berechtigung haben, aber derzeit 
ist die Zahl der Erwerbspersonen noch nicht rückläufig . Es ist 
wohl  eher so, daß Unternehmer bei Stellenbesetzungen gerne 
aus dem vollen schöpfen möchten und dies teilweise bis vor kur­
zem auch konnten. Daß sich für die meisten Arbeitsplätze mit 
halbwegs guten Arbeitsbedingungen zwischen 50 und 1 00 
Berwerber gemeldet haben, ist jedoch kein Normalzustand son­
dern eher Zeichen einer unbefriedigenden Beschäftigungslage; 
und ein Rückgang der Bewerberzahl in die Gegend von 20 wäre 
kein Zeichen von Arbeitskräfteknappheit, sondern von Normalisie­
rung. ln guten wirtschaftl ichen Zeiten ist das Auftreten partieller 
Engpässe durchaus n icht ungewöhnl ich. Durch Strukturwandel 
und Nachfrageänderungen bilden sich laufend strukturelle Un­
gleichgewichte, welche durch d ie Arbeitsmarktpolitik in Grenzen 
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gehalten werden müssen. Überdies sind die partiellen Engpässe 
nicht unerwartet gekommen : Die seit Jahren zu geringe Aus­
bildungsbereitschaft der Unternehmen mußte irgendwann sicht­
bar werden. 

Die Argumentationen pro und contra Übergangsregelungen 
sind natürlich immer interessengebunden. Aber im Gegensatz zu 
den Arbeitnehmervertretungen , die offen sagen, wessen Bedürf­
nisse sie unterstützen ,  versuchen die anderen Beteiligten ihre 
Interessengebundenheit zu kaschieren. I nsbesondere die Vertre­
ter der I ndustrie sagen nicht, daß eine Steigerung des Arbeitsan­
gebots vor allem in ihrem Interesse wäre, sondern sie versuchen 
dies hinter nebelhaften Formulierungen von einzigartigen Chan­
cen für alle zu verschleiern . Diese Chancen dürfe man keinesfalls 
ungenutzt lassen, wird geworben , und die berechtigten Warnun­
gen der Arbeitnehmerseite werden als Angstmache d iffamiert. Die 
I nteressenlage der Regierungen in den Beitrittsländern ist nicht 
eindeutig. Sie begründen ihre Ablehnung von Übergangsregelun­
gen in erster Linie mit psychologischen Motiven:  Man könne den 
Bewohnern ihrer Länder n icht schon wieder zumuten, Bürger 
zweiter Klasse zu sein .  So verständlich d ieses Ansinnen sein 
mag, ist dennoch zu befürchten, daß sie Österreich und Deutsch­
land sowie in geringerem Maße die entfernteren EU-Länder sehr 
wohl als Entlastungsarbeitsmärkte für zukünftige Transfor­
mationskrisen sehen, welche spätestens nach dem Beitritt zur EU 
erwartet werden können. 

5. 

Im Spannungsfeld von Politik und Ökonomie gibt es bei der EU­
Osterweiterung keine Patentlösungen. Die noch offenen Pro­
blembereiche werden sich mit dem bisher bevorzugten diploma­
tischen bzw. rein technokratischen Zugang nicht bewältigen las­
sen. Es wird vielmehr notwendig sein ,  d iese offen anzusprechen 
und jeweils differenzierte und pragmatische Regelungen für Über­
gangsphasen zu entwickeln, welche den unterschiedlichen Ver­
hältnissen und Problemlagen sowohl in den EU-Mitgliedsländern 
als auch in den Beitrittsländern Rechnung tragen, um die notwen­
dige Zeit für Anpassungsprozesse zu gewinnen. Nur so kann ein 
ausreichendes Maß an Akzeptanz für die EU-Osterweiterung 
auch bei Personengruppen erreicht werden, welche n icht unmit­
telbar zu den Gewinnern zählen. 
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Produktivität und Wachstum -
Lernen von den USA? 

Harald Hagemann, Markus Schreyer, Stephan Seiter# 

1. Einleitung 

Die wirtschaftspolitische Diskussion auf europäischer Ebene wird aktu­
ell durch die Osterweiterung und die Entwicklung zur I nformationsgesel l­
schaft dominiert. Aufgrund der raschen Fortschritte auf dem Gebiet der 
I nformations- und Kommunikationstechnologien ( IKT) werden tiefgreifende 
Veränderungen in al len Bereichen des gesel lschaftl ichen Systems erwar­
tet, wobei die volkswirtschaftlichen Folgen häufig unter dem Begriff "New 
Economy" zusammengefaßt werden . 1 I nsbesondere ist eine steigende 
Bedeutung immaterieller Produktionsfaktoren zu erkennen. Wissen und 
Humankapital ersetzen in zunehmendem Maße physisches Kapital. Die 
fortschreitende Digitalisierung der Produktion und des Handels mit Waren 
ermöglicht eine steigende Integration der Märkte und damit eine Beschleu­
nigung der Global isierung. Dienstleistungen werden über Grenzen hinweg 
handelbar. Auch auf den Arbeitsmärkten ergibt sich eine veränderte 
Konkurrenzsituation, da moderne Kommunikationswege die Übertragung 
von erbrachten Leistungen ermögl ichen . 

Von großem Interesse ist dabei die Entwicklung in den USA, die auf dem 
Gebiet der IKT als führend angesehen werden. Da es gleichzeitig zu einem 
zunehmenden Einsatz von IKT gekommen ist, werden beide Phänomene 
häufig als eng miteinander verknüpft angesehen. Im Extremfall wird der wirt­
schaftliche Erfolg ausschl ießlich auf d ie technologischen Neuerungen im 
IKT-Bereich zurückgeführt. Tatsächl ich aber greift ein solch enges Ver­
ständnis einer neuen Ökonomie zu kurz. Vielmehr scheint die Defin ition des 
US-amerikanischen Counci/ of Economic Advisers (CEA) die durch IKT in­
duzierten Prozesse besser zu erfassen :  "This report defines the New 
Economy by the extraordinary gains in performance - including rapid 
productivity growth, rising incomes, low unemployment, and moderate 
inflation - that have resulted from this combination of mutually reinforcing 
advances in technologies, business practices, and economic policies."2 

Eine solche Sichtweise der New Economy veranschaulicht deren rele­
vante Aspekte und geht weit über die I nterpretation h inaus, d ie diesen Be­
griff auf rasch steigende Aktienkurse, insbesondere an der Nasdaq oder am 
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Neuen Markt, reduziert. Vielmehr wird zum einen auf die außergewöhnl i­
chen Verbesserungen der wirtschaftl ichen Rahmendaten hingewiesen,  wo­
bei insbesondere die Rückführung der Arbeitslosigkeit bei gleichzeitig nied­
rigen Inflationsraten und hohen Produktivitätssteigerungen betont wird . Zum 
anderen wird die Relevanz des Zusammenspiels von Technologie, Unter­
nehmensverhalten und Wirtschaftspolitik hervorgehoben. Technologische 
Innovationen schaffen zwar die Voraussetzungen für eine höhere Effizienz 
von Produktionsprozessen. Die Ausschöpfung d ieses Potentials erfordert 
zusätzlich jedoch die Diffusion und Adoption neuer Technologien.ln diesem 
Zusammenhang kommt sowohl dem Unternehmerischen Verhalten als 
auch der Wirtschaftspolitik eine große Bedeutung zu. Beides kann die Um­
setzung technologischer Neuerungen beschleunigen oder abbremsen. 

Die vom CEA vorgeschlagene begriffliche Klärung erfährt durch eine wei­
tere empirische Beobachtung Unterstützung. Trotz der in vielen Belangen 
erfolgreichen wirtschaftlichen Entwicklung in der zweiten Hälfte der 1 990er 
Jahre darf nicht übersehen werden , daß in den USA nicht erst seit d ieser Zeit 
umfangreiche Investitionen in IKT erfolgten, während das Produktivitäts­
wachstum nicht zunahm. Robert Solow traf deshalb 1 987 die Aussage, 
"you can see the computer age everywhere but in the productivity sta­
tistics."3 Das Solow-Paradoxon stand in der Folgezeit für den scheinbaren 
Widerspruch zwischen der zunehmenden Investitionstätigkeit bei IKT einer­
seits und dem geringen Produktivitätswachstum andererseits. 

Für Deutschland ist es von besonderem Interesse, welche Erfahrungen 
innerhalb der USA bei der Einführung von IKT gemacht wurden und welche 
wirtschaftspolitischen Gestaltungsmöglichkeiten sich ergeben. l n  den fol­
genden Abschnitten wird deshalb zuerst ein Überbl ick über die generelle 
wirtschaftl iche Entwicklung innerhalb der USA und der Bundesrepublik 
Deutschland in den 1990er Jahren gegeben. Im Anschluß daran wird auf die 
zentralen Determinanten der US-amerikanischen Produktivitätsentwicklung 
in den 1 990er Jahren eingegangen und werden eventuelle Schlußfolgerun­
gen für die aktuelle bzw. zu erwartende Situation in Deutschland d iskutiert. 
Abschließend werden wirtschaftspolitische lmplikationen angesprochen. 

2. Golden Age versus Tristesse: Die wirtschaftliche Entwicklung 

in den USA und der Bundesrepublik Deutschland in den 

1990er Jahren 

Die wirtschaftliche Situation in den USA und in Deutschland hat sich in 
den 1 990er Jahren sehr unterschiedlich entwickelt. Während d ie US-ame­
rikanische Ökonomie ein außerordentlich erfolgreiches Jahrzehnt durchleb­
te, hatte die deutsche Volkswirtschaft mit den Folgen der Einigung zu kämp­
fen. Insbesondere auf dem Arbeitsmarkt haben sich h ieraus große Unter­
schiede ergeben. 

Nachdem die USA lange Jahre mit verhaltenem Wirtschafts- und Produk­
tivitätswachstum durchlebt hatten, konnten sie ab dem Jahr 1 991  eine 
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Aufschwungphase realisieren, die mit fast zehn Jahren Dauer den längsten 
Konjunkturaufschwung der Vereinigten Staaten darstellt und auch als eine 
Phase des "goldenen Zeitalters" bezeichnet wird.4 Aufgrund eines langsa­
meren Wachstums des Arbeitskräftepotentials konnte die durchschnittliche 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts bis Ende 1 999 jedoch nicht die 
N iveaus früherer Aufschwünge erreichen .5 Bei den Wachstumsraten der 
Arbeitsproduktivität hat sich dagegen nach der Revision der Volkseinkom­
mensdaten im Oktober 1 999 und der darauf aufbauenden Revision der 
Produktivitätskennzahlen durch das Bureau of Labor Statistics (BLS) im 
November desselben Jahres seit Mitte der 1 980er Jahre eine Tendenz zu 
leicht ansteigenden Werten abgezeichnet. Besonders seit 1 996 wurde das 
Wirtschaftswachstum maßgeblich durch Produktivitätszuwächse gestützt. 

Abbi ldung 1 : Bruttoinlandsprodukt, Arbeitsproduktivität und Arbeits­
volumen in den USA 1 990-1999- Wachstumsraten in% 
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Quelle: Gust, Marquez (2000). 

Dieser Wirtschaftsaufschwung resultierte in einer sinkenden Arbeitslo­
sigkeit. Die Arbeitslosenquote fiel auf das niedrigste Niveau seit 30 Jahren 
und erreichte gegen Ende 2000 mit ca. 4 vH einen Wert, der deutlich unter 
jenem (6 vH) liegt, der lange Zeit als "natürliche" bzw. inflationsstabile Ar­
beitslosenquote angenommen wurde. Diese Erfolg� bei der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit gingen nicht mit beschleunigter Inflation einher, sondern 
es kam zu einer Phase stabiler, sogar tendenziell fallender' I nflationsraten .  
Bei Gültigkeit der traditionellen Phill ipskurven-Relation hätte eine solch nied­
rige Arbeitslosenquote von wesentlich höheren Preisniveausteigerungs­
raten begleitet werden müssen.6 
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Es ist nun genau diese beeindruckende wirtschaftliche Entwicklung, die 
vom CEA mit dem Begriff der New Economy in Verbindung gebracht wird. 
Insbesondere den hohen Zuwächsen bei der Arbeitsproduktivität wird in die­
sem Zusammenhang eine herausragende Rolle zugewiesen. So betont 
z.B. der CEA, daß es sich um eine neue Wachstumsära handeln kann, die 
durch einen steileren langfristigen Wachstumspfad gekennzeichnet ist. 
Nach dieser Auffassung haben IKT durch eine Senkung der Transaktions­
kosten,  wegen der Existenz steigender Skalenerträge und positiver Netz­
werk- und Rückkopplungseffekte d ie Angebotsbedingungen in den USA 
dauerhaft verbessert und damit wesentlich zum Produktivitätsanstieg bei­
getragen und somit den Konflikt zwischen Inflation und Arbeitslosigkeit ent­
spannt. Das Niveau der langfristigen inflationsstabilen Arbeitslosenquote sei 
gesenkt worden ,  da steigende Produktivitätsniveaus mögliche Angebots­
engpässe auf dem Arbeitsmarkt überwinden. Konsequenterweise kann die 
Notenbank eine weniger restriktive Geldpolitik verfolgen. Letzteres kommt 
insbesondere der Investitionstätigkeit zugute und gibt folglich einen weiteren 
positiven Impuls für Produktivität und Wachstum.7 

Dieser Position muß jedoch entgegnet werden, daß Produktivitätswachs­
tum zu einem großen Teil durch Kapazitätsanpassungsprozesse bedingt 
sein kann, wie sie z.B. im Okunschen Gesetz zum Ausdruck kommt. Im all­
gemeinen bestehen keine Zweifel daran,  daß ein Teil der aktuellen Pro­
duktivitätszuwächse in den USA zykl ischer Natur ist. Darüber hinaus muß 
beachtet werden, daß entsprechend dem Verdeorn-Zusammenhang Pro­
duktionswachsturn auch Produktivitätswachstum induziert.8 Die hohen 
Produktivitätssteigerungsraten der letzten Jahre können deshalb mittel- bis 
langfristig einen negativen Einfluß auf die Beschäftigung haben. Die positi­
ve Arbeitsmarktentwicklung in den USA dürfte auch zu einem beträchtli­
chen Teil auf die gute Wirtschaftslage zurückzuführen sein ,  weshalb infol­
ge der aktuellen konjunkturellen Abkühlung die Arbeitslosenquote in den USA 
wieder ansteigen kann.9 

Betrachtet man im Gegensatz h ierzu die wirtschaftl iche Entwicklung in 
Deutschland , ergibt sich ein ganz anderes Bi ld für die 1 990er Jahre. Die 
deutsche Volkswirtschaft durchlebte im Jahr 1 992/93 eine tiefe Rezession, 
die der durch d ie Vereinigung bedingten deutschen Sonderkonjunktur aus 
den Jahren 1 990 und 1 991  folgte. Es gelang im Anschluß daran nur eine 
schleppende Erholung. Seit 1 992 blieb das Wirtschaftswachstum deutlich 
hinter dem des Durchschnitts der übrigen EU-Länder zurück. Das durch­
schnittl iche Wachstum des Bruttoinlandsprodukts lag lange Zeit unterhalb 
des US-amerikanischen Niveaus. Auch die bis 1 998 gegenüber den Verei­
nigten Staaten höheren Steigerungsraten der Arbeitsproduktivität legen nur 
auf den ersten Blick nahe, daß es in Deutschland zu einer durch neue Tech­
nologien getragenen stärkeren wirtschaftlichen Dynamik gekommen ist. 
Der Grund für die positive Entwicklung der Arbeitsproduktivität ist vielmehr 
im Abbau von Arbeitsplätzen in weniger produktiven Sektoren zu finden . 10 
Die Qualität des Produktivitätswachstums ist somit eine deutlich andere als 
in den USA. Bislang kann keine Trendwende zu langfristig steigenden Zu-
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wachsraten der Produktivität festgestellt werden, was deutliche Unterschie­
de zwischen den USA und Deutschland im Hinblick auf längerfristige, struk­
turelle Aspekte nahelegt. 11 Von großer Bedeutung sind hierbei mit Sicherheit 
die Konsequenzen der Vereinigung. Der hohe Investitionsbedarf in den neu­
en Bundesländern schränkt die Möglichkeiten, in neue Technologien zu in­
vestieren, im Vergleich zu anderen Industrienationen ein. 

Aus d ieser Entwicklung resultierte auf dem bundesdeutschen Arbeits­
markt für alle Jahre des Betrachtungszeitraums ein sehr hohes N iveau der 
Arbeitslosigkeit, das sich auf gesamtdeutscher Ebene seit 1 996 in zweistel­
ligen Arbeitslosenquoten n iederschlägt. Auch die revidierten Prognosen für 
das Jahr 2001 bzw. 2002 1assen keine Besserung erwarten. 

Abbildung 2: Bruttoinlandsprodukt, Arbeitsproduktivität und Arbeits­
volumen in Deutschland 1 990-1 999 (Wachstumsraten in %) 

BIP Arbeitsvolumen 

Quelle: Gust, Marquez (2000). 
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Für die bundesdeutsche Situation ist es nun von Bedeutung, inwieweit die 
US-amerikanischen Erfahrungen Schlußfolgerungen für die Verbesserung 
der eigenen Situation zulassen. Hierzu wird im folgenden auf d ie Frage, wel­
che Rolle die neuen IKT für das Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum 
in den USA gespielt haben, genauer eingegangen, und es werden mögliche 
Lehren für Deutschland diskutiert. 
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3. Ursachen der Produktivitätsbeschleunigung in den USA in 

den Jahren 1996-2000 

Mit dem hohen Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum in den USA seit 
Mitte der 1 990er Jahre und der eher enttäuschenden Wirtschaftsentwick­
lung in Deutschland seit dem Wiedervereinigungsboom ist der Konver­
genzprozeß zwischen beiden Ländern zum Stillstand gekommen. Seither 
wachsen die USA als das Land mit dem höchsten Einkommensniveau ent­
gegen allen Erwartungen wieder rascher, der Vorsprung im Wohlstand bzw. 
Pro-Kopf-Einkommen der USA wird damit größer. Vor diesem Hintergrund 
ist es das erklärte Ziel in Deutschland , in den nächsten Jahren wieder eine 
deutliche Beschleunigung im Wachstumsprozeß zu erzielen, nicht zuletzt 
auch, um die immer noch hohe Arbeitslosigkeit zu reduzieren. Hohes Wirt­
schaftswachstum und Vollbeschäftigung ohne ausgeprägte Beschleuni­
gung der Inflation waren in den USAjedoch nur möglich, weil sich das durch­
schnittliche jährl iche Produktivitätswachstum zwischen der ersten und der 
zweiten Hälfte der 1 990er Jahre um mehr als einen Prozentpunkt beschleu­
nigt hat. Daß d ies im Unterschied zu früheren Expansionsphasen erst in 
der Spätphase des Konjunkturzyklus stattfand und so die Produktivitäts­
entwicklung wieder zu einer tragenden Stütze des US-Wirtschaftswachs­
tum wurde, war von kaum jemanden erwartet worden .  Vertreter der New 
Economy-These sehen hierin sogar den Beginn eines neuen "goldenen 
Zeitalters", mit einem auch längerfristig steileren Potentialwachstumspfad, 
der auf eine permanente Verbesserung der Angebotsbedingungen der US­
Wirtschaft basiere. 1 Trotz aller Unsicherheiten h insichtlich der weiteren 
wirtschaftl ichen Entwicklung in den USA scheint es Allgemeingut zu sein ,  
daß d ie zentrale Ursache der außerordentlich günstigen makroökonomi­
schen Entwicklung in den USA in den letzten Jahren in der zunehmend 
wichtigeren Bedeutung und Anwendung der neuen IKT liegt. ln jüngerer Zeit 
haben sich daher eine Reihe von Autoren der Frage gewidmet, welche Rolle 
die neuen IKT im Rahmen des Wachstumsprozesses der USA tatsächlich 
spielen. Die nachfolgende Tabelle 1 faßt die Ergebnisse einiger dieser empi­
rischen Untersuchungen zusammen. 

Die verschiedenen Studien bestätigen die allgemeine Auffassung, daß die 
neuen IKT einen wesentlichen Beitrag zur Produktivitäts- und Wachstums­
beschleunigung in den USA in der zweiten Hälfte der 1 990er Jahre geleistet 
haben. Eine n icht zu unterschätzende Rolle hat dabei der IKT -Sektor selbst 
(insbesondere die Computer- und Halbleiterindustrie) gespielt. Trotz seiner 
geringen Größe - im Jahr 2000 lag sein Anteil am Bruttoinlandsprodukt in 
den USA bei rund 8,3 vH13 - gingen von ihm ab Mitte der 1 990er Jahre we­
sentliche Beiträge zum Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum aus. 14 
Dies läßt sich auf den außerordentlich rasanten technischen Fortschritt in 
diesem Bereich zurückführen, der sich im Laufe der 1 990er Jahre infolge 
weiter ansteigender F&E-Ausgaben sowie aufgrund eines immer stärkeren 
internationalen Wettbewerbs sogar noch beschleunigt haben dürfte. Bereits 
seit den 1 960er Jahren hat sich gemäß "Moore's Law" die Leistungsfähig-
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Tabelle 1 :  IKT-Beitrag zum Produktivitätswachstum - Ergebnisse 
verschiedener Studien 

Jorgenson Oliner 
US Congr. 

Whelan CEA Budget Gordon 
& Stiroh & Sichel 1 974-95/ 1 973-95/ Office 1 972-95/ 

1 990-95/ 1 990-95/ 1 996-98 1 995-99 1 974-99/ 1 995-99 
1 995-98 1 995-99 1 996-99 

Beschleunigung der 
Arbeitsproduktivität 
(in Prozentpunkten) 0,9 1 ,0 1 ,0 1 ,5 1 , 1 1 ,3 

Beiträge: 
Kapitalintensivierung 0,3 0,5 k.A. 0,5 0,4 0,3 

Informations-
technologie 0,2 0,5 0,5 k.A. 0,4 k.A. 

andere Kapitalgüter 0 , 1  0,0 k.A. k.A. k.A. k.A. 

Arbeitsqual ität -0, 1  -0, 1  k.A. 0 ,1  k.A. 0, 1 

totale 
Faktorproduktivität 0,7 0,7 k.A. 0,9 k.A. 0,3 

IT -Produktion 0,2 0,3 0,3 0,2 0,2 0,3 

andere Branchen 0,5 0,4 k.A. 0,7 k.A. 0,0 

anderweitige 
Faktoren k.A. k.A. 0,3 k.A. k.A. 0,6 

Quelle: Europäische Kommission (2000c). 

keit eines Computerchips al le 1 8  bis 24 Monate verdoppelt. Berücksichtigt 
man diese enormen Leistungssteigerungen sowie die Tatsache, daß die 
Produktion vieler IKT-Güter durch stark steigende Skalenerträge gekenn­
zeichnet ist, 15 dann konnten viele IKT-Unternehmen in den zurückliegenden 
Jahren erhebliche Effizienzgewinne erzielen ,  was sich in einem sprunghaf­
ten Anstieg der totalen Faktorproduktivität im IKT -Sektor zeigte. 16 

Die Produktivitätsbeschleunigung läßt sich des weiteren zu einem we­
sentlichen Teil auf die zunehmende Akkumulation und Nutzung der IKT­
Kapitalgüter in den Anwendersektoren zurückführen, wobei h ier der techni­
sche Fortschritt im IKT-Sektor eine zentrale Rolle gespielt haben dürfte. Die 
enormen Leistungssteigerungen von Computern und Mikrochips haben 
sich nicht erst seit den 1 990er Jahren in rasant fal lenden Preisen der 
Computerhardware und deren Komponenten niedergeschlagen. Waren 
d iese in den Jahren von 1 97 4 bis 1 995 bereits um jährlich rund 1 5  vH gefal­
len , hat sich der Preisrückgang zwischen 1 996 und 1 999 noch weiter auf 
knapp 30 vH pro Jahr beschleunigt. Aufgrund dieser Entwicklung ist gerade 
in den letzten Jahren die Attraktivität, in Computerhardware zu investieren, 
für viele US-Unternehmen stark gestiegen. 17 ln Verbindung mit der zugleich 
voranschreitenden Liberalisierung und Deregul ierung in wichtigen Anwen­
dersektoren der neuen IKT haben sich die IKT-Investitionen im Laufe der 
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1 990er Jahre in den USA signifikant erhöht. 18 Viele Unternehmen haben 
folgl ich den teureren Faktor Arbeit durch bil l igere und leistungsfähigere 
Computer und andere IKT-Ausrüstungsgüter substitu iert und so zum An­
stieg der gesamtwirtschaftl ichen Arbeitsproduktivität beigetragen. 

Als dritter und umstrittenster Wirkungskanal gelten d ie positiven Netz­
werk- und Spi//over-Effekte der neuen IKT. Mit ihrer zunehmenden Verbrei­
tung war und ist d ie Vorstellung verbunden, diese würden in den Anwender­
sektoren aufgrund ihrer Netzwerkeigenschaften zu "investitionsunabhängi­
gen" Effizienzsteigerungen führen, da der Wert und Nutzen einer Netzwerk­
technologie für ein einzelnes Unternehmen steigt, je mehr Unternehmen 
diese ebenfalls anwenden. 19 Im Zuge des zunehmenden Aufbaus vernetz­
ter Strukturen innerhalb sowie zwischen Unternehmen ergeben sich in vie­
len Bereichen neue Möglichkeiten, die Wertschöpfungsprozesse effizienter 
auszugestalten. Als prominentestes Beispiel gi lt der Beschaffungsbereich, 
wo beispielsweise durch die Umstel lung der Zuliefererstrukturen auf das 
Internet (Supply-Chain-Management) oder durch die Verringerung der ko­
stenaufwendigen Lagerhaltung im Zuge der Einführung von Just-in-time­
Liefersystemen in erheblichem Umfang Kosten gespart werden können.20 
Al lgemein wird auch davon ausgegangen, daß die zunehmende Nutzung 
der neuen IKT in allen Märkten zu mehr Markttransparenz und einer Verrin­
gerung der Markteintrittsbarrieren führt und so den Wettbewerbsdruck für 
alle Unternehmen erhöht. 

Die Verringerung der Such-, I nformations- und Transaktionskosten sowie 
die prognostizierten Netzwerkeffekte müßten sich in einem Anstieg der 
Wachstumsrate der totalen Faktorproduktivität gerade auch in den Unter­
nehmen und Branchen, welche die neuen IKT intensiv nutzen, niederschla­
gen. Die aktuellen empirischen Studien l iefern für diesen dritten und für die 
Gültigkeit der New Economy-These wichtigsten Wirkungskanal nur wenig 
wirklich überzeugende Anhaltspunkte. Zwar kommen einige von ihnen zu 
dem Ergebnis, daß sich das Wachstum der totalen Faktorproduktivität nicht 
nur im IKT-Sektor, sondern auch in anderen Bereichen der US-Wirtschaft 
im Laufe der 1 990er Jahre beschleunigt hat. I nwieweit dies aber tatsächlich 
auf die positiven Wirkungen der neuen IKT und nicht auch auf andere tech­
nologische sowie nicht-technologische Faktoren zurückzuführen ist, konnte 
zumindest bisher aufgrund methodischer Schwierigkeiten und von 
Maßproblemen - die totale Faktorproduktivität in den Anwendersektoren 
wird im Rahmen des zumeist zur Anwendung kommenden Growth­
Accounting-Ansatzes als Residuum ermittelt - nicht eindeutig geklärt wer­
den. 

Mit am pessimistischsten sieht Gordon die Bedeutung der neuen IKT. Der 
Computer und auch das Internet werden sich seiner Meinung nach in öko­
nomischer Hinsicht nicht als so revolutionär und bedeutsam erweisen, wie 
viele New Economy-Euphoriker heute immer noch meinen.21 Vielmehr sei 
der größte Nutzen der Computertechnologien bereits in den zurückliegen­
den Jahren erzielt worden. Weitere IKT-Investitionen würden nur noch mit 
sinkenden Skalenerträgen einhergehen. Aufgrund der knappen Zeit und be-
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grenzter finanzieller Mittel der privaten Haushalte würden der PC und das 
Internet nur andere Formen der Unterhaltung und Informationsbeschaffung 
substitu ieren. Ein Großteil der I nvestitionen in Websites und IKT-Infrastruk­
tur sei bloß Mittel im Kampf der Anbieter um Marktanteile und nicht Mittel zur 
Marktausweitung. So zwinge beispielsweise d ie Konkurrenz durch Amazon 
traditionelle Buchhandlungen wie Barnes and Noble ebenfalls im Internet 
präsent zu sein ,  um Substitutionsprozesse zu ihren Lasten zu vermeiden. 
Wegen der damit verbundenen deutlich höheren Kosten einer "click and 
morlar'-Organisation sei der Beitrag des Internats zur Produktivitätssteige­
rung jedoch deutlich geringer als derjenige zur Erhöhung des Konsu­
mentennutzens. Zudem seien neue Produkte, die auf den IKT basieren und 
weitere Wachstumsimpulse generieren, nicht zu erwarten. I nsgesamt wür­
den die neuen IKT deshalb zu keiner längerfristigen wirtschaftl ichen Auf­
schwungphase ähnlich einem Kondratieff-Zyklus führen. Mit dem nächsten 
Konjunkturabschwung erwartet Gordon vielmehr einen deutlichen Rück­
gang in der Wachstumsrate der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsproduktivi­
tät. 

Tatsächlich ist es eine empirisch erhärtete Tatsache, daß d ie Produktivi­
tätssteigerungsrate einen stark prozyklischen Verlauf aufweist. Da sich die 
USA zwischen 1 991  und 2000 in einer wirtschaftlichen Aufschwungphase 
befanden , erscheint es vielen Beobachtern gerechtfertigt, einen Teil der 
Produktivitätsbeschleunigung auf konjunkturelle Faktoren zurückzuführen. 
Gordon vertritt beispielsweise die Auffassung, daß rund 0,6 vH-Punkte des 
nach 1 995 zu beobachtenden höheren gesamtwirtschaftl ichen Produktivi­
tätswachstums allein auf dem Einfluß des Konjunkturzyklus und nicht auf 
strukturellen Veränderungen in den Angebotsbedingungen der Wirtschaft 
basieren. Den Beitrag der zyklischen Komponente genauer zu quantifizie­
ren, stellt jedoch zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine kaum zu lösende Auf­
gabe dar, da der Konjunkturzyklus zumindest bisher immer noch nicht ab­
geschlossen erscheint. Gordons spezifisches Vorgehen bei der Heraus­
rechnung des konjunkturellen Einflusses auf die Produktivitätsdaten ist da­
her eher wil lkürl ich und somit auch n icht frei von Kritik.22 So schätzt bei­
spielsweise der CEA den Beitrag der zyklischen Komponente zum Produk­
tivitätswachstum in der zweiten Hälfte der 1 990er Jahre nur auf 0,04 Pro­
zentpunkte, den Beitrag struktureller Faktoren dagegen auf knapp 1 ,6 Pro­
zentpunkte.23 Dies begründet er insbesondere damit, daß die Produktivi­
tätsbeschleunigung recht spät - lange nach der Rezession von 1 990/1 991 
- zu einem Zeitpunkt stattgefunden hat, zu dem die Wirtschaft bereits eine 
hohe Auslastung der Produktionsfaktoren aufwies. 24 

Neben dem Problem der Bereinigung der Datenreihen um den konjunktu­
rellen Einfluß mögen auch Maßprobleme sowie Zeitverzögerungen als Er­
klärung für das Ausbleiben eines meßbaren Anstiegs im Produktivitäts­
wachstum in einigen IKT-intensiven Branchen und Unternehmen herhal­
ten.25 Mit am stärksten haben viele Dienstleistungsunternehmen in die neu­
en IKT investiert26 - rund 70 vH aller IKT-Produkte werden an den Groß- und 
Einzelhandel , das Finanz- und Versicherungsgewerbe und den Telekom-
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munikationssektorverkauft.27 Gerade die FIRE-Branchen (finance, insuran­
ce, real estate) lagen aber zumindest bis vor kurzem bei der Produktivitäts­
entwicklung am weitesten zurück.28 Triplett weist hier darauf h in ,  daß die 
Verwendung von fehlerhaften Preisdeflatoren oder auch ein unzureichen­
des Konzept zur Outputmessung oftmals zu einer Unterschätzung der 
Wertschöpfung in vielen Unternehmen des Dienstleistungssektors geführt 
haben.29 Darüber hinaus heben Bosworth und Triplett die Tatsache hervor, 
daß im Zuge der zunehmenden Nutzung der neuen IKT viele neue Output­
formen entstanden sind, die jedoch im Rahmen der konventionellen Meß­
methoden nicht richtig erfaßt werden können.30 Diesen Problemen sind in 
jüngerer Zeit eine Reihe von empirischen Studien auf Unternehmens- und 
Branchenebene nachgegangen. Sie liefern nunmehr eindeutig positive Er­
gebnisse hinsichtlich der Effizienz- und Produktivitätswirkungen der neuen 
IKT. Auch in Dienstleistungsunternehmen lassen sich immer häufiger über­
durchschnittl iche Effizienzsteigerungen beobachten. Die Produktivitätsef­
fekte scheinen davon abzuhängen, wie die neuen IKT-Ausrüstungsgüter mit 
weiterem Sach- und Humankapital kombiniert werden. So konnten ihren 
Ausführungen zufolge Unternehmen, die bis in jüngerer Zeit beträchtlich in 
die neuen IKT investiert haben, in den letzten Jahren signifikante Pro­
duktivitätsgewinne erzielen, wenn sie deren Implementierung mit einer ra­
schen Unternehmensrestrukturierung und auch mit Investitionen in das 
Humankapital der Mitarbeiter verbunden haben. Insbesondere eine stärker 
dezentrale Unternehmensorganisation sowie höherqualifizierte Arbeitskräf­
te scheinen somit wichtige komplementäre, intangible Produktionsfaktoren 
darzustellen, ohne die das wahre Potential der neuen IKT nicht genutzt wer­
den kann.31 I nsgesamt scheint der positive Einfluß der IKT auf die Pro­
duktivitätsentwicklung von Unternehmen im Laufe der Zeit zugenommen zu 
haben, was ebenfalls darauf hindeutet, daß zunächst umfangreiche Um­
strukturierungen notwendig waren.32 

Gleiches dürfte auch auf gesamtwirtschaftlicher Ebene gelten.33 Gerade 
die branchenübergreifende Diffusion der neuen IKT erfordert erhebliche Zeit 
und Kosten. Gordons Kritik, die neuen IKT wären keine Basisinnovation, 
muß vor dem Hintergrund der historischen Erfahrungen als voreilig gelten, 
da sich auch in früheren industriellen Revolutionen die positiven Wirkungen 
neuer Basistechnologien zunächst nur auf einige wenige Sektoren konzen­
trierten und erst allmählich auf andere Wirtschaftszweige übergriffen.  Gor­
don unterschätzt möglicherweise auch d ie Bedeutung weiterer wichtiger 
neuer Technologien wie beispielsweise die Bio- und Gentechnologie oder 
die Mobilfunktechnologie. Diese wären ohne günstige und leistungsstarke 
digitale I nformationsverarbeitungskapazitäten nicht möglich gewesen. Sie 
können daher durchaus als Folgeinnovationen der neuen IKT angesehen 
werden, deren schwarmweises Auftreten in Zukunft ein hohes Produktivi­
täts- und Wirtschaftswachstum erwarten lassen.  

Obwohl eine zunehmende Anzahl an Studien Belege dafür l iefert, daß die 
Verbreitung und Anwendung der neuen IKT nun auch in Unternehmen außer­
halb des IKT-Sektors zu Effizienzgewinnen geführt hat,34 bleibt doch zum 
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gegenwärtigen Zeitpunkt immer noch offen, ob es sich h ierbei tatsächl ich 
um erste Anzeichen längerfristig wirkender Netzwerk- und Spillovar-Effek­
te oder doch nur um einmalige Produktivitätsgewinne handelt. Gerade die 
aus dem Internet und der zunehmenden Vernetzung zu erwartenden Pro­
duktivitätseffekte scheinen nicht zuletzt aufgrund des noch jungen Alters 
dieser Technologie noch nicht realisiert worden zu sein .  Die OECD erwar­
tet z.B. erst in den nächsten Jahren signifikante Kosteneinsparungen und 
Produktivitätssteigerungen von bis zu 30 vH im Zuge der zunehmenden An­
wendung des lnternets.35 

Die beeindruckende wirtschaftliche Dynamik in den USA in den zurücklie­
genden Jahren scheint vielmehr neben dem rasanten technischen Fort­
schritt im IKT-Sektor zu einem Großteil auf dem IKT-Investitionsboom zu 
basieren. Dessen Beitrag dürfte sich aber wieder verringern, sollte sich die 
Geschwindigkeit des technischen Fortschritts im Bereich der neuen IKT 
verlangsamen ; die Bereitschaft der US-amerikanischen Unternehmen , in 
neue IKT-Kapitalgüter zu investieren, zurückgehen; oder Netzwerk- und 
Spillovar-Effekte auch in Zukunft n icht stärker zum Tragen kommen. Gera­
de Kritiker der New Economy-These weisen dabei immer wieder zu Recht 
darauf hin ,  daß der rasante IKT-Kapital intensivierungsprozeß der letzten 
Jahre zu einem wesentl ichen Teil auf zwar positive, aber nur kurzfristig wir­
kende Angebotsschocks zurückgeführt werden kann.  Hierbei wird insbe­
sondere auf die im Vergleich zu anderen OE CD-Staaten expansive Zinspo­
litik der US-amerikanischen Notenbank, auf den rasanten Anstieg der Akti­
enkurse und des Vermögens im Zuge der New Economy-Euphorie sowie 
auf den markanten Rückgang der Sparquote der privaten Haushalte verwie­
sen.  Tatsächlich dürften sich all d iese Faktoren positiv auf die gesamtwirt­
schaftliche Nachfrage der privaten Haushalte und Unternehmen ausgewirkt 
und entscheidend zum IKT-Investitionsboom beigetragen haben. Die Ver­
schlechterung der makroökonomischen Rahmenbedingungen im Laufe 
des Jahres 2000 hat denn auch gegen Ende des Jahres in den USA zum 
Wachstumseinbruch geführt. Als Folge hiervon hat sich die IKT-Investitions­
bereitschaft US-amerikanischer Unternehmen stark reduziert. I nsbesonde­
re der High-Tech-Sektor scheint immer mehr auf IKT- und andere Investi­
tionen zu verzichten,  um erst einmal den gewaltigen Kapitalstock zu ver­
dauen, der sich in den zurückliegenden Jahren aufgebaut hat. Dies mag 
zugleich auch negative Folgen für die technologische Dynamik im IKT -Sek­
tor haben. 

Damit bleibt fraglich, ob die hohen Produktivitätssteigerungsraten der 
Jahre 1 996 bis 2000 nur ein temporäres, zyklisches Phänomen , d ie 
Aufschwungphase einer fünften langen Kondratieff-Welle oder gar den Be­
ginn eines neuen, auch längerfristig steileren Wachstumspfads widerspie­
geln. Aufgrund des noch recht kurzen Beobachtungszeitraums, aber auch 
aufgrund der weiterhin bestehenden statistischen Meß- und Erfassungs­
probleme, 36 scheint zum gegenwärtigen Zeitpunkt eher Zurückhaltung an­
gebracht. Aus deutscher Sicht bleibt dennoch festzuhalten,  daß bereits 
eine Art New Economy-Effekt, insbesondere in Gestalt einer längeren Pha-
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se mit höherem Wirtschaftswachstum, wie er sich in den letzten Jahren in 
den USA gezeigt hat, wünschenswert wäre. 

4. Die Diskussion um das Solowsche Produktivitätsparadoxon 

in den USA 

Trotz aller New Economy-Euphorie darf nicht übersehen werden, daß sich 
die Produktivitätsentwicklung in den USA lange Zeit nicht so darstellte, wie 
dies vor dem Hintergrund der seit den 1 970er Jahren scheinbar stattfinden­
den High-Tech-Revolution allgemein erwartet worden war. Das Produktivitäts­
wachstum erwies sich vielmehr bis in die erste Hälfte der 1 990er Jahre hin­
ein als außerordentlich träge: Die Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität im 
Unternehmenssektor (ohne Landwirtschaft) lag in den Jahren zwischen 1 973 
und 1 995 nur bei rund 1 ,4 vH, die der totalen Faktorproduktivität sogar nur bei 
0,35 vH.37 Ähnlich wie in Deutschland in den 1990er Jahren hatte man in den 
USA in den 1 980er Jahren erwartet, daß der zunehmende Einsatz der neu­
en Technologien zu einer spürbaren Beschleunigung des gesamtwirtschaft­
lichen Produktivitäts- und Wirtschaftswachstums führen würde.38 Der in den 
Unternehmen sichtbare Einsatz von Computern und deren Zubehör - zwi­
schen 1 980 und 1 994 investierten US-amerikanische Unternehmen rund 630 
Milliarden inflationsbereinigte Dollar in IKT-Kapitalgüter39 - schlug sich in den 
offiziellen Produktivitätsstatistiken jedoch nicht nieder.40 Zwar kamen einige 
empirische Studien zu dem Ergebnis, daß einzelne Unternehmen oder auch 
einzelne Branchen mit Hilfe von IKT-Investitionen ihre Effizienz steigern konn­
ten.41 Diesen standen jedoch zeitgleich etliche andere Studien gegenüber, die 
anhand einzelwirtschaftlicher Daten keinen oder gar einen negativen Zusam­
menhang zwischen der IKT-Investitionstätigkeit und der Produktivitäts­
entwicklung herausfanden.42 I nsbesondere viele Dienstleistungsbranchen, 
allen voran Unternehmen aus den erwähnten FIRE-Branchen, die mit am in­
tensivsten in die neuen IKT investiert hatten, wiesen keine Produktivitäts­
beschleunigung auf. 

Gänzlich unberührt von dieser kontroversen Diskussion bl ieb das Pro­
duktivitätsrätsel auf gesamtwirtschaftlicher Ebene bestehen. Die al lgemei­
ne Situation widersprach damit auch den Aussagen der traditionellen neo­
klassischen Wachstumstheorie sowie der Neuen Wachstumstheorie, d ie 
zusammen die besondere Bedeutung des technischen Fortschritts sowie 
der Investitionen als dessen Ursache und Träger für die gesamtwirtschaft­
liche Produktivitätsentwicklung betonen.43 Viele Güter aus dem Bereich der 
neuen IKT sind zudem durch positive Externalitäten gekennzeichnet, wie 
sie gerade in der Neuen Wachstumstheorie diskutiert werden. Eine Reihe 
von Ökonomen hatten sich deshalb zum Ziel gesetzt, diesem als Solow­
sches Produktivitätsparadoxon bekannt gewordenen Phänomen genauer 
nachzugehen. Im Zentrum stand der Versuch zu klären, worin die Ursachen 
für die deutliche Lücke zwischen den neuen, nach allgemeiner Auffassung 
gar revolutionären technologischen Möglichkeiten und dem nur langsamen 
Produktivitätsfortschritt liegen könnten.44 
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Für das Ausbleiben höherer Wachstumsraten der gesamtwirtschaftl i­
chen Produktivität wurden von vielen Ökonomen zunächst statistische 
Erfassungs- und Meßfehler verantwortlich gemacht. Die bei der Erstellung 
der Preis-, Produktions- und Produktivitätsstatistiken zur Anwendung kom­
menden Methoden würden immer weniger den Anforderungen der zuneh­
mend komplexer werdenden Wirtschaftsrealität genügen . I nsbesondere 
Qualitätsveränderungen,45 aber auch die zunehmende Produktvielfalt,46 
würden im Rahmen der traditionellen Meßmethoden nicht oder allenfalls nur 
unzureichend und oftmals mit erheblicher Zeitverzögerung statistisch 
erfasstY Dies habe zur Folge, daß bei vielen neuen Gütern die Preis­
komponente über- und die Mengenkomponente unterschätzt würde. Die 
Verwendung von fehlerbehafteten Preisdeflatoren führe deshalb häufig zu 
einer Unterschätzung des gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfort­
schritts.48 Der Dienstleistungssektor wäre dabei besonders von statisti­
schen Erfassungs- und Meßproblemen betroffen.49 Insbesondere hier wür­
den viele konzeptionelle Unzulängl ichkeiten zu einer fehlerhaften Bestim­
mung der I nput- und Outputgrößen führen und damit die Produktivitäts­
entwicklung zumeist nach unten verzerren. Da der Dienstleistungssektor 
im Laufe der letzten Jahrzehnte im Zuge des strukturellen Wandels hin zur 
Dienstleistungsgesellschaft an ökonomischem Gewicht h inzugewonnen 
hat, sei zudem derjenige Teil der ökonomischen Daten, der nur schlecht 
gemessen werden kann,  im Zunehmen begriffen.50 Insgesamt würden die 
offiziel len Produktivitätsstatistiken demnach nur ein Problem vortäuschen, 
wo in Wahrheit gar keines vorliegen würde. 51 

Zahlreiche empirische Studien , die sich mit dieser Behauptung näher be­
schäftigt haben, stellten fest, daß sich die Fehlerrate im Rahmen der Out­
put- und Produktivitätsmessung nicht zuletzt infolge des zunehmenden Ein­
flusses der neuen IKT im Laufe der Zeit erhöht hat. Die daraus resultieren­
den statistischen Verzerrungen könnten jedoch maximal nur ein Drittel bzw. 
0,5 vH-Punkte des seit den 1 970er Jahren zu beobachtenden Rückgangs 
des Produktivitätswachstums und folgl ich auch nur einen Teil des Solow­
sehen Produktivitätsparadoxons erklären.52 Letzteres schien demnach 
nicht nur eine reine statistische I l lusion, sondern zumindest zum Tei l  tat­
sächl ich auch ein reales Phänomen zu sein .  53 

Zu einem zweiten Erklärungsansatz lassen sich all diejenigen Argumen­
te zusammenfassen,  die darauf hinwiesen, die neuen Computertechnolo­
gien würden auf längere Sicht n icht zu nennenswerten Produktivitäts­
fortschritten beitragen.54 Die immensen IKT-Investitionen seien nicht selten 
auf Basis falscher und weit übertriebener Erwartungen und ohne fundierte 
Investitionsrechnungen getätigt worden. Viele Unternehmensmanager hät­
ten Investitionen in die neuen IKT oftmals nur als "öffentlichkeitswirksame 
Zwangsmaßnahmen" oder als "strategische Entscheidung" betrachtet und 
sich, zumal sie bei Fehlentscheidungen nicht mit Sanktionen zu rechnen 
hatten ,  keine genaueren Gedanken über deren tatsächl ichen ökonomi­
schen Nutzen gemacht. Dies hätte in vielen Fällen - begünstigt durch den 
rasanten Preisverfall - zu einer Überdimensionierung von IKT-Systemen 
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geführt. 55 Kapitalgüter erreichen nämlich nur dann das Maximum ihrer Pro­
duktivkraft, wenn sie voll ausgelastet sind.56 Aber selbst bei durchgängiger 
Nutzung könnten die neuen IKT nur wenig zum Produktivitätswachstum 
beitragen, da sie oftmals auch in Arbeitsbereichen zur Anwendung kommen 
würden, wo ihre Grenzproduktivität sehr n iedrig ist. 57 

ln d iesem Zusammenhang wurde immer wieder auch darauf h ingewie­
sen , daß sich das gesamtwirtschaftl iche Produktivitätswachstum als Ag­
gregat aus den einzelwirtschaftlichen Produktivitätskennzahlen ergibt. Ein 
einzelnes Unternehmen mag mit Hilfe von IKT-Investitionen seine Effizienz 
verbessern, dies möglicherweise jedoch nur zu Lasten anderer Unterneh­
men . Insbesondere bei konstantem Marktvolumen geht die IKT-bedingte 
Verbesserung der Wettbewerbs- und Gewinnsituation eines einzelnen Un­
ternehmens automatisch mit einer Verschlechterung der Wettbewerbs­
und Gewinnsituation bei anderen Unternehmen der Branche einher. Kann 
der Vorsprung des führenden Unternehmens aufgrund n iedriger techni­
scher Markteintrittsbarrieren von den Konkurrenten relativ einfach aufgeholt 
werden , kann unter Berücksichtigung der von allen aufzuwendenden IT­
Investitionskosten die gesamtwirtschaftliche Produktivität sogar sinken. Zu 
dauerhaften Produktivitätssteigerungen kommt es auf aggregierter Ebene 
dagegen nur dann,  wenn möglichst viele Unternehmen einer Branche die 
Vorteile der neuen Technologie gemeinsam nutzen und so eine Kastende­
gression erzielen können , oder aber wenn der Einsatz der neuen Techno­
logie mit einer Ausweitung des relevanten Marktes einhergeht. Entschei­
dend für die gesamtwirtschaftliche Produktivitätsentwicklung ist demnach 
d ie Art der durch die neuen IKT entstehenden Wettbewerbsvorteile. 
Brynjolfsson und Hitt kamen in einer Studie Anfang der 1 990er Jahre jedoch 
zu dem Ergebnis, daß bis dahin der Großteil der IKT-Anwendungen auf die 
Erlangung kurzfristiger Wettbewerbsvorteile und damit nur auf eine reine 
Redistribution der (Produktivitäts-)Gewinne zielte. 58 

Ein weiterer wichtiger Beitrag zur Klärung des Produktivitätsparadoxons 
wurde von einer Reihe von Ökonomen geliefert, die darauf hinwiesen, daß 
der über Jahre hinweg aufgebaute IKT-Kapitalstock auch Anfang der 1 990er 
Jahre im Vergleich zum gesamten Sachkapitalstock der US-Wirtschaft 
noch immer von recht geringer Größe war und allein schon deshalb nur 
einen geringen Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Produktivitäts- und 
Wirtschaftswachstum leisten konnte. 59 Da sich im Rahmen des in den em­
pirischen Studien zumeist zur Anwendung kommenden neoklassischen 
Growth-Accounting-Ansatzes der Beitrag der Computertechnologien zum 
Wirtschaftswachstum aus dem Produkt der Wachstumsrate des Com­
puterkapitalstocks und dessen Einkommensanteil am Volkseinkommen er­
gibt und letzterer in  erster Linie von der relativen Größe des Computer­
kapitalstocks bestimmt wird, hätten aufgrund des geringen Anteils der Com­
puteranlagen am Volkseinkommen auch weit höhere IT- Investitionsraten 
nicht zu nennenswert größeren Wachstumsbeiträgen geführt. Auch der 
Versuch, den Computer-Sachkapitalstock durch Einbeziehung weiterer 
IKT-Komponenten, wie zum BeispieT der Computersoftware, breiter zu de-
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finieren, oder die von einigen Autoren getroffene Annahme, daß der Einsatz 
von IKT-Kapitalgütern mit positiven externen Erträgen in Form von Spillovar­
Effekten oder /eaming-by-doing-Effekten verbunden sei ,  was zu überdurch­
schnittlichen Ertragsraten der IKT-Kapitalgüter führen würde, bewirkte kei­
ne signifikanten Veränderungen .60 l n  allen Fällen erwies sich der Anteil der 
neuen IKT am gesamten Sachkapitalstock schlicht als zu klein, so daß bei­
spielsweise Oliner und Sichel letztlich zu dem Schluß kamen ,  daß es kein 
Produktivitätsrätsel geben würde, sondern nur unrealistische, weil viel zu 
hoch gegriffene Erwartungen. 51 

Eine Reihe weiterer Autoren sah temporäre Wirkungsverzögerungen als 
zentrale Ursache für das Ausbleiben sign ifikanter Produktivitätseffekte. l n  
Anlehnung an  d ie auf Kondratieff und Schumpeter zurückgehende Theorie 
langer Wellen62 stellen die neuen IKT dieser Sichtweise zufolge eine Basis­
innovation dar, die als Querschnittstechnologie alle wirtschaftlichen und ge­
sellschaftl ichen Bereiche durchdringt. Sie bedingt einen tiefgreifenden struk­
turellen Wandel, in dessen Verlauf sich ein neuer technologischer Stil in der 
Wirtschaft etabliert. Sie bergen zugleich ein enormes Produktivitäts­
steigerungspotential in sich und stellen die zentrale Triebfeder langanhal­
tender wirtschaftlicher Aufschwünge dar. Doch nicht eine Basisinnovation 
selbst setzt einen langfristigen Wachstumsprozeß in Gang, sondern erst 
ihre Anwendung und Diffusion im Wirtschaftssystem.  Im Zuge dieses 
Ausbreitungsprozesses gilt es, aufgrund von technologischen und organi­
satorischen Komplementaritäten und intersektoralen Abhängigkeiten eine 
ganze Reihe von Anpassungs- und Koordinationsproblemen zu lösen so­
wie Beharrungskräfte im sozialen und institutionellen Umfeld zu überwin­
den . Zugleich entscheiden aber auch die mikro- und makroökonomischen 
Rahmenbedingungen über den konkreten Verlauf des Diffusionsprozesses. 
Ein wirtschaftl icher Aufschwung setzt sich dabei so lange fort, bis das Po­
tential der Basisinnovation bzw. des jeweils vorherrschenden technologi­
schen Stils zur Steigerung der Produktivität erschöpft ist und aufgrund von 
Sättigungstendenzen die Investitionsanreize in der Volkswirtschaft erlah­
men. Hieran schl ießt sich eine wirtschaftliche Abschwungphase an, in der 
wieder neue Basisinnovationen entwickelt werden, die den Keim eines neu­
erlichen langanhaltenden wirtschaftlichen Aufschwungs in sich bergen .63 
Insgesamt vollzieht sich damit die wirtschaftliche Entwicklung von Industrie­
staaten in langen Wachstumswellen , die den Vertretern dieser Theorie zu­
folge jeweils ungefähr ein halbes Jahrhundert andauern. 64 

Die späten 1 970er, die 1 980er und die frühen 1 990er Jahre stellten nach 
dieser Sichtweise eine technologische Übergangsphase bzw. die "Traver­
se" von einem alten zu einem neuen techno-ökonomischen Paradigma dar, 
d ie einerseits durch das Auslaufen des Entwicklungs- und Wachstumspo­
tentials älterer Basisinnovationen und der Ära der Massenproduktion 
("Fordism") sowie andererseits durch das erst noch zögerliche Auftreten 
neuer Basisinnovationen und der Ära der Mikroelektronik und Computer­
netzwerke gekennzeichnet war. Alle Unternehmen und Branchen mußten 
zunächst einen längeren Lern- und Anpassungsprozeß durchlaufen und 
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erste Erfahrungen mit der neuen Basisinnovation , den IKT, sammeln. l n  der 
frühen "Konstruktions- und lnstallationsphase" des neuen techno-ökonomi­
schen Paradigmas hätten alle Unternehmen mit erheblichen lnformations­
asymmetrien, vielen Koordinationsproblemen sowie Unsicherheiten hin­
sichtlich der weiteren technologischen Entwicklung - aufgrund mangelnder 
Standardisierung können sich schnell technologische Veränderungen und 
Neuerungen ergeben ,  die erst kurz zuvor getätigte Investitionen schnell ob­
solet erscheinen lassen65 - zu kämpfen, so daß anfangs nur wenige Unter­
nehmen mit den neuen IKT experimentierten, was den Diffusionsprozeß 
weiter verzögert hätte. Die Implementierung der neuen Basisinnovation 
würde zudem weitere umfangreiche Investitionen in den F&E-Bereich , in die 
Entwicklung neuer Unternehmensorganisationen und technologiespezifi­
sche Infrastrukturen,  aber auch in neues komplementäres Humankapital 
der Arbeitskräfte erfordern . Die anfängl ich hohen Lern- und I mplemen­
tierungskosten der neuen Basisinnovation hätten daher deren Erträge zu­
nächst bei weitem überstiegen , was sich in den offiziellen Statistiken 
zwangsläufig in einer Verringerung des gesamtwirtschaftl ichen Produktivi­
täts- und Wirtschaftswachstums niedergeschlagen hätte.66 Mittelfristig kön­
ne aber im Zuge der Überwindung der vielfältigen Anpassungs- und Koordi­
nationsprobleme, mit der voranschreitenden Diffusion der neuen IKT sowie 
mit der Realisierung positiver Lerneffekte wieder mit höheren Produktivitäts­
und Wachstumsraten gerechnet werden. 

Letztlich wurde in  der Literatur immer wieder darauf hingewiesen, daß 
andere Faktoren das gesamtwirtschaftliche Produktivitätswachstum ge­
dämpft und damit die durchaus vorhandenen produktivitätssteigernden 
Wirkungen der neuen IKT (über-)kompensiert haben könnten.67 Genannt 
wurden hier beispielsweise die negativen Folgen der beiden Ölpreis­
schocks, einer restriktiven Geldpolitik und des Verharrungsvermögens von 
lnteressenverbänden68 auf die I nvestitionstätigkeit der Unternehmen und 
damit auf die einzelwirtschaftlichen Entscheidungen, neuen technischen 
Fortschritt zu generieren und d iesen in Form neuer Kapitalgüter in den 
Produktionsprozess zu implementieren, aber auch eine unzureichende 
Investitionstätigkeit der öffentlichen Hand sowie ein allgemein sinkendes 
Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte. Darüber h inaus wurde auch zu be­
denken gegeben, daß das in den USA im Vergleich zu anderen westl ichen 
Industriestaaten niedrigere Produktivitätswachstum nur die Kehrseite der 
günstigen Beschäftigungsentwicklung darstellen würde. Der Erfolg bei der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in den USA in den 1 980er Jahren sei zu 
einem wesentlichen Tei l  auf eine Ausweitung haushaltsnaher und wenig 
produktiver Dienstleistungen zurückzuführen, deren starke Zunahme die 
gesamtwirtschaftliche Wachstumsrate der Produktivität nach unten gezo­
gen hätte. Dem im Vergleich zu den USA in vielen europäischen Staaten zu 
beobachtenden "Produktivitätswunder'' stehe demnach das US-amerikani­
sche "Job-Wunder'' gegenüber.69 

Die Vielzahl an potentiellen Lösungsansätzen zeigt, daß das Solowsche 
Produktivitätsparadoxon lange Zeit ein komplexes Phänomen darstellte, das 
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n icht ohne weiteres gelöst werden konnte. Zusammenfassend läßt sich 
dennoch festhalten, daß die neuen IKT auch in den USA Anfang der 1 990er 
Jahre noch nicht das ökonomische Gewicht hatten, um einen signifikanten 
Einfluß auf das gesamtwirtschaftliche Produktivitäts- und Wirtschafts­
wachstum auszuüben . Zwar hatte d ie Entwicklung des Computers bereits 
in den 1 940er Jahren begonnen; nach allgemeiner Auffassung hat sich das 
sogenannte Computer- und Informationszeitalter aber erst im Laufe der 
1 970er Jahre langsam zu entwickeln begonnen. Auch wurde lange Zeit mit 
den Potentialen der neuen IKT nicht richtig umgegangen. Computer und 
computergesteuerte Produktionsprozesse kamen häufig zunächst nur iso­
l iert und punktuell zur Anwendung (PC auf dem Schreibtisch, einzelne 
CNC-Werkzeuge). Nach al lgemeiner Auffassung läßt sich das wahre 
Produktivitätssteigerungspotential des Computers aber erst im Zuge des 
Auf- und Ausbaus vernetzter Strukturen und der Anpassung der Unterneh­
mens- und Wirtschaftsstrukturen an den neuen technologischen Stil real i­
sieren. 70 Dies war aber Anfang der 1990er Jahre noch nicht der Fall. Die Ver­
schmelzung der Informations- mit den modernen Kommunikationstechno­
lagien hat vielmehr erst im Laufe der 1 990er Jahre richtig begonnen . Insge­
samt ist es deshalb nicht verwunderl ich , daß sich d ie neuen IKT lange Zeit 
nicht in den gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsstatistiken widerspiegel­
ten. 

Mit dem Phänomen der New Economy in Gestalt höherer Produktivitäts­
steigerungen scheint zumindest in den USA nach Meinung vieler Beobach­
ter das Solowsche Produktivitätsparadoxon spätestens seit Ende des Jah­
res 1 995 überwunden zu sein .71 Wiewohl auch diesbezügl ich noch viele 
Fragezeichen bestehen, scheint sich im Gegensatz zu den Entwicklungen 
in den USA die New Economy in Deutschland noch nicht einmal ansatzwei­
se, geschweige denn in der gesamten Breite und Tiefe durchgesetzt zu ha­
ben.72 Sowohl im Hinblick auf die Höhe als auch bezüglich der Konstanz der 
Wachstumsraten konnte die Wirtschaftsentwicklung in Deutschland in den 
letzten Jahren nicht mit derjenigen in den USA mithalten. Da d ie neuen IKT 
in der Vergangenheit auch in deutschen Unternehmen Einzug gehalten ha­
ben,  stellt sich d ie Frage, worin d ie Ursachen für das Ausbleiben eines New 
Economy-Effektes in Deutschland l iegen? Ist d iese Situation ebenfalls als 
ein Produktivitätsrätsel zu charakterisieren, das sich nur schwer lösen läßt, 
oder lassen sich bei genauerem Hinsehen doch plausible Erklärungsan­
sätze finden? Was ist aus den Erfahrungen der USA zu lernen? 

5. Wo bleibt die New Economy in der Bundesrepublik 

Deutschland? 

Das Fehlen eines meßbaren New Economy-Effekts in Deutschland mag 
zunächst auf statistische Meßfehler und Erfassungsprobleme zurückzu­
führen sein .  Um die rasanten Qualitätsverbesserungen insbesondere im 
Bereich der neuen IKT- und anderer High-Tech-Produkte besser und voll­
ständiger zu erfassen, greift das US-amerikanische Bureau of Labor Sta-
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tistics (BLS) seit dem Jahr 1 996 n icht mehr auf konventionell ermittelte 
Preisdeflatoren zurück, sondern es kommt seither der sogenannte "he­
donische" Preisindex zur Anwendung. Bei der Ermittlung dieses Indizes 
werden dem einzelnen Produkt eine ganze Reihe weiterer, zumeist techni­
scher Merkmale expl izit zugewiesen,  bei Computern beispielsweise Verän­
derungen in der Prozessorgeschwindigkeit oder der Speicherkapazität. Im 
Anschluß daran wird für jede einzelne dieser Computerkomponenten mit 
Hilfe von Regressionsanalysen ein Preis ermittelt. Der hedonische Preisin­
dex für das gesamte Produkt ergibt sich dann als Durchschnittspreis aus 
den impliziten Preisen der einzelnen Produktmerkmale. Diese Vergehens­
weise hat erhebliche Folgen für das offiziell ausgewiesene Produktivitäts­
wachstum.73 Aufgrund der Deflationierung mit einem negativen Preisindex 
- die Preise für Computer und dessen Komponenten sind in den US-Stati­
stiken unter Anwendung des hedonischen Preisbereinigungsverfahrens in 
den 1 990er Jahren um rund 80 vH gefallen - erhält die Mengenkomponente 
bei nominalen Outputveränderungen ein überdurchschnittliches Gewicht. 
Die realen Outputsteigerungen des IKT-Sektors liegen weit über den nomi­
nalen Werten .  Tatsächlich läßt sich anhand der Produktivitätsstatistik der 
USA denn auch gerade im Jahr 1 996 ein außerordentlich großer Sprung im 
Wachstum der totalen Faktorproduktivität des IKT-Sektors feststellen. All­
gemein hätte man einen weit sanfteren Anstieg erwarten dürfen,  da die 
neuen IKT bereits seit Jahren produziert und genutzt wurden. 

ln Deutschland werden Qualitätsverbesserungen zwar ebenfal ls in den 
Preisstatistiken berücksichtigt, dies jedoch nach einem anderen, eher kon­
ventionellen und weit weniger transparenten Verfahren.74 Bis heute weigert 
sich das Statistische Bundesamt den hedonischen Preisindex anzuwen­
den. Folglich ergibt sich in den bundesdeutschen Statistiken ein deutlich 
langsamerer Rückgang der Preise vieler IKT-Produkte. Dies hat unweiger­
l ich Auswirkungen auf das offiziell ausgewiesene reale I nvestitions- und 
Wirtschaftswachstum. Die Deutsche Bundesbank kommt z.B. zu dem Er­
gebnis, daß sich die realen Aufwendungen für IT-Ausrüstungen in Deutsch­
land auf Basis US-amerikanischer Preisbereinigungsmethoden zwischen 
1 991  und 1 999 um jährlich 27,5 vH erhöht hätten, gegenüber nur 6 vH nach 
nationaler amtlicher Statistik.75 Wiewohl die Preisbereinigung mit Hilfe des 
hedonischen Ansatzes heftig umstritten isF6 - fragl ich ist, inwieweit die 
technologische Leistungsfähigkeit von Computern auch ihren tatsächlichen 
ökonomischen Wert und Nutzen im Wirtschaftssystem widerspiegelt -, 
muß doch festgestellt werden, daß die weit geringere Berücksichtigung von 
Qualitätsveränderungen in den neuen IKT- und anderen High-Tech-Gütern 
in den deutschen Statistiken in diesen Bereichen eher zu einer Unterschät­
zung der Mengenkomponente und damit auch der Produktivitätsentwick­
lung geführt haben dürfte.77 

Verzerrungen infolge einer unzureichenden Berücksichtigung von Qua­
litätsveränderungen können den Rückstand Deutschlands im Produktivi­
tätswachstum jedoch nicht vollständig erklären. Da die Produktivitäts­
beschleunigung in den USA in der zweiten Hälfte der 1 990er Jahre zu einem 
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wesentlichen Teil auf den rasanten technischen Fortschritt im  IKT-Sektor 
sowie auf den IKT-Kapitalintensivierungsprozeß zurückzuführen ist, mag 
ein genauerer Blick auf diese Bereiche lohnenswert sein .  Obwohl statisti­
sche Unzulängl ichkeiten eine korrekte Datenerfassung erschweren/8 
scheint doch das allgemeine Bild zuzutreffen, daß Deutschland wie viele 
andere EU-Staaten sowohl in der Produktion wie auch in der Nutzung der 
neuen IKT weit hinter den USA zurückliegt. Zwar sind auch in Deutschland 
der Markt für IKT-Produkte und der Output des IKT-Sektors in den letzten 
Jahren deutlich schneller gewachsen als das Bruttoinlandsprodukt, in den 
USA hat sich der IKT-Sektor dennoch weit besser entwickelt, so daß sich 
der Abstand zwischen Deutschland und den USA in diesem Bereich in den 
letzten Jahren weiter vergrößert haU9 Deutschland liegt insbesondere in 
der Produktion von IT-Hardware zurück. Auf diesem Gebiet dominieren gro­
ße US-amerikanische Unternehmen. Darüber h inaus wurde im Laufe der 
1 990er Jahre in den USA eine ganze Reihe von kleinen technologie­
basierten Unternehmen gegründet, in denen ebenfalls viele I nnovationen 
aus dem Bereich der lnformationstechnologien entstehen.80 Letztere sind 
ein ständiger Quell an technologischen Durchbrüchen und Neuerungen und 
führen so dazu, daß sich die bereits seit längerem existierenden größeren 
Unternehmen einem ständigen Wettbewerbsdruck ausgesetzt sehen. Eine 
vergleichbare Dynamik an Unternehmensneugründungen hat es dagegen 
in der Bundesrepublik Deutschland n icht gegeben, Netzwerk- und Ag­
glomerationsvorteile konnten somit weniger real isiert werden. Der IKT-Sek­
tor hat in Deutschland insgesamt ein weit geringeres ökonomisches Ge­
wicht, so daß er bisher auch weit weniger zum Produktivitätswachstum bei­
tragen konnte. 81 Nachfolgende Tabelle gibt hierzu einen Einbl ick. 82 

Tabelle 2: IKT-Sektor (Antei l  am BIP) 

1 995 1 996 1 997 1998 1 999 
1 995-99 

Wachstum p.a.  

BRD 3,4 3,3 3,6 3,7 3,9 5, 1 

USA 5,3 5,5 6 ,1  6,4 6,8 12 ,9 
Quelle: Europäische Kommission (2000c) 

Das Ausbleiben eines New Economy-Effekts in der Bundesrepubl ik 
Deutschland läßt sich zu einem wesentlichen Tei l  auch auf eine weit schwä­
chere IKT-Investitionstätigkeit und geringere Nutzung der IKT in  den Anwen­
dersektoren zurückführen. Hatten sich die IKT-Investitionen in beiden Volks­
wirtschaften zwischen 1 985 und 1 990 noch ähnl ich entwickelt, so kam es 
ab Anfang und nochmals ab Mitte der 1 990er Jahre in den USA zu einer wei­
teren kräftigen Beschleunigung, während die Wachstumsrate der IKT-Inve­
stitionen in Deutschland stagnierte. 83 Der Rückstand wird an vielen Stellen 
deutl ich . So bl ieb beispielsweise die jährl iche Zuwachsrate der Software­
investitionen in Deutschland mit grob geschätzten 8,4 vH im Zeitraum von 
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1 991 bis 1 999 weit hinter derjenigen in den USA mit 1 7,6 vH zurück.84 Der 
Abstand in der I nvestitionsdynamik bliebe auch dann bestehen, wenn der 
US-amerikanische Preisdeflator für Softwareinvestitionen in beiden Ländern 
zur Anwendung kommen würde. Bei den IKT-Ausrüstungsinvestitionen er­
gibt sich ein ähnliches Bild. Die Deutsche Bundesbank kommt hier zu dem 
Ergebnis, daß die Investitionen in EDV-Ausrüstungsgüter in den USA in den 
Jahren zwischen 1 992 und 1 999 im Durchschnitt um 40 vH pro Jahr gestie­
gen sind. Für Deutschland ermittelt sie dagegen nur eine Zuwachsrate von 
6 vH bzw. - unter Anwendung des US-amerikanischen Deflators - von 27 
vH pro Jahr.85 Diese Unterschiede in der IKT-Investitionstätigkeit hatten zur 
Folge, daß der Anteil der neuen IKT am gesamten Sachkapitalstock in den 
Vereinigten Staaten bereits im Jahr 1 996 bei 7,4 vH lag, in der Bundesrepu­
blik Deutschland dagegen nur bei rund 3,0 vH . Der Abstand dürfte sich i n  
den letzten Jahren weiter vergrößert haben. Wie bereits im Rahmen der 
Diskussion um das Solowsche Produktivitätsparadoxon festgestellt wurde, 
ergeben sich h ieraus zwangsläufig unterschiedliche Beiträge der IKT zum 
Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum. 86 Tatsächlich hätten aufgrund 
des über Jahre aufgebauten Rückstands selbst gleich hohe Wachstumsra­
ten der IKT-Investitionen ab Mitte der 1 990er Jahre in Deutschland nur einen 
geringeren Beitrag zum Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum gene­
riert.87 

Die grundlegenden Revisionen im System der Volkswirtschaftlichen Ge­
samtrechnung (VGR), die in beiden Ländern im Jahr 1 999 durchgeführt 
wurden, dürften sich in Verbindung mit der starken IKT-Investitionsdynamik 
in den USA besonders positiv auf die Produktivitätsentwicklung ausgewirkt 
und zum New Economy-Phänomen beigetragen haben. Um eine bessere 
Vergleichbarkeit internationaler Datenreihen sowie eine bessere Beschrei­
bung moderner Volkswirtschaften zu erzielen, wechselte d ie Bundesrepu­
blik Deutschland im Jahr 1 999 ihr VGR-System als EU-Mitgl iedsstaat von 
ESA79 auf ESA95 (European System of National Accounts), die USA von 
SNA68 auf SNA93 ( United Nations System of National Accounts). Von be­
sonderem Interesse ist an d ieser Stelle die nunmehr weiter gefaßte Defini­
tion des lnvestitionsbegriffs. Diese umfassen nun auch die Ausgaben des 
Unternehmenssektors für fremd- und eigenerstellte Software. Zuvor wurden 
diese nur als Vorleistungen und nicht als I nvestitionen betrachtet, was vor 
dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung der Computer- und 
lnformationstechnologien immer stärker als problematisch empfunden wur­
de. 88 Als Folge dieser VGR-Systemänderung hat sich in beiden Ländern so­
wohl das Niveau der Unternehmensinvestitionen als auch die Wachstums­
rate des Kapitalstocks im Vergleich zur alten VGR erhöht. Da aber die IKT­
Investitionen einschließl ich der Software in den USA weit stärker als in der 
Bundesrepublik Deutschland gestiegen sind, dürfte sich diese Umstellung 
besonders günstig auf die offiziell ausgewiesene Produktivitätsentwicklung 
in den USA ausgewirkt haben. Dabei gilt es auch zu beachten, daß es den 
US-amerikanischen Unternehmen erst ab dem Jahr 1 996 erlaubt ist, Auf­
wendungen für Software als I nvestitionen zu bilanzieren. N icht zuletzt des-
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halb sind die Softwareausgaben seit Mitte der 1 990er Jahre in den USA 
sprunghaft angestiegen. 

Daß die New Economy in der Bundesrepublik Deutschland nicht jene Be­
deutung aufweist wie in den USA, l iegt auch daran, daß die neuen IKT im 
Bereich der privaten Haushalte eine wesentlich geringere Rolle spielen.89 So 
erreichte beispielsweise die Ausstattung der US-Haushalte mit PCs im Jahr 
1 999 einen Wert von rund 60 vH , in Deutschland hingegen nur 32 vH. Ende 
der 1 990er Jahre benutzten zudem bereits nahezu 40 vH der US-amerika­
nischen Bevölkerung das Internet, in Deutschland - bei allerdings hohen 
Zuwachsraten - nur rund 20 vH. Gerade der Rückstand bei der privaten Nut­
zung von Computern und Internet dürfte aber nicht nur direkt zu geringeren 
Produktivitätseffekten führen. Möglich und durchaus wahrscheinlich ist, daß 
die positiven Produktivitätswirkungen der neuen IKT aufgrund der Netzwerk­
eigenschaften der neuen Technologien zunächst ganz ausbleiben oder so­
gar negativ sind, solange n icht eine "kritische Masse" erreicht wird, d ie es 
erst erlaubt, die Netzwerk- und Spil/over-Effekte zu realisieren. Kumulative 
und positive Rückkopplungseffekte zwischen den IKT-Unternehmen und 
den Nutzern der neuen Technologien kommen dadurch ebenfalls weit we­
niger zum Tragen. l n  den USA scheinen sich dagegen seit Mitte der 1 990er 
Jahre d ie Nachfrage nach und das Angebot an Dienstleistungen aus dem 
Internet infolge derartiger Effekte gegenseitig zu verstärken. 90 

Für das Fehlen eines meßbaren New Economy-Effekts in  Deutschland 
mögen letztlich auch d ie unterschiedl ichen Positionen der Volkswirtschaf­
ten im Konjunkturzyklus mitverantwortlich gewesen sein .  Die USA befanden 
sich nahezu zehn Jahre in einer wirtschaftlichen Aufschwungphase, 
Deutschland konnte sich dagegen von der Rezession, d ie auf den Ver­
einigungsboom folgte, nie richtig erholen . Neben den erheblichen finanziel­
len Belastungen durch den Aufbauprozeß der Neuen Länder kann dies so­
wohl auf strukturelle Defizite als auch auf einen falschen makroökonomi­
schen Po/icy-Mix zurückgeführt werden. Erst im Jahr 2000 schien sich eine 
wirtschaftliche Erholung in Deutschland abzuzeichnen. Aber bereits ein 
Jahr später scheint d ie zarte Blüte des konjunkturellen Aufschwungs bereits 
wieder verwelkt zu sein .  Der Abstand in der Produktivitätsentwicklung bei­
der Länder dürfte sich in nächster Zeit aus konjunktureller Sicht nur dann et­
was verringern , wenn es Deutschland zusammen mit den anderen euro­
päischen Staaten gelingt, nicht allzu stark von der konjunkturellen Abschwä­
chung in den USA erfaßt zu werden . 

Insgesamt läßt sich festhalten, daß sich die im Rahmen der Diskussion 
um das Solowsche Produktivitätsparadoxon in den USA entwickelten Er­
klärungsansätze auch auf die gegenwärtige Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland übertragen lassen. Die in Deutschland scheinbar nur sehr 
schwache Produktivitätsentwicklung läßt sich einerseits auf methodische 
und konzeptionelle Unzulänglichkeiten in den Statistiken, die im Zusam­
menhang mit der Preisbereinigungsmethode und mit der Aufspaltung des 
Produktionswertes des IKT -Sektors stehen, zurückführen. Hier würde sich 
eine Verbesserung der Methoden,  insbesondere eine zeitnähere und weiter 
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aufgeschlüsselte Erfassung der Daten sowie eine stärkere Berücksichti­
gung der Qual itätsveränderungen anbieten, um d ie Produktivitäts- und 
Wachstumseffekte der IKT besser sichtbar zu machen. Andererseits ist in 
Deutschland immer noch ein erheblicher Rückstand in der Produktion und 
Nutzung der neuen IKT zu konstatieren. Die neuen IKT haben hier Ende der 
1 990er noch n icht das ökonomische Gewicht, um einen signifikanten Bei­
trag zum Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum zu leisten. Mit einer un­
terschiedl ich raschen Anpassung an d ie neuen Technologien können die 
Wachstumsunterschiede zwischen Deutschland und den USA jedoch nur 
zum Teil erklärt werden. Vielmehr hatten alle wirtschaftl ichen und wirt­
schaftspolitischen Akteure in Deutschland in den gesamten 1 990er Jahren 
mit erheblichen mikro- wie makroökonomischen Anpassungs- und Ko­
ordinationsproblemen zu kämpfen, die allesamt einer schnelleren Diffusion 
und Implementierung der neuen IKT im Wege standen. Will Deutschland 
das unbestreitbar vorhandene Produktivitäts- und Wachstumspotential der 
neuen IKT umsetzen, dann gilt es, in den nächsten Jahren alle Hindernisse 
und Widerstände zu beseitigen und die allgemeinen Rahmenbed ingungen 
so auszurichten, daß die effiziente Nutzung der neuen IKT auch h ierzulan­
de gelingt. Dann besteht die Chance, in den nächsten Jahren ebenfalls eine 
Art New Economy-Effekt zu realisieren und zumindest eine gewisse Zeit 
lang einen nicht zuletzt aus arbeitsmarktpolitischen Gründen dringend be­
nötigten steileren Wachstumspfad zu beschreiten. 

6. Wirtschaftspolitische Implikationen 

Die Analyse der US-amerikanischen Erfahrungen in den 1 990er Jahren 
und der Vergleich mit der deutschen Situation hat einen großen Rückstand 
bei der Implementierung und Nutzung von IKT in Deutschland dokumentiert. 
Die Real isierung des durch d iese Basistechnologie geschaffenen Wachs­
tums- und Produktivitätspotentials macht deshalb einen Aufholprozeß not­
wendig. Folgt man dem European Information Technology Observatory, so 
scheint aktuell der Markt für IKT in Westeuropa schneller zu wachsen als in 
den USA.91 Die Erfahrungen, die in der US-amerikanischen Volkswirtschaft 
gemacht wurden, weisen aber daraufhin, daß die alleinige Verfügbarkeit von 
Technologien noch n icht automatisch zu einer Effizienzsteigerung führen 
muss. Die Diffusion und Nutzung einer Basistechnologie ist keine hinrei­
chende Bedingung für mehr Wachstum, sondern es müssen eine Reihe 
weiterer Faktoren vorliegen. Hierunter fallen n icht nur makroökonomische 
Rahmenbedingungen , sondern auch Institutionen, Strukturen und Regulie­
rungen, welche die Entscheidung, in neue IKT zu investieren bzw. diese an­
zuwenden, beeinflussen. 

Ein zentraler Aspekt ist die Frage, ob die Unternehmen in Deutschland in 
der Lage sind, den Vorsprung ihrer US-amerikanischen Konkurrenten auf­
zuholen. IKT-Güter unterliegen in ihrer Herstellung in vielen Fällen steigen­
den Skalenerträgen und weisen bei ihrer Nutzung Netzwerkeffekte auf. 
Diese Eigenschaften begünstigen die Entstehung von Monopolen ,  so daß 
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"first-mover-advantages"entstehen. Geringe Unterschiede in den Anfangs­
bedingungen können infolge positiver Rückkopplungseffekte zu umfangrei­
chen Agglomerations- und Produktionsvorteilen führen. Hieraus können 
sog . Lock-in-Situationen resultieren, d .h .  Marktergebnisse, d ie nicht durch 
endogene Prozesse, sondern nur durch exogene Einflüsse verändert wer­
den können. Diese Effekte können durch die Existenz einer adäquaten 
Humankapitalausstattung, die Forschungs- und Industriepol itik oder aber 
auch durch zufäll ige, grundlegende Innovationen verstärkt werden. ln allen 
Bereichen, in denen diese Annahmen zutreffen und d ie US-amerikanischen 
Unternehmen dominieren, dürfte ein erfolgreicher Aufholprozeß schwierig 
sein. ln anderen Sektoren besteht jedoch mit Hilfe geeigneter wirtschaftspo­
litischer Maßnahmen die Möglichkeit zur erfolgreichen Markterschließung. 92 

Die Diffusion von IKT wird u .a. durch die I ntensität des Wettbewerbs auf 
den Gütermärkten bestimmt. Je größer der Wettbewerb, um so stärker ist 
der Druck auf Unternehmen, Produkt- und Prozeßinnovationen bzw. 
Kostenreduktionen zu real isieren. Die grundlegende Funktion des Wettbe­
werbs wird vor dem Hintergrund der Tendenz zu Monopolen noch wichtiger. 
Gleichzeitig darf nicht übersehen werden , daß potentiel le temporäre 
Monopolgewinne Anreize zu Innovationen geben.93 Wettbewerbspolitik stellt 
damit eine Gratwanderung dar. 94 Der starke Wettbewerb in den USA dürf­
te sich in d iesem Sinne positiv auf den technischen Fortschritt ausgewirkt 
haben. Unterstützt durch die ausgeprägte Unternehmerkultur wurde damit 
ein positiver Beitrag zum Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum gelei­
stet. Im Gegensatz hierzu existiert in Deutschland eine Reihe von Regelun­
gen, welche die Gründung von kleinen innovativen Unternehmen, die insbe­
sondere auf den Gebieten der lnformationstechnologien sowie der Bio- und 
Gentechnologie besonders erfolgreich sind, behindern oder sogar verhin­
dern.95 Die mangelnde Innovationsfähigkeit bremst den notwendigen struk­
turellen Wandel , der für den Übergang zur I nformations- und Wissens­
gesellschaft notwendig ist. Es besteht somit dringender Bedarf zu einer 
weiteren Deregulierung und Flexibilisierung der Gütermärkte. 

Auch bei der Frage nach der Rolle von Arbeitsmärkten im Diffusions­
prozess taucht dieses Problem auf. Die Einführung von IKT ist auf allen 
Ebenen mit einem Prozeß der schöpferischen Zerstörung verbunden . l n  
den Unternehmen werden vielfältige Möglichkeiten zur Reorganisation und 
Flexibilisierung eröffnet. Dies verlangt von den Arbeitskräften ein erhöhtes 
Maß an Qual ifikation und Flexibil ität. Nach Auffassung vieler scheinen die 
USA auch hier Vorteile zu besitzen,  da der Arbeitsmarkt aufgrund geringer 
Freisetzungskosten die Etablierung neuer Organisationsformen begünstigt 
habe.96 

ln diesem Zusammenhang muß jedoch berücksichtigt werden, daß Fle­
xibil ität eine relative Größe ist. Sehr flexible Arbeitsmärkte mit hohen Fluk­
tuationen können Verluste bei der Humankapitalbildung zur Folge haben, 
falls aufgrund zu kurzer Beschäftigungszeiten "learning-by-doing"-Effekte 
ausbleiben.97 Flexibil ität schafft somit mehr Anpassungsfähigkeit, sie kann 
aber auch u .U .  zu einem krisenverstärkenden Element werden, wenn die 
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positiven Impulse der IKT einmal wegfallen.98 Die Realität zeigt, daß auch 
Länder mit stark korporatistischen Strukturen (z.B.  Schweden oder Finn­
land) in der Lage sind , den USA im Hinblick auf die IKT-Dynamik das Was­
ser zu reichen .99 Eine kritiklose Kopie der US-amerikanischen Institutionen 
wäre deshalb n icht zwangsläufig die beste Strategie, um einen New 
Economy-Effekt zu fördern. Gleichwohl sind bisherige Strukturen zu über­
denken und zu überprüfen. 

Eng mit diesen Überlegungen verknüpft ist der gestiegene Bedarf an qua­
l ifizierten Arbeitskräften.  Dabei ·scheint sich seit Mitte der 1 970er Jahre die 
Nachfrage nach höherqual ifizierten Arbeitskräften beschleunigt zu haben. 
Als Folge hiervon sind selbst in den Verein igten Staaten Arbeitskräfte, die 
nicht mindestens einen Co/lege-Abschluß vorweisen können, seit Mitte der 
1 970er Jahre weit stärker von Arbeitslosigkeit und fallenden Reallöhnen be­
troffen als Arbeitskräfte mit höherem Ausbildungsniveau (mindestens 4 
Jahre Co/lege-Ausbildung). Diese Entwicklung hat sich im Laufe der 1 980er 
und 1 990er Jahre in einer zunehmenden Lohnspreizung niedergeschlagen 
(Stichwort: "ski/I-premium"). Entsprach das Einkommen von Arbeitskräften ,  
die eine Co/lege-Ausbildung abgeschlossen haben, im Jahr 1 980 noch un­
gefähr dem 1 ,Stachen des Einkommens von High-School-Absolventen, so 
war es bis 1 995 bereits auf das 1 ,9fache gestiegen. Zwar sind in den Jah­
ren nach 1 995 die realen Stundenlöhne für geringqualifizierte Arbeitskräfte 
nicht zuletzt infolge der sinkenden Arbeitslosigkeit wieder gestiegen, die rea­
len Stundenlöhne für Arbeitskräfte mit mindestens einem Co/lege-Abschluß 
haben im selben Zeitraum jedoch noch weit stärker zugenommen. 100 

Hierbei fällt das zeitliche Zusammentreffen der Lohnspreizung in den USA 
mit der zunehmenden Diffusion und Anwendung der neuen IKT auf. 101 Ohne 
ausreichend qual ifizierte Arbeitskräfte ist es den meisten Unternehmen 
nicht möglich, das wahre Produktivitätspotential der neuen IKT vollständig 
umzusetzen. Tatsächlich scheinen insbesondere Arbeitskräfte mit einer 
natur- und ingenieurwissenschaftlichen Ausbildung in den 1 970er und 
1 980er Jahren, der frühen Implementierungsphase der neuen IKT, beson­
ders gefragt gewesen zu sein. Eine ganze Reihe neuerer empirischer Stu­
dien kommt denn auch zu dem Ergebnis, daß zwischen der zunehmenden 
Nachfrage vieler US-amerikanischer Unternehmen nach höherqualifizierten 
Arbeitskräften und der voranschreitenden Implementierung der neuen IKT 
enge wechselseitige Beziehungen bestehen.102 Die größeren Einkommens­
und Beschäftigungszuwächse im Bereich höherqualifizierter Arbeitskräfte 
führen sie auf einen "ski/1-biased techno/ogical change" zurück, der im Zu­
sammenhang mit der Computer-Revolution steht. 1 03 Zwar ist n icht auszu­
schließen, daß das Nachfragewachstum nach höherqualifizierten Arbeits­
kräften nach einer gewissen Übergangsphase im Zuge der weiteren Diffu­
sion,  Standardisierung und Reife der neuen IKT wieder nachläßt, insgesamt 
dürfte sich h ierdurch aber n ichts an dem bereits seit längerem vorherr­
schenden Trend zur Höherqualifizierung ändern. 1 04 

Um die Früchte des mit den neuen IKT einhergehenden neuen techno­
ökonomischen Paradigmas zu ernten, bedarf es einer ausreichenden An-
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zahl an IKT-Fachkräften .  Bereits in den letzten Jahren hat sich die zuneh­
mende Knappheit von IKT -Spezialisten in Deutschland wie auch in anderen 
westlichen Industriestaaten als Engpaßfaktor für die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung erwiesen. Zwar wurde der zunehmende Fachkräftemangel 
zumindest kurzfristig mit Hilfe der sogenannten "Green Gare!' reduziert. Zu 
bedenken ist aber, daß auf diesem Wege d ie auch zukünftig weiter wach­
sende Nachfrage nach IKT-Spezialisten bei weitem nicht befriedigt werden 
kann.  Für Deutschland wird in aktuellen Studien für das Jahr 2003 eine An­
gebotslücke in Höhe von rund 400.000 IKT-Fachkräften prognostiziert. Aus 
wachstums- wie auch aus beschäftigungspolitischer Sicht ist es daher ge­
boten, dem im Zunehmen begriffenen Mangel an IKT-Spezialisten bereits 
frühzeitig entgegenzutreten. 105 

Aber auch für alle anderen Arbeitskräfte erhöhen sich die Qualifikations­
anforderungen. Die I nternet-Wirtschaft führt über neue Management­
konzepte zu veränderten Unternehmensstrukturen . Allgemein wird mit 
einem Rückgang der traditionellen, funktionalen Arbeitsteilung und einer Zu­
nahme prozeßorientierter und kooperativer Arbeitsformen gerechnet. Die­
ser Wandel dürfte mit einer zunehmenden Aufgabenintegration ,  einer Aus­
breitung von Gruppenarbeit sowie mit einer weitreichenden Dezentralisie­
rung, Enthierarchisierung und Eigenzuständigkeit einhergehen.106 Als zen­
trale Fähigkeiten dürften daher in Zukunft eine höhere Vielseitigkeit und Fle­
xibil ität, mehr Eigenin itiative, eine höhere kognitive und soziale Kompetenz 
sowie Kommunikations- und Teamfähigkeit gelten. Daneben sind natürlich 
auch sogenannte "computer skil/s", also die Fähigkeit, mit dem Computer 
und anderen digitalen Technologien im Berufsleben umgehen zu können , 
ein weiteres zentrales Element der Beschäftigungsfähigkeit in der New 
Economy. Insgesamt dürfte somit die Bedeutung von Bildung und Qual ifi­
kation in allen Bereichen der Wirtschaft und Gesellschaft in den nächsten 
Jahren zunehmen. 1 07 

Die staatlichen wie auch die privaten Bildungsinstitutionen müssen auf 
diese Veränderungen möglichst frühzeitig reagieren. Für Deutschland, des­
sen wirtschaftl iche Erfolge bislang in hohem Maße von der Qualifikation der 
Arbeitskräfte mitbestimmt wurden, ergibt sich hieraus d ie Notwendigkeit, 
adäquate Ausbildungsmögl ichkeiten zu entwickeln und intensiv in Human­
kapital zu investieren. Der zu erwartende Strukturwandel wird in vielen Be­
reichen eine immer schnellere Obsoleszenz des einmal formal erworbe­
nen Wissens zur Folge haben. Zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit be­
darf es daher der permanenten Erneuerung , Ergänzung und Erweiterung 
der vorhandenen Kompetenzen. "Lebenslanges Lernen" wird in Zukunft an 
Bedeutung gewinnen. I ndem allen Arbeitskräften die Möglichkeit gegeben 
wird, sich den technologischen, sozialen, wirtschaftl ichen und gesellschaft­
l ichen Veränderungen beim Übergang in d ie I nformations- und Wissens­
gesellschaft anzupassen und zu qual ifizieren, was auch die Forderung 
nach einem möglichst kostenlosen Zugang zu den neuen Technologien im­
pl iziert, dürfte sich aber n icht nur die Effizienz des Arbeitsmarktes erhö­
hen. 108 Vielmehr kann hierdurch auch der insbesondere niedrigqualifizierten 
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Arbeitskräften beim Übergang in die I nformationsgesellschaft drohenden 
Gefahr, von Arbeitslosigkeit betroffen zu werden, entgegengetreten und ein 
"digital divide", d.h .  eine zunehmende Disparität der Einkommensverteilung 
und eine Polarisierung der Bevölkerung, wirkungsvoll verhindert werden. 
Humankapitalinvestitionen, d .h .  Aus- und Weiterbildung sowie lebenslan­
ges Lernen, werden damit zum zentralen Bestandteil zukünftiger Wachs­
tums-, Einkommens- und Sozialpolitik. 109 

Neben den qualitativen Folgen der neuen IKT sind die rein quantitativen 
Beschäftigungswirkungen von Interesse. Mit dem Übergang zur I nformati­
onsgesellschaft ist vielfach die Hoffnung auf eine Lösung der sich insbeson­
dere in der Europäischen Union manifestierenden Arbeitsmarktprobleme 
verbunden. Neue, durch Produktinnovationen entstehende Märkte und d ie 
Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit aufgrund effizienterer 
Produktionsprozesse sol len neue Arbeitsplätze eröffnen. Gleichzeitig wird 
aber auch Skepsis im Hinbl ick auf die quantitativen Beschäftigungswir­
kungen der aktuellen technologischen Entwicklung geäußert. 110 Tatsächlich 
bietet sich ein großes Freisetzungspotential, wenn die erwarteten Pro­
duktivitätspotentiale im Zuge der weiteren Automatisierung vieler Produk­
tionsprozesse realisiert werden. Die Diskussion über die technologische 
Arbeitslosigkeit ist jedoch n icht neu. Seit Ricardos berühmten Kapitel "On 
Machinery" kommt es in regelmäßigen Schüben zu einer Auseinanderset­
zung zwischen Freisetzungspessimisten und Kompensationsoptimisten. 
Für die Vorstellung der ersten Gruppe spricht aktuell insbesondere, daß der 
durch die neuen IKT induzierte Strukturwandel negative Beschäftigungs­
effekte in den traditionellen Branchen (0/d Economy) haben wird. Die tech­
nologischen Neuerungen ermöglichen zugleich auch eine zunehmende In­
tegration der globalen Güter- und Faktormärkte. Hiermit verbunden ist nicht 
nur eine Verlagerung von Produktionsanlagen an andere Standorte, sondern 
auch die Möglichkeit einer virtuellen Migration von Arbeitsmärkten ,  immer 
mehr auch im Dienstleistungsbereich. 

Betrachtet man verschiedene Studien , die sich mit den Beschäftigungs­
wirkungen der IKT befaßt haben, kann man feststellen, daß die anfänglich 
recht positiven Szenarien im Hinblick auf die Schaffung neuer Arbeitsplät­
ze zunehmend Zurückhaltenderen Prognosen gewichen sind. Dies gilt ins­
besondere, wenn man die intersektoralen Wirkungen der IKT berücksich­
tigt. Den vorhandenen Beschäftigungsmöglichkeiten im Kernbereich der IKT 
stehen große Rationalisierungspotentiale in den Anwenderbranchen gegen­
über. Steigende Skalenerträge und die hohe Kapitalintensität in der Produk­
tion von Informationen, Soft- und Hardware erlauben hohe Produktivitäts­
zuwächse, die n icht zwangsläufig von steigenden Beschäftigungszahlen 
begleitet werden.  Mehr Nachfrage nach Gütern heißt somit n icht mehr 
Nachfrage nach Arbeit. 111 Die Wirtschaftspolitik muß deshalb zur sozial­
verträglichen Gestaltung des Strukturwandels beitragen. 

Für die Geldpolitik scheinen sich durch d ie veränderten Produktivitäts­
verhältnisse neue Möglichkeiten ergeben zu haben. Die US-amerikanische 
Erfahrung zeigt eine temporäre Entspannung des Zielkonflikts zwischen 
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Vollbeschäftigung und Preisn iveaustabil ität in den 1 990er Jahren. So war 
Alan Greenspan bereits schon seit Mitte der 1 990er Jahre der Überzeu­
gung, daß die durch die IKT induzierten, preisdämpfenden Produktivitäts­
steigerungen den Druck zu Zinserhöhungen von der Fed nehmen würden 
und die Notwendigkeit bestünde, das Wirtschaftswachstum weiter zu ali­
mentieren. Die bis zum Jahr 1 999 trotz niedriger Arbeitslosenzahlen sehr 
moderaten Lohnstückkostensteigerungen schienen dieser Sichtweise 
recht zu geben. Die Fed konnte somit selbst bei Unterschreiten der bis zu 
d iesem Zeitpunkt als inflationsstabile Arbeitslosenquote (NAIRU) angesehe­
nen Rate von 6 vH auf Zinserhöhungen verzichten. Erst ab Mitte 1 999 wur­
de zur Vermeidung einer konjunkturellen Überhitzung schrittweise das Zins­
niveau erhöht. 

Das langsame Reallohnwachstum läßt sich einerseits darauf zurückfüh­
ren ,  daß der Abschluß längerfristiger Lohnvereinbarungen oftmals eine 
zeitnahe Einbeziehung von unerwarteten Produktivitätsveränderungen in die 
Lohntindung nicht zuläßt. Die Marktteilnehmer lernen erst mit der Zeit, daß 
sie sich in einem neuen Regime mit höheren Produktivitätssteigerungsraten 
befinden . Nicht zuletzt aufgrund dieses Effekts sind die US-amerikanischen 
Lohnstückkosten im Laufe der 1 990er Jahre kaum gestiegen und im Ver­
gleich zu anderen westlichen Industriestaaten sogar gesunken. 112 Die allge­
meine demographische Entwicklung, das zunehmend höhere Bildungs­
und Ausbildungsniveau der Erwerbspersonen - 1 999 hatten 27,2 vH der 
Beschäftigten mindestens eine Co/lege-Ausbildung, gegenüber 23,5 vH im 
Jahr 1 989 und 1 8,7 vH im Jahr 1 979 -, aber auch die starke Zunahme der 
Anzahl von Gefängnisinsassen in den 1 990ern dürften mitgeholfen haben, 
die NAIRU auf einen Wert von 4,0 vH bis 4,5 vH . zu senken.113 ln die gleiche 
Richtung wirkt die höhere Flexibil ität des Arbeitsmarkts, insbesondere in 
Form einer Ausweitung atypischer Beschäftigungsformen wie z.B.  der Zeit­
arbeit. Darüber hinaus ist dank der neuen IKT die Effizienz der Arbeitsplatz­
vermittlung gestiegen, wodurch das Matehing auf dem Arbeitsmarkt verbes­
sert wurde. 114 

Es ist also durchaus vorstellbar, daß der Einsatz von IKT zu einer Reduk­
tion der NAIRU führen kann.  Gleichzeitig müssen jedoch andere, tendenzi­
ell kurzfristig wirkende Prozesse berücksichtigt werden. Eine dämpfende 
Wirkung auf das Preisniveau dürften u.a. die starke Aufwertung des US­
Dollars, die im Durchschnitt niedrigeren Rohölpreise und der sich intensi­
vierende globale Wettbewerb gezeitigt haben. Auch die Asienkrise trug zu 
einer Verbil l igung der US-Importe bei . 115 

ln der öffentlichen Diskussion in Europa wird mit Blick über den Atlantik ein 
Überdenken der aktuellen Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) 
gefordert. Falls die Überlegungen zu den Wirkungen der IKT auf die Inflati­
on zutreffen, müßte die EZB das Geldmengenwachstum bei Auftreten einer 
New Economy in Europa vergrößern, um mögl iche Wachstumspotentiale 
nicht zu ersticken.  Trotz der prinzipiellen Bereitschaft, entsprechende 
Schritte zu gehen , falls ein erhöhtes Potentialwachstum nachweisbar ist, 
hat die EZB ihren Referenzwert für das Geldmengenwachstum bisher kon-
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stant gelassen. Sie verweist darauf, daß es "nach oben" gerichtete Unge­
wißheiten bei der Schätzung des mittelfristigen Pfads des Potential­
wachstums gebe. 116 Die EZB sieht demnach die Gefahren einer überhöhten 
NAI RU-Schätzung, die in einer zu restriktiven Geldpolitik enden kann.  Sie ist 
sich jedoch auch der Möglichkeit bewußt, daß die NAIRU langfristig nicht 
gesunken ist. Die bisherigen Daten für d ie USA weisen erst seit Mitte der 
1 990er Jahre einen höheren Produktivitätsanstieg aus, der erst nach Revi­
sion der Volkseinkommensdaten sichtbar wurde. Es ist durchaus vorstell­
bar, daß weitere Revisionen eine n iedrigere Wachstumsrate des Bruttc­
inlandsprodukts ausweisen und es sich letztendlich herausstellt, daß es 
sich beim Produktivitätswachstum in den USA doch um ein konjunkturelles 
Phänomen handelt. Eine zu lockere Geldpolitik könnte dann sehr schnell in 
steigenden Inflationsraten enden. 

7. Schlußbemerkungen 

Für die Volkswirtschaften Europas ist es von großem Interesse, ob die 
US-amerikanischen Erfahrungen mit der New Economy die Existenz einer 
grundlegenden technologischen Veränderung belegen, die langfristig das 
Wirtschafts- und Produktivitätswachstum erhöhen, oder ob es s ich dage­
gen um die Anpassung an einen Angebotsschock handelt, dessen Wirkun­
gen nur temporärer Natur sind. Eine klare Antwort auf diese Frage ist aktu­
ell noch nicht möglich. Zum einen befindet sich die USA in einer Situation der 
konjunkturellen Abkühlung, d ie mit dem Verlust von Arbeitsplätzen und Ab­
bau von Überkapazitäten verbunden ist. Zum anderen herrschen noch vie­
le Unsicherheiten über die Verläßlichkeit von Studien und Datenmaterial vor. 
Falls sich die Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität über den komplet­
ten Konjunkturzyklus hinweg auf einem höheren Niveau einpendeln,  kann 
mit größerer Wahrscheinlichkeit von der Existenz einer New Economy aus­
gegangen werden. Trotz dieser Unsicherheiten darf d ie Tatsache nicht ver­
gessen werden, daß sich mit den IKT, insbesondere mit dem Internet als 
neuer Form der Kommunikation, dramatische Effizienzsteigerungen erge­
ben,  welche die Struktur von Volkswirtschaften verändern werden . 117 Offen 
ist jedoch, ob die Umsetzung dieser Potentiale gelingt. 

Es hat sich gezeigt, daß die positiven Wirkungen des technischen Fort­
schritts nur realisiert werden können, wenn begleitend zu den Basis­
innovationen weitere mikro- und makroökonomische Bedingungen vorhan­
den sind , welche die rasche Diffusion begünstigen, wie z.B. angepaßte 
wirtschaftspolitische Maßnahmen, Unternehmensflexibil ität und Human­
kapital . Hier gibt es sowohl auf deutscher als auch europäischer Ebene 
Handlungsbedarf. Ein erster Schritt wurde im März 2000 auf dem Treffen 
des Europäischen Rates in Lissabon gemacht. Der dort angestrebte Aus­
bau der EU zu einem wissensbasierten Wirtschaftsraum mit höchster 
Wettbewerbsfähigkeit wird durch den Einsatz verschiedener Maßnahmen 
angestrebt. Zielgerichtet sollen d ie IKT-Infrastruktur verbessert, Schulen 
vernetzt und bürokratische Hindernisse beseitigt werden. Gleichzeitig steht 
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die Unterstützung privater Unternehmertätigkeit, die Schaffung effizienter 
Finanz- und Risikokapitalmärkte, die Flexibilisierung der Arbeitsmärkte so­
wie die I ntensivierung des Wettbewerbs auf den Gütermärkten auf dem Pro­
gramm. Begleitend sollen die Wissenschafts- und Technologiepolitiken der 
einzelnen EU-Mitglieder besser abgestimmt und integriert werden ,  wobei 
d ie Förderung der Wissensdiffusion und der anwendungsorientierten For­
schung im Vordergrund steht. 

Entsprechende Maßnahmen sind auch auf deutscher Ebene schon erfolgt, 
wie z.B. die Abschaffung des Rabattgesetzes zur Liberalisierung der Güter­
märkte. Die geplante Haushaltskonsolidierung sowie die Steuerreform sind 
weitere Ansatzpunkte auf makroökonomischer Ebene, um Wachstumsför­
derung zu betreiben und d ie technologische Übergangsphase, in der sich 
Deutschland momentan befindet, zu verkürzen. Inwieweit die deutsche Volks­
wirtschaft einen erfolgreichen Aufholprozeß verwirklichen kann, hängt maßgeb­
lich davon ab, ob es "second-mover-advantages" gibt. Insbesondere auf dem 
Gebiet derTelekommunikation sieht die Europäische Kommission Vorsprünge 
gegenüber den USA.118 Die Festigung dieser Position und die Realisierung der 
sich durch IKT in allen Bereichen ergebenden Produktivitäts-, Wachstums- und 
Beschäftigungspotentiale verlangen, daß auf allen Märkte bestehende Regeln 
und Institutionen überdacht werden. Besonders wichtig ist jedoch die Aus- und 
Weiterbildung der Arbeitskräfte. Ohne ein hochqualifiziertes Arbeitskräfte­
potential sind auch die modernsten Computer nicht effizient. Trotz zunehmen­
der Technisierung von Produktion und Konsum wird der menschliche Faktor für 
den Erfolg einer Volkswirtschaft damit immer wichtiger. 

Anmerkungen 

# Die Autoren waren am Forschungsprojekt "Die Produktivitätsentwicklung in den USA 
und der Bundesrepublik Deutschland in den 1 990er Jahren im Vergleich" beteiligt, das 
mit finanzieller Unterstützung der Hans-Böckler-Stiftung durchgeführt wurde. 

1 Vgl. z.B. die Ergebnisse der Gruppe hochrangiger Experten (HLEG 1 997) oder auch das 
Editorial zu Wirtschaft und Gesellschaft 27/1 (2001 ). 

2 CEA (2001 , S. 23). Vgl hierzu auch Kalmbach (200 1 )  und OECD (2001 ) .  
3 Solow (1 987) 36. 
4 Vgl. Stierle (2000). 
5 Vgl. Heilemann u.a. (2001 ). 
6 Vgl .  Heise ( 1 997) oder Kugler/Hanusch (1 994). 
7 Vgl. hierzu auch Kalmbach (2000). 
8 Vgl. hierzu z.B. Hagemann/Seiter (1 999). 
9 Auch der CEA ist sich der konjunkturellen Entwicklungen bewußt. Vgl .  CEA (2001 ,  Kap. 

1 ). 
10 Vgl. Anderssen (2000).  
11 Vgl. auch Europäische Kommission (2000c). 
12 Vgl. Stiroh (1 999). 
13 Vgl .  CEA (2001 ). 
14 Vgl. U.S. Department of Commerce (2000). 
15 Beispielsweise ist die Produktion von Computersoftware am Anfang mit hohen Entwick­

lungskosten verbunden. Sobald die Software aber fertiggestellt ist, kann sie auf einfa­
chem Wege in unbegrenzter Stückzahl und zu vernachlässigbar niedrigen Grenzkosten 
hergestellt und verteilt werden. 
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16 Nach Berechnungen von Oliner und Sichel hat sich zwischen der ersten und zweiten 
Hälfte der 1 990er Jahre das Wachstum der totalen Faktorproduktivität im US-Computer­
sektor von 1 1  ,3 vH auf 1 6,6 vH und im Halbleitersektor von 22,3 vH auf 45 vH erhöht. Hier­
bei dürfte auch der Wechsel auf eine neue Preisbereinigungsmethode in den USA eine 
Rolle gespielt haben. Vgl. Oliner/Sichel (2000). 

17 Aufgrund der komplementären Beziehung zwischen Computerhardware und Compu­
tersoftware hat sich auch die Nachfrage nach letzterer in den 1 990er Jahren drastisch 
erhöht, obgleich die relativen Preise für Software in diesem Zeitraum weit weniger stark 
gefallen sind. 

18 Jorgenson und Stiroh zufolge hat sich die Wachstumsrate des Computerkapitalstocks 
von jährlich 1 8  vH im Zeitraum 1 990 bis 1 995 auf jährlich 34 vH im Zeitraum 1 995 bis 
1 998 beschleunigt. Da die Investitionen in andere Kapitalgüter im gleichen Zeitraum nur 
um 1 ,8 vH bzw. 2,9 vH zugenommen haben, hat sich der Anteil der IKT-Investitionen an 
allen Ausrüstungsinvestitionen von 46 vH in den Jahren 1 993 und 1 994 auf 65 vH im 
Jahr 1 998 und weiter auf 78 vH in 1 999 dramatisch erhöht. Vgl. Jorgenson/Stiroh (2000). 

19 Vgl. Sachverständigenrat (2000). 
20Vgl. CEA (2001 ). 
21 Vgl. Gordon (2000). 
22Vgl. Oliner/Sichel (2000). 
23 Vgl. CEA (2001 ). Vgl. hierzu auch die Ausführungen von Stiroh (2001 ). 
24 Die unterschiedlichen Vergehensweisen bei der Unterscheidung zwischen Zyklus und 

Trend sowie Maßprobleme und verschiedene Datenbasen spielen für die d ivergieren­
den Ergebnisse der Studien hinsichtlich der Wachstumsraten der totalen Faktor­
produktivität in den IKT-Anwendersektoren eine entscheidende Rolle. 

25Vgl. Triplett (1 999), Oliner/Sichel (2000), Jorgenson/Stiroh (2000) ,  Gordon (2000). 
26 1 991 entfiel rund 77 vH des Kapitalbestands an Computern auf den Dienstleistungs-

sektor. Vgl. McGuckin et al. (1 997). 
27Vgl. Oliner/Sichel (2000) oder U.S. Department of Commerce (2000). 
28Vgl. Griliches (1 994), Jorgenson/Stiroh (2000). 
29Vgl. Triplett (1 999), Sichel (1 999). 
30 Vgl .  Bosworth/Triplett (2000). 
31 Vgl .  Hitt/Brynjolfsson (1 997), Brynjolfsson u.a. ( 1 998). 
32 Vgl. Hitt/Brynjolfsson (1 997), Brynjolfsson/Hitt (2000), Bresnahan/Brynjolfsson/Hitt 

( 1 999). 
33 ln  einer vielbeachteten Studie hat David die Folgen der lnformationstechnologien mit 

denjenigen der Elektrizität und des Dynamos auf die industrielle Entwicklung zum Ende 
des 1 9. und Beginn des 20. Jahrhunderts verglichen. Seinen Ausführungen zufolge dau­
erte es nach der Erfindung der Elektrizität und der Stromerzeugung ebenfalls eine ge­
raume Zeit - er spricht von bis zu 40 Jahren -, bis sich das Produktivitätssteigerungs­
potential der neuen Basisinnovation Elektrizität in den Statistiken niederzuschlagen be­
gann. Die lange Wirkungsverzögerung führt David neben Maßproblemen auf Anpas­
sungsschwierigkeiten und die Notwendigkeit, den richtigen Umgang mit der neuen 
Technologie zu erlernen, zurück. Vgl. David (1 990, 1 991 ). 

34 Vgl. Christi/Klein (2001 ). 
35 Vgl .  OECD (2000b ). 
36Vgl. hierzu Nordhaus (200 1 a, 200 1 b, 2001 c). 
37Vgl. Jorgenson/Stiroh (2000). 
38Vgl. Sichel (1 997), Jorgenson/Stiroh (1 999). 
39Vgl. Rosegger (1 998). 
40 Der Anteil der Ausgaben für lnformationstechnologien (Computer und periphere Gerä­

te) an allen Sachkapitalinvestitionen des privaten Sektors (ohne Haushalte) ist von 
0,1 vH im Jahr 1 970 auf 1 2,8 vH im Jahr 1 995 gestiegen. Im gleichen Zeitraum nahm der 
Anteil der neuen Technologien am gesamten Sachkapitalstock des produzierenden Ge­
werbes von 7,2 vH auf 37,6 vH zu. 

41 Vgl. Brynjolfsson (1 993, 1 996), Cohen (1 995), Lichtenberg (1 995). 
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42Vgl. Berndt/Morrison ( 1991 , 1 995), Loveman (1 994), Strassmann ( 199 1 ). 
43Vgl. Solow (1 956, 1 957), Swan (1 956), Romer (1 986), Grossman/Helpman ( 1991 ), 

Aghion/Howitt (1 998a). 
44 Vgl. Rosegger (1 998), Steinhöfler (1 998). 
45 Vgl. Brynjolfsson/Hitt (2000). 
46Vgl .  Diewert!Fox (1 999). 
47 Gerade viele neue Produkte aus dem Bereich der neuen IKT würden nicht erfaßt und fän­

den keinen Eingang in den statistischen Warenkorb. 
48 Einige Studien kamen beispielsweise Anfang der 1 990er Jahre zu dem Ergebnis, daß 

der Preisindex für langlebige Konsumgüter um rund 3,0 vH-Punkte und die Steige­
rungsrate der Lebenshaltungskosten um rund 1 , 1 vH-Punkte pro Jahr überschätzt wird. 
Vgl. Gordon (1 990), Soskin et al. (1 996). 

49Vgl. Griliches (1 994). 
50 Vgl. Gril iches (1 994). 
51 Vgl. Stiroh (1 999). 
52Vgl. z.B. Baily/Gordon (1 988), Sichel (1 997), McGuckin et al. (1 997). 
53Vgl. TripleU (1 999). 
54Vgl. Loveman (1 994). 
55Vgl. Piller (1 998). 
56Vgl. Sichel (1 997). 
57Vgl. Rosegger (1 998). 
58Vgl. Brynjolfsson/Hitt (1 996). 
59Vgl. insbesondere Oliner/Sichel (1 994), Jorgenson/Stiroh (1 995). 
60Vgl. Sichel (1 997). 
61 Hierbei dürften auch die hohen Abschreibungsraten, denen die neuen I KT-Kapitalgüter 

aufgrund des raschen technischen Fortschritts in diesem Bereich ausgesetzt sind, eine 
entscheidende Rolle spielen. Vgl. hierzu auch Howitt (1 998). 

62 Vgl. z.B. Duijn (1 983). 
63 Vgl. Scherrer (1 996). 
64 Das Konzept der Basisinnovation wurde auch im Rahmen neo-schumpeterianischer 

Wachstumsmodelle übernommen. Hierbei stehen sogenannte "General Purpose 
Technologies" (GPTs) im Mittelpunkt. Ähnlich wie in der Theorie langer Wellen ergibt sich 
auch in diesen Modellen ein S-förmiger Wachstumsprozeß. Vgl. Helpman (1 998). 

65 Vgl. Aghion/Howitt (1 998b}. 
56 Tatsächlich war die totale Faktorproduktivität in den USA in den 1 980er Jahren mit an­

steigender Kapitalakkumulation zunächst rückläufig. 
67 Vgl. Baumoi/Biackman/Wolff (1 989), Baily/Gordori (1 988). 
68 Dies wird auch unter den Stichworten Eurosklerose und Rent-Seeking diskutiert. Vgl. 

Steinhöfler (1 998). 
69 Vgl. Birk!Gries ( 1 997). 
70Vgl. Gelauff/deBijl (2000). 
71 Vgl. Business Week (1 999). 
72Vgl. Europäische Kommission (2000a). 
73Vgl. OECD (2000a). 
74Vgl. Sachverständigenrat (2000). 
75Vgl. Deutsche Bundesbank (2000). 
76 Vgl. Gordon (1 9999). 
77Vgl. Gust/Marquez (2000). 
78 Die Europäische Kommission stellt beispielsweise fest, daß aufgrund der schlechten 

Datenbasis in Deutschland wie auch in vielen anderen EU-Staaten eine korrekte Be­
rechnung des Beitrags der neuen IKT zum Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum und 
ein aussagekräftiger internationaler Vergleich kaum möglich ist. Vgl. Europäische Kom­
mission (2000b ) .  

79Vgl. auch EITO (1 999, 2000, 200 1 ). 
80Vgl .  CEA (2001 ) .  
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81 Vgl. Schreyer (2000), Scarpetta et al. (2000). 
82Vgl. Europäische Kommission (2000c). 
83Vgl. Schreyer (2000). 
84Vgl. Sachverständigenrat (2000). 
85Vgl. Deutsche Bundesbank (2000). 
86 Vgl .  Stierle (2000). 
87Vgl. Schreyer (2000). 
88Vgl. Gust/Marquez (2000). 
89Vgl. OECD (2000b). 

27. Jahrgang (200 1 ), Heft 3 

90 Nach Berechnungen der OECD sind die Kosten der Internet-Nutzung und die Penetra-
tion mit Internet Clients und Servern negativ miteinander korreliert. Vgl. OECD (2000b). 

91 Vgl. EITO (1 999, 2000, 2001 ). 
92Vgl. OECD (2000c). 
93Vgl. hierzu z.B. Aghion/Howitt (1 994) und Erber/Hagemann/Seiter (1 998). 
94 Die Diskussion um den Fall Microsoft ist hierfür ein anschauliches Beispiel. Vgl .  hier­

zu Radke (2001 ). 
95Vgl. Semmler/Groh ( 1 999) und Krueger/Pischke (1 999). 
96Vgl. z.B. die Ausführungen von Krugman in "Der Tagesspiegel" vom 1 2. Juli 2000, daß 

ein überregulierter Arbeitsmarkt mit starken Gewerkschaften die New Economy behin­
dere. 

97Vgl. hierzu die Modelle der Neuen Wachstumstheorie. Einen Überblick geben Erber/ 
Hagemann/Seiter (1 998) und Seiter (1 997). 

98 Vgl. Altvater/Mahnkopf (2000). 
99Vgl. Europäische Kommission (2000c). 

100 Vgl. Semmler/Groh (1 999) 
101 Vgl. Greenwood/Yorukoglu ( 1 997). 
102 Neueste Untersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung für die Bun­

desrepublik Deutschland kommen ebenfalls zu dem Ergebnis, daß die Anwender von 
computergesteuerten Arbeitsmitteln im Schnitt besser qualifiziert sind als jene, die diese 
Arbeitsmittel nicht verwenden. Zugleich gebe es auch in der Bundesrepublik Deutschland 
immer weniger Berufe ohne Einsatz des Computers (vgl. Troll 2000a und 2000b ). 

103 Vgl. z.B. Autor/Katz/Krueger (1 998), Goldin/Katz (1 998), Bresnahan/Brynjolfsson/Hitt 
( 1 999). 

104 Vgl. Katz (2000). 
105 Siehe zur Diskussion der Green Card-lnitiative der deutschen Bundesregierung auch 

Welsch (2001 ). 
106 Vgl. L'Hoest/Schönig (2000). 
107 Die Notwendigkeit zur Höherqualifizierung sowie zur Änderung der Qualifikations­

inhalte wurde bereits in den 1 980er und den 1 990er Jahren für die Bundesrepublik 
Deutschland in einer Reihe von Untersuchungen hervorgehoben. Vgl. Rothkirch/ 
Weidig (1 985/1 986) sowie Weidig/Hofer/Wolff ( 1 996/1 998). 

108 Vgl. Europäische Kommission (2000c). 
109 Vgl. L'Hoest/Schönig (2000). 
110 Beispielhaft sei hier nur das Buch von Jeremy Rifkin (1 995) mit dem schlagzeilenhaften 

Titel "Das Ende der Arbeit" genannt. 
11 1 Vgl. hierzu einen Überblick bei Erber/Hagemann/Seiter (2000) sowie die Studien von 

METIER (1 995), BIPE Conseil (1 997), Analysis (1 997), DIW (1 996), Little (1 996), WIK 
(1 997) und RWI (2000). 

112 Wiewohl die verzögerte Anpassung der Löhne an die Produktivitätsentwicklung eine 
wichtige Ursache für die rückläufige Inflationsrate und NAIRU darstellen dürfte, muß 
auch damit gerechnet werden, daß diese "Produktivitätsillusion" allmählich überwun­
den werden dürfte und die hohen Produktivitätszuwächse sich möglicherweise bald 
auch in stärker steigenden Nominallohnzuwächsen niederschlagen. Tatsächlich 
konnte eine solche Entwicklung insbesondere seit Ende des Jahres 1 999 in den Ver­
einigten Staaten beobachtet werden. Vgl. Heilemann u .a. (2000). 
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1 13Vgl. z.B. Freeman (1 995). 
1 14Vgl. Sachverständigenrat (2000). 
1 15Vgl. Funk (2000). 
116Vgl. Gern u.a. (2000). 
117Vgl. Picot/Neuberger (2000) und Prinz (2000). 
1 18Vgl. Europäische Kommission (2000c). 
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Zusammenfassung 

Der wirtschaftliche Erfolg der USA in den 1990er Jahren wird häufig als Beispiel für die 
ökonomischen Veränderungen gesehen, die sich durch Informations- und Kommunika­
tionstechnologien (IKT) ergeben. Insbesondere die Reduzierung der Arbeitslosigkeit bei 
gleichzeitig niedrigen Inflationsraten wird in diesem Zusammenhang immer wieder be­
tont. Vor allem die hohen Produktions- und Produktivitätszuwachse in den 1990er Jahren 
werden für dieses Phänomen verantwortlich gemacht. Tatsächlich aber lassen sich ge­
stiegene Produktivitätswachstumsraten erst seit 1996 feststellen. Die Diskussion des 
Solowschen Produktivitätsparadoxons zeigt, daß in den USA viele Gründe vorlagen, wes­
halb IKT nicht sofort produktivitätserhöhend wirken konnten. 
ln Deutschland läßt sich ein klarer Rückstand gegenüber den USA bei der Anwendung 
und Diffusion von IKT feststellen. Bedingt durch den niedrigen Anteil der IKT am gesamt-
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wirtschaftlichen Kapitalstock sowie durch Meß- und Erfassungsprobleme konnte bislang 
ein Anstieg der Wachstumsrate der Produktivität nicht nachgewiesen werden . Die Erfah­
rungen in den USA zeigen wirtschaftspolitische Handlungsmöglichkeiten, die auf dem 
Treffen des Europäischen Rates in Lissabon im März 2000 ebenfalls aufgegriffen wurden. 
Da die Diffusion von IKT zu einem strukturellen Wandel führt, gewinnen insbesondere die 
Flexibilität und die Qualifikation der Arbeitskräfte an Relevanz. Die Förderung "lebenslan­
gen Lernens" und von Humankapitalinvestitionen sind die entscheidenden Vorbedingun­
gen zukünftiger Wachstumsprozesse. 
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Die Sozial- und Gesundheitsausgaben 
des Bundes 1995 bis 2000 

Agnes Streissler 

1. Inhalt und Ziel der Arbeit 

Der vorliegende Artikel ist der erste von zwei Teilen einer Arbeit über die 
Sozial- und Gesundheitsausgaben in Österreich (Teil 2 soll im Heft 4/01 von 
WuG erscheinen). Ursprünglich motiviert durch die von der Arbeitsgruppe 
"Budgetpolitik" des Beirats für Wirtschafts- und Sozialfragen zu erstellende 
Budgetprognose, betrachtet d iese Arbeit nur einen Teil der gesamten 
Bundesausgaben, geht aber dafür viel mehr ins Detail . Auch die Gliederung 
der Ausgaben ist eine andere als die in der Arbeitsgruppe gewählte. 

Der hier vorliegende erste Teil ist eine rückblickende Analyse der Entwick­
lung und Struktur der Sozial- und Gesundheitsausgaben in Österreich von 
1 995 bis 2000. Hauptaugenmerk liegt dabei auf den Bundesausgaben, d ie 
vorl iegenden Sekundärstatistiken erlauben es aber auch , d iese Bundes­
ausgaben in den Zusammenhang mit den Sozial- und Gesundheits­
ausgaben der anderen öffentlich-rechtl ichen Körperschaften zu stellen . Im 
zweiten Teil werden dann die Sozial- und Gesundheitsausgaben des Bun­
des bis 2005 prognostiziert und die heute bereits abzusehenden Probleme 
genauer analysiert werden . 

1.1 Erfaßte Ausgaben und Abgrenzungsprobleme 

Unter Sozial- und Gesundheitsausgaben werden d iejenigen Ausgaben 
verstanden, die unter die in der VGR gebräuchl ichen Aufgabenbereiche 21 
(Gesundheit und Umweltschutz) und 22 (Soziales) fallen. Damit ergeben 
sich zwar ein ige Abgrenzungsprobleme, d ie Analyse ist dafür aber kompa­
tibel mit den funktionalen Budgetübersichten (die Gl iederung folgt daher 
auch dementsprechend der Budgetübersicht 21 - Ausgaben des Bundes 
für Soziale Wohlfahrt, Gesundheit und Wohnungsbau1) .  

Im wesentlichen sind in der Analyse folgende Bereiche erfaßt: 
+ Zahlungen des Bundes an die Sozialversicherung, 
+ Zahlungen des Bundes im Bereich der Arbeitsmarktpolitik, 
+ Kriegsopfer- und Heeresversorgung, 
+ Ausgleichsfonds für Famil ienbeih ilfen, 
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+ Bundespflegegeld aus der Pensions- und Unfallversicherung, 
+ übrige Sozialausgaben (die größten Posten h ier sind die Flüchtl ings­

betreuung, die Opferfürsorge, die Maßnahmen für Behinderte sowie die 
Sozialmaßnahmen in der Heeresverwaltung; hinzu kommen noch die im 
Rahmen der Selbstträgerschaft ausbezahlten Famil ien- und Geburten­
beihilfen), 

+ KRAZAF- bzw. Krankenanstaltenfinanzierung, 
+ Zahlungen im Rahmen des Gesundheits- und Sozialbeihilfengesetzes 

(GSBG), 
+ übrige Gesundheitsausgaben (hier sind die wichtigsten Ausgaben jene 

für Strahlenschutz, Veterinärwesen, Lebensmittel und Gentechnologie, 
die Sozialversicherung für Zivildiener, die Arbeitsinspektion , die 
Gesundheitsvorsorgemaßnahmen sowie umweltpol itische Maßnah­
men). 

Nicht erfaßt sind beispielsweise die Pensionen des öffentlichen Dienstes, 
das Pflegegeld für Personen, die entweder der Hoheitsverwaltung im wei­
teren Sinn oder ÖBB oder Post angehören, aber auch der klinische Mehr­
aufwand. Dies sind Beispiele für Ausgaben, die auf den ersten Blick unter 
die obengenannten Aufgabenbereiche fallen könnten, die aber in der VGR 
anders klassifiziert werden . 

l n  all diesen Aufgabenbereichen sollen Strukturentwicklungen und -pro­
bleme genauer untersucht werden. Augenmerk wird dabei darauf zu richten 
sein, Preis- und Mengeneffekte voneinander zu unterscheiden: Gab es Ver­
änderungen in der Zahl der Leistungsbezieherinnen oder eher im Leistungs­
niveau? Wieviel ist jeweils auf Gesetzesänderungen und wieviel auf 
strukturimmanente Entwicklungen zurückzuführen? 

1.2 Untersuchungszeitraum und verwendete Quellen 

Untersucht werden die Jahre 1 995 bis 2000. Von 1 995 bis 1 999 l iegen 
Rechnungsabschlüsse und auch die Gebarungsübersichten für al le öffent­
l ich-rechtl ichen Körperschaften vor, für 2000 gibt es den vorläufigen Erfolg 
des Bundes. 

Es wird in dieser Arbeit trotz ihres rückblickenden Charakters in Euro ge­
rechnet. Dies aus zwei Gründen: Einerseits ist ja auch bereits der vorläufige 
Erfolg des Bundes 2000 in Euro ausgewiesen, wichtiger ist aber, daß für die 
in Tei l 2 dargestellte Prognose die Darstellung in Euro natürlich sinnvoller und 
zukunftsweisender ist. Damit der Zusammenhang zwischen den beiden Tei­
len gewahrt bleibt, wird auch der rückblickende Teil in Euro gerechnet. 

1.3 Verflechtung mit anderen Körperschaften öffentlichen Rechts 

Die Ausgaben des öffentlichen Sektors sowohl im Gesundheits- als auch 
im Sozialbereich sind dadurch gekennzeichnet, daß sie einerseits von ver­
schiedensten Trägern erbracht werden und daß es andererseits große 
Transfers zwischen den einzelnen Rechtsträgern gibt. Diese Verflechtun-
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gen sind nur sehr schwer (und unvollständig) aus den Budgets der Gebiets­
körperschaften zu eruieren. Klar ist jedenfalls, daß der Bund nur einen eher 
geringeren Anteil an Ausgaben in den beiden betrachteten Bereichen hat, 
aber jeweils einen bedeutenden Anteil an intergovernmentalen Transfers. 

I nsbesondere interessieren dabei folgende Fragestellungen: 
+ Wie hoch sind die öffentlichen Ausgaben laut OECD-VGR-Konzept in 

den beiden Bereichen, und wie teilen sie sich auf die einzelnen Rechts­
träger auf? 

+ Wie hoch sind die Transfers zwischen den Rechtsträgern? Wer sind die 
Zahler, und wer sind die Empfänger? 

Dieser Teil der Arbeit sollte der Vollständigkeit halber nicht fehlen, da er ja 
beispielsweise auch für die Maastricht-Definitionen des öffentlichen Sektors 
Bedeutung hat. Als Quelle dienen dabei d ie Gebarungsübersichten, die der­
zeit aber nur bis 1 999 vorliegen . 

1.4 Politische lmplikationen 

Der Österreichische Sozialstaat der neunziger Jahre sah sich, wie in an­
deren Ländern auch, drei Herausforderungen gegenüber: 
+ Zum einen erfolgt auch in der Österreichischen Wirtschaft der Struktur­

wandel zum Postindustrialismus, zur Dienstleistungsgesellschaft. Die­
ser Megatrend hat selbstverständlich massive Auswirkungen auf den So­
zialstaat. Nach den Thesen von Esping-Andersen müßte in einem "kon­
servativen" Sozialregime wie dem österreichischen ,  das abgesehen 
vom Gesundheits- und Bildungsbereich vergleichsweise wenig öffentli­
che soziale Dienstleistungen kennt, der Strukturwandel N iederschlag in 
einer verstärkten Frühpensionierung und in negativen Arbeitsanreizen für 
Frauen finden, um den Druck auf den Arbeitsmarkt auszugleichen. 

+ Zum zweiten wird der demografische Druck auf den Sozialstaat zuneh­
mend höher. Diese Tatsache wirkt sich am stärksten im Pensions- und 
Gesundheitswesen aus, sollte aber ceteris paribus in  Zukunft im Gegen­
zug entlastend auf Famil ienausgaben und Arbeitsmarkt wirken. 

+ Zum dritten muß sich auch Österreich den Maastrichter Konvergenz­
kriterien bzw. den von der EU aufgestellten Richtl inien für solide öffentli­
che Finanzen beugen. Hierdurch entsteht (vor allem, wenn diese Maß­
stäbe in übertriebener Musterschülerweise viel zu streng ausgelegt wer­
den) ein exogener Einsparungsdruck auf den Sozialstaat. Dessen Spiel­
räume, um auf die erstgenannten Herausforderungen adäquat einzuge­
hen, werden dadurch bedeutend einschränkt. 

Abschließend an die Struktur- und Entwicklungsanalyse soll daher ver­
sucht werden, politische lmplikationen der Ergebnisse herauszuarbeiten. 

2. Zahlungen des Bundes an die Sozialversicherung 

Der Bund zahlt im wesentlichen an die Sozialversicherung d ie Bundes­
beiträge zu den Pensionsversicherungen, die Ausgleichszulagen, gewisse 
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Zahlungen an die Krankenversicherung und die Zahlungen im Bereich des 
Nachtschwerarbeitsgesetzes. 

Tabelle 1 :  Ausgaben des Bundes im Bereich der Sozialversicherung 
1 995 bis 2000 (in Mio. Euro) 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 2000 

Pensionsversicherung 4.064 4. 148 4. 1 78 4.367 4.626 4. 1 52 

für Arbeiter u. Angestellte (inkl. 
Bergbau u. Eisenbahn) 2. 1 1 8  2.242 2.370 2.584 2.752 2.2 1 5  

Gewerbl. Wirtschaft 1 . 1 09 1 .047 956 940 986 1 .0 1 1  

Landwirtschaft 836 858 852 844 889 926 

Ausgleichszulagen 81 5 803 814 798 757 741 
für Arbeiter u. Angestellte (inkl. 
Bergbau u .  Eisenbahn) 489 486 497 480 456 446 

Gewerbl. Wirtschaft 85 82 82 78 72 70 

Landwirtschaft 241 235 235 24 1 228 225 

Krankenversicherung 63 65 64 46 46 50 
Bauern-Krankenversicherung 6 1  6 3  6 3  45 45 48 

Sonstige Zahlungen an KV-Träger 2 2 1 1 1 2 

Nachtschwerarbeitsgesetz 21 22 21 22 23 27 

Sonstige 1 2  23 24 25 26 27 

Summe 4.974 5.061 5.1 02 5.258 5.478 4.997 
Quelle: Budgetübersichten zur Budgetrede 2002; eigene Berechnungen 

2.1 Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung 

Der größte Posten davon ist der Bundesbeitrag zur Sozialversicherung mit 
4 bis 5 Mrd. €. Dieser konnte in den vergangenen Jahren relativ konstant ge­
halten werden - im Durchschnitt wuchs der Bundesbeitrag zwischen 1 995 
und 2000 um 0,43% im Jahr und machte über den Zeitraum jeweils etwas 
über 26% der Sozialausgaben des Bundes aus. Diese Kontinuität täuscht 
aber insofern, als für diese Konstanz eine Vielzahl diskretionärer Maßnah­
men notwendig war. So wurden beispielsweise 2001 269 Mio. € aus dem 
Insolvenzausgleichsfonds an die GSVA überwiesen, um den dortigen 
Bundesbeitrag im gleichen Ausmaß zu senken. Auch die ständig steigenden 
Überweisungen an den Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger 
zeigen, wie mit Hilfe der kommunizierenden Gefäße der Sozialträger der 
Bundesbeitrag bislang in Grenzen gehalten werden konnte (siehe Tab. 2): 

Diese Überweisungen dürfen aber nicht einfach als "Quersubventionen" 
mißverstanden werden. Leider vermittelt die Tatsache, daß sie so un­
kontinu ierlich sind und je nach budgetärer Lage des jeweil igen "Sozial-
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Tabelle 2: Überweisungen an den Ausgleichsfonds der Pensions­
versicherungsträger gemäß § 447g ASVG (gemäß der jeweil igen vor­
läufigen Erfolgsrechnung; in  Mio. Euro) 

1 995 1996 1 997 1 998 1 999 2000 

Zusatzbeiträge in der PV 
gem. § 51 a ASVG 2.331 2.370 2.4 15  2.452 2.504 2.729 

Überweisung aus der 
Arb. losenvers. (22,8% d .  
Aufwendungen) 374 392 380 388 392 363 

Überweisung aus FLAF 1 62 1 61 140 1 05 89 89 

Abgeltungsbetrag gemäß 
§ 22 (5) Heeresgebühren-
gesetz 4 3 2 2 1 1 

Beiträge gemäß § 1 8  SUG 3 2 2 3 

Überweisungen gemäß 
§ 6 Abs. 6 u. 8 AMPFG 356 356 504 561 581 

Famil ien lastenausg Ieichs-
fonds 596 

I nsolvenz-Entgeltsicheru ngs-
gesetz 145 

Überweisung der AUVA 
gemäß § BOa Abs. 6 ASVG 58 58 73 

Nachzahlung für den 
Abgeltungsbetrag gem. 
§ 447g Abs. 3 Z1 1it c ASVG 1 5  

Vermögenserträgnisse und 
sonstige 2 1 1 2 1 1 

Summe 2.874 3.342 3.355 3.456 3.550 4.596 
Quelle: Budgetübersichten zur Budgetrede 2002; eigene Berechnungen 

topfes" schwanken, einen falschen Eindruck. Es sollte sich nämlich bei den 
Überweisungen um die Abgeltung versicherungsfremder Leistungen han­
deln ,  vor al lem also um Ersatzzeiten, die aufgrund der Regelungen der Ar­
beitslosenversicherung bzw. auch des FLAF (Kindererziehungszeiten) ent­
stehen . Während der Bundesbeitrag selbst rein steuerfinanziert ist, sind 
diese Überweisungen dem Finanzierungsmodus des jeweil igen Sozial­
trägers unterworfen . Es wäre h ier also notwendig, die tatsächl ich entste­
henden Belastungen versicherungsmathematisch zu berechnen und dem 
jeweil igen "Verursacher" in Rechnung zu stellen. Für den FLAF beispiels­
weise wurde dieser Anspruch nur 2000 annähernd erfü llt. Eine derart ge-
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rechte und transparente Berechnung nach dem Verursacherprinzip wäre 
jedenfalls eine Forderung an zukünftige Budgets, da sie einen unabdingli­
chen Beitrag zur nachhaltigen Sicherung des Pensionssystems darstellt. 

Mehr als die Hälfte des Bundesbeitrags geht an die Pensionsversicherun­
gen der unselbständig Beschäftigten, zu denen aber auch bekanntlich mehr 
als 80% der Leistungsbezieherinnen zählen. Die Versicherungen der ge­
werblichen Wirtschaft und der Freiberuflerinnen erhalten etwas über eine 
Mrd. Euro an Bundesbeitrag (das ist etwa ein Viertel der Gesamtsumme bei 
ca. 8% der Leistungsbezieherlnnen), der Bundesbeitrag zur Pensionsver­
sicherung der Bauern beträgt etwas unter einer Mrd .  Euro (bei ca. 1 0% der 
Leistungsbezieherlnnen). Zwar ist das Verhältnis von Beitragszahlerinnen 
zu Leistungsbezieherinnen am ungünstigsten in der Bauernversicherung 
( Belastungsquote von 98% ), während in den vergangenen Jahren die Be­
lastungsquoten in den Pensionsversicherungen der Selbständigen sich an 
die Quoten in den ASVG-Pensionsversicherungen angenähert haben Ue­
weils ca 60% ), da aber die Pensionsleistungen in der Bauernpensionsver­
sicherung doch deutlich niedriger sind als in den anderen Pensionsversi­
cherungen, spiegelt der Bundesbeitrag in der BSV nicht so deutlich die ho­
hen Belastungsquoten wider. 

Gerade im Bereich der selbständig Beschäftigten (GSV und FSV) ist es 
in den vergangenen Jahren zu drastischen Veränderungen gekommen : 
Zwischen 1 995 und 2000 ist die Zahl der Pfl ichtversicherten in der GSV um 
24% gestiegen, während jene der Leistungsbezieherinnen nur um 2,3% zu­
genommen hat. Dies ist selbstverständlich auf d ie Gesetzesänderungen 
1 996 zurückzuführen, mit denen die "neuen Selbständigen" in die Pensions­
versicherung einbezogen wurden. Gleichzeitig sind aber auch die Bemes­
sungsgrundlagen in der GSV deutlich angestiegen. 

Insgesamt ist die Zahl der Pensionsbezieherinnen im Zeitraum 1 995 und 
2000 um 7,8% angestiegen, während sich die Zahl der Pfl ichtversicherten 
um 4,9% erhöht hat. Neben dieser Steigerung der Zahl  der Leistungsbe­
zieherlnnen sind auch die Pensionsleistungen angestiegen, so daß der 
Pensionsaufwand im Zeitraum 1 995 bis 2000 um 24% zugenommen hat. 
Damit ist die Finanzierungslücke zwischen Beitragseinnahmen und Pen­
sionsauszahlungen im Untersuchungszeitraum deutlich angestiegen. Wie 
oben ausgeführt, wurde der Bundesbeitrag dennoch ziemlich konstant ge­
halten und statt dessen Umschichtungen aus anderen Sozialtöpfen vorge­
nommen. 

2.2 Ausgleichszulagen 

l n  voller Höhe aus dem Bundesbudget wird der Aufwand für die Aus­
gleichszulagen gezahlt. Personen, d ie einen Pensionsanspruch haben, de­
ren errechnete Pensionsleistung aber unterhalb des sogenannten Aus­
gleichszulagenrichtsatzes liegt, bekommen eine Aufzahlung bis zu diesem 
Richtsatz (dabei wird nach Alleinstehenden und nach Ehepartnern unter­
schieden). 
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Die monatlichen Richtsätze änderten sich 1 995 bis 1 999 jeweils mit dem 
Anpassungsfaktor. 2000 wurden sie überproportional erhöht (um 2,5%, 
während der Anpassungsfaktor nur 1 ,01 1 betrug). 

Die Tabelle 3 zeigt, wie sich die Ausgleichszulagenrichtsätze seit 1 995 
entwickelten: 

Tabelle 3: Ausgleichszulagenrichtsätze im Monat (in Euro} 

Alleinstehende Verheiratete 

1 995 560 799 

1 996 573 81 8 

1 997 573 81 8 

1 998 581 829 

1 999 590 841 

2000 604 862 

Die Zahl der Ausgleichszulagenbezieherlnnen ist seit 1 995 kontinuierlich 
zurückgegangen, und zwar relativ wie absolut: 1 995 bezogen noch über 
275.000 Personen ( 17% der Pensionistlnnen) Ausgleichszulagen, 2000 wa­
ren es nur mehr 238.000 ( 1 3,5% ). Dies ist darauf zurückzuführen, daß immer 
mehr Personen Anspruch auf eigenständige Pensionen in ausreichender 
Höhe erwerben.  Wiederum geht etwa die Hälfte des Aufwandes für Aus­
gleichszulagen an die unselbständig Beschäftigten. An die Pensionsversiche­
rungen der Selbständigen gehen nur 9,5%, während die Bauern-Pensions­
versicherung 30 Prozent des Ausgleichszulagenaufwandes erhält. 

I nsgesamt machte der Aufwand für die Ausgleichszulagen 1 995 5,26% 
der Sozialausgaben aus und sank bis 2000 auf 4, 70%. 

2.3 Sonstige Zahlungen an die Sozialversicherung 

Bis 2000 gab es aus dem Bundesbudget Überweisungen an die Bauern­
Krankenversicherung. 1 995 betrugen diese 61 Mio. Euro, bis 2000 waren 
sie auf 48 Mio. Euro gesunken. 

Weiters werden für Zahlungen im Rahmen des Nachtschwerarbeits­
gesetz Zahlungen von ca. 30 Mio. € jährlich veranschlagt. 

I nsgesamt machten die sonstigen Zahlungen 2000 1 04 Mio. € aus. 

2.4 Politische Implikationen 

Aus der Entwicklung der vergangenen Jahre sieht man deutlich , daß die 
Pensionsversicherung sicherlich das "Sorgenkind" der Sozialpol itik dar­
stellt. Die Pflichtbeiträge bleiben zunehmend hinter den Leistungsausgaben 
zurück. 
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Daraus den Schluß ziehen zu wollen , daß das System insgesamt nicht 
mehr tragbar ist, wäre nicht nur voreil ig, sondern auch falsch. Vielmehr gilt 
es, einige Punkte konsequent zu verfolgen: 
+ Auch wenn es hart klingt, so muß die Nettoanpassung bzw. die modera­

te Steigerung der Pensionen auch in Zukunft strikt verfolgt werden. Hier 
aus tagespolitischen bzw. wahltaktischen Gründen übermäßige Zahlun­
gen zu gewähren, belastete das System insgesamt und würde es auf 
Dauer in Frage stellen. 

+ Die Unterscheidung zwischen versicherungsnahen und versicherungs­
fremden Leistungen muß deutlicher gemacht werden. Derzeit sind die 
Überweisungen in den Ausgleichsfonds stark von der Budgetlage abhän­
gig und nicht immer eindeutig mit der Abgeltung bestimmter Leistungen 
in Zusammenhang zu bringen. Diese klare Zuordnung würde nicht nur 
die Transparenz erhöhen, sondern auch - durch die Betonung des 
Verursacherprinzips - eine nachhaltigere Finanzierung fördern. 

+ Versicherungsnahe Leistungen sollten vorrangig durch Beiträge finan­
ziert werden , die "Ausfallshaftung" würde der Bundesbeitrag überneh­
men. Dieser sollte also fixer Bestandteil der Pensionsfinanzierung sein 
und daher keinen Budgetkürzungen unterworfen werden. 

+ Versicherungsfremde Leistungen (allen voran die Ersatzzeiten) sind hin­
gegen von jenen Sozialstaatssegmenten zu tragen, denen sie funktionell 
zugeordnet sind. So sind d ie Ersatzzeiten aus der Arbeitslosenversiche­
rung auch aus deren Mittel zu bestreiten und die Ersatz- bzw. Beitrags­
zeiten für die Kinderbetreuung aus dem FLAF zu zahlen . Derzeit sind 
diese Zeiten vielfach unterdotiert bzw. nur diskontinuierlich budgetiert. 
Hier bedarf es einer viel größeren Stringenz. Eine Steuerfinanzierung 
kann und darf hier nur uftima ratio sein. 

3. Arbeitsmarktpolitik 

Von 1 995 bis 2000 blieben die Ausgaben im Bereich der Arbeitslosenver­
sicherung und der Arbeitsmarktpolitik in etwa konstant, sowohl in absoluten 
Zahlen als auch in ihrem Anteil an den Sozialausgaben insgesamt ( 1 995 
26,35%, 2000 27,85%). Ihren Höhepunkt erreichten sie 1 996, gingen 1 997 
deutlich zurück und sind seither nur leicht angestiegen . 

Diese scheinbar stabile Entwicklung läßt sich nur zu einem Teil auf die 
Arbeitsmarktlage zurückführen. Natürlich hat die gute Wirtschaftsentwick­
lung der zweiten Hälfte der neunziger Jahre zur Entlastung der Ausgaben 
für die Arbeitsmarktpolitik beigetragen, der Großteil der Entwicklung ist aber 
auf Änderungen des Leistungsrechtes zurückzuführen. 

3.1 Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 

l n  den vergangenen Jahren gab es bedeutende Änderungen in den 
Arbeitslosenversicherungsgesetzen und den dazugehörigen Finanzie­
rungsgesetzen .  Es ist daher unmöglich, eine Trendanalyse der Bezieher-
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Tabelle 4: Ausgaben in der Arbeitsmarktpol itik 1 995 bis 2000 
(in Mio. Euro) 

1 995 1996 1 997 1 998 1 999 

Ämter 64 56 61 53 53 

Arbeitsmarktpolit. Maßn. 403 421 537 528 631 

Arbeitslosenunterstützung 1 . 1 82 1 .497 1 .406 1 .414  1 .426 

Notstandshilfe 651 81 6 864 946 922 

Karenzgeld 840 818 752 590 508 

EU/EWR-Vertrag 0 1 0 0 1 

Schlechtwetterentschädigung 42 54 4 0 5 

Sonderunterstützung 218  203 1 23 97 78 

Überweisung an das AMS 258 21 1  2 1 1  1 89 193 

Sonstige Ausgaben 426 381 381 538 61 9 

Summe 4.084 4.458 4.339 4.355 4.436 
Quelle: Budgetübersichten zur Budgetrede 2002. 

2000 

53 

606 

1 .359 

846 

499 

1 

2 

60 

323 

642 

4.391 

Innenzahlen bzw. der Leistungen in d iesem Zeitraum zu machen. Gesetz­
l iche Änderungen nehmen einerseits nämlich auf die Höhe der Leistungen 
Einfluß, andererseits aber auch auf die Zahl der Arbeitslosen. Die Arbeits­
losenquote ist damit auch eine stark politisch bestimmte Zahl . Jegliche Ein­
schränkungen des Leistungsrechtes, aber auch indirekte Einflüsse - bei­
spielsweise über Zugangsänderungen zur Pension - verändern die Zahl der 
Arbeitslosen. 

Tabelle 5: Leistungsbezieherinnen von Arbeitslosenversicherungs­
leistungen im Jahresdurchschnitt 

1995 1996 1 997 1 998 1 999 2000 

Arbeitslosengeld 1 24.01 5 1 27.021 122.580 1 21 .236 1 1 4.864 1 07.956 

Notstandshilfe 71 .31 6 82. 1 48 89.91 5  94.479 88.526 74.928 

Sondernotstands-
hilfe 1 6.752 9.292 6.637 9.303 7.087 6.021 

Sonderunter-
stützung 14. 1 77 2.986 2.861 2.757 2 .476 2.281 

Weiterbildungsgeld 549 2.430 4.740 

Solidaritätsprämie 55 255 205 

Sonstige 
Leistungen 28.637 31 .528 32.420 31 .877 36.864 33.707 

Quelle: Sozialdatenbank der Arbeiterkammer Wien 
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ln Tabelle 5 ist zu sehen, daß die Zahl der Arbeitslosen von 1 995 auf 2000 
deutlich zurückging. Daß dieser Rückgang nicht nur auf das Konto einer 
verbesserten Wirtschaftslage geschrieben werden kann ,  sondern klar 
durch die Strukturanpassungsgesetze und die Budgetbegleitgesetze verur­
sacht ist, erkennt man auch an der Entwicklung der Notstandshilfezahlen -
h ier stieg die Bezieherinnenzahl zunächst an, um dann 2000 deutlich zu­
rückzugehen. Es läßt sich also ein Struktureffekt in Richtung Abdrängung 
der Arbeitslosen in die Notstandshilfe konstatieren, der 2000 durch eine Ver­
schärfung der Notstandshilferegelungen beendet wurde. (Der so starke 
Rückgang läßt sich nicht durch die konjunkturelle Verbesserung allein erklä­
ren,  vor allem, wenn es um die Schwerstvermittelbaren am Arbeitsmarkt 
geht.) 

Bei den Leistungen für Arbeitslose haben sich von 1 995 bis 2000 die 
Tagsätze praktisch nicht verändert (1 999 wurde die unterste Lohnklasse et­
was angehoben, und am oberen Ende der Skala wurden Lohnklassen hin­
zugefügt); 2001 kam es allerd ings zu einer grundsätzlichen Änderung ­
statt der Tagsatztabel len wurde auf Nettoersatzraten (55% des Nettoein­
kommens) umgestellt. Die Leistungsniveaus sind im Untersuchungs­
zeitraum jedenfalls relativ zurückgegangen. 

ln den vergangenen Jahren haben die Aufwendungen für die Sonderunter­
stützung stark abgenommen. Dies l iegt daran, daß mit 31 . März 1 996 die 
allgemeine Sonderunterstützung für 54jährige Frauen und 59jährige Männer 
abgeschafft und der Geltungsbereich der SUG im Bergbau stark einge­
schränkt wurde. So bezogen noch 1 995 3.500 Anspruchsberechtigte aus 
dem Bergbau Sonderunterstützung in der Höhe von durchschnittlich täglich 
öS 5 19  und 1 6.500 Anspruchsberechtigte allgemeine Sonderunterstützung 
in der Höhe von durchschnittl ich täglich öS 299. Diese Zahlen hatten sich 
2000 reduziert auf 2.363 Anspruchsberechtigte aus dem Bergbau mit 
einem täglichen Durchschnittsatz von öS 701 (€ 51 ) und 51 0 Anspruchs­
berechtigte aus den Übergangsregelungen einen Tagsatz von öS 460 (€ 33). 

Neben diesen großen Leistungen wurde in den vergangenen Jahren - v.a. 
im Sinne der aktiven Arbeitsmarktpolitik - auch noch eine Anzahl kleinerer 
Leistungen geschaffen, wie das Weiterbildungsgeld , die Altersteilzeit, die 
Solidaritätsprämie etc. Letztere wurde durch die Budgetbegleitgesetze al­
lerdings wieder zurückgenommen. 

3.2 Sonstige Ausgaben der Arbeitsmarktpolitik 

Die beschriebenen Leistungen umfassen in etwa 60 Prozent der Aus­
gaben der Arbeitsmarktpolitik. Die anderen Ausgaben betreffen die Ar­
beitsämter, diverse kleinere arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, Überwei­
sungen an das AMS und als größten Posten die Überweisung an den Aus­
gleichsfonds zur Pensionsversicherung. Wie bereits beschrieben, beträgt 
diese im Jahr 356 Mio €, wurde aber in den vergangenen Jahren jeweils 
deutlich erhöht, wobei diese Erhöhungen von der jeweil igen Budgetlage 
abhängig waren. 

324 



27.  Jahrgang (200 1 ) ,  Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft 

3.3 Politische lmplikationen 

Zwei Forderungen ergeben sich aus d ieser rückblickenden Analyse: 
+ Zunächst bedarf es, wie bereits gefordert, einer transparenten Berech­

nung der leistungsseitigen Kosten der Ersatzzeiten aus der Arbeitslo­
senversicherung. Dieser Betrag wäre im Rahmen des Verursacher­
prinzips an d ie Pensionsversicherung zu überweisen. 

+ Zweitens ist aus der Prognose deutlich erkennbar, daß die aktive 
Arbeitsmarktpol itik nach wie vor klar unterdotiert ist. Die betreffenden 
Ausgaben sind zwar im Untersuchungszeitraum anteilsmäßig leicht an­
gestiegen, von 1 0  auf ca. 14% der arbeitsmarktpol itischen Ausgaben, 
gelten aber nach wie vor als zu n iedrig. Hier muß an d ie lange bestehen­
de Forderung angeschlossen werden , daß die Leistungen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik deutlich erhöht werden müssen. Auch wenn im allge­
meinen eine Entspannung auf dem Arbeitsmarkt zu erwarten ist, wird 
gerade der Bedarffür Mittel zur Umschulung und Weiterbildung steigen. 
Dies ist im übrigen auch der einzige Weg, die sehr allgemein gehaltene 
Forderung nach Anhebung des tatsächlichen Pensionsalters zu unter­
stützen und würde gleichzeitig auch etwas zur notwendigen Erhöhung 
der Frauenerwerbsquote beitragen. 

Weitere Überlegungen, die auch die Arbeitslosenversicherung betreffen, 
werden im zusammenfassenden Kapitel 11 angestellt. 

4. Kriegsopfer- und Heeresversorgung 

Dieser Posten ist vergleichsweise sehr klein (weniger als eine halbe Mil­
l iarde Euro) und hat natürlich abnehmende Bedeutung. Dennoch wird er in 
den Budgetübersichten gesondert ausgewiesen.  

Tabelle 6: Ausgaben für die Kriegsopfer- und Heeresversorgung 
1 995 bis 2000 (in Mio. Euro) 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 2000 

Bundessozialämter 39 41 42 43 45 44 

Versorgungsgebühren 446 430 405 384 364 343 

Sonstige Ausgaben 26 25 23 21 22 21 

Summe 511 496 470 448 431 408 
Quelle: Budgetübersichten zur Budgetrede 2002 

Dabei ist zu unterscheiden zwischen jenen Fällen, d ie aus der 
Kriegsopferversorgung Leistungen erhalten, und jenen, d ie aus der Heeres­
versorgung Renten beziehen. 

Derzeit beziehen etwas 70.000 Personen Leistungen aus der 
Kriegsopferversorgung. Diese Zahl geht jährlich um etwa 7 Prozent zurück. 
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Die Renten, die im Durchschnitt ca. 400 € im Monat ausmachen, werden 
mit dem Pensionsanpassungsfaktor jährlich angepaßt. 

Aus der Heeresversorgung beziehen ziemlich konstant etwa 1 .700 Per­
sonen Leistungen. 

5. Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen (FLAF) 

5.1 Entwicklung seit 1995 

Über ein Viertel der Sozialausgaben bzw. über 4 Mrd .  Euro werden für 
den FLAF aufgewendet. Die Ausgaben hatten einen Tiefpunkt im Jahr 1 997 
mit 3,98 Mrd .  Euro und sind seither wieder im Ansteigen. Der Rückgang ist 
durch das Strukturanpassungsgesetz 1 997 erklärbar, wodurch es zu Kür­
zungen beim Karenzgeld und kurzfristig zu keiner Leistungsanpassung bei 
den Familienbeihilfen kam. 

Tabelle 7: Entwicklung der wichtigsten Leistungen des Ausgleichs­
fonds für Familienbeihilfen 1 995-2000 (in Mio. Euro) 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 2000 

Familienbeihi lfen 2.455 2.371 2.302 2 .306 2.51 6 2.7 1 1  

Geburtenbeihilfen 93 1 07 29 7 9 9 

Freifahrten/Fahrtbeihi lfen 366 333 306 288 297 300 

Schulbücher 86 87 87 88 95 92 

Karenzgeld (inkl. PV) 759 746 721 646 481 427 

Wochengeld 1 50 1 78 2 1 1  194 1 99 203 

Teilzeitbeihilfe/ Betriebshilfe 1 9  1 7  1 8  1 7  1 5  1 5  

Sonstige 1 21 1 25 121  1 32 1 33 450 

Überschuß an Reservefonds 222 62 1 89 426 454 105 

Summe 4.271 4.026 3.984 4.1 04 4.1 99 4.312 
Quelle: Bundesvoranschläge (1 997 bis 2002); eigene Berechnungen 

Die Ausgaben für das Karenzgeld sind über den ganzen Zeitraum konti­
nuierlich zurückgegangen - von 591 Mio. 1 995 auf 350 Mio. € 2000. Dies ist 
zum Teil auf die Demografie zurückzuführen (d ie Geburten gingen im 
Untersuchungszeitraum um ca 1 0.000 von 87.000 auf 77.000 zurück), zum 
anderen Teil aber auch auf die Verschärfungen im Leistungsrecht (Rück­
nahme der Dauer des Karenzgeldbezugs auf eineinhalb Jahre, restriktive­
rer Zugang zum Zu schuß zum Karenzgeld etc. ) . 

Die Familienbeihilfen sind in den vergangenen Jahren hingegen wieder 
deutl ich angestiegen.  Dies ist auf die Familienreform 1 999/2000 zurückzu­
führen, durch welche die Famil ienbeihilfen angehoben wurden. 
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Mehr oder weniger weggefallen sind in den vergangenen Jahren die 
Geburtenbeihi lfen, gedeckelt wurden die Ausgaben für Freifahrten und 
Schulbücher, neu hinzugekommen sind diverse Überweisungen an ande­
re Ministerien (dies erst durch das Budget 2001 ) bzw. an den Ausgleichs­
fonds zur Pensionsversicherung zur Abgeltung der Kindererziehungszeiten 
(dadurch erklärt sich die starke Erhöhung der sonstigen Ausgaben 2000) 
sowie Leistungen wie die In-vitra-Ferti l isation oder Förderungen für familien­
orientierte Forschung u.a. 

Wie aus Tabelle 7 ersichtlich ist, konnte die defizitäre Situation, die noch 
Anfang der neunziger Jahre den FLAF beherrschte, abgewendet werden; 
vor allem seit den Strukturanpassungen 1 997 erzeugt der FLAF wieder 
Überschüsse, die zwar durch die Familienreform 1 999/2000 erneut zurück­
gingen, aber vorhanden geblieben sind. 

5.2 Politische Implikationen 

I nsgesamt zeigt der FLAF sehr deutlich, daß gerade seit 1 999 ehrgeizig 
versucht wird ,  Österreich als famil ienfreundliches Land darzustellen . Die­
ser Trend wird sich noch stärker in den kommenden Jahren fortsetzen .  
Weiters kann für die jüngere Vergangenheit bzw. Gegenwart konstatiert 
werden, daß die jeweilige budgetäre Situation im FLAF die Leistungsaus­
weitung bzw. -einschränkung bestimmt. Diese sehr unstete Politik wurde 
bereits häufig kritisiert, da sie nicht nur Unsicherheit bei den Bezieherinnen 
erzeugt, sondern sehr oft Budgetdynamiken generiert, die dann nur mehr 
sehr schwer zu bremsen sind. Eine Möglichkeit, h ier mehr Stetigkeit zu er­
zeugen, wäre die bereits häufig geforderte Aufhebung der Zweckbindung 
des FLAF und das Umstellen auf andere Finanzierungsmodi .  

Weiters stellt sich vor dem Hintergrund rückläufiger Kinderzahlen und der 
weiteren Entwicklung der Alterspyramide die Frage, ob es nicht ein Mißver­
hältnis zwischen familienpolitischen Ausgaben und den gleichzeitig fehlen­
den Mitteln in der Pensionsversicherung gibt. Im allgemein zusammenfas­
senden Tei l  wird abermals auf diese Problematik zurückzukommen sein. 

Abgesehen davon ist der Erfolg der "famil ienfreundl ichen" Politik insge­
samt in Frage zu stellen, wenn die Familienarmut nicht weniger wird , weil 
zu wenig Mittel in die Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie ge­
steckt werden. 

6. Leistungen nach dem Bundespflegegeldgesetz 

Seit 1 993 werden nach dem Bundespflegegeldgesetz Leistungen an pfle­
gebedürftige Personen bzw. ihre Angehörigen ausbezahlt. I nsgesamt ma­
chen diese Leistungen etwa 1 ,3 Mrd. € aus und gehen an ca. 250.000 An­
spruchsberechtigte. 

N icht berücksichtigt in diesen Zahlen sind jene Leistungen, d ie zwar nach 
dem Bundespflegegeldgesetz ausbezahlt werden , die aber an Bezieher­
Innen bei ÖBB, Post bzw. im öffentlichen Dienst gehen und daher in der 
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Tabelle 8: Ausgaben für das Bundespflegegeld 1 995 bis 2000 (in Mio. 
Euro) 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 2000 

Bundespflegegeld 1 .239 1 . 1 99 1 . 141  1 . 1 74 1 .224 1 .264 
Quelle: Budgetübersichten zur Budgetrede 2002 

funktionellen Budgetgliederung unter den Aufgabenbereichen 33 (Sonstiger 
Verkehr) bzw. 43 (Übrige Hoheitsverwaltung) verbucht sind. Dies betrifft ca. 
25.000 weitere Fälle mit einem Pflegegeldaufwand von rund 40 Mio. €. 

Das Pflegegeld ist je nach Pflegeaufwand gestaffelt und betrug 2000 (und 
2001 ): 

Tabelle 9: Pflegestufen für das Bundespflegegeld 2000 

Höhe im Jahr Fälle (inkl. Öff. Dienst, 
(in Euro) ÖBB und Post) 

Pflegestufe 1 1 .744 46.953 
Pflegestufe 2 3.216  1 06.61 5 
Pflegestufe 3 4.962 46.862 
Pflegestufe 4 7.443 39.792 
Pflegestufe 5 1 0. 1 08 20.91 3 
Pflegestufe 6 1 3.784 5.601 
Pflegestufe 7 1 8.378 3.466 

Quelle: Sozialdatenbank der AK Wien 

Die Erhöhung des Pflegegeldes seit 1 995 ist einerseits auf geringfügige 
Erhöhungen der Leistungen zurückzuführen (das Pflegegeld wird immer 
wieder valorisiert), stärker wirkt aber der demografische Effekt - die Zahl 
der Leistungsbezieherinnen n immt stetig zu (sie entwickelt sich zieml ich 
parallel zur Zahl der Pensionistlnnen). 

7. Übrige Sozialausgaben 

l n  den Budgetübersichten wurden die Ausgaben des Aufgabenbereichs 
22, die bislang nicht zugeordnet wurden, unter "Übrige Ausgaben" subsum­
miert. 

Diese Ausgaben erreichten 1 996 mit 657 Mio. € ihren Höhepunkt und sind 
seither zurückgegangen. 2000 machten sie nur mehr 392 Mio. € aus. Es 
handelt sich dabei um eine Vielzahl von Ausgaben, die sich noch dazu zu­
meist durch eine sehr diskontinuierliche Budgetierung auszeichnen. 

Die wichtigsten Posten dabei sind die Ausgaben für die Selbstträgar­
schaft bei den Famil ienbeihi lfen mit etwa 76 Mio. €, d ie Flüchtlings­
betreuung mit 35 Mio. €, die Opferfürsorge des Sozialministeriums mit 14  
Mio. € .  Bis 2000 war der Bundesbeitrag zur Arbeitsmarktpolitik mit rund 200 
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Tabelle 10 :  Sonstige Sozialausgaben 1 995 bis 2000 (in Mio. Euro) 

1 9.95 1996 1 997 1 998 1 999 2000 

Familienbeihilfe (Selbstträger) 81 77 73 70 67 76 

Flüchtlingsbetreuung 62 54 28 24 43 35 

Opferfürsorge 20 1 9  1 8  1 6  1 6  14  

Bundesbeitrag AM-Politik 182 369 240 207 213  1 84 

Kinderbetreuungs-
einrichtungen 0 0 7 34 3 27 

Sonstige Ausgaben 77 1 38 206 77 78 56 

Summe 422 657 572 428 420 392 

Mio. € ein ganz wesentlicher Ausgabenposten.2 Die "Kindergartenmil l iarde" 
(Zuschüsse an die Länder zum Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen 
im Umfang von insgesamt 71 Mio. €) ist 2000 mit einer Restzahlung von 27 
Mio. € ausgelaufen. 

8. Sozialausgaben insgesamt 

8.1 Sozialausgabenquote 

I nsgesamt machten d ie Sozialausgaben des Bundes in den vergangenen 
Jahren zwischen 1 5  und 1 6  Mrd .  Euro aus. Das waren im Jahr 2000 27% 
der gesamten Bundesbudgetausgaben bzw. 7,6 % des B IP. 

Tabelle 1 1 :  Sozialausgaben insgesamt und Sozialausgabenquote 
1 995 bis 2000 

Sozialausgaben 
insgesamt 

ln % der Bundesausgaben 

ln % des BIP 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 2000 

1 5.501 1 5.897 1 5.608 1 5.767 1 6. 1 88 1 5.764 

30,21 30,04 25,88 28,01 28,35 27,08 

9,00 8,93 8,54 8,30 8,21 7,64 
Quelle: Budgetübersichten; eigene Berechnungen 

Im Untersuchungszeitraum sind dabei deutlich 1 997 und 2000 als 
"Einsparungsjahre" erkennbar- die Sozialausgaben sanken jeweils, sowohl 
absolut als auch als Anteil an den Gesamtausgaben . Gleichzeitig ist aber 
auch zu erkennen, daß diese Einsparungen nicht als nachhaltig bezeichnet 
werden können, da zumindest die Anteile an den Bundesausgaben in den 
Folgejahren wieder anstiegen (es wird in Teil 2 zu zeigen sein ,  daß d ies 
auch für das Jahr 2001 gi lt). 
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Allerdings spiegelt sich d ie gesamte Konsolidierungspolitik der zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre in der Tatsache wider, daß die Anteile am Brutta­
inlandsprodukt kontinu ierlich zurückgingen. 

8.2 Struktur der Sozialausgaben insgesamt 

Anteilsmäßig machten im Untersuchungszeitraum die Zahlungen für den 
Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung, die Ausgaben im Bereich der 
Arbeitsmarktpolitik und die Zahlungen für den FLAF etwa gleich viel aus Ue­
wei ls zwischen 26 und 28% ) . Die nächstgrößte Ausgabe, das Bundes­
pflegegeld, betrug nur mehr rund 8%, der Rest verteilte sich auf die übrigen 
Ausgaben. 

Tabelle 1 2: Anteile der wichtigsten Sozialausgaben an den Sozialaus­
gaben insgesamt (in %) 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 2000 

Bundesbeitrag 
Pensionsvers. 26,22 26,09 26,77 27,70 28,58 26,34 

Arbeitsmarkpolitik 26,35 28,04 27,80 27,62 27,40 27,85 

FLAF 27,55 25,33 25,53 26,03 25,94 27,35 

Bundespflegegeld 7,99 7,54 7,31 7,45 7,56 8,02 

Sonstige Ausgaben 1 1 ,89 1 3,00 12,59 1 1 ,20 1 0,52 1 0,44 
Quelle: eigene Berechnungen 

Dennoch lassen sich unterschiedliche Entwicklungen erkennen. Der 
Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung nahm von 1 996 bis 1 999 anteils­
mäßig stetig zu und ging erst 2000 wieder fast auf das Niveau von 1 995 zu­
rück, als Folge der Erhöhung der Zahlungen an den Ausgleichsfonds. 

Gegenläufig entwickelten sich die Ausgaben im Bereich der Arbeitsmarkt­
politik - sie gingen zwischen 1 996 und 1 999 anteilsmäßig leicht zurück und 
stiegen 2000 wieder etwas an. 

Beim FLAF wurden die Ausgaben zwischen 1 996 und 1 999 relativ kon­
stant gehalten, sie stiegen anteilsmäßig 2000 durch d ie Famiienreform und 
die erhöhten Zahlungen an den FLAF aber wieder auf das Niveau von 1 995. 

Insgesamt kann also, wenn auch natürlich nicht in voller Stringenz, bereits 
durch diese Zahlen die Esping-Andersensche These vom "konservativen" 
Sozialstaat bestätigt werden, der auf die Anforderungen des Postindu­
strialismus und den dadurch steigenden strukturellen Druck auf den Ar­
beitsmarkt mit erhöhten Anreizen zur Frühpensionierung sowie mit negati­
ven Anreizen zur Frauenerwerbstätigkeit reagiere. 

Natürlich sind diese Tendenzen nicht so eindeutig erkennbar, aber es läßt 
sich sagen, daß auch die Pensionsreformen der vergangenen Jahre den 
Frühpensionierungsdruck noch nicht wesentlich eindämmen konnten , un­
ter anderem wohl auch, weil es an begleitenden Aktivierungsmaßnahmen 
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am Arbeitsmarkt fehlt, um die älteren Arbeitnehmerinnen im Arbeitsmarkt zu 
halten. 

Die Kürzungen beim Karenzgeld 1 997 mögen zwar ebenfalls zunächst 
als Verstärkung der Arbeitsanreize für Frauen gesehen werden. Da aber 
auch hier weitgehend Begleitmaßnahmen fehlten, um eine qualitative und 
nachhaltige Wiedereingliederung zu fördern , müssen sie eher als Soziai­
kürzungsmaßnahme interpretiert werden. 

Und die weiterhin starke Betonung (und seit der FLAF-Reform 1 999 so­
gar wieder in zunehmenden Maße) von fami l ial istischen Leistungen3 wie 
den FLAF-Ausgaben und dem Bundespflegegeld bestätigen ebenfalls d ie­
se Thesen. 

Im Hinblick sowohl auf die Finanzierungsprobleme der Pensionsversiche­
rung, für die dringend eine Erhöhung der Erwerbsquoten notwendig wäre, 
als auch auf die zunehmenden Veränderungen der Familienstrukturen stellt 
sich die Frage, wie stabil und zukunftsweisend ein derart "familial istischer" 
bzw. "konservativer" Weg ist. Im Teil 2 wird daher auch zu untersuchen 
sein, ob dieser Weg fortgesetzt wird oder ob man Reformen erkennen kann. 

9. Gesundheitsausgaben 

Wie unten noch näher ausgeführt werden wird , leistet der Bund nur einen 
Teil der Gesundheitsausgaben des öffentlichen Sektors. Die Beträge sind da­
bei sehr schwankend, da es sich bei den Zahlungen nicht um Direkt­
zahlungen an die privaten Haushalte handelt, sondern um Überweisungen vor 
allem im Rahmen des Finanzausgleichs. Gerade in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre kam es hier zu einer Reihe grundlegender Änderungen ,  die 
in den einzelnen Unterabschnitten ganz kurz beschrieben werden sollen4• 

9.1 Vom KRAZAF zur Krankenanstaltenfinanzierung 

"Da die enormen Kostensteigerungen bei den Krankenanstalten durch die 
begrenzten finanziellen Mittel der sozialen Krankenversicherung nicht mehr 
zu decken waren, kam es 1 978 aufgrund einer Art 1 5a B-VG-Vereinbarung 
zwischen dem Bund und den Ländern zu einer Neugestaltung der Finanzie­
rung, welche durch die Errichtung des Krankenanstaltenzusammen­
arbeitsfonds (KRAZAF) bis zum Jahre 1 996 symbol isiert wurde."5 

Die Einnahmen des KRAZAF setzten sich dabei wie folgt zusammen (für 
das Jahr 1 993): 
+ Gemeinden 8%, 
+ Länder 1 1 %, 
+ Bund 1 9%, 
+ Vermögensertrag 1 %, 
+ Sozialversicherung 6 1% .  

"Mit 1 . 1 . 1 997 wurde diese Phase der Finanzierung mit einer Gesundheits­
reform auf ein System der leistungsorientierten Krankenanstaltenfinan­
zierung umgestellt. Dies vor dem Hintergrund, daß auch d ie Finanzie-
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rungsreform 1 978 lange Zeit nicht zur gewünschten Eindämmung der Ko­
stenexplosion bei den Spitälern führte."6 

1 995 und 1 996 machten die Zahlungen des Bundes an den KRAZAF 289 
Mio. € bzw. 393 Mio. € aus. 

Seit 1 997 werden die Krankenanstalten über Landesfonds finanziert, wo­
bei d iese Fonds aus Mitteln des Bundes, der Länder, der Gemeinden , des 
Hauptverbandes der Sozialversicherungen, der Patientinnen und der 
Rechtsträger der Krankenanstalten gespeist werden. 1 997 wurden ca. 6,5 
Mrd .  € über die neun Landesfonds an die Krankenanstalten verteilt. 

Nach der KRAZAF-Regelung mußte der Bund 1 ,41 6% des Gesamtauf­
kommens an der Umsatzsteuer sowie einen Fixbetrag von 24 Mio. € an den 
KRAZAF überweisen ( 1 996 gab es einen zusätzlichen Fixbetrag von 69 Mio. 
€). Nach der Vereinbarung zur Leistungsorientierten Krankenanstalten­
finanzierung werden weiterhin 1 ,41 6% des Umsatzsteueraufkommens ab­
züglich der GSBG-Beihilfen (siehe unten) und weitere Fixbeträge überwie­
sen.  Diese machten 1 997 bis 2000 242 Mio. € aus, ab 2001 werden sie laut 
neuem Finanzausgleichsgesetz 1 58 Mio. € betragen. 

Zu diesen Zuschüssen laut Krankenanstaltenfinanzierungsgesetz kom­
men auch noch weitere Zuschüsse für die Krankenanstalten, die jährlich um 
die 1 00 Mio € ausmachen. 

9.2 GSBG - Beihilfen 

Seit 1 972 hatte der Gesundheits- und Sozialbereich gesonderte umsatz­
steuerliche Regelungen, die de facto eine indirekte Subventionierung dieses 
Bereichs aus dem Umsatzsteueraufkommen darstellten. Mit 1 .  Jänner 1 997 
mußte d ies im Zuge des EU-Beitrittes an einschlägige EU-Bestimmungen 
angepaßt werden . Die Umsatzsteuerbefreiungen wurden aufgehoben, 
gleichzeitig wurde das Gesundheits- und Sozialbereichbeih ilfengesetz ge­
schaffen, mittels dessen der Bund transparent Subventionierungen an den 
Gesundheits- und Sozialbereich in Form von Ausgleichszahlungen leistet. 

Von 1 997 bis 1 999 wurden diese Beihilfen als Ausgaben verbucht. Sie 
machten 1 997 7 45 Mio. € aus, 1 998 1 .063 Mio. € und 1 999 1 .079 Mio. €. 
Seit 2000 werden sie als Einnahmenverminderung verbucht und scheinen 
daher bei den Gesundheitsausgaben nicht mehr auf. Selbstverständl ich 
stellt auch dies in gewissem Sinne eine lntransparenz bzw. budget­
kosmetische Maßnahme dar, da dadurch die Gesundheitsausgaben von 
1 999 auf 2000 um vorgeblich eine Milliarde € gesenkt werden konnten. Dies 
erzeugt vor allem in der Zeitreihe der Gesundheitsquote einen Bruch zwi­
schen 1 999 und 2000 - 1 999 wurden noch 3, 14% des Bundesbudgets für 
Gesundheitsausgaben aufgewendet, 2000 waren es nur mehr 1 ,44%. 

9.3 Sonstige Gesundheitsausgaben 

Neben diesen größeren Posten für das Gesundheitswesen gibt der Bund 
ca. 250 bis 350 Mio. € im Jahr für sonstige Gesundheitsausgaben aus. Da­
bei ist festzuhalten, daß die öffentlichen Ausgaben nach funktioneller Glie-
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derung im Aufgabenbereich 21  neben den eigentlichen Gesundheits­
ausgaben auch Ausgaben für den Umweltschutz enthalten. Diese werden 
h ier nur kurz aufgezählt, eine nähere Analyse würde aber über die Intention 
der vorliegenden Arbeit hinausgehen. 

Die größten Posten dabei sind (Zahlen betreffen das Jahr 2000): 
+ Altlastensanierung (38 Mio. €), 
+ umweltpolitische Maßnahmen (25 Mio. €), 
+ Mutter-Kind-Paß (25 Mio. €),7 
+ Gesundheitsmaßnahmen im Bereich der Heeresverwaltung (24 Mio. €), 
+ Arbeitsinspektion (22 Mio. €}. 

Die bemerkenswertesten Änderungen in den vergangenen Jahren in die­
sem Ausgabenbereich waren die Schaffung bzw. Übernahme des Öster­
reichischen Instituts für Gesundheitswesen und des Bundesinstituts für 
Arzneimittel ins Bundesbudget Gleichzeitig wurde die Zahl  der Bundes­
hebammenakademien auf zwei (Salzburg, Klagenfurt) reduziert, womit die 
Ausgaben stark zurückgingen. 

Am augenfäll igsten ist allerdings die Höherdotierung der Altlastensanie­
rung ab 2001 - statt 38 Mio. € sind nun 1 1 2  Mio. € im Jahr veranschlagt. 

9.4 Gesundheitsausgaben insgesamt 

Insgesamt entwickelten sich die Gesundheitsausgaben des Bundes (das 
sind jene Ausgaben, die in der funktionellen Gliederung dem Aufgabenbe­
reich 21 zugeordnet sind, n icht enthalten ist hier beispielsweise der klini­
sche Mehraufwand, der den Forschungsausgaben zugerechnet wird)  wie 
in Tabelle 1 3  dargestellt. Deutlich ist die Diskontinuität d ieser Ausgaben zu 
erkennen. 

Tabelle 1 3: Entwicklung der Gesundheitsausgaben des Bundes 1 995 
bis 2000 (in Mio. Euro} 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 2000 

Überweisung an KRAZAF 289 393 36 

Krankenanstalten-
finanzierung 472 543 553 576 

GSBG-Beihi lfen 745 1 .063 1 .080 

Übrige Ausgaben 239 224 209 230 227 263 

Summe 528 617 1 .462 1 .836 1 .860 839 

ln % der Bundesausgaben 1 ,03 1 ' 1 7  2,42 3,26 3,26 1 ,44 

ln % des BIP 0,31 0,35 0,80 0,97 0,94 0,41 
Quelle: Budgetübersichten zur Budgetrede zum Budget 2002 
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Der Anteil der Gesundheitsausgaben an den Gesamtausgaben des Bundes 
ist sehr klein - 1 998/99 erreichte er seinen Höhepunkt mit 3,26%, fiel aber seit­
heraufgrund der anderen Zuordnung der GSBG-Beihilfen wieder auf 1 ,44%. 

Gerade die sehr schwankende Entwicklung der Gesundheitsausgaben 
zwischen 1 995 und 2000, die stark geprägt war durch die Ergebnisse des 
Finanzausgleichs, zeigt, daß eine Analyse der Gesundheitsausgaben des 
Bundes wenig Sinn macht, wenn n icht die öffentlichen Gesundheits­
ausgaben auch in ihrer Gesamtheit betrachtet werden. 

10. Finanzielle Verflechtungen zwischen den einzelnen 

Gebietskörperschaften 

10.1 Allgemeines 

Für diese Gesamtbetrachtung wurde der Ansatz gewählt, die VGR-Dar­
stellungen der Gebarungsübersichten zu analysieren. Bis auf die Gemeinden 
sind hier alle Gebietskörperschaften und sonstigen öffentl ich-rechtlichen Kör­
perschaften in funktioneller Gliederung (nach UN-Schema) dargestellt. Daher 
ist es möglich, die Ausgaben und Einnahmen der einzelnen Rechtsträger in 
den Funktionsbereichen 21 (Gesundheit) und 22 (Soziales) darzustellen.8 

Neben den weiter unten angesprochenen Schätzproblemen gibt es bei 
dieser Berechnung ein prinzipiel les Problem: 1 999 wurden erstmals die 
VGR-Daten gemäß dem neuen EU-weit gültigen Standard ESVG 1 995 be­
rechnet. Dies führte natürlich auch zu einer Adaptierung der Basis­
statistiken. Unter anderem wurde davon die Berechnung der Bundesfonds 
betroffen, aber es gab auch Umbuchungen in größerem Ausmaß beispiels­
weise von Transfers an Private zu den Ausgaben für öffentlich Bedienste­
te. Der dadurch entstehende Bruch von 1 998 auf 1 999 wirkt sich bei den 
Sozialausgaben stärker als bei den Gesundheitsausgaben aus. 

Weiters bewirkt d ie Umstrukturierung der Finanzierungsform der Kran­
kenanstalten im Jahr 1 997 bei den Gesundheitsausgaben einen massiven 
Bruch. Eine Analyse über die Zeit ist daher in beiden Fällen nur beschränkt 
machbar, und die Berechnungen sollten auch insgesamt nur als grobe 
Schätzungen verstanden werden. 

Die hier ausgewiesenen Absolutbeträge unterscheiden sich aus mehreren 
Gründen von den in den vorangegangenen Abschnitten dargestellten Sozial­
und Gesundheitsausgaben. Zum einen stellen sie insgesamt nur eine Schät­
zung dar, zum anderen handelt es sich hier um eine Nettorechnung (Einnah­
men werden Ausgaben gegengerechnet, während die funktionelle Darstel­
lung in den Budgetübersichten nur die Ausgabenseite betrachtet). 

10.2 Gesundheit 

Das ÖSTAT veröffentlicht jährl ich eine Zeitreihentabelle zu den 
Gesundheitsausgaben in Österreich. Hierbei wird unterschieden nach pri­
vaten und öffentlichen Gesundheitsausgaben. Diese Tabelle kann  als An-
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haltspunkt dafür dienen , wie gut d ie Schätzung der Ausgaben aus den 
Gebarungsübersichten ist. 

Tabelle 1 4: Gesundheitsausgaben in Österreich nach VGR-OECD­
Konzept (ESVG 95; in Mio. Euro) 

1995 1 996 1 997 1 998 

Öffentlicher Konsum1>  9.769 1 0.022 9.721 1 0.284 

Investitionen 509 543 385 354 

Transfers 369 405 262 320 

Summe 1 0.646 1 0.970 1 0.368 1 0.958 

Quelle: OECD 
1 ' Landeskrankenanstalten GmbH bis einschließlich 1 996 inkludiert; 

Landeskrankenanstaltenfonds ab 1 997 inkludiert 

1 999 

1 0.893 

406 

306 

11 .605 

Wie man sieht, setzen sich die öffentlichen Gesundheitsausgaben aus 
öffentlichem Konsum, I nvestitionen des Staates und laufenden Transfers 
zusammen . Selbstverständlich sind diese Größen nicht einwandfrei aus 
den Gebarungsübersichten zu identifizieren . Es wurde daher folgende 
Schätzung vorgenommen: 

Öffentlicher Konsum = Ausgaben für Bedienstete + laufende Ausgaben 
für Güter und Dienstleistungen + laufende Ausgaben für Besitz und Unter­
nehmung - laufende Einnahmen für Güter und Dienstleistungen - Einkom­
men aus Besitz und Unternehmung; 

Investitionen Sektor Staat = Erwerb von Sachanlagevermögen - Veräu­
ßerung von bestehendem Sachanlagevermögen; 

Laufende Transfers = Laufende Transfers ( I .T. ) an Finanz­
unternehmungen + I .T. an sonst. Unternehmungen + I .T. an Haushalte u .  
gemeinnützige Einrichtungen + I .T. ans Ausland - I.T. von Finanz­
unternehmungen - I .T. von sonst. Unternehmungen - I .T. von Haushalten u .  
gemeinnützigen Einrichtungen - I.T. aus dem Ausland. 

Diese Schätzung aus den Gebarungsübersichten führt für den gesamten 
öffentlichen Sektor zu folgenden Zahlen: 

Tabelle 1 5: Schätzung der öffentlichen Gesundheitsausgaben nach 
VGR-Konzept aus den Gebarungsübersichten (in Mio. Euro) 

1995 1 996 1 997 1 998 1 999 

Öffentlicher Konsum 8.7 16  8.935 1 1 .0 1 1  1 1 .883 1 1 .494 

Investitionen 41 7 384 459 407 528 

Transfers 1 .487 1 .545 1 .357 1 .328 2.443 

Summe 1 0.619 1 0.864 1 2.827 1 3.61 8 1 4.465 
Quelle: eigene Berechnungen 
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Beim Vergleich der beiden Tabellen sieht man, daß die Summen-Ergeb­
nisse für 1 995 und 1 996 sehr  gute Schätzungen sind, für 1 997 bis 1 999 
kommt es zu erheblichen Überschätzungen (um ca. 25%). Dies liegt vor al­
lem an den Neuregelungen in der Krankenhausfinanzierung. Die Neu­
schaffung von Landesfonds dürfte nach korrekter VGR-Berechnung zu ge­
wissen Ausgliederungen in den Privatbereich geführt haben, die aber allein 
durch die Gebarungsübersichten nicht identfiziert werden können (das völ­
lige Herausnehmen der Landesfonds aus der Rechnung führt zu massiven 
Unterschätzungen, ist daher auch nicht zielführend). Für alle Jahre nur we­
nig genau ist die Schätzung der einzelnen Posten der Gesundheits­
ausgaben. Vor allem die laufenden Transfers werden massiv überschätzt. 

Läßt man die Rechnung dennoch als grobe Annäherung gelten, so kann 
eine Aufteilung auf die einzelnen Rechtsträger vorgenommen werden, die 
Tabelle 1 7  zeigt. Diese Tabelle sagt noch n ichts über die Finanzierung der 
Gesundheitsausgaben aus (dazu müssen die intragovernmentalen Trans­
fers berücksichtigt werden). 

Die wesentlichsten Ergebnisse dabei sind: 
+ Bis 1 996 trugen die Sozialversicherungen fast drei Viertel aller öffentli­

chen Gesundheitsausgaben und die Länder etwas weniger als ein Fünf­
tel. Mit sieben Prozent waren die Gemeinden drittwichtigster Träger der 
öffentlichen Gesundheitsausgaben. Mit der Neustrukturierung vor allem 
der Krankenhausfinanzierung änderte sich das Bi ld: Seit 1 997 können 
den Sozialversicherungen etwa die Hälfte der Gesundheitsausgaben zu­
gerechnet werden, ca. 25 bis 30 Prozent kam aus den Landesfonds, der 
Anteil der Länder ist auf zwölf Prozent zurückgegangen und der der Ge­
meinden auf vier Prozent. 

+ Betrachtet man (mit allen Schätzungenauigkeiten) d ie einzelnen Posten, 
so wird der öffentliche Konsum zu ca. 60 Prozent von den Sozialversi­
cherungen bestritten, zu über 30 Prozent aus den Landesfonds und zu 
jeweils um die fünf Prozent von Ländern und Gemeinden. Die Investitio­
nen werden hingegen zu über 60 Prozent von den Ländern getragen, der 
Anteil der Sozialversicherungen ging 1 998 drastisch zurück. Weitere 
wichtige Träger der I nvestitionen sind die Gemeindeverbände mit ca. 
zehn Prozent und die Gemeinden mit rund acht Prozent. Und schließlich 
werden die Transfers (mit Ausnahme der intragovernmentalen Trans­
fers, d ie hier ja n icht enthalten sind) ebenfalls zum Großteil (zwei Drittel ) 
von den Ländern gezahlt. Auch bei den Transfers ging 1 998 der Anteil der 
Sozialversicherungen zurück, stieg aber 1 999 wieder stark an. 

Das Bild wird aber erst vollständig , wenn man die intragovernmentalen 
Transfers mitberücksichtigt Diese machten 1 995 und 1 996 etwa 3,5 Mrd .  
€ aus und stiegen 1 997 auf über S Mrd. € an ( 1 997: 5 ,6 Mrd .  €; 1 998: 6 ,1  
Mrd. €; 1 999: 5 ,3 Mrd. €) .  Tabelle 18 zeigt ihre Aufteilung auf d ie einzelnen 
Rechtsträger im Zeitvergleich. 

Auch hier ist die Umstrukturierung 1 997 deutlich zu erkennen. Bis 1 996 
gingen etwas über zehn Prozent dieser Transfers vom Bund aus, d ieser 
Anteil erhöhte sich auf über dreißig Prozent. Neben den Überweisungen für 
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Tabel le 1 6: Anteile der einzelnen Rechtsträger an 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 
Bund 0,78 0,73 0,78 0,80 1 ,02 
Länder 1 8,07 1 8 , 1 7  1 2,25 1 2,97 1 1 ,26 
Gemeinden 6,99 6,69 4,60 4,01 3,92 
Landesfonds 0,00 0,00 28,27 27,82 26,08 
Sozialversicherung 72,79 72,93 53, 1 8  52,28 55,72 
Rest 1 ,37 1 ,48 0,92 2 , 1 2  2 ,00 ---

Quelle: Gebarungsübersichten 1 995 bis 1 998; eigene Berechnungen 

Tabelle 1 7: Aufteilung der Gesundheitsausgaben 
nach Konsum, Investitionen und Transfers in %} 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 
Öffentlicher Konsum 

Länder 1 0,85 1 0,73 5,55 5, 1 6  5,45 
Gemeinden 7,42 7,24 4,61 3, 1 1  4,07 
Landesfonds 0,00 0,00 32,68 31 ,56 32,62 
Sozialversicherungen 80,89 81 , 1 8  56,22 59,52 57,07 
I nvestitionen 

Länder 65,48 68,03 56,64 65,38 59,53 
Gemeinden 1 1 ,77 7,84 7,91 8,41 1 2,75 
Gemeindeverbände 0,00 0,00 9,86 1 1 ,46 1 0,48 
Sozialversicherungen 21 ,06 22,48 24,36 4,60 1 0,52 
Transfers 

Länder 47,06 48,84 51 ,62 66,86 28, 1 5  
Gemeinden 3 , 1 5  3,22 3,41 1 0,74 1 ,32 
Bundesfonds 6,38 6,37 0,00 0,00 0,00 
Sozialversicherungen 39,85 37,81 38,22 2 , 1 3  59, 1 2  

-J Quelle: eigene Berechnungen 

Tabelle 1 8: Anteil der einzelnen Rechtsträger an 
den intragovernmentalen Transfers im Gesund­
heitsbereich (in %) 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 
Bund 

Einnahmen 0,02 0,02 0,01 0,01 0,01 
Ausgaben 1 0,92 1 3,25 23,01 27, 1 8  31 ,39 

Länder (inkl. Wien) 

Einnahmen 29,30 27,76 1 3,40 8,23 7,68 
Ausgaben 8,74 8,69 1 2,31 1 2,46 1 4,83 

G e m e i n d e n  

Einnahmen 6,90 6,73 2, 1 1  0,90 0,83 
Ausgaben 0,47 0,51 1 ,87 1 ,71  2,49 

B u ndesfonds 

Einnahmen 45,20 43,56 2,06 2 , 1 7  2, 1 7  
Ausgaben 28,97 29,25 2,21 0,00 0,22 

Landesfonds 

Einnahmen 0,00 0,00 63,35 67,65 67,78 
Ausgaben 0,00 0,00 1 ,86 2,71 0,00 

Sozialversiche· 
rungen 

Einnahmen 1 8,43 2 1 ,56 1 6 ,86 1 8,51 1 8,79 
Ausgaben 50,89 48, 1 4  56,77 54,09 48,88 j 

Quelle: Gebarungsübersichten 1 995 bis 1 998; eigene Berechnungen 
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die Krankenanstaltenfonds war dies auch auf die Beihilfen im Rahmen des 
GSBG zurückzuführen. Auch der Anteil der Länder stieg an (von 8 auf fast 
1 5%). l n  etwa gleich blieben die Sozialversicherungen als Hauptfinancier 
der intragovernmentalen Transfers (mit über der Hälfte). Allerdings erhielten 
die Sozialversicherungen auch ca. ein Fünftel aller intragovernmentalen 
Transfers. Seit 1 997 sind die Hauptempfänger der Transfers im Ge­
sundheitsbereich die Landesfonds (mit bis zu zwei Drittel), während die 
Bundesfonds bedeutungslos geworden sind. 

10.3 Soziales 

Analog zu den Gesundheitsausgaben wurden die Berechnungen für den 
Funktionsbereich 2 vorgenommen. Die Zeitreihen bis 1 998 sind hier wesent­
l ich kohärenter und dürften daher auch bessere Schätzungen darstellen. 
1 999 kam es zu den erwähnten Änderungen aufgrund der Umstellung auf 
das ESVG-Konzept. Weiters änderte der Bund bei bestimmten Sozialaus­
gaben den Empfänger: So wird seit 1 997 (in vollem Umfang seit 1 999) das 
Karenzgeld n icht mehr als Transfer an Private gesehen ,  sondern als 
Transfer an die Krankenversicherung. Ähnliches gilt für die Sonderunter­
stützung. Daher wird für die Sozialausgaben der Zeitraum 1 995 bis 1 998 
völlig unabhängig von 1 999 analysiert. Die Tabellen 1 9  bis 21 zeigen die 
Ergebnisse. 

Für 1 995 bis 1 998 ergab sich folgendes Bild: Die öffentlichen Sozialaus­
gaben wurden zu ca. zwei Dritteln (mit leicht steigender Tendenz) von den 
Sozialversicherungen erbracht, zu etwa einem Viertel (mit rücklaufenden 
Anteilen) vom Bund und zu ca. fünf Prozent von den Ländern. 

Aufgeteilt auf die einzelnen Posten läßt sich für 1 995 bis 1 998 folgendes 
Bild zeichnen: Der öffentliche Konsum wurde zu ca. 40 Prozent vom Bund 
getragen und zu etwa 20 Prozent von den Sozialversicherungen. Diese An­
teile sind leicht im Rückgang, während in den vergangenen Jahren der öf­
fentliche Konsum der Länder von ca. 1 0 auf 1 5  Prozent gestiegen ist. Wei­
tere wichtige Träger des öffentlichen Konsums waren die Bundesfonds und 
die Gemeindeverbände (mit jeweils ca. 1  0% ). 

Investitionen im Sozialbereich wurden vor allem von den Gemeindever­
bänden (mit bis zu 30%), den Gemeinden (mit rückläufigen Anteilen, von 30 
auf 1 5%), von den Ländern (mit steigenden Anteilen von 1 5  auf 20%) und 
den Sozialversicherungen (mit stark schwankenden Anteilen zwischen 7 
und fast 30%) getragen. 

Die Transfers (mit Ausnahme der intragovernmentalen) kamen fast zur 
Gänze von den Sozialversicherungen (über 70%) und vom Bund ( ca. 20% ). 

1999, nach ESVG-Schema, blieben die Trends in der Aufteilung der Gesamt­
ausgaben zwischen den einzelnen Rechtsträgern etwa gleich, es kam aber zu 
erheblichen Verschiebungen zwischen den einzelnen Posten: So wurden 57% 
des öffentlichen Konsums vom Bund bestritten, während Länder, Bundes­
fonds, Gemeindeverbände und Kammern wesentliche geringere Anteile am 
öffentlichen Konsum zu verzeichnen hatten. Gleichzeitig ging der Anteil des 
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Tabelle 19 :  Öffentliche Sozialausgaben laut VGR-Konzept (geschätzt 
aus den Gebarungsübersichten; in M io. Euro) 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 
Öffentlicher Konsum 1 .417 1 .378 1 .712 1 .755 4.846 
Investitionen 195 180 131 144 219 
Transfers 27.707 28.524 28.656 28.864 26.646 
Summe 29.319 30.082 30.498 30.763 31 .711 

Quelle: Gebarungsübersichten 1 995 bis 1 998; eigene Berechnungen 

Tabelle 20: Anteile der einzelnen Rechtsträgern an den öffentlichen 
Sozialausgaben (in %) 

1995 1 996 1 997 1 998 1 999 
Bund 24,25 23,14  22,39 20,37 1 8,53 
Länder 4,79 4,73 4,96 5,34 5,63 
Gemeinden 1 ,52 1 ,58 1 ,44 1 ,43 2 , 1 1  
Sozialversicherung 67,00 67,99 68,47 70, 1 7  70,75 
Rest 2,44 2,56 2,74 2,69 2,98 

Quelle: Gebarungsübersichten 1 995 bis 1 998; eigene Berechnungen 

Tabelle 21 : Aufteilung der Sozialausgaben nach Konsum, Investitio­
nen und Transfers (in %) 

1995 1 996 1 997 1 998 1 999 
Öffentlicher Konsum 

Bund 41 ,38 34,32 39,48 34,21 56,83 
Länder 9,78 9,57 12,31 14,78 7,48 
Bundesfonds 8,56 1 1 ,43 9,76 10,01 3,92 
Gemeindeverbände 8, 1 3  9,94 1 0,35 8,71 4, 1 3  
Sozialversicherungen 21 ,35 22,66 1 7,85 1 8,32 1 9,21 

Investitionen 

Länder 14,29 1 6,41 1 6, 1 6  21 ,37 1 9,55 
Gemeinden 27,98 32,85 1 8,49 14,05 17,97 
Bundesfonds 17, 1 3  7,80 6,34 2,40 6,63 
Gemeindeverbände 25,66 31 ,87 23,73 31 ,56 24,20 
Sozialversicherungen 8,91 6,90 27,66 1 5,51 21 ,30 

Transfers 

Bund 23,54 22,74 21 ,47 1 9,63 1 1 ,70 
Sozialversicherungen 69,75 70,56 71 ,68 73,60 80,53 

Quelle: eigene Berechnungen 
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Bundes an den Transfers auf 1 2% zurück, während der Anteil der Sozialversi­
cherungen stark anstieg - sie erbrachten nun über 80% der Transfers. 

Betrachtet man die intragovernmentalen Transfers, die insgesamtjährlich 
zwischen 8 und 1 0  Mrd. € ausmachten, so sieht man sofort, daß diese 
praktisch zur Gänze (94 Prozent) vom Bund getragen wurden (nach ESVG 
95 waren es nur mehr 86% vom Bund, während der Anteil der Sozialversi­
cherungen auf fast 1 0% anstieg). Hauptempfänger waren selbstverständ­
lich die Sozialversicherungen mit über 80 Prozent, gefolgt von den Ländern 
und den Bundesfonds. 

Tabelle 22: Anteil der einzelnen Rechtsträger an den intragovern­
mentalen Transfers im Sozialbereich (in %) 

1 995 1 996 1 997 1 998 1 999 

Bund 

Einnahmen 6 , 10  2 , 12  0,39 0,39 0,38 

Ausgaben 94,03 94,51 94,21 94,40 86,27 

Länder (inkl. Wien) 

Einnahmen 6,02 5,80 6,46 6, 1 5  6,37 

Ausgaben 1 ,60 1 ,68 2,46 2,68 2,35 

Bundesfonds 

Einnahmen 3, 1 0  2,74 3,39 2,88 2,54 

Ausgaben 2,71 1 ,61 0,06 0,06 0,05 

Gemeindeverbände 

Einnahmen 2,88 3,05 4, 1 8  3,96 4, 12  

Ausgaben 0,69 0,62 1 , 1 5  1 ,07 1 ,07 

Sozialversicherungen 

Einnahmen 81 ,80 86,07 85,36 84,60 83,92 

Ausgaben 0,91 1 ,41 1 ,97 1 ,09 9,79 

10.4 Zusammenfassung und Analyse 

Was läßt sich nun aus diesen Zahlen herauslesen, insbesondere für die 
Finanzen des Bundes? 

Zunächst einmal ist es im Sozial- wie im Gesundheitsbereich eindeutig 
so, daß die Ausgaben des Bundes nur einen Teil der öffentlichen Ausgaben 
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ausmachen . Bei den Gesundheitsausgaben kann überhaupt nur ein Pro­
zent der öffentlichen Ausgaben (also etwa 1 55 Mio. €) dem Bund zuge­
schrieben werden. Weitere 1 ,5 Mrd. € überweist der Bund allerd ings im 
Zuge intragovernmentaler Transfers an andere öffentliche Rechtsträger 
(was nicht durch die öffentlichen Ausgaben erfaßt wird9} - dieses Geld geht 
in erster Linie an die Landesfonds als Träger der Landeskrankenanstalten 
und an die Sozialversicherungen. Diese sind (bekanntermaßen) überhaupt 
Hauptträger des Gesundheitswesens - über die Hälfte der öffentlichen Aus­
gaben sind den Sozialversicherungen zuzurechnen, und zusätzlich leisten 
sie noch die Hälfte der intragovernmentalen Transfers. 

Im Sozialbereich sieht es ein wenig anders aus. Über 30 Mrd .  € betragen 
d ie öffentlichen Sozialausgaben und weitere 1 0  Mrd .  € werden im Zuge 
intragovernmentaler Transfers zwischen den Rechtsträgern verschoben . 
Der Bund kommt hier für ca. ein Fünftel der öffentlichen Ausgaben auf und 
leistet fast 90% der intragovernmentalen Transfers. Hier gehen die meisten 
Tranfers an die Sozialversicherungen, die der größte Träger der öffentlichen 
Sozialausgaben sind. Hier spielen Länder und andere Rechtsträger also 
nur am Rande mit. 

Eine vollständige Analyse der Sozial- und Gesundheitsausgaben müsste 
also weit über die Bundesausgaben h inausgehen . Dies würde aber den 
Rahmen der Arbeit sprengen. 

Es besteht immer die Gefahr, daß ein Rechtsträger versucht, sich auf 
Kosten anderer zu sanieren - die Konfl ikte zwischen Bund und Sozialver­
sicherungen einerseits und für d ie h ier betrachteten Ausgaben in geringe­
rem Ausmaß zwischen Bund und Ländern andererseits zeigen d ies deut­
lich . So ist im Lichte der obigen Analyse zu den Bundesausgaben klar, daß 
der Bund versuchen könnte, seine ehrgeizigen (und einander im Grunde 
ausschließenden) Ziele "Famil ienfreundlichkeit", "Nul ldefizit" und "Lohn­
nebenkostensenkung" auf Kosten anderer Träger zu erreichen .  Es ist anzu­
nehmen, daß hier vor allem die Sozialversicherungen in Bedrängnis kom­
men werden. 

11. Zusammenfassung der wichtigsten Aussagen 

ln  den einzelnen Kapiteln wurde bereits detaill ierter zusammengefaßt. Die 
dort entwickelten politischen lmplikationen sollen hier n icht wiederholt wer­
den, sondern nur ein Allgemeinüberblick über die Analyse gegeben werden. 

Zwischen 1 995 und 2000 ging der Anteil der Sozial- und Gesundheits­
ausgaben an den Gesamtausgaben des Bundes von 3 1 %  auf 28,5% zu­
rück. Dieser Rückgang ist weniger auf nachhaltigkeitsorientierte Strukturre­
formen zurückzuführen als auf teilweise strikte Sparmaßnahmen bei den 
verschiedenen Leistungen. 

So konnten etwa in Absolutzahlen die Zahlungen im Bereich der Arbeits­
losenversicherung konstant gehalten werden, beim FLAF stiegen sie nen­
nenswert auch erst wieder mit der Familienreform 1 999/2000 an. Bei den 
Zahlungen für den Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung wurde erst-
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mals 1 998 der Ausgleichsfonds höher dotiert (zunächst aus Mitteln  der Ar­
beitslosenversicherung, 2000 dann auch aus dem FLAF), um die Ersatzzei­
ten verursachergerechter zu finanzieren. 

Aufgrund der Vielzahl der Rechtsträger im Sozial- und im Gesundheits­
bereich kann eine Analyse der Bundesausgaben aber nur einen Ausschnitt 
darstellen. Wie stabil die Sozial- und Gesundheitsausgaben insgesamt sind 
und welche Strukturreformen notwendig wären, um eine nachhaltige Sicherung 
des Sozialstaates zu garantieren, kann nur eruiert werden, wenn der gesamte 
öffentliche Sektor betrachtet wird. Vor allem der Sozialversicherungsbereich 
müßte hierfür genau berücksichtigt werden. ln der tagespolitischen Budget­
diskussion wird dies aber sehr gerne ausgeblendet, und man hat den Eindruck, 
der Bund agiert als Einzelspieler in diesem Bereich. Dies mag zwar vielleicht 
eine Strategie sein, um dem "Nulldefizit" näher zu kommen, als stabile, 
gesamtheitliehe Budgetpolitik kann es keinesfalls bezeichnet werden. 

Aus diesen Entwicklungen lassen sich folgende allgemeine Anforderun­
gen an die zukünftige Budgetpolitik formulieren: 
+ Die demografische Strukturänderung ist bereits heute stärker zu berück­

sichtigen. Bei insgesamt knappen Budgetmitteln können die Ausgaben 
für Familien nicht beliebig gesteigert werden und gleichzeitig d ie Verant­
wortung für Pensions- und Gesundheitssystem immer mehr auf die So­
zialversicherung abgeschoben werden. 

+ Einer nachhaltigen Sicherung des Pensionssystems sind eine Förde­
rung der aktiven Arbeitsmarktpolitik und eine Erhöhung der Erwerbsan­
reize für Frauen weitaus zuträglicher als eine (vermeintl ich) pronatale 
Familienpolitik. 10 

+ Den Herausforderungen der Postindustrial isierung mit verstärktem 
Familialismus zu begegnen , ist somit nur eine kurzfristige Lösung, die 
unweigerlich das Pensionssystem in finanzielle Bedrängnis führen wird. 

+ Wenngleich es im Sinne multipolarer Lebensentwürfe durchaus zu be­
grüßen ist, daß auch Tätigkeiten außerhalb der eigentlichen Erwerbs­
arbeit als Ersatzzeiten für die Pensionsversicherung gelten, dürfen die­
se weder aus den Versicherungsbeiträgen noch beliebig aus Steuermit­
teln finanziert werden , sondern sind den jeweil igen Sozialträgern zuzu­
ordnen. Diesem Prinzip wurde in den vergangenen Jahren etwas mehr 
Rechnung getragen, es sollte aber auch verstärkt kontinuierl ich in den 
Gesetzen Niederschlag finden. 

Anmerkungen 

1 Wobei die Ausgaben für den Wohnungsbau hier nicht analysiert werden. 
2 Er hatte bezogen auf den Untersuchungszeitraum seinen Höhepunkt 1 996 mit 370 

Mio. €. 
3 Dabei handelt es sich um Leistungen, die es erleichtern, soziale Dienstleistungen in­

nerhalb der Familie zu erbringen , anstaU sie entweder vom Staat bereitgestellt zu be­
kommen oder sie am Markt zuzukaufen. Diese familieninterne Lösung entspricht der 
Fortführung des industrialisierten Ernährermodells konservativer Sozialstaaten (nach 
der Terminologie von Esping-Andersen). 
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4 Die zu diesem Kapitel gehörende Tabelle findet sich im zusammenfassenden Abschnitt 
9.4. 

5 Rothmayer, Christian, Krankenanstalten und ihre Finanzierung, in: Flemmich, lvansits, 
Einführung in das Gesundheitsrecht und die Gesundheitsökonomie (Wien 2000, 2. 
Aufl.) 307f. 

6 Ebenda. 
7 ln dieser Berechnung erfolgt eine Doppelzählung, da aus dem FLAF eine intragovern­

mentale Überweisung in gleicher Höhe an das Gesundheitsministerium erfolgt. Der­
artige Doppelzählungen sind einer Bruttodarstellung, wie sie in den Budgetübersichten 
gewählt wird, inhärent. 

8 Die Ausgaben der Gemeinden wurden geschätzt: Ausgehend von den Voranschlags­
gruppen 4 (Soziales) bzw. 5 (Gesundheit) wurde angenommen, daß die ökonomischen 
Kriterien sich so wie in Wien aufteilten. 

9 Diese intragovernmentalen Transfers sollten ab 2000 mit der Umdefinition der GSBG­
Beihilfen von Transfers an öffentliche Rechtsträger auf Steuereinnahmen zurückgehen. 

10 Alle internationale Studien zeigen, daß eine Erhöhung der Familientransfers viel weni­
ger zur Erhöhung der Geburtenrate beiträgt als beispielsweise adäquate Maßnahmen 
zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 

Zusammenfassung 

Der erste Teil dieses zweiteilig konzipierten Artikels beinhaltet eine Analyse der Entwick­
lung und Struktur der Sozial- und Gesundheitsausgaben in Österreich von 1 995 bis 2000. 
Hauptaugenmerk liegt dabei auf den Bundesausgaben, die vorliegenden Sekundärsta­
tistiken erlauben es aber auch, diese Bundesausgaben in den Zusammenhang mit den 
Sozial- und Gesundheitsausgaben der anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften zu 
stellen. 
Zwischen 1 995 und 2000 ging der Anteil der Sozial- und Gesundheitsausgaben an dem 
Gesamtausgaben des Bundes von 31 % auf 28,5% zurück. Dieser Rückgang ist weniger 
auf nachhaltigkeitsorientierte Strukturreformen zurückzuführen als auf teilweise strikte 
Sparmaßnahmen bei den verschiedenen Leistungen. 
Aus den Untersuchungsergebnissen werden folgende allgemeine Anforderungen an die 
zukünftige Budgetpolitik abgeleitet: 
+ Die demografische Strukturänderung ist bereits heute stärker zu berücksichtigen. Bei 

insgesamt knappen Budgetmitteln können die Ausgaben für Familien nicht beliebig 
gesteigert werden und gleichzeitig die Verantwortung für Pensions- und Gesundheits­
system immer mehr auf die Sozialversicherung abgeschoben werden. 

+ Einer nachhaltigen Sicherung des Pensionssystems sind eine Förderung der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik und eine Erhöhung der Erwerbsanreize für Frauen weitaus zuträg­
licher als eine (vermeintlich) pronatale Familienpolitik. 

+ Den Herausforderungen der Postindustrialisierung mit verstärktem Familialismus zu 
begegnen, ist somit nur eine kurzfristige Lösung, die unweigerlich das Pensionssy­
stem in finanzielle Bedrängnis führen wird. 

+ Wenngleich es im Sinne multipolarer Lebensentwürfe durchaus zu begrüßen ist, daß 
auch Tätigkeiten außerhalb der eigentlichen Erwerbsarbeit als Ersatzzeiten für die 
Pensionsversicherung gelten, dürfen diese weder aus den Versicherungsbeiträgen 
noch beliebig aus Steuermitteln finanziert werden , sondern sind den jeweiligen Sozial­
trägern zuzuordnen. Diesem Prinzip wurde in den vergangenen Jahren etwas mehr 
Rechnung getragen, es sollte aber auch verstärkt kontinuierlich in den Gesetzen Nie­
derschlag finden. 
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Löhne und Gehälter 1980-1999 

Einige Beobachtungen zur Lohnentwicklung 
und -verteilung anband der 

Sozialversicherungsstatistik 

Christa Schlager 

1. Fragestellung 

Die Lohn- und Gehaltsentwicklung kann je nach Wahl der Datenquelle 
und des Untersuchungszeitraumes variierende Bilder ergeben.  Diese Arbeit 
hat zum Ziel, eine längerfristigere Periode zu untersuchen, um besser Aus­
kunft über allgemein wirksame Trends geben zu können. 

ln weiterer Folge wird die Verteilung der Verdienste in den Jahren 1 980, 90 
und 99 nach Dezilen untersucht und interpretiert. Hiefür l iegen vom Haupt­
verband der Österreichischen Sozialversicherungsträger Daten für Ange­
stellte und Arbeiter/innen vor. Ebenfal ls gibt es Hauptverbandsdaten nach 
Dezilen für Beamt/innen für den Zeitraum 1 989 bis 1 999. Dies ermöglicht 
ein besseres Bild der Lohnentwicklung. 

l n  weiterer Folge soll noch untersucht werden , ob sich die unteren und 
oberen Einkommensdezile in Relation zum Median in den letzten Jahre ver­
ändert haben und ob das Verhältnis des zweiten zum achten Dezil Änderun­
gen erfahren hat, d .h .  ob die Lohnspreizung zugenommen hat. Ebenfalls 
werden die Verschiebungen in den Einkommensrelationen von Männern 
und Frauen und zwischen Angestellten und Arbeiter/innen, gemessen am 
Medianeinkommen, untersucht. 

Abschließend soll noch der Frage nachgegangen werden, ob die Ergeb­
nisse die Hypothese stützen,  wonach die Streuung der Erwerbseinkommen 
in den letzten beiden Jahrzehnten zugenommen hat. 

2. Datenmaterial 

Die Entwicklung der Einkommen der Arbeiter/innen und Angestellten wird 
auf Basis der Hauptverbandsstatistik nach Dezilen in den Jahren 1 980-1 999 
untersucht. Dezilauswertungen liegen jedoch seitens der Hauptverband­
statistik nicht für die Jahre 1 981 -1 986 vor, da 1 987 eine Änderung der Ein-
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kommensstatistik erfolgte. Die Erfassung erfolgt seitdem personen- und 
nicht mehr fallbezogen und ist damit mit den Vorjahren n icht mehr vergleich­
bar. Deswegen wurde von einer Untersuchung einer durchgehenden Zeit­
reihe der Jahre 1 953 bis 1 999 Abstand genommen. Für das Jahr 1 980 wur­
de von Seiten des Hauptverbandes eine Rückrechnung vorgenommen. Die 
in den Tabellen 9 und 1 0 ausgewiesenen Werte für 1 953 und 1 977 sind des­
halb nur begrenzt aussagekräftig. 

Das von der Hauptverbandsstatistik ausgewiesene, bereinigte (Brutto-) 
Monatseinkommen ergibt sich aus der Summe der in einem Kalenderjahr 
erzielten beitragspflichtigen Einkommen, dividiert durch die Zahl der Kalen­
dertage mit einer pensionsversicherungspflichtigen Beschäftigung, multipli­
ziert mit dreißig. Es handelt sich also um Daten zur Verteilung personeller 
Einkommen, die bereits um d ie erheblichen Unterschiede in der Zahl der 
Versicherungstage bereinigt sind. 1 

Nicht erfaßt in den Hauptverbandsdaten und damit in der Auswertung der 
Zeitreihe der Jahre 1 980-99 sind der Personenkreis der pragmatisierte 
Dienstnehmer/innen des Bundes, der Länder und Gemeinden, die Lehrlin­
ge sowie die geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse. 

Eine Hauptverbandsstatistik, die auch die Beamt/innen2 umfaßt, wird für 
den Zeitraum 1 990-99 ausgewertet. 3 Personen, die zwei Versicherungs­
verhältnisse aus der Kombination Beamtefr-Angestelle oder Arbeiter/in auf­
weisen, sind in dieser Statistik nur mit ihren Beamtenbezügen erfaßt. 

Aufgrund der Höchstbeitragsgrundlage der Sozialversicherung können über 
die Verteilung der höheren Einkommen aus unselbständiger Beschäftigung kei­
ne Aussagen getroffen werden. Dies betrifft insbesondere die Gruppe der 
männlichen Angestellten. Über die wöchentliche Arbeitszeit liegen keine Anga­
ben vor, die Arbeitszeit ist aber ein entscheidender Faktor bei der Entwicklung 
der Fraueneinkommen. Auch das Ausmaß der Überstundenleistung ist nicht 
bekannt. Ebenfalls nicht erfaßt werden beitragsfreie Bezüge wie Tages- und 
Nächtigungsgelder, Schmutzzulagen und Abfertigungen.4 

Die Datenquelle Hauptverbandsstatistik wurde gewählt, weil auf dieser 
Grundlage für längere Zeiträume detaill ierte Aussagen gemacht werden kön­
nen. Die Lohnsteuerstatistik, die den Vorteil hätte, auch die untersten und ober­
sten Einkommen zu erfassen, gibt es mit einer sozialstatistischen Auswertung 
erst seit 1996, sie wird in Hinkunftjedoch wertvolle Informationen liefern. 

Die Hauptverbandsdaten wurden auf 1 /14  des Bruttojahreseinkommens 
umgerechnet und indexiert. 

3. Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

3.1 Wirtschaftswachstum 

Das reale Wirtschaftswachstum war in den achtziger und neunziger Jah­
ren mit durchschnittlich 2,2%5 in etwa gleich hoch. Im Verlauf zeigte es An­
fang und Mitte der achtziger Jahre niedrige Wachstumsraten,  erholte sich 
Ende der Achtziger und kühlte sich Mitte der Neunziger wieder ab. Ende der 
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Neunziger setzte es erneut zu einem Hoch an. Werden Werte von 1 980, 
1 990 und 1 999 vergl ichen, so befindet sich die Konjunktur in allen drei Jah­
ren in einem Hoch, wenn auch in verschiedenen Phasen der Hochkonjunk­
tur. 1 980 war ein Jahr der ausklingenden Hochkonjunktur, 1 990 war ein 
Boomjahr, 1 999 lag eher am Anfang eines Konjunkturhochs. 6 

Nominell gab es in den achtziger Jahre mit 5,9% durchwegs höhere Zu­
wachsraten als in den Neunzigern mit 4,4%. Das nominelle BIP je Erwerbs­
tätigen wuchs von 1 980-99 im Durchschnitt um 4,9%, d ie Bruttolohn- und 
Gehaltssumme pro Arbeitnehmer/in um 4,6%.7 

3.2 Arbeitsmarkt 

Die Erwerbsquoten von 1 980 und 1 999 mit 69,8% bzw. 69,7% sind annä­
hernd ident, jedoch unterlagen sie im Zeitablauf einigen Schwankungen. Bis 
Mitte der achtziger Jahre sank die Erwerbsquote auf 68,0%, stieg bis 1 992 
auf 70,5%, um sich dann in den neunzig er Jahren über den Werten der Acht­
ziger, um 69,5%, zu bewegen . Die Zusammensetzung der Erwerbsquote 
hat sich jedoch entscheidend verändert. Waren 1 980 noch 82,8% aller Män­
ner im erwerbsfähigen Alter tätig ,  sank der Wert stetig auf 77,5% im Jahr 
1 988, erholte sich Anfang der neunziger Jahre kurz und sinkt seitdem. 1 999 
lag der Wert bei 76, 1 %. Damit l iegt die männliche Erwerbsquote noch im­
mer 1 3 ,5%-Punkte über der weiblichen, anfangs der Achtziger lag dieser 
Unterschied jedoch noch bei 26,3%-Punkten.  Die Frauenerwerbstätigkeit 
entwickelte sich somit konträr zu der männlichen, indem sie in den letzten 
zwanzig Jahren um 6,1  %-Punkte stieg. 

Abbildung 1 :  Erwerbsquoten im Untersuchungszeitraum 
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Die Zahl  der unselbständig Beschäftigten nahm in den letzten zwanzig 
Jahren um 1 1 ,45% zu, wobei d ie stärksten Zuwächse 1 989-1 992 zu ver­
zeichnen waren. Einbrüche in der Beschäftigung gab es 1 982-83, 1 993, 
1 995 und 1 996. Die Arbeitslosenquote (nationale Berechnungsart) nahm in 
den zwei Jahrzehnten ausgehend von 1 ,9% (53. 1 6 1  Personen) kräftig zu, 
Ende der achtziger Jahre lag sie bei 5%, den Höhepunkt erreichte sie 1 998 
mit 7,2% (237.794 Personen). 

Tabelle 1 :  Unselbständig Beschäftigte und Arbeitslose im Unter­
suchungszeitraum 

Unselbständig Beschäftigte Arbeitslose AL-Quote 

Jahr Anzahl Verändg. Anzahl Verändg. in % 

1980 2.788.737 1 5.018  53. 161 -3.558 1 ,9 
1 981 2.798.557 9.821 69.295 16 . 134 2,4 
1982 2.766.350 -32.208 105.346 36.052 3,7 
1983 2.734.729 -31 .620 127.376 22.030 4,5 
1 984 2.744.506 9.776 1 30.469 3.094 4,5 
1985 2.759.657 1 5. 152 139.447 8.977 4,8 
1986 2.780.204 20.546 1 51 .972 12.525 5,2 
1 987 2.785.358 5. 154 1 64.468 12.496 5,6 
1988 2.810.478 25. 121 1 58.631 -5.837 5,3 
1989 2.862.291 51 .812 149.1 77 -9.455 5,0 
1990 2.928.662 66.371 1 65.795 1 6.61 8 5,4 
1991 2.997.352 68.690 1 85.029 1 9.234 5,8 
1992 3.055.81 0 58.458 1 93.098 8.070 5,9 
1993 3.054.910 -900 222.265 29. 166 6,8 
1994 3.070.732 1 5.822 214.941 -7.324 6,5 
1995 3.068.1 86 -2.546 215.716 776 6,6 
1 996 3.047.253 -20.933 230.507 14.791 7,0 
1997 3.055.569 8.31 6 233.348 2.841 7,1 
1998 3.075.041 1 9.472 237.794 4.446 7,2 
1999 3.1 07.898 32.857 221 .743 -16.051 6,7 

Quelle: Sozialdatenbank AK-Wien/Wörister 

Die Teilzeitquote (Lebensunterhaltskonzept8 ) hat sich im Untersuchungs­
zeitraum von 6, 1 1 %  auf 1 3,31 % mehr als verdoppelt. Bis 1 990 stieg sie le­
digl ich knapp 2%-Punkte, die wirkliche Ausweitung erfolgte jedoch in den 
neunziger Jahren, wo die Teilzeitquote über 5%-Punkte zunahm. Damit gab 
es in den achtziger Jahren einen Zuwachs von etwa 75.000 teilzeit­
beschäftigten Personen, in den Neunzigern belief sich dieser auf 1 75.000. Ins­
gesamt stieg die Zahl der Teilzeitbeschäftigten von 1 54.000 auf 407.000 an. 9 

Treibende Kräfte dieser Entwicklung sind einerseits d ie Unternehmen, die 
sich davon Kostenvorteile erwarten ,  um ihre Stellung im Wettbewerb zu 
verbessern, andererseits aber auch d ie Beschäftigten selbst, für die Teil­
zeitarbeit und andere Formen der atypischen Beschäftigung unter den ge-
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gebenen Rahmenbedingungen die einzige bzw. die bevorzugte Möglichkeit 
der Erwerbstätigkeit darstellen. 10 

Der größte Teil der Teilzeitbeschäftigten sind Frauen. Wörister spricht für 
1 999 von einem Anteil von 87%.11 Der Anteil der teilzeitarbeitenden Frauen 
hat sich von 1 5,5% auf 28,7% erhöht, wobei auch hier sichtbar ist, daß die 
größten Zuwächse in den Neunzigern stattfanden. Für Männer stellt Teilzeit­
arbeit nach wie vor keine übl iche Beschäftigungsform dar, der Wert lag 
1 999 bei 2,6%.12 

Abbildung 2: Teilzeitquoten nach Geschlecht 

35 
30 
25 

� 0 20 -+- Frauen 
1: 1 5  -- Männer 

1 0  
5 
0 

0 C\J oo:::t <0 CO 0 C\J oo:::t <0 CO CO CO CO CO CO 0) 0) 0) 0) 0) 
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4. Die Entwicklung der Bruttoverdienste 1980-1999 

Bei der I nterpretation der Einkommenszuwächse im konkreten Fall ist zu 
beachten, daß diese nicht Einkommenslängsschnitte für dieselben Perso­
nen sind, sondern einen Vergleich von Einkommensquerschnitten zu meh­
reren Zeitpunkten darstellen . Daher gehen die ausgewiesenen Einkom­
menssteigerungen teilweise auch auf Verschiebungen in der Beschäfti­
gungsstruktur zurück und sind nicht mit individuellen Einkommenserhöhun­
gen gleichzusetzen. 13 

I nsgesamt erhöhten sich die Bruttolohnverdienste der Arbeiter/innen und 
Angestellten in den Jahren 1 980-99 im Median auf 21 3,3% (siehe Tab. 2). Die 
Werte in den achtziger Jahren weisen in allen Dezilen eine fast gleichmäßi­
ge Entwicklung auf. Bis 1 990 gibt es damit eine Steigerung von rund 55%. ln 
den neunziger Jahren kann aber eine Zäsur in der Einkommensentwicklung 
beobachten werden. Es kam - insbesondere in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre - zu einer starken Differenzierung der Werte unterhalb und 
oberhalb des Medians. Die unteren drei Dezile blieben hinter Durchschnitts­
entwicklung zurück, wobei das erste Dezil mit 20 und das zweite Dezil mit 
1 0%-Punkten deutlich abfielen. Währenddessen entwickelten sich die obe-
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� Tabelle 2: Oie Steigerung der Bruttolohnverdienste in den Jahren 1980-99 

0 Arbeiter/i nnen und A1 - -- - - - -

Jahr 10% 20% 25% 30% 40% 50% 60% 70% 
1980 = Basisjahr = 100 

1 990  154,79 155,28 1 55,10 155,30 1 56,07 155,64 155,63 1 55,92 
1995 1 88,03 194,88 195,64 196,73 1 97,68 197,27 197,10 1 97,09 
1999 193,59 204J_Q4 207,04 209,20 21 2,58 213,33 213,68 21 3,32 

Quelle: Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger; eigene Berechnungen 

Ta belle 3: Die Loh - - --- - - - d Gehaltsentwickl h dem Geschlecht 1980-99 
Jahr 10% 20% 25% 30% 40% 50% 60% 

1980 = Basisjahr = 100 
Frauen 1 990 1 56,82 158,04 158,18 158,80 158,36 159,73 161 ,63 

1995 191,44 195,22 197,54 199,32 200,97 203,31 206,08 
1999 202,30 202,64 205,80 209,55 212,38 21 6,36 220,65 

Manner 1990 149,14 151,35 151 ,47 151 ,69 1 52,20 1 52,95 1 53,64 
1995 186,45 191 ,02 191 ,27 191 ,30 191 ,56 191 ,81 192,41 
1999 198,61 207,47 208,34 208,68 209,18 209,25 209,45 

Quelle: Hauptverband der Österreichischen Sozialverslcherungsträger; eigene Berechnungen 

lle 4: Loh - -- ----- - - - ---- d G  --- - - - - -

Jahr 10% 20% 25% 

Arbeiter/ 1990 156,95 157,21 155,78 
innen 1995 191,14 198,33 198,01 

1999 189,12 205,54 207,39 

Ange- 1990 151,07 152,17 154,78 
stellte 1995 180,58 187,27 192,23 

1999 190,77 197,68 202,66 

• lrechtlicher Stell --- -------- - - - -- - ----- --- -

30% 40% 50% 60% 
1980 = Basisjahr = 1 00 

155,14 154,31 153,46 152,57 
197,03 195,91 194,36 192,51 
208,88 209,83 209,18 208,02 

1 56,93 157,72 158,27 1 57,84 
1 95,22 197,72 199,05 198,62 
208,12 212,19 214,19 213.45 

Quelle: Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger; eigene Berechnungen 
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ren zwei Dezile überdurchschnittl ich gut. Der I ndexwert des neunten Dezils 
lag im Jahr 1 999 1 0%-Punkte über dem Medianwert. 

Nach dem Geschlecht läßt sich eine unterschiedliche Entwicklung fest­
stellen (siehe Tab. 3). Mit Ausnahme des zweiten und dritten Dezils entwik­
kelten sich die Fraueneinkommen besser als die Männereinkommen . Im 
Median erreichten die Frauen eine Steigerung auf 21 6,36%, währenddessen 
sich die männl ichen Verdienste nur auf 209,25% erhöhten. 

Diese Entwicklung verdankt ihre Dynamik den Verdienststeigerungen der 
Frauen in den achtziger Jahren, wo die Fraueneinkommen durchgängig hö­
here Zuwachsraten als die Männer hatten. Sie konnten im fünften Dezil fast 
60% zulegen, währenddessen die Löhne und Gehälter der männlichen Be­
schäftigten im selben Dezil nur um knapp 53% wuchsen. Werden die Werte 
ab dem Basisjahr 1 990 verglichen, fallen die Steigerungen der Frauen je­
denfalls leicht hinter d ie der Männer zurück (siehe Tab. 7). 

Die Steigerungen der Verdienste der weiblichen Beschäftigten entwickel­
ten sich in den letzten zwanzig Jahren sehr ungleich. Die niedrigen Einkom­
men bl ieben weit hinter den hohen zurück. Im Vergleich konnte das achte 
Dezil über die gesamte Periode eine um 27%-Punkte höhere Zuwachsrate 
als das zweite Dezil erreichen . 1 990 hatte dieser Unterschied nur 8%­
Punkte betragen , 1 995 1ag er aber bereits bei über 1 7%-Punkten.  

Diese Entwicklung ist bei den männlichen Beschäftigten über eine weite 
Periode nicht zu beobachten.  Erst in den späten Neunzigern kann ein deut­
liches Auseinandergehen der Dezilwerte festgestellt werden . 1 990 lag der 
Unterschied in der Entwicklung des zweiten und achten Dezilwerts noch bei 
5%-Punkten,  1 995 bei etwa 7,5%-Punkten, 1 999 allerdings schon bei über 
1 1 %-Punkten .  

Im Vergleich der sozialrechtl ichen Stellung zeigt sich, daß Angestellte mit 
Ausnahme des 2. und 3. Deziles eine dynamischere Entwicklung als Arbei­
ter/innen hatten (siehe Tab. 4). Mit einem Indexwert von 2 14, 1 9  im Median 
lagen die Angestellten über der Gesamtentwicklung, die Arbeiter/innen mit 
209 , 18  darunter. I nsbesondere oberhalb des Medianeinkommens sind d ie 
Entwicklungen konträr. Die Steigerung der Verdienste der Arbeiter/innen fal­
len hinter den Medianwert zurück, währenddessen das obere Quartil der 
Angestellten durch eine überdurchschnittl iche Zunahme gekennzeichnet 
ist. Im Vergleich können die Lohneinkommen im ersten Quartil noch einen 
Vorsprung von 5%-Punkten in der Entwicklung vorweisen , im Median l iegen 
die Lohneinkommen jedoch schon um 5%-Punkte hinter den Gehaltsein­
kommen zurück, und beim obersten Quartil erhöht sich der Rückstand auf 
1 0%-Punkte. 

Die Nivell ierungstendenzen zwischen hohen und n iedrigen Löhnen, die 
nur bei den Arbeiter/innen feststel lbar sind, verstärken sich bis M itte der 
neunziger Jahre auf über 9%-Punkte, aber auch bei den Arbeiter/innen 
kommt es Ende der Neunziger nur zu sehr mäßigen Steigerungen der un­
teren Dezile, die diesen Trends stoppen. 

Bei den Angestellten hingegen verstärkt sich die Streuung der Einkom­
men in den neunziger Jahren massiv. 
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Tabelle 5: Die Lohnentwickl der Arbeiter/i 1 980-99 
Jahr 1 0% 20% 25% 30% 40% 50% 60% 

1 980 = Basisjahr = 1 00 
Frauen 1 990 1 55, 1 9  1 54,75 1 57, 1 9  1 57,65 1 57,60 1 57,23 1 57,24 

1 995 1 86,89 1 86,30 1 91 ,39 1 95,98 1 96,88 1 97,07 1 97 , 1 7 
1 999 1 92,62 1 87,05 1 92,42 1 97,61 204,99 206,03 208,76 

Männer 1 990 1 49,49 1 49,69 1 49,58 1 49,55 1 49,77 1 50,06 1 50,29 
1 995 1 89, 1 0  1 90, 1 5  1 89,62 1 89,24 1 88,60 1 88, 1 2  1 87,45 
1 999 1 99,00 204,94 205,09 205,26 204,88 204,37 203, 1 5  

Quelle: Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger; eigene Berechnungen 

Tabelle 6: Die Gehaltserhöh der A teilten 1 980-99 
Jahr 1 0% 20% 25% 30% 40% 50% 60% 

1 980 = Basisjahr = 1 00 
Frauen 1 990 1 52,52 1 54,61 1 54,63 1 55,41 1 57,82 1 59,87 1 60,54 

1 995 1 86,39 1 89,01 1 91 ,78 1 93,75 1 98,1 6  201 ,97 203,43 
1 999 200,64 1 98,27 201 ,80 204,00 209,25 21 5,40 2 1 8, 1 1  

Männer 1 990 1 51 ,67 1 56,62 1 57, 1 8  1 57,53 1 57,63 1 58,60 1 58,49 
1 995 1 81 ,64 1 94,07 1 95,45 1 96,21 1 96,77 1 97,58 1 98,70 
1 999 1 95,40 21 1 ,51 21 2,99 21 3,76 21 3,73 21 4,39 21 7,07 

Quelle: Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger; eigene Berechnungen 
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Die Arbeiterinnen weisen insbesondere in den achtziger Jahren eine weit­
aus günstigere Lohnentwicklung als die Arbeiter aus, die Frauen konnten hier 
im fünften Dezil ein Plus von 57% erzielen, die Männer hingegen lediglich ein 
Plus von 50% (siehe Tab. 5). Die mittleren und oberen Einkommensdezile 
sind aber auch noch Ende der Neunziger höher als die vergleichbaren Index­
werte der Arbeiter. Die Einkommensentwicklung verlief bei den Arbeiterinnen 
weitaus ungleichmäßiger als bei ihren Kollegen, indem insbesondere im er­
sten Quartil die Werte in den neunziger Jahren weit zurückblieben, sich die 
Löhne über dem Medianeinkommen jedoch deutlicher steigern konnten. 

Bei den Arbeitern gab es insgesamt nur moderate Lohnzuwächse in al­
len Dezilen, die weit unter den Gesamtdurchschnittswerten blieben. 1 990 
weist die Entwicklung fast idente Werte rund um einen Zuwachs von 50% 
aus, in den neunziger Jahren fallen dann aber die oberen Dezile h inter das 
zweite bis fünfte Dezil zurück. Das ist eine Entwicklung, die bei keiner der 
anderen untersuchten Arbeitnehmergruppen festgestellt werden konnte. 

Die Gehaltsentwicklung derweiblichen Angestellten hat einige Parallelen zu 
denen der Arbeiterinnen, auch hier gibt es große Unterschiede in der Dynamik 
unterhalb und oberhalb des Medianeinkommens (siehe Tab. 6). Jedoch entwik­
kelten sich die Gehälter der weiblichen Angestellten ab dem Median ähnlich 
dem Niveau der männlichen Angestellten, d.h. überdurchschnittlich gut. 

Bei den männlichen Angestellten ist die Entwicklung generell überdurch­
schnittl ich gut. ln den achtziger Jahren verläuft sie noch relativ gleichmäßig, 
jedoch ist bei den männl ichen Angestellten eine deutliche Zunahme der 
oberen Dezilwerte in den neunziger Jahren feststel lbar. Nur  das erste 
Dezil14 bl ieb hier weit zurück. 

5. Die Bruttoverdienststeigerungen 1990-99 

Für die neunziger Jahre weist d ie gesamtwirtschaftliche Entwicklung no­
minell niedrigere Steigerungen als in den achtziger Jahren aus. Das nomi­
nelle Wachstum pro Erwerbstätigen 1 990-99 betrug im Durchschnitt 3,8%, 
die Bruttolohn- und Gehaltssumme pro Arbeitnehmer/in wuchs ebenfalls im 
Schnitt um 3,8%.15 

Die neunziger Jahre sind geprägt von der unterschiedlichen Entwicklung der 
Zuwachsraten in den oberen und unteren Einkommensdezilen (siehe Tab. 7). Im 
Median wuchs der Indexwert um 37%. Die einzelnen Arbeitnehmergruppen ha­
ben aber durchaus verschiedene Entwicklungsverläufe. Die Beamt/innen haben 
in den neunziger Jahren die höchsten Steigerungen (im Median +42,8% ). Die Ar­
beiter/innen liegen hier weit dahinter (im Median +36,3% ). Auch die Angestellten 
bleiben mit +35,3% im Median weit hinter den Beamt/innen zurück. 

Die Arbeiterinnen haben von den untersuchten Gruppen d ie niedrigsten 
Zuwächse (im Median +31 %). Bei den Angestellten schneiden die männli­
chen Beschäftigten besser ab, sie konnten in allen Dezilen höhere Steige­
rungen als die weiblichen Beschäftigten erzielen. 

Werden die Beamt/innen ebenfalls in die Berechnungen aufgenommen, 
ändern sich die Zuwachsraten kaum.  Hieven gibt es sich jedoch eine Aus-
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Tabelle 7: Die Verdienstentwicklungen in den neunziger Jahren 

Jahr 10% 20% 25% 30% 40% 50% 60% 

1 990 = Basisjahr = 1 oo 

Arbeiter/innen 1 999 120,56 1 30,76 133,14 134,64 1 35,98 1 36,32 1 36,34 
Angestellte 1 999 126,28 129,91 130,93 132,62 1 34,54 135,34 1 35,24 
BeamVinnen 1 999 134,56 1 37,48 1 38,80 140,14 141 ,63 1 42,80 1 43,47 

Arbeit. + Angest. 1 999 125,07 131 ,40 1 33,49 134,71 1 36,21 1 37,07 1 37,30 
Arb.+Ang.+B. 1 999 124,64 131 ,69 1 33,38 134,65 136,10 137,16 1 37,42 

M: Arb.+Ang. 1 999 133,17 1 37,08 1 37,55 137,57 1 37,44 136,81 1 36,32 
M: Arb.+Ang.+B. 1 999 133,24 1 36,63 1 36,91 137,09 1 37,46 1 37,07 1 36,62 

F: Arb.+Ang. 1 999 129,00 128,22 130,11 131 ,96 134,11 1 35,45 1 36,51 
F: Arb.+Ang.+B. 1 999 128,52 1 28,52 1 30,96 132,42 1 34,62 1 35,64 1 37,07 

Quelle: Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger, eigene Berechnungen 

70% 75% 80% 

1 35,73 134,99 1 34,23 
134,98 136,06 1 37,58 
1 45,82 145,56 145,76 

1 36,82 136,88 137,18 
1 37,24 137,52 138,18 

1 36,78 137,34 1 39,30 
137,19 137,82 1 39,77 

1 38,20 139,54 1 39,86 
139,20 140,17 140,55 

90% 

133,15 
-

-

141 ,88 
142,87 

-

-

140;52 
142,79 
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nahme: Die überdurchschnittl ich gute Entwicklung der Beamtinnengehälter 
in den Neunzigern (im Median +48%, im obersten Quartil +50%) läßt die 
oberen Dezile der Fraueneinkommen ansteigen.  

I nsgesamt stellt sich d ie Entwicklung der Männer homogener dar als die 
der Frauen. Die Fraueneinkommen l iegen bis zum Medianwert unter den 
Männereinkommen, im obersten Quartil steigen sie jedoch ein wenig stär­
ker an. 

6. Die Streuung der Löhne und Gehälter 

Werden die Dezile in Prozentsätzen des Medianwertes errechnet, ergeben 
sich für die einzelnen Gruppierungen interessante Trends (siehe Tab. 8). 

Die unteren Einkommen entwickelten sich seit 1 980 für alle untersuchten 
Arbeitnehmergruppen im Verhältn is zum Median ungünstiger. Das zweite 
Quartil stagniert etwa bei den Verhältniswerten von 1 980. Für die oberen 
Dezile können keine einheitlichen Trends mehr festgemacht werden: Insge­
samt kommt es bei den Erwerbstätigen erst im neunten Dezil zu einer deut­
lichen Steigerung. Darunter ist eine gleichmäßige Entwicklung abzulesen . 
Die Einkommen der Arbeiter/innen widersprechen diesem Trends insofern, 
als daß ab dem siebentern Dezil die Werte im Zeitvergleich leicht rückläu­
fig sind. Die Fraueneinkommen entwickelten sich im Vergleich zu den 
Männereinkommen dynamischer und weisen insgesamt eine höhere Lohn­
spreizung - gemessen am Median - aus. 

Die Einkommensrelationen zwischen Männern und Frauen waren in den 
letzten Jahrzehnten - gemessen am Medianeinkommen - relativ geringen 
Schwankungen unterworfen (siehe Tab. 9). Die Berücksichtigung der 
Beamt/innengehälter verbessert das gesamte Verdienstverhältnis zugun­
sten der Frauen deutlich. Die Einkommensrelationen bei den Angestellten 
scheinen seit Mitte der siebziger Jahre stabi l ,  beim Lohnverhältnis von Ar­
beitern und Arbeiterinnen weist im Jahr 1 999 der Wert 1 6 1 ,2 fast die idente 
Höhe auf, die schon Chaloupek für das Jahr 1 953 mit 1 61 ,3 ausgewiesen 
hat. 16 Lediglich innerhalb der Beamtenschaft kam es zu einer weiteren Ver­
besserung für die weiblichen Beschäftigten. 17 Sowohl für Männer als auch 
für Frauen zeichnet sich seit Mitte der siebziger Jahre ein Zurückbleiben der 
Lohn- gegenüber den Gehaltszuwächsen ab. Die Ungleichheit im Median ist 
bei den Männern jedoch höher als bei den Frauen. 

Ein Vergleich des achten und des zweiten Dezils (Tab. 1 0) in den einzelnen 
Gruppen ergibt bereits bekannte Ergebnisse: Die einzige Arbeitnehmer­
gruppe, wo längerfristig Nivellierungen stattgefunden haben, sind die Arbeiter: 
Die Lohneinkommen hatten insgesamt in den letzten zwanzig Jahren eine 
unterdurchschnittlich Entwicklung, wobei d ie Dezile oberhalb des Median­
wertes noch geringere Zuwächse hatten als das zweite bis fünfte Dezil. Bei 
den Arbeiterinnen stiegen die Unterschiede hingegen auf das 2,07fache an, 
so daß der ausgewiesene Wert für d ie Lohneinkommen mit 2,00 (die Brutto­
löhne des achten Dezils sind doppelt so hoch wie die des zweiten Dezils) 
ziemlich konstant dem Wert von 1980 mit 2,02 entspricht. Ansonsten kommt 
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Tabelle 8: Medianvergleiche 

Jahr 1 0% 

Erwerbstätige 1 980 51 ,62 
(ohne Beamte) 1 990 51 ,34 

1 999 46,84 

Arbeiter/innen 1 980 52,96 
1 990 54,1 6  
1 999 47,88 

Angestellte 1 980 48,95 
1 990 46,72 
1 999 43,59 

Männer 1 980 61 ,52 
1 990 59,99 
1999 58,40 

Frauen 1 980 51,88 
1 990 50,93 
1 999 48,51 

Quelle: eigene Berechnungen 

20% 25% 30% 40% 

66,92 73,22 78,80 89,11 

66,76 72,96 78,63 89,36 
64,00 71,06 77,28 88,80 

68,16 74,39 79,97 90,09 
69,82 75,51 80,85 90,59 
66,97 73,75 79,86 90,37 

64,54 70,53 75,93 87,28 
62,05 68,98 75,29 86,98 
59,56 66,73 73,77 86,47 

73,57 78,29 82,68 9 1 , 1 3  
72,81 77,53 82,00 90,69 
72,95 77,94 82,46 9 1 , 1 0  

68,35 74,58 79,75 90,23 
67,62 73,85 79,29 89,45 
64,01 70,94 77,25 88,57 

50% 60% 70% 75% 

100 1 1 2,04 1 26,63 135,61 
100 1 1 2,04 1 26,85 136,10 
100 1 1 2,23 1 26,62 135,91 

100 1 1 0,63 1 22,59 129,52 
100 1 09,99 1 2 1 ,30 128,05 
100 1 1 0,01 1 20,79 126,82 

100 1 1 4,95 1 33,66 144,69 
100 1 1 4,63 1 33,58 1 44,39 
100 1 1 4,55 1 33,23 145,16 

100 1 1 0 ,22 1 22,63 130,13 
100 1 1 0,72 124,29 1 33,02 
100 1 1 0,33 124,26 133,54 

100 1 1 0,29 122,68 130,75 
100 1 1 1 ,60 1 25,41 1 34,02 
1 00  112,48 127,96 138,06 

80% 90% 

146,35 1 77,68 
1 47,57 1 79,84 
147,69 186,15 

1 37,54 1 59,30 
1 35,87 1 57,70 
1 33,80 1 54,08 

1 56,97 -

1 55,94 -

1 58,52 -

1 39,24 162,39 
142,91 -

145,52 1 73,06 

1 4 1 , 10 173,59 
145,21 1 78,98 
149,94 185,68 
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es in den neunziger Jahren, getragen durch das Zurückbleiben der unteren 
Einkommensdezile, aber auch durch eine überdurchschnittliche Steigerung 
der obersten Dezileinkommen, zu einer weiteren Auseinanderentwicklung. 
Bei den Frauen ist diese Entwicklung besonders dynamisch, der hohe Wert 
für Angestellte läßt aber auch auf eine überdurchschnittliche Entwicklung 
der hohen Verdienste bei männliche Angestellten schließen, wofür die 
Lohnsteuerstatistik Argumente l iefert. 18 

7. Resümee 

Resümierend sol l  hier noch einmal einigen Aspekte der längerfristigen 
Lohn- und Gehaltsentwicklung und -verteilung anhand der Fragestellung 
nachgegangen werden :  Gibt es eine längerfristig zunehmende Streuung 
der Erwerbseinkommen? 

Obwohl die Hauptverbandsstatistik, wie bereits erwähnt, h ier nur bedingt 
aussagekräftig ist, so sind doch gegenläufige Trends in den unteren und 
oberen Einkommensgruppen feststel lbar. Die unteren Dezile sinken bzw. 
stagnieren im Verhältnis zur Medianentwicklung, im obersten Quartil gibt es 
eindeutig Zuwächse. Dieser Trends kommt allerdings in den neunzig er Jah­
ren viel stärker zu tragen als in den Achtzigern: Die Werte in den achtziger 
Jahren weisen in allen Dezilen noch eine fast gleichmäßige Entwicklung 
auf, die Steigerung der Löhne und Gehälter betrug rund 55%. Die Frauen­
einkommen konnten in diesem Zeitraum gegenüber den Männerein­
kommen stark aufholen , was Mesch teilweise auf die gewerkschaftl iche 
Lohnpol itik und deren Bemühungen nach einem Mindestlohn um 1 0.000 
Schil l ing zurückführt.19 

ln den neunziger Jahren hingegen blieben die Löhne und Gehälter der unte­
ren drei Dezile deutlich hinter der Durchschnittsentwicklung von 37% zurück. 
Währenddessen entwickelten sich die oberen zwei Dezile aufgrund des An­
stiegs der Angestellten- und Beamt/innengehälter überdurchschnittl ich. Eine 
Verstärkung der Einkommensungleichheit in Österreich in den Neunzigern wird 
auch in anderen Studien20 festgestellt, international ist das Ansteigen der Ein­
kommensunterschiede seit längerem ein Thema. So konstatierte die OECD 
Mitte der neunziger Jahre Einkommensverschiebungen der unselbständig Be­
schäftigten zugunsten der oberen drei Dezile in den Ländern USA, West­
deutschland, Australien, Kanada, Dänemark, Finnland, Italien und Schweden.21 

Wagner-Pinter nennt als einen Hauptfaktor für diese unterschiedliche Ein­
kommensentwicklung, daß die Zahl der Arbeitsplätze mit sehr geringen und 
sehr hohen Wochenarbeitszeitkoningenten auch relativ zu der Zahl aller Ar­
beitsplätze zugenommen hat.22 Ein Grund dafür dürfte ein verstärkter 
Druck am Arbeitsmarkt, ausgelöst durch das Ansteigen der Arbeitslosigkeit 
gewesen sein .  Damit verbunden war auch ein rasanter Zuwachs an unfrei­
will igen Teilzeitarbeit Aber auch der Strukturwandel und der hohe Anteil an 
(freiwill iger und unfreiwil l iger) Teilzeitbeschäftigung in bestimmten Wirt­
schaftsklassen der Dienstleistungsberufe (Handel/Reparatur; Gesundheit 
und Soziales) verstärken diesen Trends.23 
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Tabelle 9: Einkommensrelationen (Medianeinkommen) 

Jahr 1 953* 1 977* 1 980 

Erwerbstätige: 
MännertFrauen 144,0 1 52,7 1 54,1  

Erwerbstätige inkl. 
Beamte: Männer/ 
Frauen - - -

Angestellte: Männer/ 
Frauen 1 36,5 1 66,1  1 67,2 

Arbeiter: Männer/ 
Frauen 1 61 ,3 1 58,9 1 62,5 

Beamte: Männer/ 
Frauen - - -

Männer: Angestellte/ 
Arbeiter 1 26,4 1 36,8 1 36,3 

Frauen: Angestellte/ 
Arbeiterinnen 149,4 1 30,9 1 32,5 

Quelle: *Berechnungen Chaloupek; sonst eigene Berechnungen 

Tabel le 10 :  Einkommensspannweiten 
Verhältnis 8./2. Dezil 

Jahr 1 953* 1 977* 

Erwerbstätige ohne 
Beamte 2,29 2,42 
EW: Männer o.B.  1 ,75 2,09 
EW: Frauen o.B. 2,21 2,31 

Erwerbstätige inkl .  
Beamte - -

EW: Männer inkl. B. - -

EW: Frauen inkl. B. - -

Angestellte - -

Ang: Männer - -

Ang: Frauen 1 ,69 2,29 

Arbeiter/innen - -

Arb: Männer 1 ,72 1 ,89 
Arb: Frauen 2,09 2, 1 8  

Beamt/innen - -

B: Männer - -

B: Frauen - -

1 980 

2, 1 9  
1 ,89 
1 ,89 

-

-

-

2,43 
2,03 
2, 1 2  

2,02 
1 ,68 
1 ,85 

-

-

-

Quelle: *Berechnungen Chaloupek; sonst eigene Berechnungen 

3 5 8  

1990 

147,5 

144,9 

1 65,8 

1 55,1  

95,4 

144, 1 

1 34,8 

1 990 

2,21 
1 ,96 
2, 1 5  

2, 1 7  
1 ,93 
2, 18  

2,51 
-

2,21 

1 ,95 
1 ,69 
1 ,89 

1 ,76 
1 ,77 
1 ,74 

1 999 

149,0 

146,5 

1 66,4 

1 61 ,2 

90,6 

143,0 

1 38,6 

1 999 

2,31 
1 ,99 
2,34 

2,28 
1 ,97 
2,39 

2,66 
-

2,36 

2,00 
1 ,64 
2,07 

1 ,87 
1 ,87 
1 ,89 
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Die erwähnte Zunahme der Teilzeitarbeit der Frauen in den Neunzigern 
von +75% (ohne geringfügige Beschäftigung) spiegelt sich in deren Ein­
kommensdaten. Diese läßt die unteren Dezile weniger stark wachsen,  wäh­
renddessen die höhere Qualifikation der Frauen die oberen Dezile steigen 
l ieß. Hatten 1 971 noch beinahe drei Viertel (73%) aller Frauen Pfl icht­
schulabschluß als höchste abgeschlossene Schulbildung aufzuweisen, so 
verringerte sich dieser Anteil bis 1 997 auf deutlich unter die Hälfte (43%).24 
Der Ausbi ldungsabstand zu den Männern hat sich insgesamt betrachtet 
verringert. Der Beschäftigungssaldo von 1 971 und 1 997 der erwerbstätigen 
Frauen auf Ebene der Berufspositionen in Österreich weist ein Plus von 
1 71 .000 Frauen in hochqualifizierten Berufen aus, +205.000 Frauen in qua­
l ifizierten Berufen, und +1 53.000 in geringqualifizierten Dienstleistungsbe­
rufen. Verringerungen gab es bei den Facharbeiterinnen mit -1 59.000 und 
bei den sonstigen Berufen mit einem Minus von 1 5.000 weiblichen Beschäf­
tigten.25 

Auch bei den männl ichen Beschäftigten läßt sich ein deutlicher Anstieg 
des formalen Qual ifikationsniveaus zeigen. Ebenso bedeutend für die Ein­
kommensentwicklung ist der schon in den siebziger Jahren einsetzende 
Strukturwandel hin zu einer Ausweitung des Dienstleistungssektors. Mitte 
der neunziger Jahre entfiel nur noch ein knappes Drittel der gesamten Be­
schäftigten auf den sachgüterproduzierenden Sektor, währenddessen sich 
der Erwerbstätigenanteil im tertiären Sektor schon auf knapp 62% erhöh­
te.26 Damit ergaben sich für männliche Angestellte und Arbeiter Verände­
rungen, die sich auf die Lohn- und Gehaltsentwicklung auswirkten. Die Ein­
kommensrelation von männlichen Angestellten zu Arbeitern hat sich ver­
schlechtert (siehe Tab. 9). 

Die Lohneinkommen der Arbeiter weisen in den letzten zwanzig Jahren 
nur unterdurchschnittl iche Steigerungen auf, eine steigende Einkommens­
ungleichheit innerhalb der Arbeitereinkommen läßt sich hingegen nur be­
dingt feststellen. Ganz im Gegenteil : Die Ergebnisse zeigen längerfristig 
Nivellierungstendenzen der Lohneinkommen. Mesch ortete eine verstärkte 
Arbeitsmarktsegmentierung als Erklärung des Auseinanderklaffens der 
Lohn- und Gehaltseinkommensentwicklung für männliche Beschäftigte: Für 
Arbeiter wirkten insbesondere die verstärkte Beschäftigung unqualifizierter 
ausländischer Arbeitskräfte, das Ansteigen der Arbeitslosigkeit und Wirkun­
gen der Anteilsverschiebungen von Berufen, Tätigkeitsfeldern und Quali­
fikationsstufen innerhalb der Branchen auf die Arbeiterlöhne. 27 

Für männliche Angestellte gab es in den letzten Jahrzehnten hingegen 
teilweise andere Voraussetzungen. Es kam in diesen Jahren beständig zu 
Verlagerungen von unqual ifizierten zu qualifizierten Tätigkeiten.  I nnerhalb 
der einzelnen Tätigkeiten wird die Tendenz zum Einsatz von qualifizierten 
und hochqualifizierten Arbeitskräften anhalten. Damit gewinnen "F&E-Tätig­
keiten", "Organisation und Management" und "Beratungs- und Betreuungs­
tätigkeiten" zunehmend an Gewicht.28 Dies dürfte sich positiv auf die Gehäl­
ter der Angestellten im oberen Einkommensbereich ausgewirkt haben, die 
besonders in den neunziger Jahren kräftigere Steigerungen in der Gehalts-
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entwicklung hatten .  Qualifizierte Angestellte können sich eher gegen die 
Schwankungen der Marktlage schützen, hohe interne Ausbildungskosten 
veranlassen Unternehmen zu langfristigen Bindungsversuchen an den Be­
trieb. Außerdem wirkt sich die Existenz interner Arbeitsmärkte in Großunter­
nehmungen stabil isierend auf die Angestelltengehälter aus. 29 

Die Beamt/innen hatten in den neunziger Jahren die höchsten Steige­
rungsraten bei den Verdiensten zu verzeichnen. Dabei lagen die weiblichen 
Beschäftigten (im Median +48%, im obersten Quartil +50% in der Periode 
1 990-99) noch vor den männlichen. (Allerdings waren Ende der Neunziger 
nur knapp 28% der in der Hauptverbandsstatistik angeführten Beamt/innen 
weiblich. 30 ) Diese Entwicklung wirkte sich auch positiv auf das oberste 
Quartil der Fraueneinkommen insgesamt aus. Nach wie vor haben damit 
Frauen mit Beamtenstatus unter den weiblichen Beschäftigten die besten 
Einkommensmöglichkeiten . 31 

Auch bei den Beamten entwickelten sich d ie oberen Dezile in den 
Neunzigern besser als die unteren, diese lagen ebenfalls über den Entwick­
lungen der Medianwerte der Angestellten und Arbeiter/innen. Die bestver­
dienenste Arbeitnehmergruppe unter den Männern sind aber weiterhin die 
männlichen Angestellten.32 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß der Strukturwandel hin 
zum Dienstleistungssektor, d ie steigende Arbeitslosigkeit, die Flexibil isie­
rung am Arbeitsmarkt und die zunehmende Qualifikation der Beschäftigten 
Einflußfaktoren sind, die am Ansteigen der Streuung der Einkommen der 
unselbständig Beschäftigten in den letzten beiden Jahrzehnten maßgeblich 
beteiligt waren. 

Anmerkungen 

1 Vgl. Mesch (1 998) 148. 
2 Ohne pragmatisierte Bedienstete der Gemeinde Wien und einiger kleinerer Gruppen 

von Bediensteten. 
3 Mein Dank gilt Regina Reiselhuber für die Bereitstellung der Daten der Jahre 1 997 und 

1 999. 
4vgl. Juch, Wolf (1 989) 492ff. 
5 Berechnung AK-Wien/Russinger. Ab 1 990 nach dem ESVG 95. 
6 Statas August 2001/Berechnungen AK-Wien/Russinger. 
7 Berechnungen AK-Wien/Russinger. Da der Zeitraum 1 980-99 einen Bruch in der Me­

thodik (Umstellung vom ESVG 79 auf das ESVG 95) beinhaltet, sind die ausgewiesene 
Zahlen nur bedingt aussagekräftig. 

8 Lebensunterhaltskonzept (LU): Beschäftigung mit wöchentlicher Normalarbeitszeit zwi­
schen 1 2  und 35 Stunden; bis 1 983 Untergrenze von 1 4  Stunden, zwischen 1 984 und 
1 990 1 3  Stunden. Dieses Konzept wurde deshalb als Vergleichsgröße herangezogen, 
weil es aufgrund der Mindestgrenze der Wochenstundenzahl wie die Hauptverbands­
statistik die geringfügige Beschäftigung ausschl ießt und ebenfalls eine lange Zeitreihe 
dafür vorhanden ist. 

9 Sozialdatenbank AK-Wien/Wörister. 
10Vgl. Wörister (2001 )  2 1 .  
11 Vgl. Wörister (200 1 )  22. 
12 Sozialdatenbank AK-Wien/Wörister. 
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13 Vgl. Mesch (1 993) 273. 
14 Der erste Dezilwert ist jedoch wenig aussagekräftig. 
15 Berechnungen AK-Wien/Russinger. Die Berechnung der Bruttolohn- und Gehaltssum­

me/Arbeitnehmer/in erfolgte in Vollzeitäquivalenten. 
16 Vgl. Chaloupek (1 978) 1 96. 
17 Das in den Sozialversicherungsdaten regelmäßig höher ausgewiesene Medianein­

kommen der Beamtinnen gegenüber den Beamten läßt sich durch keine andere Daten­
quellen bestätigen. Möglicherweise ist die Nicht-Einbeziehung jener Beamtlinnen, die 
bei Krankenfürsorgeanstalten versichert sind die Ursache. Die größte Gruppe dieser 
Versicherten sind die Beamtlinnen der Gemeinde Wien. Siehe dazu: BAK (1 999) 23. 

18 Siehe dazu z.B. Statistik Austria (2000) 25. 
19 Vgl. Mesch (1 998) 148. 
20Z.B. BAK (1 999). 
21 OECD (1 997) 13 .  Je nach Land werden diese Unterschiede seit Mitte der 70er bzw. Mit-

te der 80er berechnet. 
22Vgl. Wagner-Pinter in BMSG (1 999) 29. 
23 Wörister (2001 ) 23. 
24Vgl. Prenner, Scheibelhofer (2000) 5. 
25 Vgl. ebd. 30. 
26Vgl .  Mesch (1 998) 1 1 9ff. 
27Vgl. Mesch (1 993) 277ff und (1 998) 1 25ff. 
28Vgl. Mesch (1 998) 149. 
29Vgl. Mesch (1 993) 277ff. 
30 Hauptverband (2000). 
31 Rechnungshof (2000) 1 69. 
32 Ebendort. 
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Zusammenfassung 

Die Bruttolohnverdienste der Arbeiter/innen und Angestellten in den Jahren 1 980-99 er­
höhten sich im Median auf 21 3,3%. Die Fraueneinkommen konnten gegenüber den 
Männereinkommen in den achtziger Jahren stark aufholen, was sich insgesamt in einer 
besseren Gesamtentwicklung niederschlug. Die Werte in den achtziger Jahren weisen 
in allen Dezilen eine fast gleichmäßige Entwicklung auf. ln den neunziger Jahren kann 
aber eine Zäsur in der Einkommensentwicklung beobachten werden. Es kam - insbe­
sondere in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre - zu einer starken Differenzierung der 
Werte unterhalb und oberhalb des Medians. 
Die Angestellten- und BeamUinnengehälter entwickelten sich insbesondere in den obe­
ren Dezilen in den neunziger Jahren überdurchschnittlich gut. Die Lohneinkommen der 
Arbeiter wiesen hingegen in den letzten zwanzig Jahren nur unterdurchschnittliche Stei­
gerungen auf. Dies ist auch die einzige Arbeitnehmergruppe, für die sich keine steigen­
de Einkommensungleichheit feststellen läßt. Ganz im Gegenteil, die Ergebnisse zeigen 
längerfristig Nivellierungstendenzen der Einkommen der männlichen Beschäftigten. 
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BERICHTE UND DOKUMENTE 

Stichwort: Lebenslanges 
Lernen 

Partnerschaftliehe Aufteilung von 

Reproduktionsarbeit bei 

Teilnehmerinnen der 

Berufsreifeprüfung 

Christine Reidl, Sybille Reidl 

Da "Lebenslanges Lernen" für das Be­
stehen am Arbeitsmarkt immer wichtiger 
wird, stellt sich aus Sicht erwerbstätiger 
Frauen die Frage, wie diese zusätzl iche 
Anforderung neben Beruf, Haushalt und 
Kindererziehung noch bewerkstelligt 
werden soll. Anhand der Situation der 
Teilnehmerinnen der "Berufsreifeprüfung" 
(BRP) wird gezeigt, wie Reproduktions­
arbeit in der Extremsituation einer Drei­
fachbelastung (Beruf, Haushalt, Weiter­
bildung), im Fall von Kindern sogar Vier­
fachbelastung in der Partnerschaft be­
wältigt wird. Das Datenmaterial zu dieser 
Analyse stammt von einer 1 999 durch­
geführten gesamtösterreichischen Befra-
9.ung der Kursteilnahmerinnen durch das 
Osterreichische Institut für Berufsbil­
dungsforschung (ÖIBF). 

Die Erwerbsquote bei Frauen und 
Mütter stieg in den vergangenen Jahren 
kontinuierlich. 1 Die Berufsausübung in 
der Informationsgesellschaft erfordert 
zunehmend eine lebensbegleitenden 
Weiterbildung. Diese Tatsache stellt für 
Frauen eine weiteres Hindernis in bezug 
auf berufl ichen Aufstieg und Berufszu­
gang zu bestimmten Arbeitsmarktseg­
menten dar, kommt es nicht zu einer 
gleichberechtigten Aufteilung von Haus-

arbeit und Kindererziehung. Neben den 
sich abzeichnenden problematischen 
Weiterbildungsbedingungen kämpfen 
Frauen auch noch mit anderen Schwie­
rigkeiten, deren Wurzeln die nach wie 
vor praktizierte geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung ist. Kapeller et al. (1 999) 
führen nur einige Theorien zur Benachtei­
ligung der Frauen am Arbeitsmarkt an: 
das weibliche Arbeitsvermögen, die Hu­
mankapitaltheorie, die Arbeitsmarktseg­
mentierung, die soziale Ungleichheits­
theorie sowie ökonomische Diskriminie­
rungstheorien. Die häufigsten Argumen­
te zur Erklärung geschlechtsspezifi­
scher Unterschiede sind: mangelnde 
Mobil ität und Bereitschaft zur Weiterbil­
dung, Qualifikationsdefizite, fehlende 
"Erwerbsbindung" der Frauen - all diese 
Diagnosen suchen die Ursachen für die 
Benachtei ligungen am Arbeitsmarkt bei 
den Betroffenen selbst, sehen nicht 
i hre gesellschaftliche Basis, die ge­
schlechtsspezifische Arbeitsteilung. 2 

ln ihrer Studie über die Hemmnisse 
der Frauenerwerbstätigkeit identifizieren 
Kapeller et al. allgemeine Determinanten 
der begrenzten Arbeitsmarktintegration 
von Frauen in Österreich. Zwei dieser 
drei Hindernisse lassen sich auch auf 
die Weiterbildung beziehen: 

- Infrastrukturelle Unterstützung: Diese 
soll die Vereinbarkeilvon Berufund Fami­
lie unterstützen - ist aber auch notwen­
dig, um Weiterbildungsmaßnahmen in 
Anspruch nehmen zu können. Die man­
gelhafte Ausstattung der Infrastruktur, an­
gefangen von den Kinderbetreuungsein­
richtungen bis hin zum regionalen öffent­
lichen Verkehr, wird somit direkt zu einem 
Hemmnis weiblicher Erwerbstätiger. Falls 
eine Berufstätigkeit trotz dieser widrigen 
Umstände möglich ist, ist die Chance der 
Frauen, sich auch noch weiter zu qualifi­
zieren, mehr als fraglich. 
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- Geschlechtsspezifische Arbeitstei­
lung - sowohl in faktischer als auch in 
normativer H insicht: Faktisch zeigt sich 
diese Arbeitsteilung in den gesellschaft­
lichen Rahmenbedingungen, die auf 
eben d iese Arbeitsteilung Einfluß neh­
men. Die grundsätzliche Beziehung von 
Produktions- und Reproduktionsbereich 
und die geschlechtsspezifische Zutei­
lung werden durch sozialpolitische Maß­
nahmen (Infrastruktur, regionale Gege­
benheiten) mitgestaltet Solange sich in 
diesen Rahmenbedingungen tendenziell 
das Versorgerehe-Modell widerspiegelt, 
sind sie ein Hemmnis für Frauen - in der 
Erwerbstätigkeit genauso wie in der 
Weiterbildung. Diese faktische Manife­
station der Arbeitsteilung beruht auf 
einer normativen Basis - bzw. besteht 
eine Wechselwirkung. ln  ihrer Studie 
konnten Kapeller et al. eine relativ starke 
Bedeutung regionaler Rollenbilder für die 
Geschlechter ebenso wie widersprüchli­
che Einstellungen der Frauen zur Mithil­
fe der Männer im Haushaltsbereich oder 
recht traditionelle Vorstellungen zur Rol­
le der Mütter bei der Kindererziehung 
feststellen. Auch diese normativen Ein­
stel lungen bedeuten ein Hemmnis für 
Frauen, erwerbstätig zu sein.3 

Frauen, die sich trotz dieser Normen 
für die Erwerbstätigkeit entscheiden, er­
greifen diese nicht immer aufgrund von 
"Karriereüberlegungen". Hier ist die öko­
nomische Notwendigkeit oft eine wichtige 
Motivation. Erwerbsarbeit wird klar sekun­
där zur Reproduktionsarbeit betrachtet -
oft handelt es sich hierbei ja auch um Teil­
zeitarbeit oder eine andere Form der "aty­
pischen Beschäftigung". Da es diesen 
Frauen aber auch nicht um Aufstiegs­
möglichkeiten geht (die ja auch fast aus­
schließlich nur bei Normalarbeitsverhält­
nissen gegeben sind), ist Weiterbildung 
für sie relativ uninteressant. 

Geschlechtsspezifische Daten im Be­
reich der beruflichen Weiterbildung in 
Österreich 

Nach diesen theoretischen Überle­
gungen zu Hemmnissen für Frauen im 
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Bereich der Weiterbildung wollen wir nun 
d ie Situation in Österreich betrachten. 
Die größten Anbieter im Weiterbildungs­
bereich in Österreich sind das Berufsför­
derungsinstitut (BFI), das Wirtschaftsför­
derungsinstitut (WIFI)  und die Volks­
hochschulen (VHS). Die aktuellsten 
Zahlen zur beruflichen Weiterbildung lie­
gen vom BFI vor. Die folgenden Tabellen 
1 und 2 zeigen, daß Frauen in den Semi­
naren im Auftrag des AMS dominieren, 
bei den Firmenschulungen nehmen ge­
ringfügig weniger Frauen teil .  Die deut­
lichsten geschlechtsspezifischen Unter­
schiede zeigen sich im Bereich der 
Technik. 

Krasser ist das Bild der Volkshoch­
schulen. Während die Anzahl der Män­
ner, die Kurse der Volkshochschulen be­
suchen, seit 1 971 annähernd gleichge­
blieben ist (schwankt ca. zw. 1 1 0.000 
und 1 25.000), stieg die Zahl der Frauen 
in diesem Zeitraum von ungefähr 160.000 
1 971 auf bemerkenswerte 370.800 an. 
Österreichweit betrachtet ist der Über­
hang der Frauen in Kursen zu den Fach­
bereichen Körper und Gesundheit mit 
86% am stärksten, gefolgt von Kreativi­
tät und Freizeit (77%), Gesellschaft und 
Kultur (74%) und Sprachen (74%). Bis 
auf den Bereich "Sprachen" kann kaum 
davon ausgegangen werden, daß die Be­
suche dieser Kurse der beruflichen Wei­
terbildung dienen. Außerdem werden die 
Angebote der Volkshochschulen auch 
von Frauen in Anspruch genommen, die 
keiner Erwerbstätigkeit nachgehen.4 

Vom WIFI waren vorläufig nur unveröf­
fentlichte Zahlen über d ie Geschlechts­
verteilung in Österreich erhältl ich . Die 
Kurse besuchen geringfügig weniger 
Frauen als Männer (48% gegenüber 
52%). Am stärksten ist der Unterschied 
in Vorarlberg mit einem Frauenanteil von 
33% - gegenüber dem Burgenland mit 
57%. 

Insgesamt weist in Österreich die Be­
teiligung an beruflicher Weiterbildung 
keine großen geschlechtsspezifischen 
Unterschiede auf. Am größten ist die 
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Tabelle 1: Seminare im Auftrag des AMS am BFI nach Geschlecht in Prozent 

Seminare im Auftrag des AMS Weiblich% Mannlich % Anzahl 

allg. beruf!. Aus- u. Weiterbildung 58;38 41,62 26.290 

Sozial- u. Dienstleistungsberufe 76,95 23,05 1 .549 

Betriebswirtschaft 74,45 25,55 2.736 

EDV u. Informationstechnologie 54,91 45,09 4.549 

Management/Organisation 0 0 0 

Technik 8,49 91,51 3.367 

Sprachen 52,75 47,25 455 

insgesamt 55,46 44,54 38.946 

Quelle: BFI (1999) 

Tabelle 2: Firmenschulungen am BFI nach Geschlecht ln Prozent 

Firmenschulungen 

allg. berufl. Aus- u. Weiterbildung 

Sozial- u. Dienstleistungsberufe 

Betriebswirtschaft 

EDV u. Informationstechnologie 

Management/Organisation 

Technik 

Sprachen 

insgesamt 

Qualle: BFI (1999) 

Differenz der Männer- und Frauenanteile 
noch bei einzelnen Themenbereichen, 
was auf die geschlechtsspezifische Ar­
beitsma rktsegregation zurückzuführen 
ist. Die Unterschiede in den Weitbil­
dungsbereichen werden auch von einer 
Fessei-GfK Studie aufgezeigt (siehe Ta­
belle 3). 

Geschlechtsspezifisch 
unterschiedliche Weiterbildung als 

Thema in den Medien 

Chancen und Möglichkeiten der Wei­
terbildung waren in den letzten zehn Jah­
ren ein häufiges Thema der Medienbe-

Weiblich Mannlieh Anzahl 

61,37 38,63 655 

51 ,14 48,86 743 

47,27 52,73 1.689 

53,80 46,20 7.436 

62,69 37,31 2.525 

19,66 80,34 2.991 

59,04 40,96 1 .997 

49,52 50,48 18.016 

richterstattung. Hierbei handelte es sich 
aber um eine Auseinandersetzung mit 
der Problematik des unterschiedlichen 
Bildungszuganges, nach dem Motto: 
.Wer hat, dem wird gegeben." Ge­
schlechtsspezifische Unterschiede wer­
den kaum thematisiert. 

Der Standard berichtet aber 1996, daß 
berufliche Weiterbildung männlich ist. Es 
wird auch darauf hingewiesen, daß le­
benslanges Lernen in Osterreich immer 
noch ein Minderheitenprogramm ist ( 15-
20% der Erwachsenen), die Bereitschaft 
zur Weiterbildung aber ansteigt. Männer 
bilden sich hauptsächlich im Alter von 
25-40 Jahren weiter, Frauen zwischen 20 
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Tabelle 3: Weiterbildung Berufstätiger nach Themenbereichen in Prozent 

Thema der Weiterbildung männlich weiblich gesamt 
(n = 1 .494) (n = 1 .085) (n = 2.579) 

EDV 39 34 37 
Sprachen 22 26 24 
andere berufsspezifische Themen 23 21 22 
handwerkliche FähiQkeiten 23 17 20 
Gesundheit 11 22 16  
Wirtschaft 14 12 13 
Erziehung 8 21 13 
Technik, Naturwissenschaften 18 4 12 
ausübende Kunst (z.B. Musik, Malerei) 8 12 10 
anderes 9 10 9 
Geistes- und 
Gesellschaftswissenschaften 6 7 6 

Quelle: Fessei+GfK ( 1 996), zitiert aus: Sehneeberger (1 997) 4. 

Tabelle 4: Weiterbildungsgründe berufstätiger Weiterbildungsaktiver in Prozent 

Wichtigste Gründe 
männlich 
(n = 930) 

erweitertes persönliches Wissen für das 
Berufsleben 84 
Verbesserung_ der Allgemeinbildun_g_ 53 
den Wissenshorizont erweitern 54 
Wissenserwerb für beruflichen AufstieQ 53 
Wissensverbesserung für private Zwecke 
(z.B. Kindererziehung, Vorbereitung von 
Reisen u .ä.) 25 
Ertangung von Berechtigungen I 
Zertifikaten (z.B. Matura, Gewerbe-
berechtiQung) 28 
neue Leute kennenlernen 12 

. . 
Quelle: Fessei+GfK (1 996), Zitiert aus: Sehneeberger (1 997) 5 . 

weiblich gesamt 
(n = 567) (n = 1 .497) 

82 83 
55 54 
54 54 
36 47 

34 28 

22 26 
20 15 

Tabelle 5:  Sehr wichtige Gründe für mangelndes Weiterbildungsinteresse 

Zeitmangel 57% 
Kosten der Weiterbildung 31% 
schlechte Erreichbarkeitvon Einrichtungen, 
schlechte Zeiten für Kurse etc. 24% 
keine Notwendigkeit zur WeiterbildunQ 12% 
zu wenig Information über WB-Möglichkeiten 1 0% 
schlechte Erfahrungen mit WB-Möglichkeiten 7% 

Quelle: Fessei+GfK (1 996); (Basis: an Weiterbildung "nicht so sehr'' oder "überhaupt 
nicht" interessierte Berufstätige, n=583), zitiert aus: Sehneeberger (1 997) 9. 
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und 30. Hier stellt sich die Frage, ob 
Frauen deshalb in jüngeren Jahren ihre 
Zeit in Weiterbildung investieren, weil sie 
zu diesem Zeitpunkt noch keine Kinder 
haben. 

Berufliche Weiterbildung ist stark 
männlich dominiert, die allgemeine Wei­
terbildung hingegen von Frauen, stellt 
Gerhard Bisovsky, Bildungsforscher und 
Direktor der VHS Meidling fest. Er be­
zeichnet dieses Ungleichgewicht als 
problematisch , "denn Frauen haben in 
Betrieben ohnehin schon geringere Auf­
stiegschancen und werden zusätzlich 
weniger auf Weiterbildung geschickt. "5 

ln "Die Österreichische Volkshoch­
schule" berichtet auch Elke Gruber von 
der männlichen Dominanz in der berufli­
chen Weiterbildung. Sie begründet diese 
mit der starken Koppelung von Berufs­
status und Fortbildung und weist auch 
auf die Problematik hin, daß Frauen für 
berufsorientierte Weiterbildung mehr 
Freizeit opfern (da sie weniger haben) 
und häufiger für die Kosten aufkommen 
als Männer. 6 

Gründe für Weiterbildung 

Für den Ausgangspunkt unseres Arti­
kels sind vor allem Gründe und Hinder­
nisse bei der Entscheidung für oder ge­
gen Weiterbildung von Frauen und Män­
nern interessant. Die Ergebnisse der 
Fessei/GfK-Studie zu dieser Fragestel­
lung zeigt Tabelle 4. 

Besonders auffällig an dieser Aufstel­
lung ist, daß Männern der Wissenser­
werb für den beruflichen Aufstieg wichti­
ger ist, Frauen legen eher auf Wissens­
verbesserung für private Zwecke wert. 
Auch neue Leute kennenzulernen ist 
Frauen wichtiger. Es muß aber erwähnt 
werden, daß es sich hierbei nicht nur um 
berufstätige Teilnehmerinnen handelt. 

Die Hinderungsgründe sind in Tabelle 
5 ersichtlich . 

Leider werden diese Prozentsätze 
nicht geschlechtsspezifisch ausgewie­
sen,  was vor allem bei den Gründen 

Wirtschaft und Gesellschaft 

"Zeitmangel" und "Kosten der Weiterbil­
dung" für unsere Fragestellung sehr inter­
essant wäre. Unterschiede sind hier zu 
vermuten, wie auch ein Artikel im Stan­
dard vom März 1 996 bestätigt, in dem 
erwähnt wird, daß sich ein Großteil der 
Frauen mehr Weiterbi ldung wünscht, 
aber durch finanzielle und familiäre 
Gründe daran gehindert wird. 7 

Detailergebnisse der Studie 

"Berufsreifeprüfung - Eine erste 

Evaluierung" 

Seit 1 997 gibt es in Österreich für Ab­
solventlnnen eines Lehrberufes oder 
einer Fachschulausbildung ohne Matura­
abschluß die Möglichkeit, die Berufsrei­
feprüfung (BRP) zu absolvieren, die ih­
nen den Zugang zu Universitäten, Fach­
hochschulen und Kollegs ermöglicht. 
Die Teilnehmerinnen müssen dazu Prü­
fungen in den Fächern Deutsch , Mathe­
matik, Englisch sowie einem Fachbe­
reichsgegenstand, der aus dem Bereich 
ihrer Berufsausbildung stammt, beste­
hen. 

ln der Studie des ÖIBF wurden 1 .743 
Teilnehmerinnen befragt. Die Geschlech­
terverteilung entspricht der der Österrei­
chischen Bevölkerung. Das Durch­
schnittsalter der Befragten liegt bei 27 
Jahren. 43% der Teilnehmerinnen leben 
in einer Partnerschaft, und 22% haben 
ein oder mehrere Kinder. Die meisten 
Kurs-Teilnehmerinnen (89%) sind berufs­
tätig. 

Weiterbildungsmotivationen, Auswir­
kungen der Teilnahme an Weiterbildung 
auf die Teilnehmerinnen und deren Part­
nerschaft sowie die geschlechtsspezifi­
sche Verteilung von Be- und Entla­
stungspotentialen innerhalb der Lebens­
gemeinschaft zeigen die nachfolgenden 
Analysen: 

Motivation für Weiterbildung 

Beruflicher Aufstieg, eine Verbesse­
rung der Allgemeinbildung und "Ver-
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säumtes nachholen" ist für Männer und 
Frauen gleich wichtig. Im Vergleich zu 
den Ergebnissen der Fessei/GfK-Studie 
scheinen die Teilnehmerinnen der BRP 
an beruflichem Aufstieg größeres Inter­
esse zu haben. Geht es um eine Status­
anhebung, so zeigen sich signifikante 
Unterschiede, lediglich ein Viertel der 
Männer sieht darin eine Motivation, bei 
den Frauen sind es 40%. Die Absiche­
rung des Jobs durch Höherqualifizierung 
nennen hingegen drei Viertel der Män­
ner, aber lediglich zwei Drittel der Frau­
en. Die Arbeitgeberinnen selbst spielen 
weder bei der Information, noch bei Mo­
tivation und auch nicht bei der Finanzie­
rung der Kursteilnahme eine Rolle. 

Belastungen und Probleme 

Weiterbildung neben der normalen Be­
rufstätigkeit wird sowohl von in Lebens­
gemeinschaft lebenden Männern als 
auch Frauen als massive Belastung 
empfunden. Mangel an Zeit steht dabei 
im Vordergrund: zu wenig Freizeit, zu 
wenig Zeit zum Lernen, zu wenig Zeit für 
Partnerschaft und Familie. Diese Ergeb­
nisse decken sich mit denen der Fessel/ 
GfK-Studie, in der Zeitmangel der häufig­
ste Hinderungsgrund für die Teilnahme 
an Weiterbildung war. Jeweils ein Fünftel 
der Teilnehmerinnen macht die Weiler­
bildungsfinanzierung Probleme. Interes­
santerweise werden die hier genannten 
Belastungen nur selten als mögliche 
Verzögerungsgründe beim Abschluß der 
BRP gesehen. Partnerschaft, Familie, 
Beruf, finanzielle Situation, psychische 
Belastungen (Prüfungsangst) spielen 
dabei eine untergeordnete Rolle. 

Weiterbildung geht mit Entbehrungen 
einher. Allerdings ist die Partnerschaft 
nicht unbedingt für jede/n eine Hilfe, die­
se belastende Phase besser zu mei­
stern. Betrachtet man die Verteilung der 
Hausarbeit auf Männer und Frauen, so 
zeigt sich eine deutliche Ungleichvertei­
lung der Alltagslasten zugunsten der 
Männer. 8 Tabelle 6 zeigt die geschlechts-
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spezifisch unterschiedliche Belastung 
durch Hausarbeit bei ganztagsberufstäti­
gen Tei lnehmerinnen mit ganztagsbe­
rufstätigen Partnerinnen. 

Werden die männlichen Teilnehmer in 
deutlich höherem Ausmaß durch ihre 
Partnerinnen in bezug auf Hausarbeit 
entlastet, kommt weiblichen Teilnehme­
rinnen dies in weitaus geringerem Aus­
maß zu. 67% der ganztagsberufstätigen 
BRP-Kursbesucherinnen erledigen die 
anfallende Hausarbeit großteils alleine, 
bei den Kursbesuchern sind dies ledig­
lich 3%. Interessant ist, daß das Aus­
maß der Berufstätigkeit der BRP-Teil­
nehmer kaum Einfluß auf ihre Beteili­
gung an der Reproduktionsarbeit hat. 

Die Be- und Entlastung bei Teilnehme­
rinnen, die in Partnerschaft leben und ein 
oder mehrere Kinder haben, wurde ge­
trennt analysiert. 22% der Teilnehmerin­
nen sind Mütter bzw. Väter. Innerhalb die­
ser "Eitem"-Gruppe beträgt der Anteil der 
Mütter 49% und der der Väter 52%. Fast 
alle Väter (95%) und immerhin 73% der 
Mütter üben einen Beruf aus. Ein deutli­
cher Unterschied zeigt sich im Ausmaß 
der Arbeitszeit. Bei den Vätern sind 85% 
ganztagsberufstätig, bei den Müttern nur 
23%. Eine Halbtagsberufstätigkeit üben 
33% der Mütter und lediglich 4% der Vä­
ter aus. Fast alle Väter leben mit ihrer 
Partnerin zusammen (94% ), bei den Müt­
tern dominiert ebenfalls diese Lebens­
form, allerdings liegt der Anteil bei 78%. 
Tabelle 7 zeigt die Verteilung der Hausar­
beit nach Geschlecht. 

Betrachtet man die Arbeitsteilung in 
der gesamten "Eltern-Gruppe" so zeigt 
sich, daß 70% der Väter Hausarbeit an 
ihre Partnerin delegieren, Müttern steht 
diese Möglichkeit kaum zur Verfügung, 
lediglich 2% können die Hausarbeit 
großteils abgeben. Da das Ausmaß der 
Berufstätigkeit bei Müttern und Vätern 
sehr unterschiedlich ist, wurde nachfol­
gend die Hausarbeitsaufteilung von 
ganztagsberufstätigen Müttern und Vä­
tern mit ganztagsarbeitenden Partnerin­
nen gegenübergestellt (siehe Tabelle 8). 
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Tabe lle 6: Aufteilung der Hausarbeit bei Ganztagsberufstätigen, die mit ganz­
berufstätigen/r Partnerin zusammenleben tags 

Männer Frauen 
{n=183} (n=172) 

Part 45% 5% 
Wirt 50% 36% 
Mei n/e Partnerin hilft mir etwas im Haushalt 2% 46% 

Die Hausarbeit ist allein meine Aufgabe 1% 11% 

Die Hausarbeit wird an Dritte delegiert 2% 2% 
Quell e: ÖIBF (1999) 

Tabe lte 7: Aufteilung Hausarbeit allgemein 
Väter Mütter 
(n=19} (n=159) 

Part nerln erledigt Hausarbeitgroßteils bzw. ganzlieh 70% 2% 

Wirt eilen uns die Hausarbeit zu gleichen Teilen auf 22% 19% 

Mei n/e Partnerin hilft mir etwas im Haushalt 4% 56% 
Die Hausarbeit ist alleine meine Aufgabe 2% 21% 

Die Hausarbeit wird an Dritte delegiert 3% 2% 
Quell e: ÖIBF (1999) 

Tabe I le 8: Aufteilung Hausarbeit ganztagsberufstätiger Eltern 
Väter Mütter 

(n=162) (n=40) 
Part nerl n erledigt Hausarbeit groß teils bzw. gänzlich 71% 2% 

Wirt eilen uns die Hausarbeit zu Ieichen Teilen auf 22% 40% 

Mei n/e Partnerin hilft mir etwas im Haushalt 3% 45% 

Oie Hausarbeit ist alleine meine Aufgabe 1% 10% 

Die Hausarbeit wird an Dritte delegiert 3%. 3% 
Quel e: ÖIBF (1999) 

Tabe lle 9: Aufteilung der Kinderbetreuung ganztagsberufstätiger Eltern 
Väter Mütter 

(n=167) (n=55) 

Part nerl n erledigt die Kinderbetreuung großteils bzw. gänzlich 48% 13% 
Wirt eilen uns die Kinderbetreuung zu gleichen Teilen auf 48% 35% 

Mei n/e Partnerin hilft mir etwas bei der Kinderbetreuun 14% 

Oie Kinderbetreuung ist alleine meine Aufgabe 25% 
Die Kinderbetreuun wird an Dritte dele iert 4% 13% 

Quell e: ÖIBF (1999) 

369 



Wirtschaft und Gesell schaft 

Wie dieser Aufstellung zu entnehmen 
ist, stellt die Partnerschaft für die Väter 
sehr wohl eine Ressource dar, für die be­
rufstätigen Mütter allerdings ist sie mehr 
Belastung als Entlastung. Die gleichen 
Gegenüberstellungen wurden in bezug 
auf die Kinderbetreuung gemacht (siehe 
Tabelle 9). 

Auch hier zeigt sich, daß Mütter gene­
rell den höheren Anteil übernehmen, und 
auch dies ist relativ unabhängig davon, 
welchen Zusatzbelastungen sie ausge­
setzt sind. Dafür steht den Vätern mit der 
Partnerin eine erhebliche Entlastungs­
möglichkeit zur Verfügung. 

Resümee 

Die Ergebnisse der BRP-Studie legen 
den Schluß nahe, daß in Österreich 
nach wie vor das Male Breadwinner-Mo­
dell dominiert, das von einer Alleinzu­
ständigkeit der Frauen für Reprodukti­
onsarbeit ausgeht. ln Partnerschaft le­
bende Teilnehmerinnen der BRP-Kurse 
sind in deutlich höherem Maße durch 
Kinderbetreuung und Hausarbeit bean­
sprucht als Teilnehmer in vergleichbarer 
Lebenssituationen. Die Männer ächzen 
unter der zusätzlichen Belastung durch 
Weiterbildung genauso wie Frauen, ob­
wohl sie sich an Hausarbeit und/oder 
Kinderbetreuung in weitaus geringerem 
Ausmaß beteiligen. Frauen müssen 
demnach Weiterbildung unter deutlich 
schwierigeren Umständen bewältigen. 
Trotz dieser Bedingungen nehmen Frau­
en aber in ähnl ichem Umfang an berufli­
cher Weiterbildung teil wie Männer. 

Das verfügbare Datenmaterial zur 
Weiterbildungssituation in Österreich 
weist zahlreiche Lücken auf. Diesbezüg­
liche Daten werden selten geschlechts­
spezifisch erhoben. Die Zuordnung be­
rufsqualifizierender Weiterbildungsange­
bote und Angebote, die der Verbesse­
rung der Allgemeinbildung dienen, las­
sen sich schwer erkennen und zuord­
nen. Auch deren qualitative Einschät­
zung ist kaum möglich. Die drei dominie-
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renden Weiterbildungsanbieter in Öster­
reich verwenden verschiedene Kategori­
sierungen. Da diese Anbieter regional 
unterschiedlich vertreten sind und ihre 
Daten einen direkten Vergleich kaum zu­
lassen, läßt sich die Österreichische Si­
tuation nur sehr eingeschränkt erfassen. 

Anmerkungen 

1 Siehe dazu auch Kapeller (1 999) 76. 
2 Ebendort 88. 
3 Ebd. 1 5 f. 
4 Verband Österreichischer Volkshoch­
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BÜCHER 

Argumente für eine Neuregulierung der globalen Finanzen 

Rezension von: John Eatwell, Vance Taylor, Global Finance at Risk. The Case for 
International Regulation, The New Press, New York 2000, 258 Seiten, Paperback 

$12,80, geb. $18 ,50; Jan Toporowski, The End of Finance. Capital Market Inflation, 
Financial Derivatives and Pension Fund Capitalism, Routledge, London 2000, 1 60 

Seiten, $85. 

I. Folgen der Globalisierung 

Es gibt heute niemanden mehr, der nicht durch das Geschehen auf den internatio­
nalen Finanzmärkten, direkt oder indirekt, in seinen Lebenschancen beeinflußt wird : 
sei es als Begünstigter oder Benachteiligter der Stabil isierungspolitik in den reichen 
Ländern, sei es als Opfer von Finanzkrisen in Lateinamerika, Asien und Rußland 
oder auch als Afrikaner, der von den reichen Ländern vergessen wird. Dennoch wird 
von den wenigsten dieses folgenreiche Geschehen durchschaut. Das gilt selbst für 
die ökonomische Fachwelt. Der Großteil der Ökonomen befriedigt sich mit esoteri­
schen Modellen, die Experten in den Finanzinstitutionen und den Medien (die "Ana­
lysten") kommentieren Oberflächenerscheinungen (Preise und Salden, Produkte und 
Techniken usw.) Eine befriedigende Erklärung der Preise/Kurse von Währungen, Kre­
diten, Aktien, Anleihen oder der Flut von "abgeleiteten" Wertpapieren , den Derivaten, 
sowie deren Zusammenhänge mit der traditionellen Währungs-, Geld- und Budget­
politik ist bisher noch nicht vorgelegt worden. Die gängigen marktideologischen Er­
klärungen, die sich in der Lehrbuchliteratur wie in den Dokumenten und Analysen des 
Internationalen Währungsfonds ( IMF), der Welthandelsorganisation (WTO), der 
OECD sowie der EU und deren Auftragsinstituten verbreitet werden, können kaum als 
befriedigend erachtet werden. 

II. Kreislauftheoretische Erklärungen 

Um so erfreulicher ist es, daß nunmehr zwei Bücher vorliegen, die einen wichtigen 
Beitrag zur Schließung dieser Erklärungslücke leisten. 

John Eatwell (Präsident des Queen's College, Cambridge; Mitglied des englischen 
Oberhauses) und Vance Taylor (Direktor des Center for Economic Policy Analysis der 
New School University, New York) - im folgenden als JE& VT abgekürzt, beschreiben 
den sich seit Beginn der siebzig er Jahre vollziehenden Prozeß der Deregulierung, zu­
erst der Devisenmärkte und dann der Kapitalmärkte. Sie versuchen d ie dort ablaufen­
den Transaktionen, das Muster der in Abständen auftretenden Krisen und deren Fol­
gen für Realinvestitionen, Produktion, Wachstum und Beschäftigung zu erklären. Sie 
kommen zu dem Ergebnis, daß das seit Beginn der siebziger Jahre zuerst in den 
USA und bald auch in Europa eingetretene langsamere Wachstum ebenso wie die 
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höhere Arbeitslosigkeit kausal mit der Deregulierung der Finanzmärkte zusammen­
hängen. Das gilt auch für das medial gepriesene amerikanische Wirtschaftswunder 
der neunziger Jahre, dessen Leistungsdaten deutlich unter jenen bleiben, die vor der 
Deregulierung der Finanzmärkte erzielt wurden. Die seither eingetretene Finanzmarkt­
konstellation birgt darüber hinaus das Risiko eines weltweiten Finanzinfarktes mit 
katastrophalen Folgen für Einkommen und Beschäftigung in sich. (Schon die Asien­
krise des Jahres 1 997 hat mit einem Schlag 25 Millionen arbeitslos gemacht und Mil­
liardenwerte an wirtschaftlichem Vermögen vernichtet.) Schließlich konnten die de­
regulierten Finanzmärkte weder den "alten" Entwicklungsländern noch den ehemali­
gen Planwirtschaftsländern (den "emerging markets") eine Perspektive nachhaltiger 
Entwicklung bieten. Aus all diesen Gründen empfehlen JE&VT die Bildung einer 
World Finance Authority (WFT). Für eine solche WFT begründen sie einen Aufga­
benkatalog und Verfahrensmodi, die noch darzulegen sein werden. 

Jan Toporowski (JT), der auf eine Berufserfahrung in einer Investmentbank verwei­
sen kann und heute an der Southbank University in London lehrt, untersucht in sei­
nem Buch speziell und exemplarisch die (nationalen) Kapitalmärkte in Großbritan­
nien, den USA und Japan und entwickelt dabei seine Theorie der Kapitalmarktinflati­
on. ln dieser spielt die in diesen Ländern sich vollziehende Expansion der Pensions­
und Lebensversicherungsfonds eine entscheidende Rolle. Die Kapitalmarktinflation 
findet solange statt, wie die Zuflüsse in die Fonds die Auszahlungen übertreffen. So­
bald sich der Saldo dreht und die Auszahlungen überwiegen, entsteht d ie Gefahr 
einer Finanzkrise. 

Das Wachstum der Nettozuflüsse und d ie Kapitalmarktinflation sind u.a. auch die 
Kehrseite der Zurückdrängung öffentlicher durch private Pensionsversicherungen wie 
auch anderer Privatisierungen einschließlich des Abbaus der öffentlichen Verschul­
dung. ln einem weiteren Analyseschritt zeigt JT, daß der Verkauf von öffentlichem 
Produktiwermögen an Private, wie er in Form von Börsengängen (Initial Public Offe­
rings, abgekürzt I POs) im Schwange ist, die privatisierten Unternehmungen tenden­
ziell schwächt. Denn der Verkaufserlös stärkt nicht, wie das sonst der Fall ist, die li­
quiden Mittel der emittierenden Unternehmung, sondern fließt in die Staatskasse. Die 
Verheißung einer Effizienzsteigerung durch Privatisierung wird so um eine Liquidäts­
stütze gebracht, über die die privaten Emittenten und Konkurrenten am Kapitalmarkt 
verfügen können. 

Während JE&VT auf die risikoreichen Zusammenhänge im gesamten Finanzsy­
stem aufmerksam machen, liefert JT eine vertiefte Analyse des Kapitalmarktes mit 
seinen neueren Entwicklungen, den Pensionsfonds und den Finanzderivaten. Die 
beiden Bücher ergänzen sich auf diese Weise, obwohl die Autoren gar nicht von ein­
ander gewußt haben. Daß sich diese Korrespondenz ergeben hat, ist dennoch kein 
Zufall. JE& VT und JT verfolgen Forschungsprogramme, die wesentlich aus dem theo­
retischen Fundus von J.M.Keynes und M.Kalecki inspiriert sind. 

Sie begnügen sich nicht, wie die meisten Ökonomen, mit der Untersuchung der 
Finanz- und Kapitalmärkte unter dem Postulat der auf Wettbewerbsmärkten obwal­
tenden Effizienz der Mikroentscheidungen und deren Makrofolgen. Sie nehmen nicht 
an, wie das allgemein üblich ist, daß mehr Wettbewerb im Finanzbereich zu mehr 
Effizienz und deshalb Regulierung umgekehrt zu Effizienzeinbußen führt. Sie tun dies 
schon deshalb nicht, weil sie deren theoretische Rechtfertigung, das Allgemeine 
Gleichgewichtsmodell mit seinen fiktiven Annahmen (wie vollkommener Wettbewerb, 
die Wirksamkeit des "Gesetzes des einen Preises", der den Markt räumt, das Feh­
len von externen Effekten usw.) nicht als der wirtschaftlichen Realität angemessen 
und deshalb für deren Erklärung ungeeignet erachten. Daß das wichtigste Modell, mit 
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dem Derivate bewertet werden, die nach deren Autoren benannte Black-Scholes-For­
mel, auf der Annahme der Effizienz von Kapitalmärkten beruht, muß in diesem Zu­
sammenhang verwundern. Dennoch ist der Gebrauch und die "Verbesserung" solcher 
Modelle ein wichtiges Anliegen der "financial community". Diese hofft weiter auf die 
Verfeinerung formalwissenschaftlicher Bewertungs-, Analyse- und Prognosemodell, 
deren Annahmen hoffnungslos unrealistisch sind. 

JE&VT und JT hingegen bevorzugen die Analyse der jeweiligen finanz- und realwirt­
schaftlichen Kreisläufe im Gesamtsystem, also die Eingänge/Einnahmen und Aus­
gänge/Ausgaben, aus denen sich Salden und geld- und realwirtschaftliche Bestän­
de sowie Veränderungen ergeben. Den Kern des Kreislaufmodells bildet die bekannte 
Identitätsgleichung 

S = I +  (G-T) + (X-M) 
Danach muß die gesamtwirtschaftliche Ersparnis S gleich der Summe der gesam­

ten Realinvestitionen I ,  dem Defizit des öffentlichen Sektors (G-T) und dem Außen­
handelssaldo (X-M) sein. Josef Steindl war es bekanntlich, der die Erklärungskraft 
dieser Kreislaufbeziehung wieder aktualisiert hat. JE&VT und JT zeigen, daß mit die­
sem Ansatz auch die Entwicklung und Fehlentwicklung von liberalisierten Finanz­
märkten in ihrem globalem Zusammenhang fruchtbar erklärt werden können. 

111. Beauty Contest und Kapitalmarktinflation 

Was nun die Preisbildung bei Währungen und Kapitalmarktpapieren sowie bei den 
korrelierenden Derivaten betrifft, so werden in den beiden Untersuchungen unter­
schiedliche Akzente gesetzt. JE&VT erklären die Preisbildung mit Hilfe des Beauty 
Gontest - Metapher von Keynes. Danach werden auf den jeweiligen Finanzmärkten 
Erwartungen darüber gebildet, welches Wertpapier nach allgemeiner Auffassung zu 
welchem Preis bevorzugt wird. Nicht die vielzitierten Fundamentaldaten (fundamen­
ta/s) wie Produktivitätsentwicklung, Innovationsstärke oder Preisstabilität, Saldo des 
öffentlichen Haushaltes oder der Außenhandel sind für d ie Preisentwicklung aus­
schlaggebend, sondern die sich jeweils herausbildende Konvention über die zu erwar­
tenden Preise. Dabei sind die sich verändernden Fundamentaldaten selbst ein Teil 
dieser Konvention. ln diesem Sinn kommt dann auch die wirklichkeitsferne Marktideo­
logie einschließlich der Black-Scholes-Formel zu ihrer Wirkung. Dabei spielen me­
dienwirksame Konzernchefs (die CEOs oder, im vollen Wortlaut, Chief Economic 
Officers) ebenso eine Rolle wie die aufgeregten bis charismatischen Kommentato­
ren und Wunderwuzzis unter den "Analysten". 

JT, der sich durchaus auch auf die Beauty Gontest-Metapher beruft, betont seiner­
seits die Rolle des Saldos der Summe der Einzahlungen in (Auszahlungen aus) den 
Pensions- und Lebensversicherungsfonds. Sie werden aus den steigenden Einkom­
men der reicheren Teils der Gesellschaft, der Zurückdrängung der öffentlichen Pen­
sionssysteme, dem Abbau öffentl icher Defizite sowie den Erlösen aus der Privatisie­
rung öffentlichen Eigentums, also alter Unternehmungen und Leistungen sowie neu­
er Rechte - wie den Senderechten für Medien und Kommunikation -, gespeist. 

Die Folge davon war bisher die Kapitalmarktinflation. Sie geht ihrem Ende zu, wenn 
die Auszahlungen die Einzahlungen überwiegen. Eine solche Konstellation zeichnet 
sich ab: Aus demografischen Gründen nimmt der Altenanteil zu und die Zahl der Ar­
beitnehmer mit gesicherten Arbeitsverträgen aus verschiedenen Gründen ab. Das 
Volumen des zur Privatisierung verfügbaren öffentlichen Vermögens und öffentlicher 
Dienste ist ebenfalls begrenzt und neigt sich dem Ende zu. Eine Periode der Kapi­
talmarktdeflation scheint somit unvermeidbar zu sein. Inwieweit die Kurseinbrüche 
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seit Ende 2000, insbesondere bei Werten der "New Economy", mit diesen Argumen­
ten erklärt werden können, läßt sich zur Zeit nicht beurteilen, weil die erforderlichen 
Daten noch nicht verfügbar sind. 

IV. Ponzi-Finanzierung 

Erkennbar ist allerdings, warum die Spekulationsblase rund um diese New Econo­
my, mit ihren zahlreichen aus Risikokapital finanzierten dot.com-Firmen geplatzt ist. 
Die New Economy finanzierte sich in einem hohen Maß mit Hilfe eines Finanzie­
rungsmodells, das aus Gründen der Kreislauflogik stets mit einem Zusammenbruch 
endet. Das Modell wurde von dem amerikanischen Ökonomen Hyman Minsky ent­
deckt, der damit Bankenzusammenbrüche systematisch erklärt hat. Sie wird seither 
als Ponzi-Finanzierung bezeichnet. Der Name geht auf einen Italiener zurück, der die­
ses Finanzierungsmodell praktizierte. (Allerdings liefen schon lange vorher Banken­
zusammenbrüche nach diesem Muster ab.) Ponzi, der in den zwanziger Jahren in 
Boston eine Bank besaß, versprach jedem Einleger, der bei ihm eine bestimmte 
Summe für eine bestimmte Zeit einlegte, die Rückzahlung des doppelten Betrages, 
wenn dieser zwei neue Einleger fände. Diesen bot Ponzi wiederum die Verdoppelung 
unter den gleichen Bedingungen an, und so ging es weiter. Es ist klar, daß das Sy­
stem zusammenbrechen muß, sobald eine weitere Verdoppelung nicht zustande 
kommt. 

Das Prinzip der Ponzi-Finanzierung gibt es in zahlreichen Varianten. Es liegt un­
ter anderem auch den Pyramidenspielen und den Kettenbriefen zugrunde. Sein Kern 
besteht darin, daß sich Finanztransakteure letztlich durch expandierende kreditfinan­
zierte Investitionen einer drohenden Schuldenfalle entziehen wollen. Auch die Anläs­
se der "Ponzi-Finanzierung" können vielfältig sein. Sie reichen von dem Wunsch nach 
schnellem Profit und Reichtum über Betrug und Diebstahl bis zu Anlageentschei­
dungen, die von computergesteuerten Modellen ausgelöst werden. Sehr oft entste­
hen Situationen, die durch Panikreaktionen der Art "Rette sich wer kann" geprägt 
sind. JE&VT zitieren als Beispiele solcher Zusammenbrüche aus jüngster Zeit die 
deutsche Herrstattbank, die Vatikanbank Banca Ambrosiana und die altehrwürdige 
englische Baringbank. ln Österreich kennt man die Beispiele der Zusammenbrüche 
der Handelsfirmen von VOEST und Stickstoffwerken. Wesentlich ist bei diesen Ge­
schäften,  daß Transaktionen auf eine unsichere Zukunft auf der Grundlage von unsi­
cheren Transaktionen in der Gegenwart abgeschlossen werden. Auf internationaler 
Ebene sind , wie JE&VT zeigen, die Krisen in Chile in den siebziger Jahren, in Mexi­
ko und Brasilien in den achtziger sowie d ie Asien- und Rußlandkrisen in den neun­
ziger Jahren mit dem Prinzip der Ponzi-Finanzierung zu erklären. Auf solchen Luft­
geschäften beruhte letztlich die Krise des Lang Term Capital Management (LTMC) 
Hedge Fond in New York, die sich im Herbst 1 998 zu einer globalen Finanzkrise aus­
zuweiten drohte. Sie konnte nur durch eine nicht ganz reguläre Feuerwehraktion un­
ter der Leitung des Präsidenten der New Yorker Reserve Bank verhindert werden. 

V. Globale Risikoprivatisierung und systemische Folgen 

Die Globalisierung des Finanzrisikos ist, wie JE&VT deutlich machen, die unmit­
telbare Konsequenz der weltweiten Deregulierung der Devisenmärkte, die mit der 
Aufkündigung des Systems der fixen Wechselkurse durch die USA zu Jahresbeginn 
1 973 ihren Ausgang genommen hat. Im System der fixen Wechselkurse, das nach 
dem Zweiten Weltkrieg von den USA durchgesetzt wurde und unter dem Namen 
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"Bretton Woods-Abkommen" bekannt geworden ist, konnten die exportierenden Un­
ternehmungen mit sicheren Exporterlösen rechen. So hatte z.B. die VOEST die Si­
cherheit, die Erlöse aus ihren Verkäufen an ausländische Abnehmer bei der Öster­
reichischen Nationalbank (ÖNB) zu einem Wechselkurs umtauschen zu können, der 
sich seit dem Kaufabschluß und der Abgabe des Verkaufsangebotes nicht verändert 
hatte. Das Risiko der Abwertung der fremden Währung, die zur Minderung des Schil­
lingerlöses geführt hätte, wurde unter dem Regime der fixen Wechselkurse von der 
ÖNB getragen und nach politischen Prioritäten über die Geld- und Budgetpolitik auf 
die Bevölkerung verteilt. 

Mit der Beseitigung des Regimes fester Wechselkurse wurde dieses Risiko priva­
tisiert. Wenn die wichtigen Handelspartner dies tun, kann sich ein Land, das auf den 
Handel angewiesen ist, der Liberalisierung nicht entziehen. Dies deshalb, weil die 
Verluste aus dem Risiko bei ständig und stark schwankenden Wechselkursen auf 
Dauer nicht von der Notenbank getragen werden können. Das Wechselkursrisiko 
mußte privatisiert werden. 

Österreichs Währungspolitiker haben sich konsequenterweise Mitte der Siebziger 
Jahre entschlossen, den Außenwert des Schillings fest an den Wert der DM zu bin­
den. Damit wurde deklariert, was schon offensichtlich war, nämlich daß Österreich 
seine autonome Währungspolitik aufgibt. Risikovorsorge wurde fürderhin zu einer 
Aufgabe, die die Exporteure und Importeure mit den Akteuren auf den Devisenmärk­
ten selbst vorzunehmen haben. Das Geschäft mit dem Risiko hat seither parallel zur 
fortschreitenden Liberalisierung einen rasanten Aufstieg genommen. Dazu hat vor al­
lem der Handel mit den zu erwartenden zukünftigen Werten von Währungen beige­
tragen. 

Österreichische Exporteure, die in Dollar bezahlt werden, verkauften ihre termin­
lieh festgelegten Dollarerlöse, um nicht durch eine allfällige Dollarabwertung einen 
Verlust zu erleiden. Importeure, die Käufe gegen Dollar abschließen, kaufen im vor­
aus Dollar, um z.B. die Erdölrechnung bezahlen zu können, ohne durch eine allfälli­
ge Aufwertung des Dollars einen Schaden zu erleiden. Das nennt man "Hedging", 
also das Einhegen von Risiken durch fixe Gegentransaktionen im voraus. Das ist 
wirtschaftlich vernünftig, allerdings mit Kosten verbunden. Diejenigen, die das Hed­
ging betreiben, verlangen dafür Geld. Das verteuert die Produktion und gelingt nicht 
vollständig. JE&VT weisen nach, daß es durch das höhere Risiko und die Kosten der 
Risikoeindämmung seit den siebziger Jahren in den Industrieländern zu relativ nied­
rigeren Investitionen und Wachstum sowie zu höherer Arbeitslosigkeit gekommen ist. 
Das ist der Preis, der für die Privatisierung des Risikos zu zahlen ist. 

Doch bei dem Einhegen des konventionellen Wechselkursrisikos ist es nicht ge­
blieben. Denn durch die ungehinderte Zirkulation der Finanzströme, die sich noch 
durch die moderne Kommunikationstechnologie beschleunigt hat, ist auch das sy­
stemische Risiko stark gestiegen. Ein solches Risiko liegt vor, wenn der Verlust aus 
dem Scheitern einer Transaktion nicht auf die unmittelbar an dieser beteiligten Ak­
teuren (z.B.  Käufer, Verkäufer und Finanzvermittler) beschränkt bleibt, sondern wie 
eine ansteckende Krankheiten immerweitere Kreise zieht. Eine Bank, die zusammen­
bricht, steckt unbeteiligte Gläubiger (Einleger) und Kreditkunden an und die wiederum 
ihre Geschäftspartner usw. Gibt es nun das Wechselkursrisiko, so kann der Zusam­
menbruch einer Währung zu Zahlungsunfähigkeit und Konkursen einzelner Unterneh­
mungen führen, aber auch Industrien und Volkswirtschaften zu Verlierern machen. 

Der Kollaps des L TCM Hedge Fonds hätte mehrere internationale Großbanken mit 
sich gerissen. Hedgefonds, so erweist es sich, schützen heute nicht nur gegen Ri­
siken, sie erzeugen vielmehr selbst Risiken und heben diese (als "leverage" bezeich-

375 



Wirtschaft und Gesellschaft 27 .  Jahrgang (200 1 ) ,  Heft 3 

net) auf eine höhere Ebene. Dies ergibt sich unmittelbar aus dem Umstand, daß die 
Kehrseite des "Hedging" die Finanzspekulation ist. Es ist möglich, auf die Entwick­
lung der Preise (ihr Steigen, Fallen oder Gleichbleiben) jeglicher Waren und Werte, 
gleichsam wie im Spiel- Kasino, zu wetten und damit, der Logik der Ponzi-Finanzie­
rung entsprechend, als "Spieler" hohe Profite oder Verluste zu machen. Das ist das 
Geschäft mit den Derivaten, das seine Karriere als klassisches I nstrument zum 
Schutz gegen Wechselkursrisiken begonnen hat. Mit der Liberalisierung des gesam­
ten Kapitalverkehrs ist die Risikovorsorge bei realen Transaktionen relativ zurückge­
gangen, und das Instrument hat sich zu einem Medium für riskante Finanzspekula­
tionen entwickelt. Das anlagesuchende Finanzkapital hält sich dabei natürlich nicht 
an Fundamentaldaten oder realwirtschaftl iche Indikatoren wie die Produktivität des 
Arbeits- oder Kapitalgütereinsatzes. Die dabei erzielbaren Gewinne veranlassen nicht 
zu längerfristiger Veranlagung. Es geht um die kurzfristiger Ausbeutung großer Pro­
fitchancen. Der Großinvestor George Soros machte mit seiner Spekulation gegen das 
englische Pfund und die italienische Lira im Herbst 1 992, deren Abwertung er erwar­
tete, binnen weniger Stunden einen Gewinn von mehr als 1 Mrd. $. Die Verantwortli­
chen von Investmentfonds können auf die Nutzung einer solchen Chance gar nicht 
verzichten. Tun sie das, dann werden sie wegen nichtgenutzter Profitmöglichkeiten 
abberufen. 

Soros, selbst Großaktionär, hätte freilich das Geschäft anderen überlassen kön­
nen. Er aber wollte nicht nur den Gewinn, sondern als Befürworter der Europäischen 
Währungsunion auch die negativen Folgen der Währungszersplitterung deutlich ma­
chen. Auf der Pfundabwertung sollte dann auch ein Gutteil von dem beruhen, was an 
der Wirtschaftsentwicklung unter Thatcher und Major, wie etwa ein gestiegenes Wirt­
schaftswachstum oder eine verringerte Arbeitslosigkeit, als positiv bezeichnet wer­
den kann. Selbst Tony Blair zehrte zu Anfang seiner Regierungszeit noch von dem 
niedrigen Pfundkurs. 

Gegen systemische Risiken gibt es bekanntlich keine wirksame private Versiche­
rung, weil wegen der gegenseitigen Abhängigkeit der Risiken (Ansteckung) keine 
Versicherungsprämien berechnetwerden können und diese auch unbezahlbar wären. 
Das weiß man von Seuchen-, Erdbeben- und Kriegsrisiken, und neuerdings auch von 
potentiellen Atom-Schäden. Alle diese Risiken werden gar nicht oder nur bei strikter 
Limitierung der Schadenssumme versichert. Die Kosten systemischer Risiken, wie 
jene, die auf Fehler in der Finanzarchitektur beruhen, trägt die Allgemeinheit und nicht 
die Handelnden und Begünstigten des Finanzsystems. 

VI. Krisenmuster, integrierte und periphere Märkte 

JE&VT stellen aufgrund ihrer Analyse der Finanzkrisen, die seit der Deregulierung 
der Finanzmärkte eingetreten sind, fest, daß in allen Fällen ein - bei kluger Regulie­
rung prinzipiell reduzierbares - spekulatives Element im Spiel gewesen ist. Die Kri­
se beginnt harmlos mit einer Gewinnchance, die einen mit kurzfristigen Krediten fi­
nanzierten Kapitalzustrom in das spätere Krisenland in Gang setzt. Dieser führt zu­
nächst über die steigende Liquidität des Finanzsystems und die Verbesserung der 
Zahlungsbilanz zu gesamtwirtschaftlich als positiv zu bewertendem höheren Wachs­
tum. Der Schaden tritt dann im Abschwung ein. ln der einen Variante weisen bei­
spielsweise einheimische Anleihen mit hohem Risiko einen Zinsvorteil gegenüber 
ausländischen Anleihen auf, wie das bei der Peso-Krise 1 995 in Mexiko der Fall war. 
ln der anderen Variante werfen Immobilien im zukünftigen Krisenland höhere Wertstei­
gerungen auf als in anderen Ländern, was 1 997 in Bangkak der Fall war. Lokale ln-
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vestoren kaufen mit kurzfristigen Dollar-Krediten Immobilien. Andere Investoren fol­
gen dem Beispiel. 

Nach einigen Monaten bis Jahren entsteht aus dem zunächst kleinen Risiko ein 
generelles. Das Verhältnis kurzfristige Fremdwährungsfinanzierung auf Kreditbasis 
gegenüber langfristiger in heimischer Währung wird prekär, insbesondere bei niedri­
gen Währungsreserven. Die Flucht aus der heimischen Währung und der Zusammen­
bruch folgen, wie das Beispiel Mexikos 1 995 und jenes der asiatischen Länder 1 997 
gezeigt haben. Zinserhöhungen zur Abwehr der Kapitalflucht und An Iockung neuer 
Kapitalimporte erweisen sich als krisenverschärfend, weil sie über die Zinsbelastung 
zu Konkursen führen und Anleger zusätzlich abschrecken. Am Ende kann eine Fi­
nanzkrise wie 1 998 in Rußland und in Brasilien stehen. ln den beiden letzten Fällen 
kann nicht, wie es die Marktideologie tut, die Ursache der Krise einem "unfähigen 
Staat" zugeschoben werden. Die Verursachung erfolgt durch das Zusammenspiel der 
beiden Sektoren. 

Für solche Zusammenhänge trifft JT die analytisch wichtige Unterscheidung zwi­
schen integrierten und peripheren Märkten. Die integrierten Märkte sind institutionell 
sowie nach Variantenvielfalt und Volumina voll entwickelt, wie das in den wichtigen 
OE CD-Ländern und der Schweiz der Fall ist. Dies trifft auf die peripheren Märkte nicht 
zu. ln diesen reichen schon geringe Zu- oder Abflüsse aus, um große Kursverände­
rungen herbeizuführen. Das verleitet Investoren mit Reputation ("Pioniere") zu Veran­
lagungen, die entsprechenden Kursanstiege folgen. Diese wiederum locken Imitato­
ren an. Die "Pioniere" realisieren die Wertsteigerungen durch Exit. Es folgen Kapital­
flucht und Währungszusammenbruch. Diese Scheinblüte und der nachfolgende Zu­
sammenbruch waren auch in der Rußlandskrise 1 998 zu beobachten. 

Während bei Finanzkrisen, die integrierte Märkte bedrohen, Feuerwehraktionen 
organisiert werden, trifft dies bei Krisen, die auf periphere Märkte beschränkt bleiben, 
nicht zu. Den von Finanzkrisen betroffenen asiatischen Ländern wurden die vom IMF 
zugesagten Beistandskredite trotz Anpassungsleistungen nur zur Hälfte ausbezahlt. 
JE&VT schließen deshalb nicht aus, daß die Asienkrise Teil einer bewußten Strate­
gie zur Eindämmung erfolgreicher Länder war (vgl. S. 1 70). Das läßt sich auch aus 
der von den USA forcierten Politik zur Liberalisierung aller Finanzdienstleistungen auf 
Ebene des IMF und der OECD sowie zum Verbot der Industriepolitik auf Ebene der 
WTO schließen. Damit wurden nämlich jene politischen und institutionellen kompa­
rativen Vorteile beseitigt, die laut einer von Joseph E. Stiglitz, dem ehemaligen Chef­
ökonomen der Weltbank, geleiteten Studie zu den ,,Wirtschaftswundern" Japans und 
der "Tigerländer" beigetragen haben. Dieses Wirtschaftswunder ist seither verblaßt, 
obwohl Fundamentaldaten und Wettbewerbsstärke der realen Wirtschaft dieser Län­
der wenig Anlaß zu Krisen gegeben haben. 

VII. Die World Financial Authority als globaler Regulator 

JE&VT plädieren in ihrem Buch mit triftigen Argumenten für die Regulierung der in­
ternationalen Finanzmärkte, in der der Errichtung einer World Financial Authority 
(WFA) eine zentrale Rolle zufällt. Sie hätte drei Aufgaben zu erfüllen : 
1 . ) Die Hauptaufgabe der WFA bestünde darin, eine Politik der Risikoeindämmung 

zu formulieren und zu inszenieren. ln einem solchen Regime fiele dem Finanzsek­
tor die Rolle zu, die Entwicklung des realen Sektors, also von Investitionen, 
Wachstum und Beschäftigung, zu unterstützen. Das neoliberale Deregulierungs­
regime hat durch immer wieder entstehende Finanzkrisen dem realen Sektor gro­
ßen Schaden zugefügt und die Ungleichheit von Vermögen und Einkommen auf 
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die Spitze getrieben. Dem neuen Regulierungsregime müßte deshalb eine größe­
re Anzahl von Instrumenten zur Verfügung stehen. Zu diesen zählen JE&VT die 
Einführung eines Wechselkursbandes zwischen dem US-Dollar, dem Yen und 
dem Euro. (Eine solche Idee verfolgten bereits Lafontaine-Fiassbeck-Noe zu Be­
ginn der SPD-geführten Koalitionsregierung. Das hat dem Trio damals zu Unrecht 
den Ruffinanzpolitischer Unseriösität eingetragen.)  Insbesondere das Instrumen­
tarium von Kontrollen von kurzfristigen Kapitaleinfuhren soll wieder zugelassen 
sein. ln Einklang mit den positiven Erfahrungen, die nach dem Zweiten Weltkrieg 
in den entwickelten Ländern gemacht wurden, sollen sie vor allem den nachholen­
den Ländern zur Verfügung stehen. Auch Chile, China und Indien waren gegen die 
internationalen Finanzkrisen besser gewappnet, weil sie über Kapitalimportkon­
trollen verfügten. Um Ponzi-Finanzierungen insbesondere im Derivatengeschäft 
zu entmutigen, sollen deren Kosten erhöht werden. Deshalb sollen Finanzmedia­
toren verpflichtet werden, Derivatgeschäfte mit eigenem Kapital zu unterlegen. 

2.) Im Rahmen der WFAsoll die Einhaltung der Regulierung durch die Bankfür inter­
nationalen Zahlungsausgleich (BIZ) in Basel in Zusammenarbeit mit den nationa­
len Regulatoren überwacht werden. 

3.) Im Rahmen des neuen Regulierungsregimes ist die Funktion des lender oflast 
resort klar zu definieren und institutionell zuzuschreiben. Der Jender of last resort 
ist für die Bekämpfung epidemischer Krisen zuständig, aus denen sich gefährli­
che Zusammenbrüche von Finanzinstituten und anderen Firmen ergeben könnten. 
Er stelltjene Liquidität unmittelbar und unbegrenzt zur Verfügung, die finanzielle 
Zusammenbrüche verhindern. Es ist dies eine Aufgabe, die im Regime der fixen 
Wechselkurse den nationalen Notenbanken zugefallen ist und in einem globalen 
Finanzsystem nur von einer Behörde mit globaler Jurisdiktion übernommen wer­
den kann. Wenn die Erfüllung der unter 1 . ) und 2.)  beschriebenen Aufgaben ge­
lingt, verringert sich damit unmittelbar auch das systemische Risiko. 

JE&VT haben den Vorschlag zur Errichtung einer WFA sorgfältig nach den ver­
schiedensten Gesichtspunkten abgewogen. Sie haben dabei, wie sie meinen, die 
bereits vorhandenen Ansätze zu dem vorgeschlagenen neuen Regulierungsregime, 
die vor allem im IMF und in der BIS vorhanden sind, in ihre Überlegungen mit einbe­
zogen. Die Risikoeindämmung im Rahmen der BIS bedient sich bereits des Informa­
tionsaustausches und der freiwilligen Abstimmung sowie der Festlegung von Stan­
dards durch die führenden Wirtschaftsländer. Bei Bewährung werden diese häufig von 
den anderen Ländern übernommen. Diese Schritte sind freilich ausgereizt. Als näch­
ster Schritt steht die Neuregulierung an. JE& VT schlagen vor, die BIS zur WFA aus­
zubauen. Die Rolle des /enderoflast resort sollte dem IMF zugeschrieben werden, 
der diese Aufgabe in einigen Fällen bereits - gleichsam spontan - erfüllt hat. 

VIII. Ineffiziente Privatisierung 

Der herrschenden Auffassung zufolge ist privatwirtschaftliche Organisation der Pro­
duktion und Verteilung von Gütern und Leistungen prinzipiell nichtprivaten Formen 
überlegen. An zwei Beispielen, die JT entwickelt, soll gezeigt werden, daß Privatisie­
rung durchaus auch zu Effizienzeinbußen führen kann. ln dem einen Fall geht es um 
die Privatisierung von Unternehmungen, in dem anderen Fall um die Zurückdrängung 
öffentlicher Leistungserbringung durch Marktangebote. Seide Beispiele sind aktuell 
und nicht trivial. 

Die Privatisierung von Unternehmungen kann bekanntlich in zwei Formen erfolgen: 
zum einen durch direkten Verkauf des öffentlichen Eigentums an den privaten Eigen-
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tümer, zum anderen durch Verkauf der öffentlichen Anteile an der Börse oder im 
Wege der Auktion.  ln jedem Fall verläßt Geld d ie Vermögenssphäre des neuen 
Eigentümers. Sie steht deshalb nicht mehr für den Unternehmenszweck zur Verfü­
gung. ln den meisten Fällen , insbesondere bei dem Kauf ("buyouf') des Unterneh­
mens durch das Management, wird dieser durch Kredite finanziert. Diese bilden eine 
Belastung des Cash Flows der privatisierten Unternehmung, die das Liquiditäts- und ln­
solvenzrisiko erhöht. ln jedem Fall wird die Finanzierung von Investitionen erschwert. 
Dies bildet einen gravierenden Wettbewerbsnachteil für die privatisierten Unternehmen. 
Dies wird deutlich, wenn man deren Situation mit privaten Unternehmungen vergleicht, 
die bestehende Anteile verkaufen oder neue Aktien begeben. ln diesem Fall füllt der 
Verkaufserlös die Kasse der Unternehmung. Privatisierung, wie sie weltweit betrieben 
wird,  ist ineffizient, wenn derVerkaufserlös nicht in die privatisierten Unternehmung zu­
rückfließt. Dies ist ein zusätzliches Handikap der unterkapitalisierte Unternehmungen 
in den ehemaligen Planwirtschaftsländern. Das zeigt sich aber auch, ebenso weltweit, 
am Verkauf öffentlicher Telefonunternehmen, deren Erlös zur Budgetsanierung oder 
Steuersenkung verwendet wurde. Den Vogel schoß dabei der Österreichische Finanz­
minister Grasser ab, als unter dessen politischer Verantwortung Anteile just in dem 
Augenblick an eine IPO (Initial Public Offering) zum Verkauf angeboten wurde, in dem 
der Markt durch Großauktionen ausgetrocknet war und die Technologiewerte zu sin­
ken begannen. So schauten dann die Telekom Austria und der anständige Steuerzah­
ler in Österreich gemeinsam durch ihre Finger. Eine famose Performanz! 

Leistungen, die nicht direkt privatisiert werden, bieten die öffentlichen Pensionsver­
Sicherungssysteme an. lm Extremfall wird den Pflichtversicherten eine Option zum 
Ausstieg angeboten, wie z.B. in Großbritannien während derThatcher-Regierung. Im 
Normalfall wird die private Altersversorgung über Pensionsfonds und Lebensversiche­
rungen als überlegene Vorsorgeform dargestellt und dann durch steuerliche Förderung 
attraktiv gemacht. Das Drei-Säulen-Modell istAusdruck dieser Variante. Auch für die 
Substitution der Pflichtversicherung durch privatwirtschaftliche Vorsorgeangebote 
wird wiederum höhere Effizienz und vor allem die langfristige Unfinanzierbarkeit der 
öffentlichen Pfl ichtversicherung ins Treffen geführt. 

Das Finanzierungsargument kann nicht ernst genug genommen werden. Wenn 
man das tut, dann trifft es die privaten Vorsorgesysteme in verschärfter Form. Auch 
diese stehen nämlich unter dem Diktat, Prämieneinahmen zu erzielen, die höher sind 
als die Auszahlungen. Bisher wird die Überlegenheit der privaten Systeme mit den , 
zusätzlich zu den Prämieneinnahmen, als stets reichlich sprießend angenommenen 
Zins- und Kapitalerträgen begründet. DasArgument hält einem logischen Test nicht 
stand. Denn wenn die privaten Pensionsfonds aus demografischen Gründen zur Fi­
nanzierung der Auszahlungen Wertpapiere in größerem Umfang verkaufen müssen, 
dann sinken deren Kurse. Vergessen wird nämlich, daß die großen Kursgewinne zu 
Ende des vergangenen Jahrhunderts vor allem auf den steigenden Veranlagungen der 
Pensionsfonds sowie auf dem Abbau der Budgetdefizite und den Erlösen aus Priva­
tisierungen beruhen. Deren Ende ist ebenso abzusehen wie übrigens eine Abwertung 
des überbewerten US-Dollars. Wenn das internationale Finanzsystem nicht bald kri­
senfester gemacht wird, dürfte das Ende drastisch ausfallen. Die Politik sollte jeden­
falls nicht aus ihrer Pflicht entlassen werden. 

IX. Die kommende Dollarabwertung 

Wenn es noch weiterer Beweise bedürfte, daß die Devisenmärkte nicht zu effizi­
enter Allokation des globalen Sparkapitals beitragen und überdies nicht von objekti-
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ven Wirtschaftsdaten beeinflußt werden, dann wären dies, wie JE&VT darlegen, das 
Riesendefizit der US-Leistungsbilanz und der gegenwärtige Kurs des US-Dollars. 
Das Leistungsbilanzdefizit ist auf 250 Milliarden $ angestiegen. Die reichen USA ab­
sorbieren mehr als die Hälfte der Ersparnisse der Welt, um damit Importe von Kon­
sumgütern zu finanzieren. Ein geringerer Teil entfällt auf ausländische Direktinvesti­
tionen oder Firmenübernahmen. Es ist sicherlich nicht effizient, wenn die Ersparnis­
se der Welt in den amerikanischen Konsum fließen anstatt in Ländern mit großem 
Aufholpotential investitionen zu finanzieren. Wo bleibt die segensreiche Wirkung der 
Marktkräfte? Warum sinkt der Dollarkurs nicht? Der Dollar müßte um 20 bis 30 Pro­
zent fallen, damit über sinkende Import- und steigende Exportpreise die Leistungs­
bilanz sich ausgleichen und der perverse Ersparnistransfer nach den USA aufhören 
würde. Das jetzige Ungleichgewicht können sich die USA wegen der Dominanz des 
US-Dollars leisten, der ja nicht nur nationale Währung, sondern Weltgeld ist. 

Man hätte meinen können, daß der Euro schon längst ein Gegengewicht darstel­
len würde. Immerhin wird die Hälfte des US-Leistungsbilanzdefizits von den EU-Län­
dern finanziert, der Rest von Japan und - trotz Finanzkrisen - den anderen asiati­
schen Ländern. Das Gewicht des Euro zählt allerdings nicht wirklich, solange die Eu­
ropäische Zentralbank keinen politischen Widerpart hat, auf den sie sich notfalls 
rasch und wirkungsvoll stützen könnte. Sie ist nämlich, wie es der frühere französi­
sche Präsident Giscard d'Estaing treffend formuliert hat, "unabhängig von keiner Re­
gierung". 

Dennoch ist die amerikanische Defizitpolitik mittelfristig nicht aufrecht zu erhalten. 
Wäre dies der Fall, dann würde der Stand der Verschuldung der USA gegenüber dem 
Ausland, der zur Zeit nach US-Zählweise bei etwa 6 Trillionen $ (das sind 6 mal 1 0 
zur 1 5ten Potenz) liegt, binnen weniger Jahre zu einem Dollarsturz führen. Von der 
gegenwärtigen Auslandsverschuldung entfällt etwa ein Viertel auf die Regierung in 
Washington und die Hälfte auf den Unternehmenssektor, der Rest auf die privaten 
Haushalte. Wenn es zu der zu erwartenden Dollarabwertung kommt, dann könnte 
d ies zu Kapitalflucht führen, mit schwerwiegender Destabil isierung der Märkte. Be­
reits wenige Prozente der Auslandsverschuldung würden reichen, um das gegenwär­
tige Leistungsbilanzdefizit zu verdoppeln. Auch eine nicht auszuschließende Verdop­
pelung der US-Zinsen von 5 auf 1 0 Prozent würde zu Zinszahlungen ans Ausland füh­
ren, die das Leistungsbilanzdefizit um ein Drittel in die Höhe treiben. 

Schließlich wirkt sich auch die Politik der Vermeidung von Budgetdefiziten desta­
bilisierend aus. Bis zur Drehung des Budgetsaldos im Fiskaljahr 1 997/98 wurde ein 
großerTeil der Finanzierung des Leistungsbilanzdefizits durch die Auslandsverschul­
dung der US-Bundesregierung getragen. Diesen Anteil hat seither der private Haus­
haltssektor übernommen. Eine Erhöhung von dessen Verschuldung ist aus verschie­
denen Gründen, auch wegen der fallenden Aktienwerte, nicht mehr zu erwarten. Der 
Unternehmenssektor fällt deshalb aus, weil er sich überwiegend selbst finanziert, 
und die ausländischen Anleger haben angesichts der zu erwartenden Abwertung gu­
ten Grund, vorsichtig zu agieren. Die USA und die Welt stehen vor dem Problem, das 
Ungleichgewicht der Leistungsbilanz zu reduzieren, ohne die Weltfinanzen zu desta­
bilisieren. 

Dazu ein Horrorszenario: Kapitalflucht aus den USA, steigende Zinsenlast und Fi­
nanzierungsschwierigkeiten der privaten Haushalte verstärken einander gegenseitig; 
es folgen Dollarabwertung samt Austeritätsprogramm und das Ende der Hoffnung auf 
globale Finanzstabilität Den Abschluß bildet eine massive internationale Hilfsakti­
on für die einzige globale Supermacht. Im optimistischen Szenario werden die Regie­
rungsausgaben erhöht, um den privaten Haushaltssektor zu konsolidieren. Der Dol-
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lar wird um 20 bis 30 Prozent abgewertet. Das reicht aber nicht, denn es ist kreislauf­
logisch ein Binnensektor erforderlich , der sich verschuldet, damit das Leistungsbi­
lanzdefizit finanziert werden kann. Wie ist das konkret vorstellbar? George Bush I I .  
folgt dem Beispiel von George Bush I .  und Ronald Reagan und rehabilitiert in  guter 
republikanischer Tradition das heute so verteufelte "Schuldenmachen". So einfach 
wird das gehen. 

X. Die Vision von einer globalen res publica 

Die Abschnitte I bis X geben wichtige Argumente wieder, die den von John Eatwell 
und Vance Taylor sowie von Jan Toporowski vorgelegten Büchern zur Erklärung der 
gefährlichen Schwächen des deregulierten Finanzsystems sowie zur Begründung 
des akuten Reformbedarfes gewonnen werden können. Es handelt sich um eine Aus­
wahl ,  die den politischen Prioritäten des Autors zugrunde liegen. Viele wichtige Ge­
danken und subtile Einsichten können in diesem Artikel nicht wiedergegeben wer­
den. Der Aufsatz kann nur über das Wichtigste informieren und soll im übrigen zur 
Lektüre anregen. Der Aufwand lohnt sich. 

Seide Bücher enthalten eine übereinstimmende Botschaft: Die internationalen Fi­
nanzen gehören dringend gezähmt, denn sie sind durch Deregulierung und Privatisie­
rung des Risikos zum Selbstzweck geworden. Ihr gegenwärtiger Zustand wider­
spricht den Vorstellungen von pragmatischer Vernunft. Die Finanzen sollten wieder 
den Zwecken einer effizienteren Produktion und einer gerechteren Verteilung dienst­
bar gemacht werden. Das ist ihr gesellschaftlicher Zweck, ihr Selbstzweck wäre des­
halb zu beenden. Nicht mehr als das will auch Jan Toporowsky in seinem gleichzei­
tig doppelsinnigen und programmatischen Buchtitel "The End of Finance" sagen. Es 
ist dies eine Aufforderung, die weit über den beschränkten Horizont eines Dritten 
Weges in reichen Ländern hinausweist. Es geht um die Vision einer globalen res pu­
blica. 

Egon Matzner 
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Die Zukunft des Kapitalismus 

Rezension von: Günther Chaloupek, 

Thomas Delapina (Hrsg.), Kapitalismus 

im 2 1 .  Jahrhundert: Ein Survey über 
aktuelle Literatur, Reihe 

Wirtschaftswissenschaftliche Tagungen 

der AK Wien, Band 5, Verlag Orac, Wien 

2001 ,  88 Seiten, öS 198 bzw. € 14,39. 

Der verdienstvolle Band geht auf eine 
Tagung der Kammerfür Arbeiter und An­
gestellte für Wien im November 2000 zu­
�9ck. Ihr lag der Gedanke zugrunde, die 
Uberlegungen sechs namhafter Sozial­
wissenschaftler auf jeweils etwa zehn 
Seiten kritisch vorzustellen, die im Stile 
des Schumpeterschen grand designs in 
seinem Kapitalismus, Sozialismus und 
Demokratie aus dem Jahre 1 942 Inter­
pretationen über die Zukunftsprobleme 
des Kapitalismus aus heutiger Sicht 
bieten. Die Auswahl vornehmlich US­
amerikanischer Ökonomen sagt etwas 
aus über die Auffassung der Herausge­
ber zum Niveau z.B. deutschsprachiger 
Beiträge in diesem Zusammenhang. 

Im ersten Beitrag stellt W. Teufelsbau­
er zwei neuere Beiträge von L. Thurow 
(1 998, 1 999) vor, der unter (amerikani­
schen) Ökonomen zwar nur wohl gelit­
ten ist, aus dessen Feder an der Harvard 
Business School allerdings seit langem 
intelligente, in der öffentlichen Diskussi­
on breit wahrgenommene, kritische Zeit­
diagnosen stammen (Thurow 1 992) . 
Eine in den Augen des Rezensenten be­
stehende Schwäche des Beitrages von 
Teufelsbauer sei vorweg vermerkt. Teu­
felsbauer steht Thurow eher skeptisch 
gegenüber, was aber oft nur in seiner 
Wortwahl zum Ausdruck kommt. Thu­
rows Punkte sind - was des öfteren vom 
Besprechenden angemerkt wird - im ein­
zelnen nicht neu, aber ihre Komposition 
ergibt doch ein interpretierendes Ge­
samtbild. 

382 

27 .  Jahrgang (200 1 ) , Heft 3 

Sehr ansprechend ist Teufelsbauers 
kurzer Überblick der sich seit den 1 970er 
Jahren ständig ändernden wachstums­
bezogenen Höhen und Tiefen in Japan, 
den USA und Europa. Wer Prognosen 
wagt, kann eigentlich nur verlieren. Thu­
row kritisiert den konservativ-fundamen­
talen amerikanischen Kapitalismus un­
serer Tage, der dem kreativ zerstörenden 
rein gewinnorientierten Unternehmer und 
seinem kurzen Planungshorizont keine 
regulativen Steine in den Weg legt, auf 
eine neue Variante des Nachtwächter­
staates (Eigentumssicherung, Sicher­
heit) setzt und keine gesamtgesell­
schaftlichen, sondern nur die Maximie­
rung von individuellen Präferenzen kennt. 
Das Umfeld wird bestimmt durch neue 
Technologien, die Globalisierung und de­
mographische Veränderungen. Thurow 
interpretiert die Wirkungen und Probleme 
aus einem quasi-europäischen (sozial)­
demokratischen Bl ickwinkel. Das Kon­
zept des fundamentalen Kapitalismus 
führt im Verbund mit den genannten drei 
objektiven Entwicklungen zu katastro­
phalen Folgen: einem Sinken der Real­
einkommen für die breite Masse und ei­
ner Vermögenskonzentration bisher un­
gekannten Ausmaßes. Auch kaufe die 
Wirtschaftsmacht zunehmend die politi­
sche Macht. Der Rückzug des Staates 
aus der (Grundlagen-)Forschung sei zu 
beobachten, ferner das Überhandneh­
men der öffentlichen Altersversorgung 
aufgrund demographischer Verschiebun­
gen, der Übergang zu Teilzeitarbeitsver­
trägen, das Verschwinden gesicherter 
Arbeitsverhältnisse und eine Eindimen­
sionalisierung des Wertekosmos. Thu­
row hat hier Phänomene im Blick, die 
sich mit der üblichen Zeitverzögerung 
auch in Europa andeuten. 

Die zentralen tektonischen neuen 
Weichenstellungen sind bedingt durch 
das Ende des Kommunismus, der den 
Kapital ismus durch die Systemkonkur­
renz kompromißbereit stimmte, zu öf­
fentlichen Investitionen (Straßenbau als 
Verteidigungsaufgabe) anregte und heu-
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te zu einem immensen, recht qualifizier­
ten Arbeitskräfteangebot führt. Neue 
Technologien bedingen eine Erhöhung 
der Qualifikationsanforderungen, die im 
Verbund mit globalisierter Produktion für 
eine breite Abwärtsbewegung der Löhne 
(Faktorausgleichstheorem) in den Metro­
polen sorgen. Die zunehmende Bedeu­
tung von Humankapital führt eigentlich 
dem Kapitalismus systemfremde Ele­
mente ein (an Humankapital läßt sich 
schlecht Eigentum erwerben, was neue 
Beteiligungsmodelle etwa bei Rechtsan­
waltskanzleien entstehen läßt). Zwei 
Herausforderungen für den durchschnitt­
lichen Lebensstandard der Menschen in 
entwickelten Ökonomien stellten auch 
die Zunahme der Migration und, wie er­
wähnt, die Überalterung dar. Auf den 
Staat kommen hier nach Thurow, der 
auch Politikdefizite im Bereich der Kon­
junktur- und Handelspolitik bespricht, 
wichtige Aufgaben zu. Er ist aber durch 
die Globalisierung in seiner Autonomie 
bei der Durchführung einer nationalen 
Wirtschaftspolitik zunehmend einge­
schränkt. Thurow fordert hier beherztes 
Umsteuern in Richtung auf bewußte 
Wohlstandsmehrung für alle {lnfrastruk­
turinvestitionen, einen starken öffentli­
chen Sektor, eine Kultivierung der habits 
of the heart) und sozialen Ausgleich 
{deutlich progressive Steuern). Teufels­
bauer stellt noch weitere Vorschläge 
Thurows vor, so daß der Leser ein doch 
recht abgerundetes Bild seiner {klas­
sisch sozial )demokratischen Vision er­
hält, die nach Meinung des Rezensenten 
im deutschsprachigen Raum unter Öko­
nomen keine Konjunktur hat, aber dem 
längerfristigen Wirtschaftsgeist Europas 
doch eher entspricht und Befürworter 
verdient. Originell ist die These des Be­
sprechenden, daß sich die Kursverluste 
an der NASDAQ als Ausgleichsventil für 
das US-Leistungsbilanzdefizit lesen las­
sen, da hierdurch eine Vernichtung der 
Forderungen und Vermögenstitel des 
Auslandes auf kapitalistischem Wege 
über die Börse erfolgt sei. 
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G. Chaloupek unternimmt den nicht 
ganz einfachen Versuch, aus den diver­
sen Büchern (1 994) und Aufsätzen P. 
Krugmans (2000), die zumeist Einzelfra­
gen in der mittleren Frist behandeln,  
eine Gesamtinterpretation herauszule­
sen. Krugman gilt als theoretischer Kopf 
z.B. im Bereich der (strategischen) Han­
delstheorie (1990 ), er ist aber in den USA 
auch zu aktuellen Wirtschaftsfragen auf 
allen Kanälen präsent. 

Als selbstdeklarierter stolzer Neoklas­
siker lehnt Krugman einerseits den Tri­
umphalismus neoliberaler Ideologen ein­
schließlich eines primitiven Monetaris­
mus und einer supply side economics 
ab; andererseits kritisiert er aber alle 
Stagnationsansätze 1 einschließlich 
Thurows als unzutreffende Pop-Ökono­
mie. Es gebe keine Überproduktion , die 
Sparquoten sinken säkular. Globalisie­
rung sei mehr Chance als Problem (con­
tra R. Reich, J. Rifkin und Thurow), das 
Faktorausgleichstheorem führe zu ei­
nem längerfristigen Ansteigen der Löhne 
in den Schwellenländern. Der Rückgang 
der Industrieproduktion drücke den Trend 
der Tertiärisierung aus, in dessen Gefol­
ge nicht international gehandelte Güter, 
sondern Dienstleistungen für den eige­
nen lokalen Konsum hergestellt würden. 
Zunehmende Einkommensungleichheit 
drücke ski/1-Prämien aus, mittelfristig 
werde dies aber relativiert durch die Re­
naissance einfacher Dienstleistungen, 
da die Entwicklung von Maschinen mit 
künstlicher Intelligenz Grenzen habe 
(diese These erscheint dem Rezensen­
ten sehr fraglich , erwähnt sei nur das 
Freisetzungspotential durch die rasanten 
Fortschritte bei Spracherkennungsma­
schinen). 

Im Vergleich zu Thurow vertritt Krug­
man eine deutlich optimistischere Sicht 
der zukünftigen Entwicklung des Kapita­
lismus. Wesentl iche Herausforderungs­
potentiale sieht er in den durch die Wirt­
schaftsentwicklung hervorgerufenen 
ökologischen Problemen (z.B. Rohstoff­
knappheit), die eines marktwirtschaftlich 
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zu steuernden Strukturwandels bedür­
fen. Generell nimmt Krugman wirt­
schaftspolitisch Mittelpositionen ein. So 
akzeptiert er einerseits d ie Friedman­
sche NAIRU-These und Grundaussagen 
des Monetarismus, andererseits leitet er 
hieraus aber nicht eine goldene geldpoli­
tische Abstinenzregel ab und tritt sogar 
für eine gelegentliche moderate lnflatio­
nierung zur Wachstumsbelebung ein. 
Einerseits gilt er als Begründer der stra­
tegischen Handelspolitik, andererseits 
plädiert er vehement für den freien Welt­
handel und gegen Protektionismus. Ei­
nerseits fordert er den freien internationa­
len Kapitalverkehr, andererseits gehört er 
zu denjenigen, die die hochgradige Insta­
bilität der internationalen Finanzmärkte 
und Kapitalbewegungen klar hervorhe­
ben und im Falle der Schwellenländer 
unter bestimmten Bedingungen Kapital­
verkehrskontrollen befürworten. Chalou­
pek, der auch weitere Dimensionen des 
Krugmanschen Denkens kondensiert 
vorstellt und der seiner moderaten Mittel­
position im Prinzip sympathisch gegen­
übersteht, weist auf gelegentlich nicht 
leicht nachvollziehbare Spagatstellun­
gen Krugmans hin. Auch den Rezensen­
ten hat bei der Lektüre Krugmanscher 
Schriften stets das Gefühl eines gewis­
sen positionellen double-bind beschli­
chen, der stets darauf bedacht zu sein 
scheint, trotz aller Original ität am Ende 
doch nur äußerst marginal vom mainst­
ream abzuweichen. 

E. Walterskirchen stellt kurz den Pro­
blemfokus einiger Schriften des emeri­
tierten Princeton-Politologen R. Gilpin 
(Gilpin und Gilpin 2000) vor. Im Unter­
schied zu den beiden bisher behandel­
ten Autoren trägt seine Schrift eine zen­
trale Aussage: Die von ihm vehement be­
fürworteten offenen Märkte bedürfen ei­
ner hegemonialen Stabilität durch eine 
dominante Macht, die diese fördert und 
schützt und einen sicheren politischen 
Rahmen bietet. Aus seiner Sicht haben 
im wesentlichen politische Umstände 
und nicht ein ökonomischer Determinis-
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mus d ie Globalisierung ermöglicht, eine 
andere Politik könnte sie daher - wie in 
den Zwischenkriegsjahren von 1 91 8  bis 
1 933 -auch wieder rückgängig machen. 
Das paradoxe Resultat des Endes des 
real existierenden Kommunismus habe 
zu einer Schwächung der Kohäsion des 
westlichen Lagers und der Führungsbe­
reitschaft der USA nach 1 989 geführt. 
Die politische Basis des globalen Kapi­
talismus gelte es zu stärken durch eine 
intensivierte Kooperation zwischen den 
großen industriellen Mächten und einer 
starken internationalen Führung durch 
die USA. 

Es wird in der Darstellung nicht recht 
klar, ob bei Gilpin eine neue konsensori­
entierte Kooperation oder d ie gute alte 
amerikanische Vorstellung von lea­
dership gemeint ist, die für eine selbstbe­
wußtere europäische Politische Union 
wohl weniger akzeptabel sein dürfte. Am 
Ende stellt der Besprechende einige in­
teressante Fragen. "Ist die freie globale 
Wirtschaft das Traumbild der Zukunft 
oder war die Liberalisierung der Kapital­
und Finanzmärkte nicht vielleicht schon 
ein Schritt zu weit, der zu unbeherrsch­
baren Turbulenzen und entsprechenden 
Rückschlägen führen kann?" (S. 39). 

F. Butschek stellt die letzte Arbeit des 
Historikers Landes (1 998) über die öko­
nomischen Aspekte der europäischen 
Entwicklung im universalhistorischen 
Vergleich vor. Butschek zeichnet Lan­
des· historische Rekonstruktion nach: 
den Beginn in der griechischen Antike 
mit Demokratie und wohldefinierten Ei­
gentumsrechten, die ökonomische Re­
volution etwa ab dem Jahr 1 000 (Dreifel­
derwirtschaft), die technischen Innovatio­
nen im Mittelalter (Wassermühlen), der 
neue Geist in Europa (Experimente und 
Innovationen), d ie Epoche der Entdek­
kungen und die industrielle Revolution im 
1 8. Jahrhundert. Landes vertritt einen 
kulturellen (wachsende Autonomie der 
intellektuellen Fragestellungen, rationa­
les Denken) und einen institutionenstruk­
turellen Erklärungsansatz (insbesondere 
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die Bedingung wohldefinierter Eigen­
tumsrechte). 

Im zweiten Teil des Buches werden so 
auch die Unterschiede zwischen reich 
und arm, u.a. anhand des Vergleichs von 
Nord- und Südamerika, erklärt. Wie eini­
ge andere Rezensenten kritisiert But­
schek zu Recht, daß das Buch sehr von 
Anekdoten und ad hoc-Erklärungen lebt 
und der implizite Leitfaden, die Neue ln­
stitutionenökonomie und Geschichts­
schreibung (North, der bei Landes keine 
Erwähnung findet), die das Werk vom 
Ansatz her auch etwas stromlinienförmig 
erscheinen läßt, nicht ausgewiesen 
wird. Doch Landes will auch Hinweise für 
die Zukunft ableiten, die Butschek so zu­
sammenfaßt: "Wir leben in einer ,Des­
sert-Gesellschaft': die Leute arbeiten, 
um zu genießen. Das ist in Ordnung. 
Aber weiterentwickelt wird der Kapitalis­
mus durch solche, die leben, um zu ar­
beiten, durch Optimisten ." (S. 48) Sollte 
dies wirklich alles sein, was sich hierzu 
sagen ließe? Am Ende weist Butschek 
mehrfach darauf hin, daß weltweit der 
Kapitalismus unangefochten dastehe, 
es gebe keine naturverbundenen Lebens­
stilvertreter mehr, das westliche Einkom­
mensniveau sei weltweiter Maßstab aller 
Menschen. Österreich, eines der weni­
gen Länder ohne Atomstrom und einzi­
ges Land Europas ohne BSE-Fall ,  wird 
von Butschek zum europäischen Zen­
trum für Umwelthysterie ernannt. Man 
könnte darauf hinweisen, daß der Kapita­
lismus nicht nur in den Straßen von Se­
attle und Genua attackiert wird, sondern 
auch aus seinem Zentrum heraus ernst­
hafte Kritik vorgebracht wird .Z 

P. Rosner geht auf zwei jüngere Veröf­
fentlichungen M. Olsons (1 982, 2000), 
der der Neuen Politischen Ökonomie zu­
zurechnen ist, ein. Nach einer etwas 
komplizierten Einleitung stellt Rosner 
zunächst den Grundgedanken Olsons 
heraus: InteressendurchsetzunQ hängt 
von der Organisationsfähigkeit ab. Gut 
organisieren lassen sich kleine Grup­
pen, größere Gruppen können individu-
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eil aneigenbare Leistungen erbringen (da 
sonst das Problem des eigennützigen 
Trittbrettfahrens besteht) oder können 
Mitgliedschaftszwang ausüben (z.B .  
c/osed shops). Insbesondere besteht 
eine Asymmetrie zwischen der Organi­
sationsfähigkeit von (wenigen) Produ­
zenten und (vielen) Konsumenten. Je 
stärker Interessengruppen Renten durch 
politischen Einfluß auf Regelsetzungen 
(z.B. Zölle) erzielen können, um so 
schlechter steht das jeweilige Land öko­
nomisch da. Olson läßt sich ganz ver­
schieden lesen: als Kritik an der Ein­
heitsgewerkschaft, als Plädoyer für Kon­
sumentenschutz, oder so, daß öffentli­
che Güter nicht ohne Zwang im optima­
len Umfang angeboten werden, da der 
einzelne Teilnehmer kein Interesse an ei­
ner Kostenbeteiligung hat. 

Rosner erläutert, wie Olson sein Mo­
dell auf den Fall und Aufstieg ganzer Na­
tionen (in den kriegszerstörten Ländern 
wie Japan und der BRD waren 1 945 die 
etablierten Organisationen zerstört, was 
den Aufstieg dieser Länder begünstigte) 
und auf die Transformationsprobleme der 
post-kommunistischen Staaten anwen­
det. Er kritisiert ganz zu Recht, daß 01-
son alle wirtschaftlichen Entwicklungs­
verläufe auf den von ihm herausgestell­
ten Zusammenhang von politischer 
Struktur und wirtschaftlicher Entwick­
lung reduziert, was natürlich zu kurz 
greift. So zutreffend uns seine Kritik er­
scheint, um so mehr hätte man sich die­
se doch auch einmal etwas detaill ierter 
an einem konkreten Beispiel gewünscht. 

ln einem längeren Beitrag geht M. Pri­
sehing aufzwei Schriften von R. Heilbro­
ner (einem an der New Schoo/ for Social 
Research in New York nunmehr emeri­
tierten Dogmenhistoriker) ein, die in den 
Literaturangaben leider nicht nachgewie­
sen werden. Der Beitrag Prischings hat 
einen sehr ironischen Unterton, der alles 
andere als erkenntnisfördernd wirkt. 
Heilbroner wurde in den fünfziger Jahren 
durch seine Worldly Philosophars be­
kannt, seine Werke erreichen hohe Auf-
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lagen, und er gehört in den USA zu den 
wenigen Linksintellektuellen, die ver­
nommen werden. Verdienstvoll ist hier 
Prischings biographischer Überblick. ln 
Visions of the future ( 1 996) zeichnet 
Heilbroner eine säkulare Entwicklungs­
geschichte der Menschheit, beginnend 
mit Sahlins Darstellung des glücklichen 
Urzustandes der Jäger und Sammler, der 
Prisehing zu Recht skeptisch gegen­
übersteht. Nach einem Streifzug durch 
die Geschichte wird die Gegenwart von 
Heilbroner in derTat etwas additiv-journa­
listisch präsentiert (Kämpfe in Zentral­
afrika, das Auseinanderbrechen Jugosla­
wiens, die Verselbständigung der multi­
nationalen Konzerne usw.) .  Die Zukunft 
sieht er gekennzeichnet durch nukleare 
Bedrohungen, Umweltüberlastungen 
und Arbeitslosigkeit. Er fordert den Mut 
zur kühnen Vision, etwa vermittels der 
Verlängerung der Bildungszeiten, Ar­
beitszeitverkürzungen, internationaler 
Übereinkommen zur Kapitalkontrolle und 
einer egalitär orientierten Sozialpolitik im 
Sinne eines reformierten früheren Schwe­
dischen Modells. 

ln seiner auf die Entwicklung der öko­
nomischen Theorie bezogenen Schrift 
The crisis of vision in modern economic 
thought (zusammen mit W. Milberg 
1 995) beklagt er im Anschluß an Schum­
peters Visionskonzept ökonomischer 
Theorien, daß es nach der klassischen 
und keynesianischen paradigmatischen 
Situation heute ein orientierungsloses 
Vakuum in den Wirtschaftswissenschaf­
ten gebe. Dem Befund liegt eine ganz 
passable Rekonstruktion der jüngeren 
Theoriegeschichte, einschließlich Mo­
netarismus und der Theorie rationaler Er­
wartungen, zugrunde. Was nach Heil­
broner fehlt, sind neue große Würfe. An 
ihrer Stelle gebe es heute reduzierte, 
elegante, präzise, aber bedeutungsarme 
und wenig interdisziplinäre Schmalspur­
Ökonomie. Heilbroners Kritik wird z.B .  
von vielen französischen ökonomischen 
Nachwuchswissenschaftlern, die sich im 
post-autistic movement zusammenge-
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schlossen haben, geteilt. Nach Pri­
sehing entspräche die heutige diffuse, 
multiparadigmatische Situation eher 
dem Normalzustand einer Wissenschaft 
in einer komplexen Welt. Nach Meinung 
des Rezensenten hätte Heilbroner neben 
der Kritik der Visionslosigkeit diese 
auch als Ausdruck und Wiederschein 
des Gegenwärtigen interpretieren kön­
nen: Das Ausklammern des Ordnungs­
rahmens spiegelt die zunehmende Do­
minanz verselbständigter Marktprozesse 
wider, die multiplen Lösungen im Be­
reich der Spieltheorie die generelle post­
moderne Beliebigkeit. 

Prisehing steht Heilbroner grundsätz­
lich recht ablehnend gegenüber, sein in­
terventionistischer Etatismus scheint 
ihn nach dem Kommentator von selbst 
zu richten, der Wunsch nach Visionen 
sei ein prinzipiell überspannter An­
spruch. Hier tritt der Soziologe als nüch­
terner Lehrmeister auf, eine Rolle, in der 
sich sonst nicht einmal gute Ökonomen 
recht wohl fühlen. Heilbroner wird bei al­
len Schwächen doch etwas unter Niveau 
verkauft, in seinen Beiträgen z.B. in der 
Zeitschrift Challenge greift er seit vielen 
Jahren auf hohem Niveau von einem kla­
ren heterodoxen Standpunkt aus in die 
gesellschaftspolitische Debatte ein. 

Prischings Beitrag ruft in Erinnerung, 
daß die meisten Beiträge der hier be­
sprochenen Tagung dem sog. Washing­
ton-Konsensus zuzuneigen scheinen -
angesichts der Dominanz d ieser Sicht­
weise in der heutigen Diskurslandschaft 
ein wenig bedauerlich. Um so erfreuli­
cher, daß T. Delapina in seinem Resü­
mee auch auf d ie inhaltliche US-Zen­
triertheit der behandelten Autoren und 
auf das Abhandenkommen der "Funda­
mentalität der Fragestellungen" (S. 79) 
hinweist und vermerkt, daß den Beiträ­
gen kühne Zukunftsphantasien gänzlich 
fehlten. Zwarwerde es wohl kaum in ab­
sehbarer Zeit zu einem Zusammenbruch 
des Kapitalismus kommen, aber neben 
dem amerikanischen dürften sich auch 
das europäische und japanische Modell 
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behaupten (können). "Das amerikani­
sche System von Gesellschaft und Poli­
tik scheint Entwicklungen mit größerer 
sozialer Sprengkraft . . .  gegenüberzuste­
hen als Europa. Dazu verfügt die EU mit 
einer Stärkung ihrer Traditionen bezüg­
lich Mitbestimmung und Dialog über ein 
besseres Potential zur Vermeidung von 
Krisen . . .  Die Entwicklungspfade . . .  sind 
dabei weiterhin stark von gesellschaftli­
chen und kulturellen Traditionen und In­
stitutionen abhängig, und sie werden so­
mit auch weiterhin durch politischen Wil­
len gestaltbar sein." (S. 86) 

Trotz kleinerer Kritikpunkte ist der sur­
vey über die aktuelle Literatur sehr zu 
empfehlen, und zwarfür den interessier­
ten Zeitgenossen und für Studenten und 
Lehrende, aber auch für diejenigen, die 
als Entscheidungsträger die diskutierten 
Entwicklungen beeinflussen und daher 
keine Zeit finden, die vorgestellten Bü­
cher in toto zu lesen. 

Helge Peukert 

Anmerkungen 

1 Siehe den Überblick bei Reuter (2000). 
2 Luttwak (1 999). 
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Ordnungspolitik von Walter 

Eucken 

Rezension von: Walter Eucken, 
Ordnungspolitik, hrsg. von Walter 

Oswalt, Lit-Verlag, Münster 1 999 (Walter 

Eucken Archiv, Reihe Zweite Aufklärung, 

Bd. 1 ), 104 Seiten, DM 24,80. 

Walter Eucken, der Begründer der 
"Freiburger Schule" der Nationalökono­
mie, verstarb am 20. April 1 950 während 
eines Vortragsaufenthaltes in London. 
Die fünfzigste Wiederkehr seines Todes­
tages im letzten Jahr bildete daher den 
Anlaß für verschiedene Feierlichkeiten 
und Gedenkvorträge. Im Mittelpunkt die­
ser Beiträge stand vor allem die ord­
nungspolitische Konzeption Euckens als 
Wegbereiter des (west-}deutschen ,,Wirt­
schaftswunders" nach dem Zweiten Welt­
krieg und als tragende Säule der Sozialen 
Marktwirtschaft (neuerdings wieder viel­
fach mit kleinem "s" geschrieben). 

Entschieden weniger wurde indes an 
den politisch-historischen Entstehungs­
hintergrund dieser Wirtschaftspolitik und 
die moralisch-ethische Grundüberzeu­
gung ihrer geistigen Urheber erinnert. In­
nerhalb dieser (durchaus heterogenen) 
Gruppe kommt Walter Eucken zweifel­
los eine zentrale Bedeutung zu:  Wäh­
rend des "Dritten Reiches" nahm er zu­
sammen mit anderen deutschen Wirt­
schaftswissenschaftlern - unter ihnen 
Constantin von Dietze, Adolf Lampe und 
Erich Preiser- aktiv an den Arbeiten der 
illegalen »Arbeitsgemeinschaft Erwin von 
Beckerath« (AGEvB) teil. 

Diese nach ihrem Vorsitzenden, dem 
Banner Nationalökonomen Erwin von 
Beckerath, benannte Arbeitsgemein­
schaft war aus der von Jens Jessen ge­
leiteten »Arbeitsgemeinschaft für Volks­
wirtschaftslehre« der Berliner »Akademie 
für Deutsches Recht« hervorgegangen, 

388  

27 .  Jahrgang (200 1 ) , Heft 3 

nachdem deren Tätigkeit im März 1 943 
wegen fehlender Kriegsnotwendigkeit 
stillgelegt worden war. Ziel der AGEvB 
war es, eine einheitliche Neuausrichtung 
der deutschen Wirtschaftspolitik für die 
Zeit nach dem - schon früh als verloren 
erkannten - Krieg zu bestimmen, um der 
nationalsozialistischen Lenkungs- bzw. 
der kriegsbedingten Zwangswirtschaft 
ein tragfähiges, zukunftsweisendes 
ordnungspolitisches Konzept gegen­
überzustellen. Deshalb wurden die Ar­
beitsergebnisse u .a. Carl Goerdeler und 
dem ehemaligen preußischen Finanzmi­
nister Johannes Popitz zugänglich ge­
macht; beide wurden später im Zusam­
menhang mit den Ereignissen des 
20. Juli 1 944 hingerichtet. Auch die Be­
ratungen der AGEvB konnten nicht voll­
ständig zum Abschluß gebracht wer­
den, da einige ihrer Teilnehmer im Nach­
wirken des Geschehens vom 20. Jul i 
1 944 von der Gestapo inhaftiert, in Kon­
zentrationslagern interniert und z.T. ge­
foltert wurden, um ihren "Prozeß" vor 
Freislers "Volksgerichtshof' vorzuberei­
ten. Nur der Einmarsch der Roten Ar­
mee in Berlin und die deutsche Kapitula­
tion verhinderten glücklicherweise 
Schlimmeres. 

Der Wunsch der Ökonomen ,  mit ihrer 
im Geheimen erarbeiteten Konzeption 
zu einem demokratischen Wiederaufbau 
beizutragen, war nach der Übernahme 
der Regierungsgewalt durch die Alliierten 
ungebrochen. Für d ie in den westlichen 
Besatzungszonen versammelten Hoch­
schullehrer schien sich dieser Wunsch 
sogar zu erfüllen, als von Dietze, Lampe 
und Eucken sowohl von der US-amerika­
nischen als auch von der französischen 
Mil itärregierung um ihren fachkundigen 
Rat als Gutachter ersucht wurden. Wäh­
rend der Kontakt zu den amerikanischen 
Mil itärbehörden aber schon bald ab­
brach, zeichnete eine Kerngruppe der 
ehemaligen AGEvB ihre rund zwanzig für 
das »Gouvernement Militaire de Bade« 
erstatteten Gutachten fortan als »Comi­
te d'Etudes Economiques«. 
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Jedoch ist kaum bekannt, daß Walter 
Eucken als Mitglied des »Comites« von 
1 945-4 7 für die französische Militärregie­
rung Gutachten zu wirtschaftspolitisch 
drängenden Problemen erarbeitete. Ein 
Grund dafür ist gewiß in dem Umstand 
zu suchen, daß die Arbeit der Ökono­
men letztl ich erfolglos war; denn die Gut­
achten erlangten keine Relevanz für die 
alli ierte Wirtschaftspolitik. Ursächlich 
hierfür waren vermutlich auch die in den 
Gutachten vertretenen unbequemen Po­
sitionen: Diese forderten eine wirtschaft­
liche Einheit Deutschlands, sprachen 
sich für eine neue deutsche Wirtschafts­
ordnung aus und prangerten die von der 
französischen Militärregierung zum pri­
mären Wiederaufbau der französischen 
Wirtschaft forcierte »Economie dirigee« 
als gradlinige Fortführung der von den 
Nationalsozial isten begonnenen Plan­
wirtschaft an. 

Gleichwohl ist es verdienstvoll ,  daß 
Walter Oswalt einige der bislang von der 
Öffentlichkeit kaum beachteten Gutach­
ten seines Großvaters herausgebracht 
hat, die den Auftakt zu einer nach eige­
nem Bekunden "kritischen Ausgabe" al­
ler Gutachten Euckens bilden sollen. 
Dieses Verdienst besteht um so mehr, 
als der Nachlaß Euckens seit vielen Jah­
ren der wissenschaftlichen Forschung 
nicht zugänglich ist. Dieser unbefrie­
digende Zustand ändert sich mit dem 
vorliegenden Werk freilich nicht; denn es 
enthält nur solche Dokumente, die - ob­
gleich von der Fachwelt bislang kaum 
bemerkt- frei zugänglich in anderen Ar­
chiven lagerten. 

Und so enttäuscht das Buch gleich 
mehrfach: Enttäuscht wird die Erwar­
tungshaltung des Lesers, der aufgrund 
der äußeren Gestaltung - Hardcover­
Einband, in schwarzem Papier gehal­
tene Spiegel und Vorsätze - den (freilich 
nur: al lerersten)  Eindruck gewinnt, er 
habe eine ansprechende Dokumentation 
entdeckt und zugleich historisch bemer­
kenswerte sowie wissenschaftlich inter­
essante Gutachtentexte aufgetan. Dem 
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ist nicht so. Von dem ohnehin sehr be­
scheidenen Gesamtumfang des Werkes 
von 1 04 Seiten stammen lediglich 58 
Seiten aus der Feder Euckens; den 
Rest bestreitet sein Enkel und Her­
ausgeber mit einem langen Nachwort 
und einer kürzeren "editorischen Bemer­
kung". Gedruckt wurde dies alles auf 
einem Miniatur-Seitenformat von gerade 
einmal gut 1 5  mal 9 Zentimetern . Offen­
bar zum Ausgleich verzichtete man dafür 
auf einen nennenswerten Rand - mit 
Anmerkungen des Lesers rechneten 
wohl weder der Verlag noch der Heraus­
geber. 

Das Bändchen enttäuscht aber auch 
auf inhaltlicher Ebene: Es besteht neben 
den bereits erwähnten Beiträgen Os­
walts aus dem Abdruck dreier Gutach­
tentexte, die Walter Eucken allesamt im 
Jahr 1 946 für das »ComitEH< im Auftrag 
derfranzösischen Militärregierung formu­
lierte. Im einzelnen behandeln sie »Die 
Gesamtrichtung der Wirtschaftspolitik«, 
beleuchten die Problematik »Industrieller 
Konzentration« und räsonieren »Über 
die Verstaatl ichung der Privaten Ban­
ken«. 

Ausgewählt wurden diese Gutachten, 
weil sie, so die Begründung Oswalts, 
"eine prägnante Einführung in das wirt­
schaftspolitische Denken Walter Euk­
kens geben" (S. 96). Dem ist nicht zu 
widersprechen und nichts hinzuzufügen: 
eine Einführung. Die Frage muß erlaubt 
sein: Fünfzig Jahre nach dem Tod Walter 
Euckens soll das wirtschaftspolitische 
Vermächtnis seines Nachlasses nicht 
mehr hergeben als Material für eine wei­
tere Einführung? Dies ist vermutlich zu 
bezweifeln. 

Die zentralen Thesen Euckenscher 
Wirtschaftspolitik haben in den vergan­
genen Jahrzehnten profunde Ökonomen 
nun wirklich oft genug dokumentiert, 
analysiert und für anerkannte Sammel­
werke bzw. Fachperiodika zu hinrei­
chend "prägnanten Einführungen" zu­
sammengefaßt. Von einer neuen Publi­
kation zu diesem Thema erwartet der Le-
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ser daher inhaltlich neue Aspekte. Aber 
auch dies ist hier nicht der Fal l .  Die Gut­
achten gehen in keinem Moment über 
Walter Euckens posthum veröffentlich­
tes Werk »Grundsätze der Wirtschafts­
politik« hinaus. Wer daher mit den zen­
tralen Aussagen dieser Monographie ge­
nügsam vertraut ist, kann sich die der 
französischen Mil itärregierung erteilten 
gutachterliehen Ratschläge Euckens 
auch selbst geben. 

So kommt das noch gehaltvollste, 
weil gründlichste der drei veröffentlichten 
Eucken-Gutachten »Über die Gesamt­
richtung der Wirtschaftspolitik« vom Ja­
nuar 1 946 zu dem - heute gewiß nicht 
mehr originellen, gleichwohl zentralen ­
Ergebnis, daß "alle einzelnen wirt­
schaftspolitischen Maßnahmen ( . .  ), um 
sinnvoll und erfolgreich zu sein, koordi­
niert werden (müssen);  sonst ist die 
Wirtschaftspolitik in sich widerspruchs­
voll und führt oft zu schädlichen, unheil­
vollen Ergebnissen" (S. 1 ). Da nach Euk­
kens Auffassung die Zentralverwaltungs­
wirtschaft hierzu dauerhaft außerstande 
sei und die "freie Wirtschaft" tendenziell 
zu "Vermachtung" und "Vermassung" 
neige, müsse der alternative "dritte Weg" 
in der "Wettbewerbsordnung" gesucht 
werden. Hierzu habe der Staat zentrale 
Funktionen zu erfüllen: Schaffung einer 
funktionsfähigen Währung mit freien , 
stabilen Devisenkursen, Aufbau eines in­
ternationalen Handelsvertragssystems 
ohne Kontingentierung und -zuvorderst­
die Verwirklichung und Erhaltung der 
Wettbewerbsordnung. Insbesondere für 
diese letzte Aufgabe müsse die Wirt­
schaftspolitik eines Staates darauf aus­
gerichtet werden, gesetzliche Regelun­
gen zu finden, welche marktbeherrschen­
de Machtgebilde (Konzerne, Kartelle, 
Trusts) gar nicht erst entstehen ließen, 
oder da, wo deren Auflösung nicht ausrei­
che, eine staatliche Monopolkontrolle zu 
etablieren, die das Leitbild dervollständi­
gen Konkurrenz gewährleiste (S. 21ft). 

Lediglich Folgerungen dieser Kernaus­
sage sind die beiden übrigen Gutachten-
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texte Euckens. So geht dessen Vorgut­
achten über »Industrielle Konzentration« 
auf die verschiedenen Ursachen industri­
eller Konzentrationsprozesse ein und 
beleuchtet deren Gefahrenpotential für 
die Wettbewerbsordnung. Ergebnis -
welch' ein Wunder-: Konzentrationsbe­
wegungen können zu Oligopolen, Mono­
polen, Teilmonopolen usw. , kurz: zu sy­
stemfremden Marktformen führen und 
tragen damit zu einer "Zerstörung der 
Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft" 
bei (S. 34) .  Lösung: Reform des deut­
schen Wirtschafts- und Gesellschafts­
rechts zur Belebung und Stärkung des 
Wettbewerbs, Verbotjeglicher Marktab­
reden sowie eine prophylaktische staat­
liche Monopolkontrolle. 

ln seinem dritten Gutachten »Über die 
Verstaatlichung der Privaten Banken« 
reduziert Eucken schließlich die hypo­
thetische Fragestellung, ob der schon 
seinerzeit fortgeschrittene Konzentrati­
onsprozeß im Geschäftsbankensektor 
nicht "von selbst zur Verstaatlichung" füh­
re (S. 38), erneut auf die zentrale Proble­
matik der Ausgestaltung der Wirt­
schaftsordnung: Da der Staat in einer 
Wettbewerbswirtschaft nur "einen gewis­
sen Rahmen" zu setzen habe, innerhalb 
dessen Haushalte und Unternehmen frei 
wirtschaften können, ohne daß dabei 
"der Staat den alltäglichen Wirtschafts­
prozeß selbst lenkt" (S. 48) ,  lautet seine 
Antwort auf die gestellte Eingangsfrage 
schlichtweg "Nein". 

Mit den Veröffentlichungen Walter 
Euckens hinlänglich Vertraute werden 
diese Stellungnahmen nicht als neu be­
zeichnen können - auch nicht auf der 
Basis eines Kenntnisstandes, der zeit­
lich in das Jahr 1 946 zurückversetzt 
wird: Die erforderlichen Maßnahmen zur 
Neugestaltung der deutschen Wirt­
schaftsordnung im Sinne des "dritten 
Wegs" hatte Walter Eucken dezidiert in 
seinem bereits 1 942 veröffentlichten Re­
ferat über den »Wettbewerb als Grund­
prinzip der Wirtschaftsverfassung« vor­
getragen. 1  
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Warum aber hat sich Waller Eucken 
so nachdrücklich für "seine" Wettbe­
werbsordnung engagiert? Neben dem 
kaum lösbaren Koordinationsproblem, 
das sich für eine arbeitsteilige Wirtschaft 
unter einem zwangs- bzw. plan­
wirtschaftlichen System und dessen Ab­
arten (Lenkungswirtschaft, Economie 
dirigee) generell stellte, war Euckens 
entscheidendes Kriterium die Problema­
tik wirtschaftl icher Macht oder, anders 
formuliert, das erwünschte bzw. zulässi­
ge Maß an Freiheit und Willkür bzw. an 
Chance und Risiko, mit dem sich der 
einzelne nach der fundamentalen Ent­
scheidung zugunsten einer konkreten 
Wirtschaftsordnung auseinanderzuset­
zen hatte. l n  Walter Euckens Wettbe­
werbsordnung ist es das zentrale Instru­
ment ,,Wettbewerb", das nicht nur die 
Freiheit des Individuums gewährleistet, 
sondern zugleich übersteigerte ökonomi­
sche Machtkonzentrationen unterbin­
det. 

Waller Euckens Machtanalyse ist da­
her auch das 34seitige Nachwort Os­
walls »Was ist Ordnungspolitik?« gewid­
met; denn tatsächlich ist Euckens Kon­
zeption wirtschaftlicher Ordnung auch 
im "Zeitalter" der Globalisierung, der 
"New Economy" oder des "E-Commerce" 
von Bedeutung. Dem Herausgeber ist fer­
ner zuzustimmen, daß Euckens Position 
von etlichen (Wirtschafts-) Politikern und 
(Wirtschafts-) Wissenschaftlern unter­
schiedlichster Couleur zur Rechtfertigung 
ihrer inhaltlich oft nicht deckungsgleichen 
Vorhaben oder Maßnahmen herhalten 
mußte oder (bewußt) mißverstanden wur­
de. Ob der Blick auf die tatsächliche Be­
deutung seines Konzeptes aber, wie von 
Oswalt behauptet, "bisher systematisch 
durch Wirtschaftspolitik und Wirtschafts­
wissenschaft verstel lt" wurde (S. 61  ), 
muß ebenso bezweifelt werden wie das 
unterstellte "fundamentale Desinteresse" 
(S. 62) gegenüber den konkreten Vorstel­
lungen des Ordoliberalismus. 

Zutreffend ist hingegen, daß zentrale 
Positionen und wirtschaftspolitische 
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Forderungen der "Freiburger" um Waller 
Eucken bzw. der ehemaligen AGEvB in 
der "bizonalen Verwaltung" bzw. später in 
der Bundesrepublik verwirklicht wurden ­
erinnert sei beispielsweise an die Locke­
rung des Bewirtschaftungssystems im 
Zusammenhang mit der Währungsre­
form vom Sommer 1 948. Freilich konnten 
sich die Ökonomen nicht in allen Punk­
ten durchsetzen. Eines ihrer wichtigen 
Anliegen war die Kartellgesetzgebung, 
die mit dem "Gesetz gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen" erst viele Jahre 
später umgesetzt wurde und dabei in­
haltlich deutlich abgeschwächter formu­
liert wurde, als dies Walter Eucken und 
Franz Böhm vorgesehen hatten; insofern 
unterscheidet sich die deutsche Wirt­
schaftspolitik tatsächlich von der für sie 
ursprünglich vorgesehenen Konzeption. 

Zweifellos entspricht das, was heute 
auf den globalen Märken unter Lei­
stungswettbewerb verstanden wird, nicht 
Euckens ordoliberalem Grundverständ­
nis, und unter demokratischen Ge­
sichtspunkten haben etliche weltweit 
operierende Konzerne tatsächlich mitt­
lerweile ein bedenkliches Maß an politi­
schem Einfluß erhalten. Jedoch kann der 
in einem weiteren (hier jedoch nicht publi­
zierten) Gutachten über »Konzernent­
flechtung und Kartellauflösung« erteilte 
Ratschlag Euckens, Voraussetzung für 
Ordnungspolitik sei auch, daß "das Ein­
dringen internationaler Konzerne vom 
Osten und Westen zum Stehen kommt 
und rückgängig gemacht wird" (S. 70), 
nicht als zeitgemäße Antwort auf die 
heute weltweite Verflechtung der Volks­
wirtschaften gelten. Deutlich wird hier 
vielmehr, daß Euckens nationa/ökonomi­
scher Ansatz einer globalen Weiterent­
wicklung bedarf. 

Wer sich nicht mit den vorliegenden 
drei Gutachten begnügen wil l ,  sol lte auf 
die vom Herausgeber angekündigte Ge­
samtdokumentation aller Eucken-Gut­
achten warten. Zweckmäßiger wäre es 
freilich, eine Gesamtedition aller Gut­
achten des »Comite d'Etudes Econo-
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miques« vorzubereiten, die über die Ge­
danken Walter Euckens hinausginge 
und die Anschauungen der anderen 
Wissenschaftler einbezöge. Hiermit 
wäre ein abgewogenes Urteil über die 
Meinungsbildung des gesamten Gremi­
ums möglich: ln welchen Situationen 
mußten die Ökonomen ihre während des 
"Dritten Reichs" entworfene ordnungs­
und wirtschaftspolitische Vision den 
konkreten Widrigkeiten der Nachkriegs­
wirtschaft bzw. den politischen Ereignis­
sen anpassen, zu welchen Zeitpunkten 
waren sie zu Modifikationen bzw. Varia­
tionen ihrer gutachterliehen Ratschläge 
bereit, und welche Positionen waren von 
Konzessionen ausgeschlossen? 

Folglich ist der vom Herausgeber vor­
gebrachte Grund für die Auswahl der hier 
vorliegenden Eucken-Gutachten, den 
Leser in das ordnungspolitische Denken 
Walter Euckens "prägnant" einführen zu 
wollen, lediglich Nebenabsicht. Vielmehr 
läßt Oswalts Interpretation der Gutach­
tentexte erkennen, daß diese Entschei­
dung im Hinblick auf die eigene (Wirt­
schafts-)politische Position getroffen 
wurde. Durch eine konsequente Wettbe-
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werbsordnung, die jede Ebene des öko­
nomischen, ökologischen, gesellschaft­
lichen und kulturellen Lebens radikal von 
monopolisierenden und machtanhäufen­
den Elementen bereinigt, sollen "die 
Chancen der Globalisierung im Sinne 
der Freiheit aller Bürger" genutzt werden, 
um ihnen zu "Vielfalt, Individualität und 
Selbständigkeit" zu verhelfen: "Die Bot­
schaft Walter Euckens ist, daß Wirt­
schaftsmacht als ein Produkt wirt­
schaftspolitischen Handeins auch durch 
Wirtschaftspolitik zurückgedrängt und 
beseitigt werden kann." (S. 92) 

Ordnungspolitik - nur von Walter 
Eucken? Ordnungspolitik - auch von 
Walter Oswalt! 

Detlef J. Blasgen 

Anmerkung 

1 Eucken, Walter, Wettbewerb als Grund­
prinzip der Wirtschaftsverfassung, in: Der 
Wettbewerb als Mittel volkswirtschaftli­
cher Leistungssteigerung und Leistungs­
auslese, vorgelegt von Günter Schmöl­
ders (= Schriften der Akademie für Deut­
sches Recht, Gruppe Wirtschaftswissen­
schaft, Heft 6, Berlin 1 942) 29-49. 
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Werner Sombarts Bedeutung als 
Ökonom und Systemtheoretiker 

Rezension von: Jürgen Backhaus (Hrsg.), 

Wemer Sambart ( 1863-1941) - Klassiker 

der Sozialwissenschaften, Metropolis­

Verlag, Marburg 2000, 270 Seiten, 

DM 52. 

Die intellektuelle Dürftigkeit eines 
Großteils des heute in immer noch 
wachsender Menge produzierten wirt­
schaftswissenschaftl ichen Schrifttums 
hat zu einer Intensivierung der Suche 
nach alternativen Ansätzen geführt, und 
diese wiederum zu einer verstärkten Be­
schäftigung mit Autoren, d ie früher 
einmal als bedeutende Autoritäten gal­
ten, zu irgend einem Zeitpunkt aber in 
Vergessennheit gerieten. Unter diesen 
Autoren ist Werner Sambart zweifellos 
einerderjenigen Ökonomen, die nicht nur 
in Deutschland , sondern international 
bis in die dreißiger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts höchstes Ansehen genos­
sen. Innerhalb von nicht einmal zwei 
Jahrzehnten fiel Sambart aus verschie­
denen Gründen, die hier nicht untersucht 
werden können, mehr oder weniger der 
Vergessenheit an heim. Seit den neunzi­
ger Jahren bemüht sich Jürgen Back­
haus, jetzt Professor an der wieder ge­
gründeten Universität Erfurt, um eine 
Wiederbelebung des wissenschaftlichen 
Werkes von Sambart und von anderen 
Mitgliedern der deutschen Historischen 
Schule, in der Absicht, eine theoretische 
Basis für eine Wirtschaftswissenschaft 
zu schaffen, die sich wieder stärker mit 
den Erscheinungen und Entwicklungen 
der realen Weit befaßt und nicht in blas­
ser Selbstreferenz zu ihren eigenen, im­
mer abgehobeneren analytischen Kon­
strukten erschöpft. Nach einer dreibändi­
gen Aufsatzsammlung, welche Sam­
barts Schriften unter einer Vielzahl von 
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ökonomischen, aber auch politischen, 
soziologischen, historischen und ande­
ren Aspekten durchforschte, 1 hat Back­
haus nun einen neuen Sammelband her­
ausgegeben, der diesmal überwiegend 
Aufsätze mit ökonomischer Thematik 
enthält. 

Zentraler Beitrag des neuen Sammel­
bands ist zweifellos die Gesamtdarstel­
lung von Sambarts Werk durch Helge 
Peukert. ln seinem sechzigseitigen Es­
say gelingt es Peukert besser als den in 
den neunziger Jahren erschienenen Mo­
nographien,2 die Essenz des umfangrei­
chen und nicht leicht überschaubaren 
Werks von Werner Sambart herauszuar­
beiten. Peukert geht von zwei Spätwer­
ken Sambarts aus, um unter dieser Per­
spektive die Grundintentionen von Sam­
barts Kapitalismusanalysen, die seinen 
Ruhm begründet haben, deutlich zu ma­
chen. Wenn in Sambarts Spätwerk "Vom 
Menschen" (1 938), das als Grundlage für 
eine allgemeine "Kulturtheorie" gedacht 
war, "Geist" und "Seele" als grundlegen­
de Kategorien der menschlichen Exi­
stenz postuliert werden, so sind diese 
Kategorien auch für Sambarts sozialwis­
senschaftliche Analysen des Kapitalis­
mus und der diesem vorangehenden 
Wirtschafts- und Sozialordnung zentral. 
"Geist" im Sinne von objektiver Kommu­
nikation material isiert sich in Sprache, 
moralischen Normen, Familie, Religion, 
Staat, Recht, Wirtschaft. Den Gegenpol 
zu Geist - im objektiven wie im subjekti­
ven Sinn - bildet die "Seele", verstanden 
als Teil des biologischen Organismus 
und vitales Zentrum der menschlichen 
Person. Die Seele ist Ausdruck des Le­
bens hinsichtlich Motivationen, Bedürf­
nissen, Wünschen und der Reprodukti­
on der Spezies. 

ln seinem anderen Spätwerk "Die drei 
Nationalökonomien" (1 930) hat Sambart 
sich der schwierigen Aufgabe gestellt, 
der Nationalökonomie ein philosophisch­
wissenschaftstheoretisches Fundament 
zu geben. Wie H. Peukert klarmacht, 
schwankt Sambart hier - und auch in 
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seinen Untersuchungen am Gegenstand 
selbst - in seiner Einschätzung der Na­
tionalökonomie, soweit sie sich als ab­
strakte Analytik (in Sambarts Terminolo­
gie: "ordnende Ökonomie") versteht. 
Weil aber die reale Wirtschaft selbst aus 
denselben symbolischen Bedeutungsin­
halten besteht wie die Wissenschaft, 
welche sie untersucht, kann es für Sam­
bart keine einfache, d .h .  naiv-unreflek­
tierte Antwort auf die Frage geben, 'was 
wirklich ist'. Vielmehr ist es notwendig, 
diese Bedeutungsinhalte selbst wieder 
zu relativieren, einen Sinn hinter ihrem 
(naiven) Sinn zu erkennen - das nennt 
Sambart "verstehende Sozialwissen­
schaft". Die Distanz zum Objekt gewinnt 
Sambart durch die historisierende Be­
trachtungsweise, weshalb man seinen 
Forschungsansatz als "theoretischen 
Historismus" bezeichnen kann. 

"Theoretischer" dehalb, weil für Sam­
bart die Erforschung des Kapitalismus 
sich nicht in Faktenhuberei und Empirie 
erschöpfen darf, sondern analytisch­
theoretischer Konzepte bedarf, welche 
die grundlegenden Sinnzusammenhän­
ge der Wirtschaft zu erfassen ermögli­
chen. Diese Sinnzusammenhänge erge­
ben sich infolge ihrer Aufeinanderbezo­
genheit nur bei einer Systembetrachtung 
- daher bildet das ,,Wirtschaftssystem" 
eine weitere Zentralkategorie in Sam­
barts Denken. Für d ie Analyse eines 
Wirtschaftssystems sind nach Sambart 
wiederum drei Dimensionen grundle­
gend: der Geist, die rechtlich-institutio­
nelle Struktur und die Technik. Die domi­
nierende Rolle in dieser Dreiheit hat -
auch als Schwerpunkt in Sambarts 
Schriften - der Geist. Sambarts beson­
deres Anliegen beim Verständnis von 
Wirtschaftssystemen ist es vor allem zu 
zeigen, wie der Geist die beiden anderen 
Dimensionen in ihrer Gestaltung prägt. 

Der enorme Umfang von Sambarts 
Hauptwerk "Der moderne Kapitalismus" 
- drei Doppelbände mit über 3200 Seiten 
- bringt die Gefahr mit sich, daß man 
bei der Lektüre den roten Faden verliert-
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hier gelingt Peukert eine beachtenswert 
klare Darstellung von dessen Essenz (S. 
41 -63). Das vorkapitalistische System in 
Europa im Mittelalter - die antike Wirt­
schaftsordnung wird von Sambart nicht 
untersucht-, bezeichnet als System der 
agrarischen Eigenwirtschaft, des Feuda­
lismus und des Handwerks, und der Ka­
pitalismus werden durch dichetamische 
Begriffspaare unterschieden: im Bereich 
des Geistes Bedarfsdeckung versus Er­
werbsprinzip, traditionales versus ratio­
nales Handeln, Solidarismus versus Indi­
vidualismus; im Bereich der Institutionen 
gebundene versus freie Wirtschaftsord­
nung; im Bereich der Technik empirische 
versus wissenschaftliche, organische 
versus anorganische Technik. Die funda­
mentale Konsequenz der Sambartsehen 
Systembetrachtung liegt darin, "daß die 
(Wirtschafts)Geschichte aus klar identi­
fizierbaren unterschiedlichen Systemen 
besteht und nicht z.B. aus einer evolutio­
nären säkularen Entwicklung auf der Ein­
bahnstraße der Senkung der T ransakti­
onskosten bei Unterstellung selbstinter­
essierter Individuen seit Menschheitsge­
denken." (S. 45) 

Wenn bis ins 1 8. Jahrhundert die nur 
zum geringen Teil an Tausch orientierte 
bäuerliche Dorfwirtschaft, das städtische 
Handwerk und die wirtschaftl ichen Akti­
vitäten der aristokratischen Oberschicht 
nach den zuvor jeweils erstgenannten 
Prinzipien funktionierten, so ist dies 
nicht als unvollkommenes Vor-Stadium 
zu unserer heutigen Wirtschaftsform zu 
sehen, sondern es handelt sich dabei um 
eine in sich stabile Ordnung, die etwa 
tausend Jahre Bestand hatte: Natürlich 
gab es auch in dieser Wirtschafts- und 
Gesellschaftsformation eigeninteressier­
tes Handeln von Produzenten und Kon­
sumenten, jedoch war dieses Handeln in 
ganz anderen Bahnen kanalisiert als im 
späteren Kapitalismus, etwa bei der Ari­
stokratie, deren Reichtum auf Bodenren­
teneinkommen beruhte, die konsumiert 
(gemischt privat/öffentlich), aber kaum in 
Produktionsmittel investiert wurden. 



27.  Jahrgang (200 1 ), Heft 3 

Freilich hatte dieses System auch am­
bivalente Funktionsteile in sich, aus de­
nen sich nach und nach Systemteile und 
Organisationen entwickelten, die nach 
anderen, eben kapitalistischen Prinzipien 
funktionierten, und diese Transformation, 
die sich über viele Jahrhunderte hinzog, 
ist das Thema der beiden ersten Teile von 
Sambarts Hauptwerk. Die Darstellung 
des Kapitalismus selbst, welchen Sam­
bart von etwa 1770 bis 1914 datiert, erfolgt 
im abschließenden dritten Band, der mit 
über zehnjähriger Verzögerung erst 1 927 
erschienen ist. 

Die realen Wirtschaftssysteme sind 
nie völlig einheitlich von ihren dominie­
renden Prizipien geprägt, wie Sambart 
wiederholt betont, sondern immer eine 
Mischung von Elementen aus verschie­
denen Systemen. Wenn Sambart die 
Zeit vom 14. bis zum 1 8. Jahrhundert als 
"Frühkapitalismus" bezeichnet, so be­
sagt dies auch, daß über weite Strecken 
die Wirtschaft überwiegend als eigenwirt­
schaftlich-feudal-handwerkliche organi­
siert war. Dabei widmet sich Sambarts 
Darstellung ausführlich den Paradoxien 
des alten Systems, daß die Zentralisie­
rung und Stärkung der Staatsgewalt die 
Entwicklung zum Kapitalismus maß­
geblich förderte: So wuchsen die ersten 
wirklichen Großstädte, ohne die eine 
Massennachfrage nach Konsumgütern 
bzw. eine umfangreichere städtische 
Sachgüterproduktion nie entstanden 
wäre, als fürstl iche Residenzstädte zu 
ihren neuen Dimensionen heran; der 
Staat selbst als Nachfrager von Waffen 
und Kriegsmaterial gab wesentliche Im­
pulse für die Entwicklung einer großbe­
triebliche Produktion und auch der 
schwerindustriellen Technik, und die feu­
dalen Herrscher förderten mit allen er­
denklichen Mitteln den kapitalistischen 
Großbetrieb bzw. die Errichtung solcher 
Betriebe, um ihr Land im internationalen 
Wettlauf der wirtschaftlichen Entwick­
lung voranzubringen. 

Im Beitrag von 0. Kurer über die Rol­
le des Staates für die wirtschaftliche Ent-
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wicklung (S. 1 51 - 187) wird Sambart da­
für kritisiert, daß er dadurch die Rolle des 
Staates für die Entstehung des kapitali­
stischen Wirtschaftssystems über- und 
die Rolle des Marktes und des Unterneh­
mers unterbewertet. Kurer trifft damit 
zwar einen schwachen Punkt der Sam­
bartsehen Kapitalismusanalyse, setzt 
aber weitgehend bei den falschen Bei­
spielen im Frühkapitalismus an. Wenn 
etwa die Großstadt des Kapitalismus 
natürlich in erster Linie Industrie- bzw. 
heute Dienstleistungsstadt ist, so ist ihre 
Entwicklung dennoch bis ins 1 8. Jahr­
hundert als Residenz- und Konsumtions­
stadt am besten erklärbar, wie Sambart 
überzeugend belegt. 

Mit Sambarts Theorie der Stadt im 
speziellen befaßt sich der Beitrag von 
Horst K. Betz. Er zeigt beispielhaft, daß 
aus Sambarts Verallgemeinerungen und 
Abstraktionen, in denen seine theoreti­
sche Stärke begründet liegt, gleichzei­
tig die Gefahrvon Mißverständnissen re­
sultiert, denen manche Kritiker unab­
sichtlich, aber auch absichtsvoll unterla­
gen. Wo diese Sambarts Theorie insge­
samt negieren zu können glaubten , han­
delte es sich oft lediglich "um verschie­
den gesetzte Akzentuierungen einzelner 
städtebildender Kräfte." (S. 236) 

Sambarts Bevölkerungstheorie wird in 
dem Beitrag von Kari-Heinz Schmidt zu­
sammenfassend dargestellt. Sambart 
gibt auf diesem Gebiet der Soziologie 
gegenüber der Ökonomie und der Biolo­
gie den Vorzug. Gleichzeitig verweist er 
auf die starke Abhängigkeit der Bevölke­
rungsentwicklung von der Dynamik des 
Kapitalismus, wobei die inneren und 
äußeren Wanderungen als Anpassungs­
mechanismus besonders hervorgehoben 
werden. 

Kapitalistische Wirtschaft ist essenti­
ell Unternehmerwirtschaft, und die Ent­
faltung des kapitalistischen Geistes 
durch das Unternehmertum nimmt einen 
zentralen Platz in Sambarts Schriften 
ein. Diesem Aspekt seines Werkes wid­
met sich der Beitrag von Manfred Pri-
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sching. Dieser sieht es als bedeutendes 
Verdienst Sambarts an, daß er sich 
nicht - wie weitgehend für Schumpeter 
charakteristisch - mit der Heroisierung 
der Unternehmer zufriedengibt als derje­
nigen Akteure, die Neues ins Werk set­
zen und damit die dynamische Wirt­
schaftsentwicklung tragen. Wenn "Inno­
vation im letzten unergründlich ist: doch 
die psychische Disposition, in der sie 
zustande kommt, läßt sich beschrei­
ben, und sie besteht aus zwei Kompo­
nenten - aus einer dynamisch-abenteu­
erlichen . . .  und aus einer kalkülhaft-ratio­
nal istischen Komponente." (S. 1 09) 
Während Schumpeter die rational isti­
sche Komponente ganz herunterspielt, 
hat Max Weber auf der anderen Seite 
Fleiß, Sparsamkeit, Bindung an Regeln, 
Rationalisierung und Unermüdlichkeit 
der Leistungsbilanzierung am Unterneh­
mer hervorgehoben. Der Vorzug von 
Sambarts Unternehmerbild besteht dar­
in ,  daß er beide Komponenten als 
gleichberechtigt behandelt (S. 1 35). Am 
Ende seiner Kapital ismusanalyse kam 
Sambart allerdings zu einer gravierenden 
Fehleinschätzung bzw. Fehlprognose, 
die - wie Prisehing vermerkt- "dem zeit­
geistigen common sense der Sozialwis­
senschaftler entstammt" (S. 1 44 ), näm­
lich daß entpersonalisierte Unterneh­
merfunktion und vollrationalisierter Geist 
mit dem Kapitalismus unvereinber seien. 
Dies hat mit der von Sambart postulier­
ten Dichotomie von Geist und Seele zu 
tun - ein "vergeisteter'' und "entseelter'' 
Kapitalismus fällt dem Niedergang an­
heim. Auch diese Dichotomie ist ein Pro­
dukt des Zeitgeistes und erscheint uns 
heute schwerverständlich. 

Es scheint, daß Sambart mit zuneh­
mendem Alter d ie die Komponente 
"Seele" gegenüber dem "Geist" immer 
höher bewertete, was zu einer deutli­
chen Änderung seiner Haltung gegen­
über der Sozialdemokratie und ihren Be­
strebungen zur Hebung der Lebenshal­
tung der breiten Bevölkerungsschichten 
führte. Peukert (S. 28f) tritt zu Recht der 
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These vom fundamentalen Bruch in 
Sambarts Denken entgegen, daß er als 
Marxist begonnen hätte und etwa Anfang 
der zwanziger Jahre zum Antimarxisten 
mutierte. Wie F. Lenger in seinem Bei­
trag "Marx, das Handwerk und die erste 
Auflage des Modernen Kapitalismus" 
zeigt, hatte Sambart Marx immer in sei­
nem Sinne kritisch uminterpretiert und 
stets mit den Reformisten in der Sozial­
demokratie sympathisiert, solange er 
politisch dieser Richtung zuneigte. Er 
entwickelte aber eine zunehmende Ab­
neigung gegen höheren Massenkonsum 
durch fortschreitende Industrialisierung 
aller Produktion, deren zeitgenössische 
Erscheinungsformen Rundfunk, Auto­
mobil, Autobahn, Flugzeug etc. er in sei­
nem verunglückten Buch "Deutscher So­
zialismus" von einem extrem konserva­
tiv-kulturkritischen Standpunkt aus 
scharf kritisierte. Daß Sambart versuch­
te, sich mit d iesem Buch an die Natio­
nalsozialisten anzubiedern, hat zum 
späteren Verlust seines Ansehens allge­
mein als Sozialwissenschaftler sicher 
wesentlich beigetragen und ist moralisch 
unentschuldbar, weil diese Art von Sozi­
altheorie dazu beitrug, dem politischen 
Aufkommen des Nationalsozialismus 
den Boden zu bereiten (siehe dazu den 
Beitrag von F. Reheis). Zurteilweisen po­
litischen Ehrenrettung Sambarts ist je­
doch anzuführen, daß er die forcierte 
Aufrüstungspolitik, die Entwicklung der 
Technik zum Zweck der mil itärischen 
Aggression nicht bill igte und die natio­
nalsozialistische Rassenideologie in 
dem 1 938 veröffentlichten, in seiner Ver­
breitung beschränkten Buch "Vom Men­
schen" eindeutig ablehnte, wie W. 
Drechsler in seinem Beitrag "Zu Werner 
Sambarts Theorie der Soziologie und zur 
Betrachtung seiner Biographie" ausführt. 

Wenn Sambart meisterhaft die Entfal­
tung des Kapitalismus aus einem ande­
ren Wirtschafts- und Gesellschaftssy­
stem heraus analysierte, so ist seine 
Darstellung des Kapitalismus selbst im 
abschließenden Teil seines magnum 
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opus weniger geglückt. Dafür ist eine 
Reihe von Gründen maßgeblich : die von 
Peukert mehrfach festgestellte geringe 
Kenntnis des analytischen Instrumenta­
riums der ökonomischen Wissenschaft 
seiner Zeit, welche Sambart "mit der ge­
sunden Verachtung des Schaffenden für 
alles, was ihm nicht kongenial ist, bei­
seite gelassen" hat.3 Daraus resultiert 
eine beträchtliche Unterschätzung der 
Marktkonkurrenz als treibender Faktor 
der kapitalistischen Entwicklungsdyna­
mik. 1 914  war der Kapitalismus keines­
wegs in eine Spätphase eingetreten, wie 
Sambart glaubte, sondern vielmehr hatte 
das amerikanische Modell der beständig 
gesteigerten Massenproduktion seine 
Zukunft erst vor sich. Sambarts progres­
sive Ablehnung dieser Kapitalismus-Va­
riante fußt auf Werturteilen, seine nega­
tiven Einschätzungen widersprechen 
dem von ihm selbst stark betonten Po­
stulat der Objektivität und Wertfreiheit 
der Wissenschaft. Mehr implizit als ex­
plizit stand Sambart auf dem Boden 
nicht eines "Markt-", sondern eines "lndu­
strialismusparadigmas", "daß die nicht­
restringierte Entfaltung von Marktbedin­
gungen als Ursprung erhöhter Produktivi­
tät nicht wesentlich gewesen sei." (Peu­
kert, S. 54) 

Die Schwierigkeit einer realistischen 
Einschätzung des Phänomens Kapita­
lismus, d ie nicht nur bei Sombart, son­
dern ebenso bei vielen seiner Zeitgenos­
sen zum Ausdruck kommt, ist jedoch 
eine viel fundamentalere. Die distanzier­
te Beobachtung eines Wirtschaftssy­
stems ist immer nur vom Standpunkt des 
jeweils gegebenen Systems her möglich 
- also für die vorkapitalistischen Syste­
me vom Standpunkt des heutigen Sy­
stems aus, und diese gelingt Sambart in 
bewundernswerter Weise. Denn man 
kann heute sagen, wohin gewisse Ent­
wicklungstendenzen geführt haben. Für 
die Beobachtung des eigenen Systems 
fehlt jedoch ein gleichwertiger Beobach­
terstandpunkt, und der Sambartsehe 
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theoretische Historismus hat sich für die 
Gewinnung eines solchen kaum als ge­
eigneter Ansatz erwiesen. Er ermöglicht 
gewisse Relativierungen, bildet aber kei­
ne tragfähige Grundlage für die Eröffnung 
einer Zukunftsperspektive. Das zeigt sich 
besonders an jenen Teilen von Sambarts 
Kapitalismuskritik, welche auf rück­
wärtsgewandten, kulturkonservativen 
Werturteilen beruhen. Als Grundlage für 
langfristige Zukunftsprognosen haben 
sie sich als untauglich erwiesen. 

Wenn man Peukerts Einschätzung 
der Aktualität der Sambartsehen Kultur­
kritik und seiner Aussage, daß "Sombart 
recht hatte, weil er irrte" (S. 70), nicht fol­
gen mag, so nimmt Peukert dennoch mit 
Recht einen hohen Rang für Sambart als 
sozioökonomischen Theoretiker in An­
spruch. Dieser Anspruch kann damit be­
gründet werden, daß Sambart das ,,Wirt­
schaftssystem" (im umfassenden Sinn, 
nicht bloß auf Wirtschaft im engeren 
Sinn abstellend) als zentrales Konzept 
in die sozioökonomische Theorie einge­
führt hat. Die weitreichende Konsequenz 
aus einem solchen Denken in Systemen 
ist, daß die historische Evolution als Ab­
folge von Systemen begriffen wird, die je­
weils eigenen Funktionszusammenhän­
gen unterliegen. Damit ist Sambarts An­
satz "ein Kontrapunkt gegen die gegen­
wärtige Tendenz in der Wirtschaftsge­
schichtsschreibung . . .  , nur nach den 
Kräften und Behinderungen des Wachs­
tumsprozesses in einer Transaktionsko­
sten- oder Proparty Rights-Perspektive 
zu fragen. ln dieser Sicht sind der Kapi­
talismus und nichtverwässertes Privatei­
gentum der Maßstab für Erfolg und 
Scheitern in einer historisch unilateralen 
Perspektive, in der die Weltgeschichte 
nur auf das System der Gegenwart hin 
konvergieren kann." (S. 67) Klar ist dabei 
auch, daß die Unterschiedlichkeit der 
Sichtweisen nicht nur für die Vergangen­
heit relevant ist, sondern auch für die Zu­
kunft. 

Günther Chaloupek 
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Einladung zum Weiterdenken 

Rezension von: Egon Matzner, Die 

vergeudete Republik. Wie sie 
wiederbegründet werden könnte, Edition 

va bene, Klosterneuburg 200 1 ,  260 
Seiten, öS 328. 

Egon Matzner ist nicht nur Ökonom 
und Finanzwissenschafter - er hat sich 
auch seine Sporen (und Schrammen) im 
politischen Leben verdient, und er hat 
eine Neigung zur Literatur, zum Feuil le­
ton - einer Sphäre, deren Rolle im gesell­
schaftl ichen Diskurs von den Fachleu­
ten "härterer'' Disziplinen gerne ein wenig 
unterschätzt wird. Matzner erscheint so­
mit, auch angesichts seiner vielfältigen, 
stets grundvernünftigen Kommentare 
zum Zeitgeschehen in verschiedenen 
aktuellen Medien, als geeigneter Mann, 
um eine Art zusammenfassende Schau 
des Niedergangs der Österreichischen 
Zweiten Republik zu formulieren. 

Der Waschzettel des Buches anläß­
lich der Präsentation am 1 0.5.2001 
macht auch neugierig. Er verspricht eine 
Erklärung dieses Niedergangs durch den 
Verlust der historischen Erfahrungen, 
den Verzicht auf Visionen von Öster­
reichs Rolle in der Weit, durch Öster­
reichs "unsolidarische" Politik gegenüber 
den östl ichen Nachbarn und durch die 
Besetzung öffentlicher Stellen nach dem 
"Gesetz des absteigenden Mittelmaßes" 
- weiters durch die Zerrüttung des Ver­
hältnisses der Sozialdemokratie zur 
ÖVP und der FPÖ, die die Fähigkeit zur 
staatsexistenziellen Kooperation zer­
stört habe, und durch den "politischen 
Landfriedensbruch" der unfreundlichen 
Übernahme der CA durch die BA 

Schließlich verweist dieser Überblick 
unter anderem auf die "destruktive Rolle" 
der moralisierenden "Austrointellektuel­
len", ihre .Angst vor dem besseren Argu-

Wirtschaft und Gesellschaft 

menf', und den Beitrag von SPÖ und Me­
dien zum Aufstieg Jörg Haiders und 
skizziert die "Grundsteine einer wieder­
zubegründenden Republik". 

Angesichts d ieses anspruchsvollen 
Katalogs komplexer Themen beginnt 
man die Lektüre mit hochgespannten Er­
wartungen -stockt aber im Vorwort beim 
Hinweis, daß große Teile des - eher 
schmalen - Bandes schon vorveröffent­
licht wurden: "Es wäre ein leichtes, die 
alten Kapitel zu einer Monographie um­
zuschreiben", heißt es da auf S. 12 .  
Matzner hat darauf offenbar verzichtet, 
um seine - zweifellos gegebene - Vor­
aussicht in vielen Problembereichen 
nachzuweisen. Man stellt sich allerdings 
die bange Frage, ob die bis in die frühen 
achtziger Jahre zurückgehenden Zeit­
schriftenpublikationen jene Dichte und 
Stringenz garantieren, d ie das umfas­
sende Projekt Matzners erfordert. 

Der Anfang und der Schluß des Wer­
kes wurden zur Jahreswende 2000/2001 
geschrieben, und hier ist das Buch "aus 
einem Guß". Matzner beginnt mit der 
ökonomischen Erfolgsgeschichte Öster­
reichs (an der Wertschöpfung gemes­
sen, steht es aktuell an elfter Stelle von 
1 93 Ländern der Weit). Diesem ökono­
mischen Erfolg stehe aber seit dem 
Ende der Ara Kreisky ein Verlust des 
Ansehens der Österreichischen Politik 
im ln- und Ausland gegenüber. "Die h i­
storische Lehre des Untergangs des im 
lnnern zerrissenen Österreich im März 
1 938 ist von der heutigen Politikergene­
ration vergessen worden", meint Matzner 
unter anderem (S. 1 7). Das ist ein weises 
Wort. Die Frage ist aber, wie können sol­
che Erfahrungen tatsächlich über die 
Generationen transportiert werden, ohne 
zu verblassen, namentlich in einer Zeit, 
in der das Neue Fetischcharakter hat. 
Daß die Politik Jörg Haiders zutiefst zer­
störerisch motiviert ist, wird von Matzner 
überzeugend behauptet. Die Frage ist 
aber, ob nicht aus Ressentiment gegen­
über gewissen Erstarrungstendenzen 
etwa der Sozialpartnerschaft ähnl iche 
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Motive bis weit in den Bereich der "seriö­
seren" Regierungspartei wirksam gewor­
den sind. 

Matzners "Gesetz des absteigenden 
Mittelmaßes" (unter süffisanter Zitierung 
einer Arbeit von Heinz Fischer über Un­
auffälligkeit als Basis gremialen Auf­
stiegs) wäre es wert, näher ausgeführt zu 
werden. Daß Sekretäre zu Chefs gewor­
den sind, "die im Grunde Sekretäre ge­
blieben sind" (S. 20), mag stimmen -
dies müßte allerdings auch zu einer 
Problematisierung der einstigen, gerne 
sehr "persönlichkeitsstark" auftretenden 
Chefs führen, die das Heruntermachen 
Untergebener zur Kunstform zu gestal­
ten wußten, und dabei mit einem "Mana­
gement by lgnorance" gravierende Pro­
bleme gemeinwirtschaftlicher Betriebe 
jahrzehntelang zu verdrängen verstan­
den. Andererseits geht Matzner recht 
summarisch mit "Bundeskanzlern und 
Parteivorsitzenden" um, die als "Querein­
steiger" nach vollbrachter "Minderlei­
stung" Millionen als Abfertigung und 
Pensionen lukriert hätten. Sollte hier 
auch auf Franz Vranitzky angespielt 
sein, wäre wohl der Fairness halber fest­
zuhalten, daß dieser in seiner Amtszeit 
die jahrelang vertuschten und hinausge­
schobenen Debakel der sozialdemokra­
tischen Parteipresse, derverstaatlichten 
Industrie und des "Konsum Österreich" 
zu bewältigen hatte, und das gar nicht so 
schlecht geschafft hat. Er hatte als 
Quereinsteiger hier manches untragbare 
Erbe zu liquidieren (vom politischen 
Waldheim-Debakel ganz zu schweigen). 
Liquidator sein ist keine sehr angenehme 
Aufgabe, und Visionen sind dabei eher 
hinderlich - aber Vranitzky hat sie mit 
Anstand gemeistert. 

Hoch anzurechnen ist es Egon Matz­
ner, daß er sich der Problematik des 
Niedergangs der "Gemeinwirtschaft" -
der ja in auffallender Parallele zum Zerfall 
der osteuropäischen Staatswirtschaft in 
Ineffizienz und Korruption stattgefunden 
hat - wenigstens am Rande annimmt. 
Das ist nämlich ein Thema, das sonst 
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gerne totgeschwiegen wird, aber für die 
Geschichte der Zweiten Republik von 
größter Bedeutung ist und auch Auswir­
kungen auf die Gewerkschaftsmacht, 
das Parteiensystem etc. hat. (Darüber 
werden wohl noch ,,Wälzer'' geschrieben 
werden.) Auch die Verschränkung wirt­
schaftlicher und politischer Phänomene 
in Matzners "Stationen der Zerrüttung" ist 
überzeugend, nicht zuletzt in der Dar­
stellung der Verbitterung Alois Mocks, 
der 1 986 erhofft hatte, Wahlsieger zu 
werden, dann eine Koalition mit der FPÖ 
anstrebte, aber aus "Parteiräson" eine 
Koalition mit der SPÖ machen mußte, in 
der er "nur'' Vizekanzler werden durfte. 

Daß die "feindl iche Übernahme" des 
CA-Konzerns durch d ie "Bank Austria" 
der Tropfen gewesen sein mag, der das 
Faß zum Überlaufen brachte, dürfte, vor 
allem in der ÖVP, von vielen so gesehen 
werden (S. 33). Der Rezensent war, wie 
Egon Matzner, damals, 1 997, der Auffas­
sung, daß diese Übernahmeaktion ein 
verhängnisvoller politischer Fehler war. 
Hier wäre aber vielleicht doch auch anzu­
merken, daß nach Aussage eines so un­
verdächtigen Zeugen wie Gerfried SperP 
Wolfgang Schüssel bereits 1 995 zwei­
mal den "fliegenden Koalitionswechsel" 
zur FPÖ vornehmen wollte, aber damals 
an der ablehnenden Haltung von Bundes­
präsident Klesti l scheiterte. Daß man 
einem solchen Koalitions- "Partner" und 
seinen politischen Freunden nicht gerne 
eine zu privatisierende Großbank zum 
Diskontpreis überläßt, mag auch ver­
ständlich sein. 

Zu den außenpolitischen und kulturkri­
tischen Passagen des Buches von 
Matzner kann hier nur globale Zustim­
mung vermerkt werden, gleiches gilt für 
seine Überlegungen zu den "Haider-Ma­
chern", speziell unter den Medien. Seine 
Überlegungen zur Sozialpartnerschaft, 
zur Hochschulreform, zur Neutralitätsfra­
ge und zu anderen Aspekten, wie sie 
dem schon vorveröffentlichten "Kern" des 
Buches zu entnehmen sind, hätte man 
sich aber doch präziser ausgeführt ge-
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wünscht. Vielleicht wäre eine Monogra­
phie hier doch besser gewesen, auch 
wenn sie weniger an persönl icher, nar­
zißtischer Gratifikation der nachträgli­
chen Bestätigung der eigenen Einschät­
zung geboten hätte. 

Sehr überzeugend ist Matzners For­
derung nach einer ,,Wiederbegründung 
der res publica" aus dem Geist der poli­
tischen Mitte, unterstützt durch ein be­
eindruckendes Zitat aus Hermann 
Brochs "Schlafwandlern", das die fatale 
Logik der Extreme in Politik, Kultur und 
Wirtschaft der Zwischenkriegszeit vor­
führt. Wie es freilich derzeit den An­
schein hat, wird es hierzulande eine 
Weile in Richtung einer weiteren Auf­
schaukelung der Gegensätze weiterge­
hen. Die Art, wie die Regierungsverhand­
lungen 1 999-2000 geführt wurden, hat 
die Brücken zwischen den einstigen 
Staatsparteien der Zweiten Republik 
nicht eben verstärkt. Die Konflikte um die 
Studiengebühren könnten zu einer Es­
.kalation auf der Straße führen, und Ver-
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suche, den Fetisch Nulldefizit ange­
sichts einer schwächer werdenden Kon­
junktur über Belastungen der Folgere­
gierung zu retten, können nur weitere 
Klimaverschlechterungen bewirken. 
Auch eine Abwahl der gegenwärtigen 
Regierung im Jahr 2003 und ihr Ersatz 
durch ein rot-grünes Bündnis läge durch­
aus noch in der gefährlichen Logik einer 
historisch wachsenden Konfrontation , 
wie sie Matzner beschreibt. 

"Die verschleuderte Republik" ist viel­
leicht mehr Anreiz zum eigenen Nach­
denken als fundamentale und end!;J_ültige 
Analyse. Eines ist aber sicher: Oster­
reich bräuchte mehr solche "Extremisten 
der Mitte" und unbefangene Patrioten wie 
Egon Matzner. 

Robert Schediwy 

Anmerkung 

1 Sperl, Gerfried,  Der Machtwechsel (Wien 
2000) 36ff. 
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Mehr Wettbewerb im 
Gesundheitswesen? 

Rezension von: Max Laimböck, Die 

soziale Krankenversorgung zwischen 
Staat, Monopol und Wettbewerb, 

Berenkamp Buch- und Kunstverlag, Hall 

in Tirol 2001 ,  255 Seiten. 

Wir befinden uns zweifellos in einer 
Umbruchphase, die einschneidende und 
kaum umkehrbare Veränderungen im öf­
fentlichen Gesundheitswesen bringen 
wird. Das von Laimböck vorgelegte Buch 
kommt daher gerade zur rechten Zeit, 
zu mal der Autor in einem seiner Kapitel 
einen kritischen Kommentar zu den ge­
sundheitspolitischen Plänen der Bun­
desregierung abgibt. 

Diese hat nach der anfänglichen Kon­
solidierungsphase Tritt gefaßt, und die 
Marschrichtung, vor allem in der Sozial­
und Gesundheitspolitik, ist mittlerweile 
unschwer zu erkennen. Der kurzfristige 
Abbau des Budgetdefizits und die mittel­
fristige Reduktion der Staatsschulden 
werden naturgemäß den dynamisch 
wachsenden Gesundheitssektor mit sei­
nem traditionell hohen öffentlichen Finan­
zierungsanteil radikal und nachhaltig 
treffen. Der sozialen Krankenversiche­
rung, deren Einnahmensteigerung nun 
schon seit mehreren Jahren unter der 
Wachstumsrate des Bruttoinlandpro­
dukts liegt, wird nicht nur eine Mittelzu­
fuhr verweigert, sandem ihr werden sogar 
zusätzliche Finanzierungslasten aufge­
bürdet. So müssen nunmehr vor allem 
die Gebietskrankenkassen für den Ge­
barungsabgang der strukturell benach­
teiligten Krankenversicherung der Bau­
ern einstehen, für deren Abgänge bislang 
der Bund aufgekommen ist. Da anzu­
nehmen ist, daß die Regierung ihr Ver­
sprechen, die Sozialversicherungsbeiträ­
ge nicht anzuheben, einhalten wird, blei-
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ben letztendlich die Patienten über. Lei­
stungseinschränkungen und die massive 
Erhöhung von Selbstbehalten für die Pa­
tienten werden dann unabwendbar. ln  
Deutschland, wo dieser Kurs schon frü­
her beschritten wurde, wird mittlerweile 
ein Drittel der Gesundheitsausgaben von 
den Patienten finanziert. 

Laimböck bemerkt zu Recht, daß die 
Abschaffung der Pflichtversicherung und 
die Einführung des freien Wettbewerbs 
in der Krankenversicherung auf Exper­
tenebene zwar weitgehend mit Skepsis 
betrachtet werden, Politik und öffentli­
che, vor allem aber veröffentlichte Mei­
nung einem Radikalschnitt des Gesund­
heitssystems durchaus etwas abgewin­
nen können. Daß in Zeiten einer Libera­
lisierungseuphorie die Möglichkeit einer 
freien Wahl der Krankenversicherung auf 
offene Ohren stößt, ist verständlich. 
Nicht wenige der Pflichtversicherten hof­
fen daher, bei freier Versicherungswahl 
günstigere Prämien abschließen zu kön­
nen. 

Immer wieder wird in diesem Zusam­
menhang auf Deutschland als nachah­
menswertes Vorbild verwiesen. Es wird 
allerdings regelmäßig verschwiegen, 
daß der kostengünstigste Beitragssatz 
in Deutschland ( 1 1 %) immer noch rund 
40 Prozent höher ist als der höchste 
Beitragssatz in Österreich (7,9%). 

Der "eiserne Sparwille" der Regierung 
wird den Finanzierungsdruck auf die 
nachgeordneten Gebietskörperschaften 
verlagern. Daß die Länder ihrerseits ver­
suchen werden, ihre Finanzierungspro­
bleme weiterzugeben, ist zu erwarten. 
So steht der gewaltige Brocken einer 
Neuordnung der Krankenanstaltenfinan­
zierung noch bevor. Die eil ige Verab­
schiedung von wesentlichen Elementen 
unseres solidarischen, öffentlichen Ge­
sundheitswesens ist gesundheitspoli­
tisch fragwürdig, wenn man bedenkt, 
daß nur zwanzig Prozent der Bürger 
achtzig Prozent des finanziellen Volu­
mens der Krankheitsversorgung in An­
spruch nehmen. Da diese zwanzig Pro-
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zent (vorwiegend Senioren und Kleinkin­
der) nicht gerade zu den einkommens­
starken Haushalten gehören, würde sich 
eine weitreichende Privatisierung des 
Gesundheitswesens auch nachteilig auf 
die Einkommenssituation der Anbieter 
von Gesundheitsleistungen auswirken. 

Die Analyse des Marktsystems der 
Krankenversorgung in den USA und der 
sich einem wettbewerblieh organisierten 
Gesundheitsmarkt annähernden Sy­
stem in der Schweiz und Deutschland 
zeigen, daß Wettbewerb Risiken für den 
sozialen Charakter eines Krankenversi­
cherungssystems enthält und zur Risi­
koselektion führt. Anhand von Zahlen 
zeigt Laimböck, daß wettbewerbsorien­
tierte Krankenversorgungssysteme we­
sentlich teurer sind als solidarisch aus­
gerichtete. 

Er vertritt allerdings die Meinung, daß 
die Einführung des Wettbewerbs in die 
soziale Krankenversicherung ein Zei­
chen des Wohlstandes sei. Die soziale 
Krankenversicherung soll in ihrem Kern 
dem Prinzip der Solidarität verpflichtet 
sein. Die Einführung von Wettbewerbs­
elementen am "Rand" der sozialen Kran­
kenversicherung sei allerdings denkbar. 
Laimböck nennt hier an möglichen privat 
abzusichernder Leistungen: künstliche 
Befruchtung, medikamentöse oder chi­
rurgische Behandlung von Übergewicht 
und Impotenz, Erhöhung der psychi­
schen Leistungsfähigkeit durch medika­
mentöse Therapie, Behandlung von Ni­
kotinabhängigkeit, Zahnersatz, Kieferor­
thopädie und Kuraufenthalte. 

Bei den Pfl ichtleistungen fordert der 
Verfasser allerdings eine höhere Rege­
lungsdichte, und zwar bei den größten 
Ausgabenbereichen, die da sind: ärztli­
che Hilfe, Krankenhausbehandlungen 
und Arzneimittel. Eine Beschränkung 
der ärztlichen Diagnose- und Therapie­
freiheit würde zu erheblichen Senkungen 
der Ausgaben für ärztliche Hilfe führen, 
ohne daß es dabei zu qualitativen Ein­
schränkungen in der Krankenbehand­
lung kommt. Der Verfasser liefert dazu 
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entsprechende empirische Befunde. Im 
Zusammenhang mit der vertragsärztli­
chen Versorgung empfiehlt Laimböck 
eine restriktive Stellenpolitik, da bei der 
in Österreich bestehenden Ärztedichte 
überhaupt keine Versorgungsengpässe 
zu erwarten seien. Mit Sorge betrachtet 
er die Entwicklung der Wahlärzte. Das 
zunehmende Überangebot an Wahlärz­
ten wird Druck auf die Gesundheitspolitik 
ausüben, diesen Ärzten Einnahmemög­
lichkeiten durch die private Finanzierung 
von Gesundheitsdienstleistungen außer­
halb der sozialen Krankenversicherung 
zu ermöglichen. Dies führt zweifellos zu 
einer Aushöhlung der sozialen Kranken­
versicherung. Er schlägt daher eine Ein­
schränkung der Ausbildungsmöglichkei­
ten vor. 

An dieser Stelle sei festgehalten, daß 
beispielsweise der renommierte Gesund­
heitsökonom Oggier1 aus den gleichen 
Gründen für die Schweiz die Schließung 
von drei der fünf medizinischen Fakultä­
ten fordert. Wenn zwei medizinische Fa­
kultäten für die Schweiz ausreichend 
sind, dürfte dies wohl auch für Österreich 
gelten, ist doch d ie Einwohnerzahl in 
beiden Ländern etwa gleich hoch. 

Laimböck, der selbst Spitzenmanager 
in einem Krankenhaus ist, verneint die 
Berechenbarkeit des Bedarfes an Kran­
kenhausleistungen und schlägt daher 
vor, daß die soziale Krankenversiche­
rung, als größter Finanzier des Kranken­
hauswesens, in die Krankenhauspla­
nung einbezogen werden sol l .  Der Ver­
fasser zeigt eine sehr kritische Haltung 
zur leistungsorientierten Finanzierung in 
den Krankenhäusern, deren Einführung 
im Jahr 1 997 als d ie finanzpolitische 
Großtat schlechthin bezeichnet wurde. 
Laimböck stellt fest, und als Insider muß 
er es schließlich wissen, daß damit ein 
Anreiz zur Leistungsausweitung besteht: 
"Jede zusätzliche Leistung kostet nur 
ca. 30 Prozent variable Kosten, wird aber 
mit 1 00 Prozent bezahlt." (S. 8 1 )  Daß es 
bislang noch nicht zu Ausgabenschüben 
bei der sozialen Krankenversicherung für 
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Krankenhausbehandlungen gekommen 
ist, hat seinen Grund in einer an die Bei­
tragseinnahmen der Krankenversiche­
rung gekoppelten Globalbudgetierung. 
Diese wurde im übrigen im laufenden 
Jahr durch einen der sozialen Kranken­
versicherung verordneten Zusatzbeitrag 
von ATS 1 , 1 5  Mrd .  aufgeweicht. Laim­
böck widerspricht auch der öffentlich 
kolportierten Meinung, daß niedergelas­
sene Ärzte kostengünstiger seien als 
Krankenhausambulanzen. Letztere ha­
ben nämlich eine bedeutend günstigere 
Kostenstruktur. 

Im Bereich der Arzneimittel weist der 
Verfasser anhand einiger plakativer Bei­
spiele nach, daß die pharmazeutische 
Industrie bei therapeutischen Innovatio­
nen astronomische Extraprofite einfährt 
und selbst in ihrer Wirksamkeit nur ge­
ringfügig verbesserte Arzneimittel zu 
weit überhöhten Preisen am Markt ein­
führt. Bei den Arzneimitteln bricht der 
Verfasser eine Lanze für Direktversor­
gungsmodelle. Durch den Versand von 
Arzneimitteln an chronisch Kranke könn­
te eine Ausgabeneinsparung von fünfzig 
Prozent erzielt werden. Ein Einsparpo­
tential bei den Arzneimittelausgaben von 
bis zu zwanzig Prozent der Gesamtaus­
gaben sieht Laimböck, wenn teure Nach­
folgepräparate ohne therapeutischen Zu­
satznutzen (Me-tao-Präparate) nicht auf 
Rechnung der Krankenversicherung ver­
ordnet werden können und Arzneimittel 
mit umstrittener Wirkung vom Markt ge­
nommen werden müssen. 

ln einer zusammenfassenden Ein­
schätzung des von Laimböck vorgeleg­
ten Buches ist zu sagen, daß es dem 
Autor gelungen ist, auf relativ knappem 
Raum einen guten Überblick über den 
Aufbau und die Funktionsweise des 
Österreichischen Gesundheitswesens 
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zu geben. Unter dem Blickwinkel einer 
Ausgabensenkung ohne Qualitätsein­
bußen erörtert er zahlreiche Reformvor­
schläge, die meines Erachtens sehr 
plausibel sind und sich auch in einer Ge­
samtschau nicht konterkarieren. Ich tei­
le die Meinung des Autors, daß für das 
Österreichische Gesundheitssystem ein 
erheblicher Reformbedarf besteht, kann 
aber seinem Vorschlag, wenigstens ein­
zelne moderate Wettbewerbselemente 
einzuführen, nicht zustimmen. Gerade 
die von Laimböck immer wieder ange­
führten Beispiele Deutschland und 
Schweiz zeigen, daß bei Einführung von 
Wettbewerbselementen regelmäßig re­
gul ierende Begleitmaßnahmen gesetzt 
werden müssen, um den solidarischen 
Charakter der sozialen Krankenversiche­
rung prinzipiell zu erhalten. Es macht 
wenig Sinn, an einer Stelle zu deregul ie­
ren, um an einer anderen Stelle wieder 
regul ieren zu müssen. Die Einführung 
von Wettbewerbselementen, nur um 
dem Zeitgeist zu entsprechen, verteuert 
unnötig das Gesundheitswesen, was 
im übrigen der Verfasser selbst feststellt 
(S. 1 1 3). Der Gesundheitsmarkt mit all 
seinen Besonderheiten (Angebotsindu­
ziertheit, meritorischer Charakter vieler 
Gesundheitsgüter) läßt eben keinen -
auch nicht ein bißchen - Wettbewerb 
zu, soll Marktversagen vermieden wer­
den. 

Oskar Meggeneder 

Anmerkung 

1 Oggier, Willy, Steuerungsmechanismen 
beim Ausgabenwachstum der Kantone. 
Eine Untersuchung am Beispiel des Ge­
sundheitswesens (Bern, Stuttgart, Wien 
1 996). 
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Kranke Gesellschaften 

Rezension von: Richard G. Wilkinson, 

Kranke Gesellschaften· - Soziales 

Gleichgewicht und Gesundheit, Springer 

Verlag, Wien-New York 200 1 ,  3 1 2  Seiten, 

öS 489. 

Bei dem nachfolgenden Buch handelt 
es sich um die Übersetzung des 1 996 
bei Routledge erschienenen Buches 
"Unhealthy Societies - The Afflictions of 
lnequality". Der Autor des Buches Ri­
chard G. Wilkinson ist Professor für So­
cial Epidemiology am Trafford Centre for 
Medical Research der University of 
Brighton und langjähriger Mitarbeiter des 
renommierten International Centre for 
Health and Society am University Col­
lege London. Damit ist auch die wissen­
schaftstheoretische Perspektive des Bu­
ches weitgehend vorbestimmt. Es han­
delt sich im wesentlichen um einen so­
zialepidemiologischen Ansatz, innerhalb 
dessen sozioökonomische und psycho­
soziale Theorieelemente verwendet und 
kombiniert werden. Die deutschsprachi­
ge Ausgabe des Buches ist mit einem 
Geleitwort von R. Horst Noack versehen. 

Der Untertitel des Buches "Soziales 
Gleichgewicht und Gesundheit" läßt 
prinzipiell eine Interpretation der Thema­
tik in die zwei folgenden Richtungen zu: 
• Welche Bedeutung haben Gesundheit 

und - damit vielfach verknüpft - das 
Angebot an Gesundheitsleistungen für 
das soziale Gleichgewicht (z.B. für die 
Einkommens- und Vermögensvertei­
lung) in einer Gesellschaft? 

• Wie wirken soziale Ungleichgewichte 
in einer Gesellschaft auf den Gesund­
heitszustand einer Bevölkerung? 
Die erste Interpretation dieses Konne­

xes bezieht ihre gesellschaftspolitische 
Relevanz aus der dualen Rolle von Ge­
sundheit. Ökonomisch betrachtet ist 
Gesundheit einerseits ein Endprodukt, 
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das selbst einen Nutzen stiftet und damit 
finalen Charakter hat. Andererseits be­
stimmt der Gesundheitszustand als we­
sentliche Eigenschaft von Individuen - so 
zumindest in der Tradition der Lancaster­
Beckerschen Konsumtheorie - die Pro­
duktivität anderer Konsumgüter wesent­
lich mit. Gesundheit ermöglicht es zu­
dem, auf Märkten oder auch haushalts­
intern Fähigkeiten anzubieten, produktiv 
tätig zu sein und damit Einkommen zu 
erzielen. Dieser investive Charaktervon 
Gesundheit begründet in vielen, weltan­
schaulich auch relativ unterschiedlichen 
Gerechtigkeitskonzepten die besondere 
ethische und verteilungspolitische Sen­
sibilität gegenüber Gesundheit und dem 
Zugang zu Gesundheitsleistungen. 

Diese Interpretation des Konnexes 
"Soziales Gleichgewicht und Gesund­
heit" spielt in der Publikation von Wilkin­
son keine Rolle. Als notwendiges Wert­
urteil bei der Selektion wissenschaftli­
cher Fragestellungen ist diese Be­
schränkung uneingeschränkt zu akzep­
tieren. Zumindest unverständlich bzw. 
schwer nachvollziehbar erscheint aller­
dings die diesbezügliche inhaltliche Be­
gründung von R. G. Wilkinson, wenn er 
schreibt: "Könnte hier eine "umgekehrte 
Kausalität" vorl iegen, daß nämlich die 
Gesundheit die Einkommensverteilung 
beeinflußt? Würde die Kausalität in die­
se Richtung weisen, dann müßten wir in 
der Gesundheit eine der wichtigsten De­
terminanten der Einkommensverteilung 
sehen. Das widerspricht aber nicht nur 
der Wirtschaftstheorie, sondern auch 
dem gesunden Menschenverstand hin­
sichtlich des Einflusses von Begriffen wie 
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, Pro­
fit, Steuern und Sozialleistungen auf die 
Einkommensverteilung." (S. 1 00) 

Im Zentrum der Arbeit von Wilkinson 
steht die zweite Interpretation des obigen 
Konnexes: Wie wirken soziale Ungleich­
gewichte in einer Gesel lschaft auf den 
Gesundheitszustand einer Bevölkerung? 
Die Arbeit ist also in den breiteren Zu­
sammenhang der Erforschung der Ursa-

405 



Wirtschaft und Gesellschaft 

chen für Unterschiede im gesundheitli­
chen Status von Populationen einzuord­
nen. Wilkinson beginnt seine Analyse 
mit einem ernüchternden - vielleicht 
auch zu negativen - Urteil über den dies­
bezüglichen Erkenntnisstand: "Keines 
der beiden herausragenden Merkmale 
der Volksgesundheit wird heute wirklich 
verstanden. Für den sich in der Mehrzahl 
der Länder rund um den Erdball abzeich­
nenden Aufwärtstrend in der Lebenser­
wartung und in den Gesundheitsstan­
dards gibt es keine zufriedenstellende 
Erklärung, und wirverstehen noch immer 
nicht, warum sich Gesundheit innerhalb 
der einzelnen Länder je nach dem sozio­
ökonomischen Status so dramatisch 
unterscheidet." (S. 36) 

ln einem ersten Schritt werden daher 
die in der sozialepidemiologischen und 
( sozio-)ökonomischen Literatur angebo­
tenen Erklärungsfaktoren einer kritischen 
Analyse unterzogen. Dabei steht die Er­
klärungsgröße "Pro-Kopf-Einkommen" 
als Maß für den sozioökonomischen 
Entwicklungsstand einer Volkswirtschaft 
im Vordergrund der Betrachtung (Le­
bensstandardhypothese bzw. Einkom­
menshypothese ). Basierend auf den Er­
gebnissen des Weltentwicklungsbe­
richts 1 993 der Weltbank konstatiert 
Wilkinson, daß aus dem Vergleich von 
Ländern zu unterschiedlichen Zeitpunk­
ten (Daten aus 1 900, 1 930, 1 960, 1 990) 
abgeleitet werden kann, daß erstens im 
Zeitvergleich die positive Wirkung des 
Pro-Kopf-Einkommens auf die Lebenser­
wartung abgenommen hat und zweitens 
auch im Querschnittsvergleich von Län­
dern mit unterschiedlichem Einkommen 
diese Wirkung mit steigenden Pro-Kopf­
Einkommen abnimmt. 

Bevor daraus die generalisierende 
Schlußfolgerung gezogen wird, daß die­
ser Zusammenhang in entwickelten 
Volkswirtschaften nur "sehr lose" sei, 
präsentiert Wilkinson Argumente, die zur 
Rettung der Einkommenshypothese ins 
Treffen geführt werden könnten. Einer­
seits kann die These mit dem Hinweis 
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aufrechterhalten werden, daß die Ent­
wicklung des realen Pro-Kopf-Einkom­
mens die Entwicklung des damit assozi­
ierten Lebensstandards nur unzurei­
chend mißt, da bei der Deflationierung 
der nominellen Zeitreihen Qualitätsverän­
derungen im allgemeinen unzureichend 
berücksichti9t werden. Andererseits 
geht mit der Uberschreitung bestimmter 
Lebensstandardniveaus der epidemiolo­
gische Übergang - d. h. die Ablösung ei­
nes überwiegend durch Infektionen ge­
prägten Krankheitsgeschehen durch die 
Zunahme von degenerativen Erkrankun­
gen - einher, und damit sind andere 
Transmissionsmechanismen zwischen 
Krankheitsursachen und Krankheiten re­
levant, die nicht mehr so eindeutig mit 
dem Einkommensniveau verknüpft wer­
den können. 

ln einem nächsten Schritt werden an­
dere Ursachen für Ungleichheiten im Ge­
sundheitszustand thematisiert. Dazu 
zählen die soziale Mobilität, Unterschie­
de in der genetischen Prädisposition ,  
verhaltensbedingte Risikofaktoren und 
die medizinische Versorgung. Für alle 
diese Faktoren werden ausführliche Be­
weise dafür gesucht, daß sie letztlich für 
die teilweise gravierenden Unterschiede 
im Gesundheitszustand von Populatio­
nen keine herausragende Bedeutung ha­
ben. Dies bedeutet allerdings nicht, daß 
diese Faktoren für die Gesundheitvon In­
dividuen keine Bedeutung haben. R. G. 
Wilkinson verdeutlicht dies an einem re­
lativ plastischen Vergleich für die Rolle 
der medizinischen Versorgung. "Eine 
Sanitätstruppe bei der Armee kann un­
schätzbare Arbeit bei Verwundungen am 
Schlachtfeld leisten und wird dennoch 
nie eine bestimmende Determinante für 
die Zahl an Opfern in einer Schlacht sein. 
Bei der Gesundheit der Zivilbevölkerung 
sind die sozialen und wirtschaftl ichen 
Umstände, unter denen wir leben, das 
"Schlachtfeld". Viel entscheidender als 
dergeringe Unterschied, den die Medizin 
zum Überleben einer Krebserkrankung 
oder einer Herzkrankheit beitragen kann, 
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ist, wie unterschiedlich häufig diese 
Krankheiten auftreten. ln vielen Fällen ist 
der Aktionsradius für ein medizinisches 
Eingreifen sehr eingeschränkt: So ist 
das erste Symptom einer Herzkrankheit 
oft der plötzliche Tod. Die Volksgesund­
heit wird im wesentlichen durch die Art 
und Weise des sozialen und wirtschaft­
lichen Lebens bestimmt und nicht so 
sehr durch d ie Medizinische Versor­
gung . . .  " (S. 81 ) 

Damit ist für Wilkinson der Weg berei­
tet, um seine eigene Hypothese, welche 
Einflußgröße in entwickelten Gesell­
schaften Unterschiede im Gesundheits­
zustand von Populationen begründen 
kann, zu präsentieren. Ausgangspunkt 
ist dabei die empirische Beobachtung 
bzw. das Paradox, daß das Einkommen 
zwar innerhalb der einzelnen Länder in 
engem Zusammenhang zum Gesund­
heitszustand steht, nicht jedoch bei 
einem Vergleich der Länder. Dieses Pa­
radoxon läßt sich - so Wilkinson - auf­
lösen, wenn man berücksichtigt, daß 
Unterschiede im Lebensstandard inner­
halb eines Landes etwas anderes bedeu­
ten als Unterschiede im internationalen 
Vergleich. ln den einzelnen Ländern eta­
blieren Unterschiede im Lebensstandard 
eine soziale Ordnung innerhalb der Be­
völkerung. Auswirkungen auf die Ge­
sundheit werden in entwickelten Gesell­
schaften nicht mehr primär von den Un­
terschieden in den absoluten materiellen 
Standards bestimmt, sondern von der 
sozialen Position innerhalb einer Gesell­
schaft. 

Damit ist die zentrale Arbeitshypothe­
se von Wilkinson formuliert: "Länder, in 
denen die Einkommensunterschiede 
zwischen Reich und Arm größer sind 
(was eine höhere oder ausgeprägtere re­
lative Armut bedeutet), weisen insge­
samt tendenziell einen schlechteren Ge­
sundheitszustand auf als Länder, in de­
nen diese Unterschiede gering sind. Wie 
wir noch sehen werden, weisen die ega­
l itärsten Länder den besten Gesund­
heitszustand auf, und nicht die reichsten 
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Industriestaaten." (S. 92) Nicht die abso­
lute Einkommenshöhe ist also in entwik­
kelten Volkswirtschaften entscheidend, 
sondern die relative Einkommenshöhe 
und damit die Einkommensverteilung. 

Für diese Hypothese wird in einem er­
sten Schritt ausführliches empirisches 
Beweismaterial aus unterschiedlichen 
Quellen präsentiert. Die von Wilkinson 
zitierten Studien belegen überwiegend 
einen negativen Zusammenhang von 
Einkommensungleichheit und Gesund­
heitszustand. Nicht unproblematisch er­
scheint allerdings dabei, daß die Studi­
en überwiegend mit aggregierten Daten 
arbeiten. Daran kann kritisiert werden, 
daß die Daten nicht das messen, was 
eigentlich gemessen werden soll. Wenn 
man nämlich nach der Lebensstandard­
hypothese unterstellt, daß mit steigen­
dem Lebensstandard der Gesundheits­
zustand unterproportional ansteigt, dann 
folgt daraus, daß in einer Gesellschaft, in 
der die Einkommen ungleicher verteilt 
sind, ceteris paribus der Gesundheitszu­
stand der Population niedriger ist. Dieser 
Effekt hat aber nichts mit den von Wilkin­
son geschilderten Mechanismen zu tun. 

Im nächsten Schritt wird versucht, die 
inhaltliche Kausalität für den behaupte­
ten Zusammenhang zu begründen. Die­
ser Begründungsschritt wird durch die 
Präsentation von fünf, in ihrer sozioöko­
nomischen Einbettung relativ heteroge­
nen, Fallbeispielen vorbereitet, d ie als 
heuristische I l lustration für die inhaltli­
che Kausalität dienen sollen: Großbri­
tannien während des Zweiten Weltkrie­
ges; Roseto, eine Kleinstadt in Ost­
pennsylvania (USA), d ie durch ver­
gleichsweise niedrige Sterberaten be­
kannt geworden ist; die Ergebnisse der 
Studien von Putnam/Leonardi/Nanetti 
über die Effizienz der in den siebziger 
Jahren neu geschaffenen Regionalre­
gierungen in Italien; Osteuropa in den 
1 970er und 80er Jahren und Japan. An 
diesen Beispielen versucht Wilkinson 
die Verbindung zwischen sozialer Aus­
gewogenheit und damit der Einkom-
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mensverteilung, sozialem Zusammen­
halt und besserer Gesundheit zu demon­
strieren. 

So läßt sich beispielsweise für Groß­
britannien feststellen, daß die Lebenser­
wartung während der beiden Weltkriege 
stärker angestiegen ist als in Friedens­
zeiten. Begründet wird dies mit drei Fak­
toren, die zu einem kriegsbedingten "Zu­
sammenrücken" der engl ischen Gesell­
schaft geführt haben: das psychologi­
sche Gefühl der Einigkeit gegen einen 
gemeinsamen Feind, die Marktbedingun­
gen, die die Arbeitslosigkeit, d ie Ein­
kommensunterschiede und die damit 
einhergehenden sozialen Ungleichheiten 
reduzierten, und drittens eine Politik, die 
ein Gefühl der Einigkeit und Zusammen­
arbeit bei den Kriegsanstrengungen för­
derte. 

Diesen Fallbeispielen folgt ein Exkurs 
zur Anthropologie des sozialen Zusam­
menhalts, auf den hier nicht eingegan­
gen werden kann, weil er einer ausführli­
cheren Darstellung und Diskussion be­
dürfte. An einzelnen Beispielen werden 
in der Folge die psychosozialen Krank­
heitsursachen behandelt. Die persönli­
che Perzeption von Einkommensun­
gleichheit kann bei den unteren Einkom­
mensschichten Streß, Scham, Neid, 
Mißtrauen etc. erzeugen und letztlich in 
einer Verschlechterung des Gesund­
heitszustandes münden. Macht- und 
Einkommensungleichheit kann zu nega­
tiven sozialen Effekten wie unsolidari­
schem Verhalten und zu einem Rückzug 
aus der öffentlichen Sphäre führen. Eine 
Angleichung der Einkommensunter­
schiede fördert- so Wilkinson - den so­
zialen Zusammenhalt, welcher der ent­
scheidende psychosoziale Faktor für 
den Gesundheitszustand ist. 

Im abschließenden Kapitel "Sozialka­
pital: Versuch einer Synthese" wird auf 
einige lmplikationen der Analyse einge­
gangen. Wilkinson plädiert für die Zu­
rückdrängung marktwirtschaftlicher bzw. 
geldwirtschaftlicher Steuerungsprinzipi­
en zugunsten von Steuerungssystemen, 
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die die Kooperation von Individuen beto­
nen und den sozialen Zusammenhalt er­
halten. ln einigen Punkten könnte man 
aus dem Buch auch ein starkes Plädoy­
er für kommunitaristische Steuerungs­
mechanismen und für eine Aufwertung 
der "Bürgergesellschaft" herauslesen. ln 
manchen Punkten erscheinen die Forde­
rungen etwas undifferenziert. Sinnvoller 
als ein relativ undifferenziertes negatives 
Urteil über Markt- und Geldwirtschaft er­
schiene eine differenziertere Betrach­
tung der drei wichtigsten gesellschaftli­
chen Steuerungsmechanismen Markt, 
Staat und Selbstorganisation im Sinne 
eines "comparative institutional ap­
proach", wie er beispielsweise von der 
Neuen Institutionenökonomik angeboten 
wird. Bei aller Unschärfe in der Abgren­
zung von Steuerungsbereichen, die mit 
der Anwendung ökonomischer Kriterien 
- z.B. dem gutspezifischen Charakter 
von Leistungen (Aus- bzw. Nichtaus­
schließbarkeit, Rivalität bzw. Nichtrivali­
tät, Existenz von Externalitäten, etc.) ,  
der Existenz von lnformationsasymme­
trien, der Eignung zur Risikostreuung 
etc. - notgedrungen verbunden ist, wür­
de sich daraus ergeben, daß jeder dieser 
Steuerungsmechanismen in den unter­
schiedlichen Bereichen der Güter- und 
Leistungsversorgung spezifische Vor­
und Nachteile aufweist, in unterschiedli­
cher Weise zum Aufbau des von Wilkin­
son geforderten Sozialkapitals geeignet 
ist bzw. zu dessen Abbau beiträgt. Auch 
wäre es lohnend gewesen, die Rolle von 
formellen und informellen Regeln und da­
mit der Reduktion von Unsicherheit und 
deren Auswirkungen auf den Gesund­
heitszustand stärker in den Mittelpunkt 
der Analyse zu rücken. 

Insgesamt beschreibt das provokante 
und daher sehr lesenswerte Buch einen 
sehr komplexen Kausalpfad der Ent­
wicklung des Gesundheitszustandes, 
der teilweise bereits gut empirisch unter­
mauert ist, während andere Zusammen­
hänge noch weniger erforscht zu sein 
scheinen. Die Erkenntnisse von Wilkin-
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son sind für die Gesundheitspolitik inso­
fern unangenehm, aber richtungweisend, 
als sie ein Plädoyer gegen partikularisti­
schen, mechanistischen und vorschnel­
len gesundheitspolitischen Aktivismus 

zugunsten einer fundierten Analyse der 
strukturellen Kausalzusammenhänge 
beinhalten. 
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Politik und Ökonomie im Roten 

Wien der 1920er Jahre 

Rezension von: Wolfgang Fritz, Der Kopf 
des Asiaten Breitner. Politik und 

Ökonomie im Roten Wien, Löcker­

Verlag, Wien 2000, 559 Seiten, öS 580. 

Mehr als fünfzig Jahre nach seinem 
Tod erscheint nun dieses umfangreiche 
Werk zur Person von Hugo Breitner. 
Warum sich nicht schon früher Historiker 
- insbesondere solche, die der Sozialde­
mokratischen Partei nahestehen - ge­
funden haben, über d iesen für Wien so 
bedeutenden Mann zu publizieren, bleibt 
- zumindest vordergründig - ein Rätsel. 
Obwohl im Stadtbild Wiens fast überall 
gegenwärtig (etwa der Hinweis in großen 
roten Buchstaben aufvielen Wiener Ge­
meindebauten : "Dieser Gemeindebau 
wurde mit Mitteln derWohnbausteuer er­
richtet") ,  war und ist anscheinend eini­
gen Politikern der Sozialdemokratischen 
Partei die wahre Bedeutung Hugo Breit­
ners nach wie vor nicht bewußt. Nur so 
ist es zu erklären, daß etwa der damali­
ge Wiener Bürgermeister Helmut Zilk 
den damaligen Finanzstadtrat Hans Mai­
er auf eine Stufe mit Hugo Breitner ge­
stellt hat. Dieser Vergleich, nachzulesen 
im Geleitwort von Rudolf Edlinger, hinkt 
insofern , da Hugo Breitner - im Unter­
schied zu Hans Maier, der ein Greißler 
war, welcher anstatt mit Groschen mit 
Mil l iarden jongl iert hat - ein Visionär in 
vielen kommunalen und finanzpolitischen 
Fragen war. Wer war nun also dieser 
Hugo Breitner, der beim politischen Geg­
ner so verhaßt war, daß der damalige ln­
nenminister in einer öffentlichen Rede 
am 4. Oktober 1 930 am Heldenplatz ver­
langte, daß der "Kopf dieses Asiaten" in 
den Sand rollen müsse? 

Breitners Eltern stammten aus jener 
großen und berühmten jüdischen Ge­
meinde in Ofen, ungarisch Buda, die un-
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ter anderen auch Robert Danneberg 
( 1 885-1 942) und Theodor Herzl ( 1 860-
1 904) hervorbrachte. Die Breitners waren 
kleine Leute: Hugo Breitners Vater Mo­
ritz übte gemeinsam mit seinem Bruder 
Sirnon den bescheidenen Getreidekorn­
missionshandel aus. Im Laufe der Ent­
wicklung wurde sogar Wien zu einem 
bedeutenden Getreideumschlagplatz, 
und das war eine überraschende Wen­
dung, weil die städtische Wiener Getrei­
debörse mit ihren bürokratischen Verfah­
ren von den Getreidehändlern größten­
teils abgelehnt worden war. Diese libera­
le Entwicklung veranlaßte wohl Moritz 
Breitner dazu, mit seiner Familie nach 
Wien zu ziehen. 

Dort kam am 9. November 1 873 Hugo 
Breitner zur Welt. Eine gute Ausbildung 
sollte ihn nach dem Willen der Eltern ein 
für allemal aus den Niederungen des Ge­
treideagentendaseins befreien. Das 
Gymnasium verließ er jedoch, nachdem 
er für vier Schulstufen sechs Jahre benö­
tigt hatte. ln den Jahren 1 890 bis 1 893 
besuchte er eine Handelsakademie und 
schloß diese mit einem sog. Zeugnis er­
ster Klasse ab. Das Manko der niemals 
wirklich überwundenen Halbbildung soll­
te ihn durch sein ganzes Leben beglei­
ten. 

Im Juli 1 894 begann Breitner als Vo­
lontär in der Eskompteabteilung der "k.k. 
privilegierten Österreichischen Länder­
bank". Nach einem halben Jahrwurde er 
dort zum provisorischen Beamten be­
stellt. ln dieser Zeit lernte er eine gewis­
se Marie Eigl kennen, eine Kollegin aus 
der Länderbank, deren Vater im Vorzim­
mer des Chefredakteurs Moritz Benedikt 
der "Neuen Freien Presse" saß, und hei­
ratete sie. Nur Personen ohne Religions­
bekenntnis konnten zivil getraut werden. 
So beendete Hugo Breitner am 30. Au­
gust 1 901 seine Zugehörigkeit zur mo­
saischen Religionsgemeinschaft. 

Sein Einkommen reichte jedoch nicht 
aus, seine Frau und ihn zu ernähren. So 
fand er eine Nebenbeschäftigung beim 
finanziellen Jahrbuch "Compaß". Solche 
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Nebenbeschäftigungen waren unter 
Bankbeamten weit verbreitet. Kurze Zeit 
später glückte es ihm, eine Verwendung 
als gelegentlicher Mitarbeiter beim "Neu­
en Wiener Journal" zu finden. Im Jahr 
1 905 gelang es Breitners Schwiegerva­
ter, ihn als nebenamtlichen Mitarbeiter 
der "Neuen Freien Presse" zu installie­
ren . Es ist anzunehmen, daß Hugo 
Breitner dort so etwas wie ein inoffiziell 
wirkender Redaktionssekretär war. 

Die ersten Jahre des neuen Jahrhun­
derts, eine "zweite Gründerzeit" mit 
prächtigem Wirtschaftsaufschwung, wa­
ren von einer- in den Augen der Zeitge­
nossen - starken Teuerung begleitet, 
einem Phänomen, das die Denker auf 
den Plan rief. So erkannte der junge Otto 
Bauer den Grund dafür in der Zollpolitik 
und den Kartellpraktiken. Unter den 
Bankbeamten, die gewerkschaftlich bis 
dahin nicht organisiert waren, verstärkten 
sich angesichts der Teuerung die Bemü­
hungen, eine Personalvertretung zu 
schaffen. 

Breitner dürfte sich schon im Frühjahr 
1 906 als Spiritus rector eines aus der 
Mitte der Beamtenschaft gewählten Ko­
mitees betätigt haben, welches der Di­
rektion ein Memorandum unterbreitete. 
Dieses verlangte die Einführung eines 
Status, der jedem Angestellten, sofern er 
zu keiner Disziplinierung Anlaß gegeben 
hatte, auf dem Wege sukzessiven Vor­
rückens, die Erreichung eines Mindest­
gehalts nach 35 Dienstjahren gewährlei­
stete. Dieses Memorandum ist mit so 
eindringl ichen Argumenten und mit so 
unwiderlegbaren Materialien ausgestat­
tet gewesen, daß sie in Kollegenkreisen 
als "Breitnersche Staatsschrift" bezeich­
net wurde. Der Gedanke, es den Arbei­
tern gleichzutun und die Standesinteres­
sen solidarisch auf gewerkschaftl icher 
Basis zu vertreten, hatte zuerst, schon 
1 901 , bei den Versicherungsangestellten 
Fuß gefaßt, denen es im Herbst 1 903 
gelang, für ihre Mitglieder die Sonntags­
ruhe durchzusetzen. An einen der Füh­
rer dieser Gewerkschaft, Alfred Broczy-
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ner, wandten sich Breitner und seine 
Gleichgesinnten um Rat. Im Oktober 
1 906 war es endlich so weit: Ein Akti­
onskomitee trat mit einem Aufruf, der in 
der Kollegenschaft verteilt wurde, an die 
Öffentlichkeit - mit durchschlagendem 
Erfolg! 

Zum Präsidenten wählten die neuen 
Gewerkschafter Josef Hubel von der NÖ­
Eskomptegesellschaft. Im Vorstand sa­
ßen die Vertreter der Beamtenkörper 
sämtlicher Wiener Institute, für die Län­
derbank Hugo Breitner. Der "Reichsver­
ein", wie sich der zur Bankbeamtenge­
werkschaft mutierte Klub nunmehr nann­
te, konstituierte sich am 27. März 1 907. 
Breitnerwurde zum Vizepräsidenten und 
Redakteur des Fachorgans des ,Reichs­
vereins der Österreichischen Bankbeam­
ten' gewählt. ln dieser Zeit bewährte sich 
Breitner nicht nur als glänzender Strate­
ge und Fachautor. Er bewies sich auch 
in den großen Versammlungen, mit de­
nen der Verein ab dem zweiten Jahr sei­
nes Bestehens seine Sache vorwärts­
trieb, als überaus wirksamer, in seinen 
Mitteln freilich nicht immerwählerischer 
Massenredner. 

Im Oktober 1 909 brachte Breitner die 
Frage der Aufnahme von weiblichen An­
gestellten im Reichsverein zum ersten 
Mal aufs Tapet. Mit dem bisherigen Sy­
stem, so schrieb er, die Tatsache einfach 
zu ignorieren, daß es Beamtinnen gibt, 
daß deren Zahl in machen Instituten 25 
Prozent des Beamtenkörpers aus­
macht, und daß diese Hunderte von An­
gestellten jeder Organisation entbehren, 
gehe es nicht weiter. Die Aufnahme der 
Frauen in die Organisation und die Tatsa­
che, daß in der Länderbank als erster 
Bank der Monarchie den Beamten eine 
regelmäßige Umreihung in eine höhere 
Gehaltsklasse zugestanden wurde, wa­
ren Krönung und Abschluß von Hugo 
Breitners Gewerkschaftslaufbahn. Bei 
der zweiten Hauptversammlung 1 91 0  
mußte Präsident Hubel mittei len, daß 
Kollege Breitner seine Wiederwahl abge­
lehnt habe. Grund für diesen Verzicht war 
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seine bevorstehende Ernennung zum 
Prokuristen der Länderbank. 1 91 1  trat 
Breitner der Sozialdemokratischen Ar­
beiterpartei bei, was er wohl, angesichts 
der Unvereinbarkeit mit seiner berufli­
chen Stellung, geheimgehalten haben 
dürfte. 

Ungefähr die Hälfte von Breitners Zeit 
als leitender Bankbeamterfiel in den Er­
sten Weltkrieg; vom Militärdienst blieb er 
jedoch verschont. ln dieser Zeit fand sei­
ne eigentliche Karriere statt. Am 28. Ok­
tober 1 914  ernannte ihn der Verwaltungs­
rat zum Direktor-Stellvertreter. Anfang 
1917  erhielt er den Rang eines Direktors. 
Mit 31 . Dezember 1 91 8  tritt er als Direk­
tor der Länderbank in den dauernden Ru­
hestand, aber schon am 3. Dezember 
wurde er von der Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei in den provisorischen Wie­
ner Gemeinderat delegiert. 

Neben Breitner war wohl Robert Dan­
neberg (1885-1 942), trotz seiner 33 Jah­
re schon ein alter Parteihaudegen, die 
maßgebliche innovatorische Kraft im 
Gemeinderatsklub. Danneberg hatte das 
Glück gehabt, als Mitarbeiter des bedeu­
tenden Wiener Arbeiterführers Leopold 
Winarsky akzeptiert zu werden. 1 906 
wurde er Redakteur der Zeitschrift "Der 
jugendliche Arbeiter'', 1 908 Sekretär der 
Jugendinternationale und der Bildungs­
zentrale der Wiener Partei. 

Die Frage, wervon den beiden, Breitner 
oder Danneberg, maßgeblicher zum 
Konzept des Roten Wien nun beigetra­
gen hat, wird wohl nie ganz zu beantwor­
ten sein. Es wird wohl so gewesen sein: 
Was der eine an Wirtschaftspraxis vor­
aus hatte, hatte der andere an Parteipra­
xis. Wo der eine in Verhandlungen mit 
dem Unternehmensbereich glänzte, reüs­
sierte der andere in Verhandlungen mit 
staatlichen Stellen. Wo der eine schließ­
lich ein herausragender Jurist war, warder 
andere ein ebensolcher Wirtschaftsfach­
mann. Wahrscheinlich verstanden sich 
die beiden "Budapester'' von Anfang an 
bestens, was die erfreul ichsten Auswir­
kungen für die Stadt nach sich zog. 
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In der ersten Arbeitssitzung des provi­
sorischen Gemeinderates am 1 1  . De­
zember 1 91 8  hielt Breitner seine Jung­
fernrede zur Debatte über den Ge­
schäftsbericht des Arbeiterfürsorgeam­
tes, und zwar sprach er zur Lage der 
Hausgehilfinnen. Er war hier nur einer von 
mehreren Debattenrednern. Vor ihm hat­
te Adelheid Popp die gesunkenen Be­
schäftigungsmöglichkeiten und niedri­
gen Löhne beklagt und die Tätigkeit pri­
vater Vermittler angeprangert. Die Schuld 
für das Dienstbotenelend lag für Breitner 
bei den Verursachern des Nachkriegs­
elends, also beim kapitalistischen Unter­
nehmertum, welches sich in diesem 
Kriege auf das Ungeheuerlichste berei­
chert habe. Die durch die Kriegswirt­
schaftverursachte Inflation hatte ihre Ur­
sache zunächst darin, daß seitens der 
alten Staatsverwaltung für die Kosten 
des Krieges mit keinerlei Steuer vorge­
sorgt worden war. Rudolf Goldscheid 
(1 870-1 931 ) stellte in seinem 1 91 7  er­
schienenen Werk "Staatssozialismus 
und Staatskapitalismus" Überlegungen 
darüber an, wie die Kriegsschuld abge­
tragen werden könnte. Der Staat, davon 
war er überzeugt, mußte mit einer Steu­
er nachholen, was er während es Krie­
ges versäumt hatte. Goldscheid verallge­
meinerte seine Erkenntnisse auf dem 
Gebiet der Kriegsfinanzierung zu einer 
allgemeinen Finanzsoziologie. Er sah, 
daß die Frage, wie sich der Staat finan­
ziert, eine der wichtigsten Fragen der 
Geschichte ist. Goldscheids Einfluß auf 
Breitners finanzpolitisches Denken dürf­
te weitreichend gewesen sein, und auch 
er sol lte später das Rote Wien als eine 
unmittelbare Verwirkl ichung seiner fi­
nanzpolitischen Lehren ansehen. 

Wiens erster demokratischer Gemein­
derat trat am 22. Mai 19 19  zu seiner kon­
stituierenden Sitzung zusammen, und 
Hugo Breitner wurde zum Finanz-Stadt­
rat gewählt. Dem neuen, demokrati­
schen Wien paßte jedoch sein altes Ver­
fassungskorsett nicht mehr, da Wiens 
Verfassung ganz auf einen Autokraten 
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vom Stil Luegers zugeschnitten war. Der 
Ruhm, Wiens neue verfassungsrechtli­
che Stellung begründet zu haben, ge­
bührt Danneberg; doch hatte auch Breit­
ner seinen Anteil daran. Breitners Hand­
schrift erkennt man an den Bestimmun­
gen über das neu eingeführte Kontroll­
amt und daran, daß Breitners Finanz­
ausschuß das Recht erhielt, die geba­
rungs-, die kaufmännische und die wirt­
schaftliche Kontrolle der Gemeindean­
stalten und Unternehmungen entweder 
selbst vorzunehmen oder durch andere 
vornehmen zu lassen. 

Breitner war sehr früh mit den Nöten 
der städtischen Betriebe an die Öffent­
lichkeit gegangen. Schon vor den Wah­
len hatte er in den Parteiorganen dafür 
geworben, die Preise von Straßenbahn­
fahrten, Gas- und Strombezug an die ge­
stiegenen Kosten anzupassen. So war 
dann die erste Sachmaterie, mit der sich 
der neugewählte Gemeinderat zu befas­
sen hatte, die Verdoppelung der Stra­
ßenbahntarife bei gleichzeitiger Erhö­
hung der Straßenbahnerlöhne. Das war 
von den drei Erhöhungen die heikelste; 
denn während Gas noch nicht überall 
verbreitet war und Elektrizität gar eine 
Sache der höheren Stände, mußte in 
Wien jeder die Straßenbahn benützen. 

Die weit schwierigere Aufgabe war je­
doch die Reform des städtischen Steu­
ersystems, das wegen der Inflation sei­
ne Ergiebigkeit eingebüßt hatte. ln der 
Luegerzeit war die eine Hälfte der städti­
schen Einnahmen aus der Besteuerung 
der Mietzinse, die andere aus den Ge­
winnen der Stadtwerke und Steuern auf 
Lebensmittel und Getränke gekommen, 
solchen indirekten Steuern also, welche 
die Lebenshaltung der Massen negativ 
beeinflußten. Die erste Steuer, die Breit­
ner nach seinen Vorstellungen gestalten 
konnte, war die Lustbarkeitssteuer, die 
Wiener Ausprägung einer Vergnügungs­
steuer. Diese Steuer wurde von Breitner 
in den folgenden Jahren Zug um Zug zu 
einer verläßlich sprudelnden Steuerquel­
le ausgebaut. 
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Was die weitere Ausgestaltung des 
Steuersystems anbelangte, so hatte 
Breitner ja keinesfalls freie Hand. Wien 
war damals nichts weiter als eine Stadt 
mit eigenem Statut. Städtische Steuer­
vorlagen mußten vom niederösterreichi­
schen Landtag beschlossen und von der 
Staatsregierung sanktioniert werden. 
Der wesentliche Ansprechpartner war 
diesbezüglich der damalige Staatsse­
kretär Schumpeter. Das seit Jahren ge­
forderte Zuschlagsrecht zur Persona Iein­
kommensteuerverweigerte Schumpeter, 
weil in diesem Fall das Rückgrat der 
Staatseinnahmen zerbrochen wäre. 
Auch die Wünsche nach Beteiligung an 
der Kriegsgewinnsteuer und der geplan­
ten Vermögensabgabe blieben ohne Er­
folg. Demgegenüber überließ Schumpe­
ter der Stadt die staatliche Linienverzeh­
rungssteuer und den Ertrag der Haus­
zinssteuer. Ferner erlaubte er der Ge­
meinde gewisse Luxussteuern, wie etwa 
die Automobilsteuer, eine Bodenwertab­
gabe und die Erhöhung der Beträge der 
Feuerversicherungsgesellschaften zu 
den Kosten der Feuerwehr. 

Ein zweites Tabu, neben der Ankündi­
gung hoher indirekter Steuern, gegen 
das Breitner anrannte, war das der Be­
steuerung der Mietzinse. Die Gemeinde­
räte trauten vermutlich ihren Ohren 
nicht, als ihnen Breitner eröffnete, daß 
eine Erhöhung der Realsteuern kommen 
müsse, da das Mieterschutzgesetz für 
die Steuerkraft der Gemeinde von gera­
dezu ruinöser Wirkung sei .  Seit 1 9 1 7  
hatte der Mieterschutz allzuschlimme 
Erscheinungen zu verhindern vermocht. 
Nun atomisierte aber die Inflation die 
Mieten und nahm den Hausherren wie 
der Gemeinde ihre Haupteinnahmequel­
le weg. Die Mieten machten nur noch 
wenige Prozent im Haushaltsbudget der 
breiten Massen aus. Das so gesparte 
Geld ging im Konsum auf. Breitner sah 
nun die Notwendigkeit, die Differenz zwi­
schen den zu niedrigen Mietzinsen und 
dem wirtschaftlichen Wert der Wohnun­
gen mit einer Steuer zu belegen, die bei 
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kleinen Wohnungen etwa mit zehn Pro­
zent des Mietzinses begann und bei gro­
ßen Wohnungen bis auf 1 00 oder 1 50 
Prozent stieg . Dieses war freilich noch 
keine zweckgewidmete Abgabe, die das 
Bauen von Wohnungen aus dem Solida­
ritätsopfer ermöglichte, sondern ganz 
einfach eine Geldbeschaffungsaktion zur 
Abdeckung des kommunalen Defizits. 

Hatte Breitner in der Zeit des Finanzmi­
nisters Schumpeter sehr wenig für die 
Gemeindefinanzen erreicht, so sollte 
sein goldenes Zeitalter unter dessen 
Nachfolger Richard Reisch anbrechen. 
Wenige Tage nach Reischs Amtsantritt, 
am 29. Oktober 1 91 9, legte Breitner sein 
erstes Budget vor, wobei es insbesonde­
re darum ging, an die Stelle des kaputten 
alten ein funktionsfähiges neues Steuer­
system zu setzen.  Bedeutendste und 
umstrittenste neue Einnahme war die 
Einführung einer Abgabe von höheren 
Mietzinsen - sie war in einer Hinsicht 
die Premiere der klassischen Breitner­
steuern. Mit seiner ursprünglichen Inten­
tion, auch die Kleinwohnungen mit zehn · 
Prozent zu belasten, setzte sich Breit­
ner jedoch nicht durch, da der Klub auf 
Steuerfreiheit für d ie Arbeiter bestand. 
Wirklich zur Kasse gebeten werden soll­
ten also nur die Reichen, denen erst­
mals eine maßgeschneiderte Steuer 
vorgeschrieben wurde. Sie warvorerst auf 
ein Jahr befristet, um Erfahrungen über 
die mögliche Steuerinzidenz zu erhalten. 

Die zweite der vorgeschlagenen Steu­
ern, die Abgabe vom gemeinen Boden­
werte, traf den Realitätenbesitzer. Grund­
gedanke war hier, daß der Realitätenbe­
sitzer durch die Abgabe veranlaßt wird, 
diese nicht einfach für spekulative Zwek­
ke zurückzuhalten, sondern den Boden 
in erster Linie einer Verbauung zuzufüh­
ren . Schließlich beantragte Breitner 
noch die Erhöhung der Abgabe auf ge­
brannte geistige Flüssigkeiten und d ie 
Einführung einer Gemeindeabgabe auf 
Schaumweine. Auf diese Gegenstände 
hob bereits der Bund eine Steuer ein, die 
Gemeinde Wien verlangte einen be-
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trächtlichen Zuschlag. Eine solche 
Steuer war populär, denn niemand war 
so verhaßt wie die champagnertrinken­
den Spekulanten. 

Das ganze Jahr 1 9 1 9  hindurch wurde 
Wien mit Hilfe eines Auslandskredits er­
nährt, der gleich direkt in Gestalt von 
Nahrungsmitteln zur Verfügung gestellt 
wurde. Als jedoch im Herbst die Arbeits­
losigkeit verschwand und gleichzeitig 
auch die ausländischen Mittel versieg­
ten , war es ein Gebot der Stunde, die 
Nahrungsmittelpreise wieder an ihre Ge­
stehungskosten heranzuführen. So war 
die Lage im März 1 920. Alle drei Ge­
bietskörperschaften gingen damals 
gleichzeitig daran, durch Steuererhöhun­
gen die Abgänge zu bedecken. Breitner 
verhandelte also mit Reisch. Derverwei­
gerte jedoch der Gemeinde, wie vor ihm 
Schumpeter, die Zuschlagsmöglichkeit 
auf Einkommen- und Kriegsgewinnsteu­
er, da der Staat aufgrund seiner eigenen 
Gehaltsregulierung genötigt war, alle 
großen Steuerquellen selbst auszu­
schöpfen. Er willigte allerdings ein, der 
Stadt Wien künftig 70 Prozent der Perso­
nallasten zu bezahlen. Wichtiger als die 
von Reisch gewährten Zuschläge zu den 
Bundessteuern, die ja nurvorübergehen­
den Charakter hatten, waren die im Zu­
sammenhang mit der Angestelltenge­
haltserhöhung genehmigten Gemeinde­
abgaben, weil sie über den Anlaß hinaus 
dauernd zum Arsenal der Breitnersteu­
ern beitrugen. So wurde Wien u.a. eine 
Plakatsteuer, eine Hotelzimmersteuer 
und eine Lustbarkeitssteuer eingeführt. 
Am 30. März 1 920 ging das zweite Bud­
get samt Gehaltserhöhungen durch den 
Wiener Gemeinderat. Mit diesem Budget 
wurde jedoch den städtischen Angestell­
ten viel zugemutet: Es erfolgte nur eine 
geringe Anhebung der Gehälter, und die 
tägliche Arbeitszeit wurde erhöht. 

ln seinem dritten Budget ( 1 920/21 ) 
kam es neben der Erhöhung der Zu­
schläge zur staatl ichen Erwerbs- und 
Rentensteuer zur Neuschaffung einer 
Konzessionsabgabe, ein Projekt, das 
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Breitner ja auch schon zu Schumpeters 
Zeiten vorgeschwebt war. Darüber hinaus 
wurden zwei Luxussteuern eingeführt, 
nämlich eine Gemeindeabgabe auf die 
Beschäftigung von Hauspersonal und 
eine Abgabe auf den Konsum von Spei­
sen und Getränken in Luxusrestaurants. 
Trug die erste Abgabe nur Unwesentli­
ches zum Haushalt der Gemeinde bei ,  
so brachte die zweite Abgabe im Jahr 
1 925 immerhin 1 3  Prozent der eigenen 
Gemeindesteuern. Interessant in diesem 
Zusammenhang war, daß Magistratsbe­
amte festzustellen hatten, ob ein Luxus­
restaurant vorlag. Bis zu einem Drittel al­
ler Wiener Lokale dürften dergestalt ab­
gabepflichtig gewesen sein. Überragen­
de Bedeutung im dritten Budget hatte 
eine Gemeindeabgabe für öffentliche 
Fürsorgezwecke. Sie sol lte allein nahe­
zu die Hälfte der eigenen Gemeindesteu­
ern erbringen. Hierbei handelte es sich 
nicht wirklich um eine Zwecksteuer zur 
Finanzierung der beträchtlichen sozialen 
Lasten der Gemeinde, sie war vielmehr 
eine Art Lohnsummensteuer, wobei es 
dem Arbeitgeber nicht erlaubt war, diese 
dem Arbeitnehmer aufzurechnen. ln der 
Praxis belastete sie natürlich den Lohn 
und war somit nichts anderes als ein 
Beitrag der Lohnabhängigen zu den Ge­
meindeausgaben. Es verwundert nicht, 
daß diese Breitner-Steuer auch in den 
anderen Bundesländern bald eingeführt 
wurde. 

Eine weitere Angelegenheit, die zu 
einem für Wien freundl ichen Ende ge­
bracht werden konnte, war die Abgaben­
teilung, die Beantwortung der Frage 
also, wieviel von den in Wien erwirtschaf­
teten Steuererträgen an den Bund flie­
ßen, und wieviel davon den Wienern 
selbst verbleiben sollte. Es gelang am 
3. März 1 922, ein Finanzverfassungs­
und ein Abgabenteilungsgesetz zu ver­
abschieden, die beide mit Anfang 1 923 
in Kraft traten. Das neue, heute noch 
geltende System schuf ausschließliche 
Bundesabgaben, die der Bund nur für 
Bundeszwecke einhebt. Die zweite Ka-
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tegorie bilden die geteilten Abgaben, die 
zum Teil dem Bund und zum Teil den 
Ländern und Gemeinden dienen. Davon 
erwiesen sich die gemeinschaftl ichen 
Abgaben als die wichtigsten, welche der 
Bund allein einhebt, deren Ertrag er aber 
mit Ländern und Gemeinden teilt. Alle 
übrigen Abgaben werden für die Länder 
und Gemeinden eingehoben und sind 
ausschließliche Landes- oder Gemein­
deabgaben, wie zum Beispiel die Breit­
ner-Steuern, die damit aus dem Bereich 
der bloßen Inflationserscheinungen in fe­
ste Einnahmequellen überführt wurden, 
wobei zumindest d ie bürgerliche Seite 
ihre Ergiebigkeitwohl vollkommen unter­
schätzte. Nun zeigte es sich bald , daß 
Wien, der vielgeschmähte Wasserkopf, 
die Stadt, von der die Provinzpolitiker ge­
glaubt hatten, sie würden sie alimentie­
ren müssen, wenn sie nicht sehr aufpaß­
ten, etwa zwei Drittel des Steuerertrags 
erwirtschaftete. Nach dem Ertrags­
schlüssel wären Wien somit auch zwei 
Drittel an den gemeinschaftlichen Bun­
desabgaben zugestanden. Die konnten 
nicht einmal Breitner und Danneberg her­
ausverhandeln; Wien erhielt aber immer­
hin über 50 Prozent, während es nach 
dem Bevölkerungsschlüssel nur 28 Pro­
zent erhalten hätte. Unaufhörlich ver­
suchten von nun an Bund und Länder, 
Wien aus dieser bevorzugten Stel lung 
zu verdrängen, was bis zum Jahr 1 931 
aber nicht gelang. 

Nach der Genfer Sanierung 1 924 be­
gann das Aufbauwerk des Roten Wien: 
25.000 Wohnungen, einige Wasserwer­
ke und weitere Sozialbauten wurden er­
richtet. Mit Energie, aber auch Budget­
tricks lenkte Breitner alle verfügbaren 
Mittel in die produktiven Investitionen. 
Die Sanierung der österreichischen 
Währung durch Finanzminister Kien­
böck fand jedoch auf Kosten der Volks­
wirtschaft statt. Die Großbanken ließen 
sich auf eine Spekulation gegen den 
französischen Franc ein und verloren das 
Geld, welches sie vor dem Fiskus geret­
tet hatten. Seipel und Kienböck traten 
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zurück, Finanzministerium und ehrist­
liehsoziale Partei gerieten in einen Stru­
del von Bankskandalen. 

Nach dem Justizpalastbrand 1 927 
wurden Breitner und seine Familie Ge­
genstand konzentrierter Angriffe der bür­
gerlichen Presse. So verlangte, wie ein­
gangs schon ausgeführt worden ist, der 
damalige Innenminister in einer öffentli­
chen Rede am Heldenplatz, daß der 
Kopf dieses Asiaten in den Sand rollen 
müsse. Auch wurde viel Mühe - letztlich 
vergeblich - darauf verschwendet, einen 
großen Bauskandal zu konstruieren. ln  
dem Bestreben, die zusammenarbeits­
willigen Teile des Bürgertums zu stär­
ken, zwang die Parteiführung Breitner 
schmerzhafte Kompromisse ab. 

Trotz Weltwirtschaftskrise gelang es 
Breitner noch einmal, ein Wohnbaupro­
gramm durchzusetzen. Nach dieser 
letzten Kraftprobe versagte aber sein 
Herz, und er mußte am 23. November 
1 932 als Finanzstadtrat zurücktreten. 
Nachfolger wurde Breitners Freund und 
Weggefährte Robert Danneberg. Breit­
nerwollte der Politik und eigentlich ganz 
Wien den Rücken kehren. Schließlich 
ließ er sich doch von Danneberg dazu 
überreden, als stellvertretender Direktor 
in die Zentralsparkasse einzutreten. 

Danneberg war auch nicht ganz unbe­
teiligt daran, daß Breitner am 1 2. Febru­
ar 1 934 im Büro des Bürgermeisters ver­
haftet wurde und mehrere Wochen in 
Untersuchungshaft verbringen mußte. 
Die Strapazen der Untersuchungshaft 
brachten den Herzkranken fast um. 
Nach seiner Entlassung führte er das 
Leben eines staatlich überwachten Rent­
ners. 

Am 26. Februar 1 938 emigrierte Breit­
ner nach Florenz, floh im letzten Augen­
blick vor Hitlers Schergen nach Paris 
und durfte am 8. Juli in die USA einrei­
sen .  Am 24. Jul i  1 939 übersiedelte er 
nach Claremont in Kalifornien, wo er als 
Stipendiat an einem Manuskript über das 
Rote Wien arbeitete. Nach Auslaufen 
des Stipendiums versuchte er vergeb-
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lieh, sich eine neue Existenz aufzubau­
en. Fortan war er auf Gelegenheitsarbei­
ten und Zuwendungen von Freunden an­
gewiesen. Von Joseph Buttinger eingela­
den, beteil igte er sich, soweit das von 
seinem abgelegenen Wohnort aus mög­
lich war, an den Aktivitäten der sozialde­
mokratischen Österreichischen Emi­
granten. 

Am 1 0. September 1 945 erfuhr Breit­
ner von Pollak, daß Seitz ihm geschrie­
ben habe: ,,Wie gerne würden wir auch 
andere Genossen hier begrüßen, vor al­
lem aber den Breitner, der geradezu eine 
Notwendigkeit ist."1 Breitner schrieb dar­
aufhin an Seitz: " Ich will mich ganz klar 
aussprechen. Es liegt mir gänzlich ferne 
mich aufzudrängen . . . .  Ich bin voll von Ar­
beitsfreude. Die Hoffnung, zum Schlusse 
noch etwas im Dienst des Sozialismus 
leisten zu dürfen, wirkt verjüngend. "2 Am 
5. Dezember 1 945 erhielt Breitner ein 
Antwortschreiben von Renner, eine Ab­
sage in freundlichen Worten .  Breitner 
war alles andere als ein Einzelfall . Es 
gab nicht nur keinerlei Bemühungen, ver­
diente Österreicherinnen aus der Emi­
gration zurückzuholen, sondern es wur­
den auch denen, die von sich aus zu­
rückkehren wollten, alle erdenklichen 
Schwierigkeiten gemacht. 3 

Am 6. März 1 946 starb Hugo Breitner 
in seinem Haus in Claremont an Angina 
Pectoris. Im Sommer 1 950 gelang es 
seiner Frau Therese, selbst nach Wien 
zu kommen und dort zu erwirken, daß ihr 
die beiden Pensionsversorgungen nach 
Amerika überwiesen wurden. Sie über­
brachte die Asche Hugo Breitners. Diese 
hat man mit jener von Tandler und einer 
leeren Urne für den im KZ ums Leben ge­
kommenen Danneberg zu einem Grab­
denkmal im Urnenhain des Wiener Zen­
tralfriedhofes im Schloß Neugebäude 
vereinigt. 

Es ist das große Verdienst von Wolf­
gang Fritz, diese monumentale Biogra­
phie über jenen Menschen verfaßt zu ha­
ben, der der eigentliche Schöpfer des 
berühmten Roten Wien war, also jenes 
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umfassenden Systems von sozialen Lei­
stungen, das einmal von der l iberalen 
Neuen Freien Presse mit dem Hohnwort 
"Fürsorge-Inflation" bezeichnet wurde. 
Ohne seine geniale, energische und 
durch und durch sozialistische Finanzpo­
litik wäre jedoch weder der Bau von 
60.000 Wohnungen noch das weit aus­
greifende Sanitätswerk Julius Tandlers, 
noch das Erziehungswerk Glöckels, 
noch überhaupt die vielfältigen Errungen­
schaften unter Bürgermeister Seitz mög­
lich gewesen. 

Darüber hinaus gebührt auch dem Er­
hard Löcker-Verlag in Wien Anerken­
nung, daß er sich bereit erklärt hat, ein 
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nicht zeitgeistiges Thema aufzugreifen 
und zu verlegen. 

Josef Schmee 

Anmerkungen 

1 Zitiert in dem Brief an Ellenbogen vom 
24.9 . 1 945. 

2 Brief Breitners vom 4. Oktober 1 945. 
3 Eine rühmliche Ausnahme unter den Ver­

tretern des offiziellen Österreich bildete 
der Wiener Kulturstadtrat Viktor Matejka, 
der aktiv um die Rückholung von Emi­
granten bemüht war. Matejka hat auch 
noch in jüngerer Zeit auf die Bedeutung 
Hugo Breitners hingewiesen. 
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Zur langfristigen Entwicklung 

der Bevölkerung Wiens 

Rezension von: Andreas Weigl, 
Demographischer Wandel und 

Modemisierung in Wien, Pichler-Verlag, 

Wien 2000, 428 Seiten, öS 580. 

Die vorliegende Untersuchung, die als 
Habil itationsschrift an der Geisteswis­
senschaftl ichen Fakultät der Universität 
Wien eingereicht wurde, fühlt sich einem 
interdisziplinären Ansatz verbunden, 
weshalb versucht wurde, die historisch­
demographische Entwicklung Wiens vor 
allem unter Benützung bevölkerungs-, 
Wirtschafts- und sozialstatistischer wie 
auch medizinischer Quellen in ihrem 
komplexen Gesamtzusammenhang zu 
erfassen. Das Schwergewicht wurde da­
bei im Sinne eines historisch-demogra­
phischen Ansatzes auf quantitative Da­
ten gelegt. Das führte manchmal auch 
zu einer Vernachlässigung narrativer 
Elemente in der Darstel lung, also zu 
einer Verkürzung sozial- und mentali­
tätsgeschichtlicher Aspekte, die aber im 
Sinne einer notwendigen Beschränkung 
des Forschungsgegenstandes erforder­
lich war. 

Klammert man das nicht näher quan­
tifizierbare Bevölkerungswachstum in 
den Anfängen der Stadtwerdung Wiens 
einmal aus, so zerfällt die Wiener Bevöl­
kerungsentwicklung in drei Phasen: 
Eine erste Phase reicht vom 1 3. Jahr­
hundert bis etwa in die 1 820er Jahre und 
ist gekennzeichnet durch Wachstums­
raten, die im langjährigen Durchschnitt 
um etwa ein Prozent pendeln.  Große 
Schwankungen sind mit Sicherheit an­
zunehmen - etwa infolge von schweren 
Epidemien, jedoch mangels Unterlagen 
kaum zu quantifizieren. Lediglich der 
Bevölkerungsrückgang zu Beginn des 
1 9. Jahrhunderts in der Zeit der Napoleo­
nischen Kriege ist einigermaßen exakt 
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faßbar. Die zweite Phase, jene hohen 
Bevölkerungswachstums mit durch­
schnittlichen Wachstumsraten über zwei 
Prozent, setzte etwa ab den 1 820er Jah­
ren ein und war um die Wende zum 20. 
Jahrhundert abgeschlossen. Mit Ab­
schwächungen läßt sie sich bis zum 
Ende des Ersten Weltkrieges periodisie­
ren. Vom Ausmaß des Wachstums ist 
d iese Phase durchaus mit der gegen­
wärtigen Bevölkerungsentwicklung in der 
Dritten Welt zu vergleichen. Schließlich 
setzte nach 1 91 8  sehr abrupt eine bis in 
d ie Gegenwart reichende, dritte Phase 
mit moderaten Bevölkerungsgewinnen 
oder -verlusten ein, wobei im Fall von 
Wien die Bevölkerungsverluste überwo­
gen. ln absoluten Zahlen betrug die Be­
völkerung im heutigen Gemeindegebiet 
im Spätmittelalter vielleicht 30.000 Per­
sonen, am Ende der ersten Phase etwa 
350.000, 19 18  vielleicht 2,3 Millionen und 
nach den Ergebnissen der letzten Volks­
zählung 1 991 1 ,54 Millionen. 

Das Ende des Ersten Weltkrieges 
markiert eine weit über die rein quantita­
tive Dimension hinausgehende Zäsur in 
der Wiener Bevölkerungsentwicklung. 
Die Bevölkerung dervorindustriellen Ge­
sellschaft und während der Industriellen 
Revolution bis zur im ausgehenden 1 9. 
Jahrhundert einsetzenden Hochindu­
strialisierung war ungewöhnlich mobil 
gewesen. Diese hohe Fluktuation der 
Bevölkerung vor, während und nach der 
Industriellen Revolution verweist auf die 
Bedeutung des Subsistenzproblems für 
einen erheblichen Teil der städtischen 
Population bis in das frühe 20. Jahrhun­
dert. Dennoch wäre es eine unzulässige 
Simplifikation, so der Autor, den Zustrom 
von Migranten ausschließlich als Reak­
tion auf regionale Disparitäten zu verste­
hen. Bereits der Erste Weltkrieg, in dem 
die Wiener Bevölkerung trotz massiver 
Versorgungsengpässe nicht ab-, son­
dern bedingt durch die Zuwanderung aus 
den östl ichen Kriegsgebieten zunahm, 
kann als jene Periode angesehen wer­
den, in der sich die Abkoppelung der Mi-
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grationsintensität von der Konjunktur 
vollzog. 

ln dervorliegenden Untersuchung wird 
auch aufgezeigt, daß sich die Phasen 
ökonomischen und demographischen 
Wachstums keinesfalls vollständig 
deckten : So bewegte sich das Bevölke­
rungswachstum der Wiener "Manufaktur­
periode" nicht zuletzt aufgrund negativer 
Geburtenbilanzen noch durchwegs in 
vormodernen Dimensionen, und die Be­
völkerungsexplosion des 1 9. Jahrhun­
derts setzte zu einem Zeitpunkt ein, als 
die Phase der Proloindustrialisierung 
weitgehend abgeschlossen war und die 
Industrielle Revolution noch nicht begon­
nen hatte. 

Wie komplex der Zusammenhang 
zwischen ökonomischer und demogra­
phischer Entwicklung zu sehen ist, 
zeigte sich eindruckvoll am Mortalitäts­
und Ferti litätsverlauf in Wien. Den cha­
rakteristischen Mortal itätsspitzen der 
Vormoderne stand ein vergleichsweise 
niedriges, relativ konstantes Niveau der 
Fertilität gegenüber. Eine Konsumpti­
onsstadt wie Wien blieb angesichts stei­
gender Bevölkerungsdichte von Mortali­
tätskrisen in Form von Epidemien kei­
neswegs verschont. Durch klimatische 
Veränderungen oder kriegerische Ereig­
nisse verursachte Subsistenzkrisen der 
Bevölkerung blieben jedoch die Ausnah­
me von der Regel .  Deshalb waren die 
Zacken der Geburtenkurve wenig ausge­
prägt. Aus Mortalitätskrisen resultieren­
de Bevölkerungsverluste wurden durch 
Migration und nicht durch die Geburten­
bewegung kompensiert - und häufig 
mehr als das. ln epidemiefreien Jahren, 
das zeigt das Beispiel des Jahres 1 754 
ganz deutlich, konnte das vormoderne 
Mortalitäts- und Fertilitätsniveau in Wien 
so niedrig sein, daß es zumindest für 
einige Altersgruppen erst gegen Ende 
des 1 9. Jahrhunderts wieder unterschrit­
ten wurde. 

ln der Wiener "Manufakturperiode" 
kam es zu einem gravierenden Anstieg 
des Mortalitäts- und Ferti litätsniveaus. 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Die großen Verlierer von Protoindustriali­
sierung und Industrieller Revolution wa­
ren insbesondere zwei Personengruppen 
innerhalb der städtischen Unterschich­
ten: Säuglinge und Kleinkinder, vor allem 
bei unehelicher Geburt auf der einen , Ju­
gendliche im Alter von 1 5-20 Jahren auf 
der anderen Seite. Der große "Killer" der 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
wurde die bereits endemisch auftretende 
Tuberkulose, die nicht von ungefähr mit 
dem zweifelhaften "Ehrentitel" "morbus 
viennensis" versehen wurde. 

Erst in den 1 860er Jahren setzte, von 
ungewöhnlich hohem Ausgangsniveau, 
ein alle Altersgruppen erfassender Mor­
talitätsrückgang ein , der sich in der Fol­
ge erstaunl ich gleichmäßig - über das 
Ende der Transitionen hinaus - bis in die 
Gegenwart fortgesetzt hat. Das Ausmaß 
dieses Rückganges wurde zunächst vor 
allem durch eine Revolution von oben, 
d ie erste sanitäre Revolution, bestimmt. 
Mit dieser sanitären Revolution eng ver­
bunden war der Bau der Ersten Hoch­
quellenwasserleitung und die Moderni­
sierung der Kanalisation . Erst gegen die 
Jahrhundertwende zu schufen zwei tech­
nologische Revolutionen, die der Bakte­
riologie und die sogenannte "Abtrei­
bungsrevolution", die Basis für eine en­
dogene Modernisierung der Sterblich­
keits- und Ferti litätsverhältnisse. Der 
späte Erfolg der Modernisierung in Form 
des kontinuierlichen Mortalitätsrück­
gangs ab der zweiten Hälfte des 1 9. 
Jahrhunderts sollte jedoch den schweren 
Rückschlag, den die Industrielle Revolu­
tion für die Subsistenzbedingungen 
eines erheblichen Teils der Wiener Bevöl­
kerung bedeutete, nicht vergessen ma­
chen. 

Die weit zurückreichenden Wurzeln 
der demographischen Transformation 
belegen auch im Fall von Wien schich­
tenspezifische und auf einzelne kulturel­
le Milieus bezogene Mortal itäts- und 
Fertilitätsunterschiede. Es hat den An­
schein, so der Autor, daß dabei Mortali­
tätsdifferentiale, sieht man von Findelkin-
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dern und dem sogenannten "Lumpen­
proletariat" einmal ab, bis zur Mitte des 
1 9. Jahrhunderts möglicherweise eine 
geringere Rolle gespielt haben als unter­
schiedliche Fertilitätsniveaus innerhalb 
der städtischen Gesellschaft. Überra­
schenderweise waren sie auch innerhalb 
der städtischen Ober- und Mittelschicht 
ausgeprägt. So bestand etwa um 1 850 
ein beträchtlicher Unterschied zwischen 
den besonders niedrigen ehelichen Fer­
tilitätsniveaus des Luxushandwerks und 
der feudal-bürokratischen Oberschicht. 
Hingegen verweisen etwa die Mortali­
tätsstatistiken der ersten Choleraepide­
mie auf verhältnismäßig geringfügige 
Ausprägungen der sozialen Ungleichheit 
vor dem Tod. Eine wesentliche Erklärung 
für die ausgeprägten vortransitorischen 
Fertilitätsdifferentiale Wiens liefert aber 
ohne Zweifel d ie hohe Bedeutung ge­
wohnheitsrechtl icher Zölibate in Teilen 
der städtischen Unterschicht in der vor­
und frühindustriellen Gesellschaft. Ganz 
im Gegensatz etwa zu englischen Me­
tropolen, in denen traditionelle Produkti­
onsverhältnisse keinen wesentl ichen 
Einfluß auf das Heiratsverhalten hatten, 
besaßen die im mitteleuropäischen 
städtischen Gewerbe tradierten genera­
tiven Verhaltensweisen eine bis in die 
Phase der Industriellen Revolution rei­
chende Persistenz. 

Die Bedeutung des Revolutionsjahres 
1 848 als Initialzündung für einen langsa­
men, aber kontinuierlichen Fertilitäts­
rückgang in der zweiten Hälfte des 1 9. 
Jahrhunderts wird durch das Absinken 
schichtspezifischer Fertil itätsraten in 
diesem Zeitraum untermauert. Erst im 
ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts 
zog die Fertil ität im Zuge des "Gebär­
streiks" rasant nach. ln den 1 920er und 
frühen 1 930er Jahren war in Wien der de­
mographische Übergang vollzogen. Was 
in der Geburtendepression der 1 930er 
Jahre ablief, war wohl eine Form der de­
mographischen Überreaktion auf die 
Wirtschaftskrise. N iemals zuvor und da­
nach wurde ein derartig niedriges Fertili-
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tätsniveau in Wien oder anderswo er­
reicht. Zum Vergleich: selbst in den 
1 970er Jahren schwankte die Nettere­
produktionsrate in Wien um 0,60, 1 934 
lag sie bei 0,26. 

Generell liefert der Ablauf der Fertili­
tätstransition in unterschiedlichen kultu­
rellen Mil ieus ein eindrucksvolles Bei­
spiel der Komplexität der Wirkungen von 
Modernisierungsprozessen im städti­
schen Umfeld. So drangen offensichtlich 
schon sehr früh generative Verhaltens­
weisen in weite Teile der städtischen Be­
völkerung ein, d ie von der prinzipiellen 
Planbarkeit von Lebensläufen, von der 
Notwendigkeit der Limitierung der Fami­
liengröße ausgingen. Sie konnten sich 
auf ein generell antinatalistischen Zug 
der Verfassung des mitteleuropäischen 
Handwerks und Gewerbes stützen. Par­
allel dazu verharrte in Teilen des städti­
schen Proletariats die Fertiliät bis in das 
frühe 20. Jahrhundert ungewöhnlich lan­
ge auf einem vormodernen Niveau. Beide 
Verhaltensweisen lassen sich assoziativ 
mit der Metropolenbildung im 1 9. und frü­
hen 20. Jahrhundert in Verbindung brin­
gen, mit dem Aufstieg des Großbürger­
tums und der Facharbeiterschaft ebenso 
wie mit der Zerstörerischen Wirkung des 
Industrialisierungsprozesses auf die Le­
bensbedingungen von Teilen der städti­
schen Arbeiterschaft. 

Der Autor weist auch darauf hin, daß 
sich gerade anhand der demographi­
schen Entwicklung jene Symptome einer 
Verbürgerl ichung der Welt feststellen 
lassen, die den neuzeitl ichen Moderni­
sierungsprozeß seit seinen Anfängen 
wesentlich bestimmt haben, wobei die­
ser Prozeß unzweifelhaft nach 1 945 sei­
ne Höhepunkt erlebt hat. Gleichzeitig 
werden auch die Brüche des Verbürger­
lichungsprozesses sichtbar. Am Beispiel 
Wien fanden diese Brüche ihre demo­
graphische Entsprechung in der Gebur­
tendepression der 1 970er und frühen 
1 980er Jahre, aber auch in dem Trend 
zum Singlehaushalt Mittlerweile sind 
über 40 Prozent der Wiener Haushalte 
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Singlehaushalte. Aber auch der kleine 
"Babyboom" der 1 980er Jahre und die 
Migrationswelle in Folge des Zusam­
menbruchs der osteuropäischen Plan­
wirtschaften zeigen d ie Instabilität der 
posttransitorischen Phase "langsame­
ren Wandels". Darüber hinaus weist der 
Autor darauf hin,  daß die ökologische 
Bedrohung nicht zu unterschätzen ist, 
denn in allen Industrieländern stellt sich 
d ie Frage, ob sie nicht in eine demogra­
phische Falle, die Einkommans-/Bedürf­
nisfalle geraten könnten. Steigende Ein­
kommen und Bedürfnisse erhöhen in 
entwickelten Industriegesellschaften 
den Druck auf Ökosysteme, was mittel-

Wirtschaft und Gesellschaft 

und langfristig zu einem Sinken des Le­
bensstandards und zu einem Anstieg 
der Mortalität führen könnte. 

Mit diesem Kommentarband zu den 
demographischen Karten des "Histori­
schen Atlas von Wien" legt Andreas 
Weigl die erste grundlegende und den 
Zeitraum vom Spätmittelalter bis ins 20. 
Jahrhundert umfassende Bevölkerungs­
geschichte der Donaumetropole vor. 
Zahlreiche Tabellen machen darüber hin­
aus den Band zu einem unentbehrlichen 
Nachschlagewerk für den an der Wiener 
Geschichte interessierten Leser. 

Josef Schmee 
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Der lange Weg zu Freiheit und 

Demokratie: Ungarn und 

Kroatien 

Rezension von: Laszl6 Kontler, 
Millenium in Central Europe. A History 
of Hungary, Atlantisz Publishing House, 

Budapest 1 999, 537 Seiten; Ludwig 

Steindorff, Kroatien. Vom Mittelalter bis 
zur Gegenwart, Verlag Friedrich Pustet, 

Regensburg, und Südosteuropa-

Gesellschaft, München 200 1 ,  260 Seiten, 

öS 364. 

Die Osterweiterung der EU ist derzeit 
eines der meistdiskutierten politischen 
Themen in Österreich und wird vermut­
lich bei der nächsten Nationalratswahl 
eine entscheidende Rolle spielen. Die 
gegenwärtigen Entwicklungen in den ost­
mitteleuropäischen Ländern werden nur 
vor dem Hintergrund der jeweiligen histo­
rischen Erfahrungen verständlich. Zwei 
Neuerscheinungen bieten Interessierten 
diese Hintergrundinformationen über Un­
garn bzw. Kroatien. 

Im Rahmen der mittlerweile bereits 
sehr umfangreichen Reihe ,Ost- und 
Südosteuropa. Geschichte der Länder 
und Völker' des Verlags Friedrich Pustet 
und der Südosteuropa-Gesellschaft 
München gibt Ludwig Steindorff, Profes­
sor für Osteuropäische Geschichte an 
der Universität Kiel , eine Einführung in 
die historische Entwicklung Kroatiens. 1 

Laszl6 Kontler, Professor an der Cen­
tral European University und an der Eöt­
vös Lorand Universität in Budapest, ver­
faßte seine ungarische Geschichte aus­
drücklich für nicht-ungarische Leserinnen 
ohne spezielle Vorkenntnisse. Das 
Werk beruht auf Vorlesungen, die der 
Autor, damals Assistent des berühmten 
Peter Hanak, in den Jahren 1 985-95 vor 
nordamerikanischen und westeuropäi­
schen Studenten in Budapest und in den 
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USA hielt. Vorweggenommen sei, daß 
hier von der in der ungarischen (und süd­
osteuropäischen) Historiographie nicht 
selten anzutreffenden Neigung, Darstel­
lungen und Wertungen im Kontext einer 
politischen Absicht vorzunehmen, nicht 
die geringste Spur vorhanden isF 

Anhand der beiden vorliegenden Bän­
de läßt sich der lange, rückschlags- und 
opferreiche Weg der Bevölkerungen der 
beiden Länder zu Wiedererlangung natio­
naler Selbstbestimmung und Demokra­
tie verfolgen. 

Die Revolution 1848/49 

Ungarns erstes demokratisches Ex­
periment erfolgte 1 848/49, ermöglicht 
durch die revolutionären Entwicklungen 
in Wien, in Deutschland und Italien, 
welche den Wiener Hofvorübergehend 
schwächten. Am 1 5. März 1 848 griff die 
Revolution auf Pest, das intellektuelle 
Zentrum Ungarns, über. Unter dem Ein­
druck der mobilisierten Massen stimm­
te König Ferdinand zwei Tage später der 
Ernennung Batthyanys zum ersten ver­
antwortlichen Ministerpräsidenten Un­
garns zu. Geradezu paradox mutet an, 
daß d ie 31 sog. ,Aprilgesetze', welche 
dem Land eine grundlegende soziale 
und wirtschaftliche Umgestaltung brin­
gen sollten, individuelle Grundrechte 
festlegten sowie pol itische Institutionen 
nach dem Muster der bürgerlichen par­
lamentarischen Monarchien (Vorbild 
Belgien) schufen und das Verhältnis 
Ungarns zur Habsburgermonarchie neu 
regelten, vom letzten feudalen Landtag, 
der noch in Preßburg zusammengetre­
ten war, vorbereitet wurden. Diese adli­
ge Standesvertretung kodifizierte inner­
halb von wenigen Wochen das in den 
dreißiger und vierziger Jahren ausgear­
beitete Programm einer ganzen Gene­
ration von Reformern. Angesichts der 
Umstände hatte der Hof in Wien gar kei­
ne andere Wahl ,  als die Gesetzesarti­
kel in der vorgelegten Fassung zu ak­
zeptieren. 
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Ungarn wurde solcherart zu einer erb­
lichen konstitutionellen Monarchie. Die 
Regierung warverantwortlich gegenüber 
einer Legislative aus zwei Kammern, 
wobei das Abgeordnetenhaus alle drei 
Jahre gewählt werden sollte, und zwar 
auf der Grundlage eines für die damali­
ge Zeit l iberalen Zensuswahlrechts für 
Männer, welches immerhin rund 7-9% 
der Bevölkerung das Stimmrecht ermög­
lichte. 

Im Juni 1 848 wurden die Wahlen nach 
dem neuen Modus abgehalten, und im 
Jul i trat das Parlament zusammen. Doch 
das erste demokratische Experiment 
Ungarns währte nicht lange. Die Konso­
lidierung der Verhältnisse in Österreich 
und in Oberitalien veranlaßte den Wiener 
Hof im September zu einem gewaltsa­
men Vorgehen gegen Ungarn. Im Unab­
hängigkeitskrieg erzielten die ungari­
schen Streitkräfte zwar viele und uner­
wartete Erfolge, aberdem Eingreifen rus­
sischer Truppen waren sie nicht gewach­
sen. Der Kapitulation im August 1 849 
folgte eine Welle der blutigen Repressi­
on, welche eines der dunkelsten Kapitel 
der Geschichte der österreichisch-unga­
rischen Beziehungen darstellt. 

Die ungarische Revolution 1 848/49 
scheiterte aber nicht nur an der ungünsti­
gen europäischen Konstellation. Auch 
innere Versäumnisse und Widersprüche 
trugen dazu bei: Die Enttäuschung der 
Bauern über die Ausgestaltung der Bo­
denreform und die Erbitterung der natio­
nalen Minderheiten über die Mißachtung 
ihrer Ansprüche schwächten die Abwehr­
kraft des Landes wesentl ich. 

Was von den revolutionären Errungen­
schaften auch vom nachfolgenden neo­
absolutistischen Österreichischen Re­
gime beibehalten wurde, waren die so­
zialen und ökonomischen Reformen. Die 
Umstände der Bauernbefreiung al ler­
dings begünstigten den Fortbestand der 
überkommenen sozialen Hierarchie in 
der ländlichen Gesellschaft Ungarns, an 
deren Spitze wenige Hundert Aristokra­
tenfamilien standen. 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Das politische System im 

Dualismus 

Die Niederlage gegen Preußen 1 866 
veranlaßte den Wiener Hof, die neoabso­
lutistische, zentralistische Herrschaft 
über Ungarn zu beenden. Der Ausgleich 
von 1 867 beruhte auf der I nteressenge­
meinschaft der herrschenden Schichten 
in Österreich und in Ungarn. Ersteren er­
schien er nach dem Verlust jeglichen 
Einflusses auf die Entwicklungen in 
Deutschland als einziger Weg, den 
Großmachtstatus zu erhalten. Letzteren 
ermöglichte er die Bewahrung der Vor­
herrschaft in den historischen Grenzen 
der Länder der Stephanskrone und die 
Teilnahme am Großmachtstatus. 

Nach österreichischer Lesart und de 
facto war der Ausgleich eine Realunion , 
ein Vertrag zwischen zwei in wesentli­
chen Aspekten - aber keineswegs in al­
len - unabhängigen Staaten. Nach der 
ungarischen Interpretation des Aus­
gleichs handelte es sich um eine Perso­
nalunion, und Außenpolitik, Militärwesen 
und die Finanzierung dieser Aufgaben 
waren aus dieser Sicht gemeinsame An­
gelegenheiten zweiersouveräner verbün­
deter Staaten. Tatsächlich aberwar auch 
die interne Souveränität Ungarns einge­
schränkt: Der Herrscher hatte erstens 
das Recht der Vorsanktionierung: Geset­
zesvorlagen bedurften seiner Zustim­
mung, bevor sie in den Reichtag einge­
bracht wurden. Zweitens bildete der 
Herrscher die letzte Instanz in Streitfäl­
len zwischen den beiden Regierungen. 
Und drittens gab die Verfassung dem 
Herrscher die Option,  durch Notstands­
verordnungen zu regieren. 

Zwischen 1 867 und 1 91 8  war Ungarn 
eine konstitutionelle Monarchie mit ei­
nem, wenn auch stark eingeschränkten, 
repräsentativen Regierungssystem. 
Nach den Jahren des Neoabsolutismus 
erhielt das Land wieder eine eigene Re­
gierung, die dem eigenen Parlament, 
dem aus zwei Kammern bestehenden 
Reichstag, verantwortlich war. 1 869 wur-
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den Verwaltung und Rechtsprechung ge­
trennt und eine unabhängige richterliche 
Gewalt etabliert. 

Im Gegensatz zu Österreich bildete 
Ungarn eine staatsrechtliche Einheit, le­
digl ich Kroatien erhielt durch den unga­
risch-kroatischen Ausgleich von 1 868 
eine begrenzte Autonomie. 

Aufbauend auf den Reformen des Jah­
res 1 848 und des Ausgleichs (Zollunion 
mit Österreich! ), entwickelte sich die un­
garische Wirtschaft dynamisch, insbe­
sondere in den Gründerzeiten 1 867-73 
und 1 896-1 9 13: " . . .  Hungary was trans­
formed by a somewhat belated industri­
al revolution from an underdeveloped 
agrarian country into a relatively rapidly 
developing agrarian-industrial one." (S. 
303) 

Diese wirtschaftlichen Erfolge kontra­
stieren in auffallender Weise mit der Ver­
knöcherung der sozialen und politischen 
Strukturen und Institutionen: Die politi­
sche Macht blieb in den Händen der tra­
d itionellen El ite (Magnaten und Groß­
grundbesitzer aus dem mittleren Adel), in 
die aufsteigende Schichten wie das 
Großbürgertum (industrielle Großunter­
nehmer, Bankiers, Großhändler)Aufnah­
me fanden.3 Und diese Machtträger, de­
ren Hauptinteresse der Aufrechterhal­
tung des Status qua galt, verstanden es, 
demokratische, soziale und minderhei­
tenfreundliche Reformen zu verhindern. 

Von 1 867 bis 1 875 wurde die Regie­
rung von der bürgerlich-liberalen Deak­
Partei4 getragen. Konflikte mit dem an 
feudalen Relikten festhaltenden Adel und 
die Wirtschaftskrise ab 1 873 führten 
zum Zerfall d ieser Gruppierung. 1 875 fu­
sionierten die Deak-Partei und das Links­
zentrum zur Liberalen Partei , welche in 
den folgenden drei Jahrzehnten die Re­
gierungspartei bildete und das politische 
Geschehen dominierte. Führende Per­
sönlichkeit der Liberalen war Kaiman 
Tisza, der 1 875-90 das Amt des Mini­
sterpräsidenten ausübte. 

Unterstützung hatte die Liberale Partei 
von all jenen Schichten, die durchgreifen-
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de soziale und demokratische Reformen 
ablehnten. Demgemäß vertrat die Libera­
le Partei l iberale Positionen nur im Hin­
blick auf unternahmarische Freiheiten 
sowie - später- auf die Säkularisierung 
der öffentlichen Sphäre, befürwortete 
aber erzkonservative Standpunkte in der 
sozialen und in der Bauernfrage5 sowie 
in der Nationalitätenpolitik. 

Die langfristige politische Dominanz 
sicherte sich die Liberale Partei, indem 
sie sich Reichstag und Verwaltung gefü­
gig machte, Patronaga auf allen Ebenen 
im großen Stil betrieb und gegen den 
zwangsläufig außerparlamentarischen 
Widerstand von Arbeiterschaft und natio­
nalen Minderheiten mit antidemokrati­
schen Gesetzen und Gewalt vorging. 

Das wichtigste Instrument zur Beein­
flussung der Zusammensetzung der Le­
gislative war die Gestaltung des Wahl­
rechts. "Es war ein Zensuswahlrecht, bei 
dem nur etwa 6% der Bevölkerung wahl­
berechtigt waren und das die mittellosen 
Bauern, die Arbeiterschaft, das Gesinde 
und das Kleinbürgertum ausschloß. Die 
Einteilung der Wahlkreise und die Fest­
legung einer notwendigen Anzahl von 
Stimmberechtigten pro Abgeordnetem 
taten ein übriges. Nicht zuletzt machten 
sich Tisza und die regierende Liberale 
Partei das Parlament durch Korruption,  
Drohungen und Fälschungen von Wahl­
ergebnissen gefügig. "6 Den Verwal­
tungsapparat besetzte Tisza mit seinen 
Anhängern und mit Angehörigen der 
Gentry, die ihrer Güter verlustig gegan­
gen oder verarmt waren. 

Da sich die Magyaren, was die Bevöl­
kerungszahl betrifft, in der Minderheit be­
fanden (1 880 44,9%), richteten sich 
Wahlrecht, Wahlkreiseinteilung, Mani­
pulationen und Einschüchterungsmaß­
nahmen mit besonderer Schärfe gegen 
die Nationalitäten. Das 1 868, also noch 
in der Ara der Deak-Partei ,  beschlosse­
ne Nationalitätengesetz war zwar in der 
Garantie individueller Rechte liberal, ver­
weigerte aberden Minderheiten (mit Aus­
nahme der Kroaten) kollektive Rechte 
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und politische I nstitutionen. Ab den 
1 880er Jahren forcierte die Regierung die 
Magyarisierungspolitik, und viele Be­
stimmungen des Gesetzes wurden ein­
fach ignoriert. Die National itätenfrage 
wurde auch als politisches Instrument 
gegen soziale Reformen und Forderun­
gen nach Demokratisierung eingesetzt, 
denn Zugeständnisse in diesen Berei­
chen hätten die magyarische Vorherr­
schaft gefährdet. "The nationalities, who 
made up about half of the population, 
were in practice squeezed out of its poli­
tical life, having only 5 per cent represen­
tation in parliament, and 1 0  per cent in 
the state administrative apparatus."7 

Unter diesem politischen System ver­
mochte die Aristokratie ihre führende 
Position im Parlament, in den Gerichten, 
im diplomatischen Korps, in der Armee 
und in den politischen Parteien zu be­
wahren: Magnaten stellten in der Zeit 
des Dualismus im Oberhaus achtzig 
Prozent und im Unterhaus fünfzehn Pro­
zent der Mitglieder, zehn von sechzehn 
Ministerpräsidenten und ein Drittel der 
Minister. 

1 890 endete die Ära Tisza, und dieser 
Rücktritt stürzte das Land in eine dauer­
hafte politische Krise. Die tiefere Ursa­
che dieser Krise waren neue Interessen­
konstel lationen, die sich aus der wirt­
schaftlichen Dynamik ergeben hatten. 
Die aufstrebenden Unternehmerwaren in 
die herrschende El ite aufgerückt, und 
ihre Interessen kollidierten aufwichtigen 
Politikfeldern mit jenen der Großgrund­
besitzer. Wie in allen anderen zentral­
und osteuropäischen Ländern forderten 
letztere Protektion für die Landwirtschaft 
und lehnten jede die Industrialisierung 
begünstigende Liberalisierung der Wirt­
schaftspolitik ab. 

Die Liberale Partei verstand es, weiter­
hin an der Macht zu bleiben: erstens 
durch die geschickte Spaltung der Op­
position, zweitens durch die den magya­
rischen Nationalismus verstärkende Auf­
wertung zweitrangiger Prestigefragen 
(Wehrgesetz, Befehlssprache), und drit-
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tens durch massivere Manipulationen 
denn je. Führende Persönlichkeit der Li­
beralen Partei war lstvan Tisza (Minister­
präsident 1 903-05 und 1 91 3-1 7), ein Po­
litiker, der starr an der bestehenden Ord­
nung festhielt und Reformen von vornher­
ein ablehnte. 

Die vorübergehende Übernahme der 
Regierung durch eine oppositionelle Ko­
alition (1906-10), geführt durch die Unab­
hängigkeitspartei ,  brachte keine politi­
sche Wende mit sich , denn diese Par­
teien waren durch einen Pakt mit dem 
König gebunden und vertraten keine sub­
stantiell anderen Inhalte als die frühere 
Regierung. 

Zur neuen Regierungspartei wurde da­
nach die aus der Liberalen Partei hervor­
gegangene Nationale Arbeitspartei ,  wie 
ihre Vorgängerin ein Sammelbecken von 
Gruppierungen, welche jegliche Demo­
kratisierung ablehnten: lstvan Tisza ge­
lang es, in dieser Partei ,  die sich der Ver­
teidigung des Status quo verschrieb, 
Großgrundbesitzer und führende Unter­
nehmer zusammenzuführen. "His tradi­
tional ism, the paternalistic and aristocra­
tic brand of liberalism he inherited from 
his father led him to turn his recognitions 
to ,disciplining' the historic classes and 
awakening them to an awareness of 
where their true interests lay: in the con­
solidation of dualism." (S. 295) 

Die magyarische führende Klasse war 
somit in der Zeit des Dualismus des öfte­
ren in sekundären politischen Fragen 
gespalten, aber in der Verteidigung so­
zialer Privilegien geeinigt. "Der Status 
quo dauerte mit geringen Änderungen 
an, bis sich im Herbst 1 91 8  eine echt re­
volutionäre Lage ergab."8 

Die Revolution im Herbst 1918 

Die militärische Niederlage der Monar­
chie und ihre Auflösung boten Ungarn im 
Herbst 1 9 1 8  die zweite Chance einer 
grundlegenden demokratischen und so­
zialen Umgestaltung: "The situation held 
out the promise of overhauling those 
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ossified social and political structures 
and institutions that bare some of the re­
sponsibility for the disaster of dissoluti­
on." (S. 324) 

Mitte Oktober 1 9 1 8  war das Land, so­
weit es nicht von fremden Truppen be­
setzt war, in einer revolutionären Situati­
on. Am 1 6. 1  0. erklärte die Regierung 
Wekerle die Aufhebung der Realunion. 
Acht Tage später konstituierte sich ein 
Nationalrat aus bürgerlichen Oppositio­
nellen und Sozialdemokraten. Im Zuge 
der sog. Astern-Revolution während der 
Nacht vom 30. auf den 31 . 1  0. übernahm 
dieser die Regierungsgewalt vom letzten 
königlich ernannten Kabinett. Die neue 
Regierung wurde geführt von Mihaly Ka­
roly, dem Vorsitzenden der Unabhängig­
keits- und 48er Partei .  Vertreten in ihr 
waren neben dieser Gruppierung die Bür­
gerlich-Radikale Partei Oszkar Jaszis, 
die Sozialdemokraten und Parteilose. 
Ihre gesellschaftliche Basis hatte die 
Regierung Karoly in einem kleinen Teil 
von Aristokratie, Adel und Bürgertum,  in 
der Facharbeiterschaft und in den Ge­
werkschaften. 

Ob der Größenordnungen der Proble­
me und Vorhaben stand die neue Regie­
rung vor einer letztlich unlösbaren Aufga­
be. Sie trat mit dem Ziel an, das Ver­
mächtnis der 1 848er Revolution einzulö­
sen. Demgemäß beinhaltete ihr Pro­
gramm die Änderung der Staatsform, 
Demokratisierung, soziale Reformen und 
Übereinkommen mit den nationalen Min­
derheiten unter Wahrung der alten Gren­
zen. Nach dem Rücktritt König Karls 
wurde am 1 6 . 1 1 .  die Republik prokla­
miert. Das am 23. 1 1 .  erlassene Wahl­
rechtsgesetz sah allgemeines, gehei­
mes, für Frauen allerdings nach wie vor 
eingeschränktes Wahlrecht vor. 

Gleichzeitig hatte sie sich mit der ka­
tastrophalen wirtschaftl ichen, sozialen 
und außenpolitischen Lage auseinan­
derzusetzen und auf diesen Gebieten 
improvisierte Sofort- und Notmaßnah­
men zu setzen bzw. diplomatische Initia­
tiven zu ergreifen: 
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Die akute wirtschaftl iche und soziale 
Krise war gekennzeichnet durch einen 
erheblichen Mangel an Lebensmitteln, 
Heizmaterial und Rohstoffen für die Indu­
strie, durch den weitgehenden Zusam­
menbruch des Eisenbahnverkehrs, hohe 
Arbeitslosigkeit - nicht zuletzt aufgrund 
der Demobilisierung des Heeres - und 
Flüchtlingsströme aus Oberungarn und 
Siebenbürgen. Die Regierung antwortete 
mit ad hoc-Maßnahmen, aber auch mit 
grundlegenden Reformen: Einführung der 
Invaliditäts- und Pensionsversicherung 
für Arbeiter, Achtstundentag, Steuerre­
form mit starker Anhebung der Einkom­
men- und Vermögensteuer. 

Weder die einen noch die anderen ver­
mochten kurzfristig an der Notlage Hun­
derttausenderviel zu ändem. Angesichts 
von Hunger und Elend, fortschreitender 
Geldentwertung, wirtschaftlicher Depres­
sion, ausländischer Besetzung, Abfall 
weiter Landesteile und nationaler Demü­
tigung stieg die Unzufriedenheit breiter 
Massen. Auf dem Lande forderten die 
Kleinbauern und Landarbeiter die rasche 
Enteignung der Latifundisten. (Die Bo­
denreform vom 1 5.2. 19 19  gelangte nicht 
mehr zur Durchführung. )  Die sozialen 
und politischen Verhältnisse polarisier­
ten sich zunehmend. Die Regierung ge­
riet unter Druck sowohl von rechts, von 
seiten der konservativen Großgrundbe­
sitzer, aber auch von seiten radikaler, an­
tisemitischer Nationalisten , wie von 
links, von den erstarkenden Kommuni­
sten. 

Was den zweiten demokratischen 
Versuch letztlich scheitern ließ, waren 
allerdings nicht die sozialen Fragen, 
sondern die außenpolitischen Entwick­
lungen: Große Teile des Landes waren 
besetzt durch Truppen der Entente und 
der Nachbarstaaten. Die vorbildlichen 
Nationalitätengesetze kamen viel zu 
spät, konnten den Abfall der Minderhei­
ten nicht verhindern. Die militärische Be­
setzung nahm die Regelungen des spä­
teren Friedensvertrags von Trianon prak­
tisch vorweg. Auch wenn das in Ungarn 



27.  Jahrgang (200 1 ), Heft 3 

niemand wahrhaben wollte: Die alten 
Grenzen waren nicht zu retten, der Ver­
lust von zwei Dritteln des Territoriums 
nicht abzuwenden. 

Mit dem Ultimatum der Pariser Frie­
denskonferenz vom 20.3. 1 9 1 9  platzten 
die letzten I llusionen der Regierung, die 
auf das Wohlwollen der Entente gegen­
über einem demokratisch erneuerten 
Ungarn gesetzt hatte. Sie lehnte die ent­
haltene, noch wesentlich ungünstigere 
Demarkationslinie in Siebenbürgen ab 
und trat zurück. Einen Tag später rief der 
Revolutionäre Regierende Rat die Räte­
republik aus. 

Die internationale Nachkriegsordnung 
trug somit nicht nur zum Ende des de­
mokratischen Experiments von 1 9 1 8/19, 
sondern auch zum Fortbestand der 
überkommenen sozio-ökonomischen 
Strukturen Ungarns bis 1 945 bei . Das 
Horthy-Regime etablierte ein autoritäres 
politisches System, in dem sich Merk­
male eines konservativ-reaktionären bür­
gerlichen Staates mit diktatorischen und 
zeitweilig auch einigen faschistischen 
Elementen verbanden. Seine Rechts­
staatlichkeit war überwiegend formal und 
äußerlich, das Parlament besaß faktisch 
keine Macht. Das Regime beruhte auf 
einem Bündnis der Großgrundbesitzer, 
der Gentry und eines Teils des Bürger­
tums, insbesondere der Offiziere und Be­
amten. Infolgedessen blieben die sozia­
len Privilegien dieser Schichten gewahrt. 

Demokratisches Zwischenspiel 

1945-47 

Die anachronistische, semifeudale so­
ziale und politische Ordnung Ungarns, 
die durch den Ersten Weltkrieg erschüt­
tert worden war, brach in der Endphase 
des Zweiten Weltkriegs endgültig zu­
sammen. 

Während im Westen des Landes noch 
schwere Kämpfe stattfanden, gründeten 
bürgerliche Demokraten, Sozialdemo­
kraten und Kommunisten unter dem 
Schutz sowjetischer Truppen in Szeged 
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Anfang Dezember 1 944 die Ungarische 
Nationale Unabhängigkeitsfront Mitglie­
der einer überwiegend von diesen Partei­
en ernannten Provisorischen National­
versammlung bi ldeten am 21 ./22. 1 2. 
eine Provisorische Regierung. Die 
Kampfhandlungen endeten Mitte April 
1 945. Das ganze Land war von der Roten 
Armee besetzt, die Alliierte Kontrollkom­
mission stand unter sowjetischer Füh­
rung. 

Zur stärksten politischen Kraft neben 
den Kommunisten, welche die Unter­
stützung der Besatzer besaßen, entwik­
kelte sich die Partei der Kleinen Landwir­
te. Sie stand für Privateigentum, Boden­
reform sowie eine bürgerlich-bäuerliche 
Demokratie und fand Unterstützung bei 
der Mehrheit der bäuerlichen Bevölke­
rung, beim Bürgertum und beim Klerus. 

Die Kommunisten hatten allerdings 
schon in der Provisorischen Nationalre­
gierung Schlüsselpositionen inne, näm­
lich das Innen- und das Agrarressort. 
Die im März 1 945 dekretierte Bodenre­
form beruhte daher nicht auf dem Kon­
zept der Kleinlandwirtepartei, sondern 
verwirklichte jenes des kommunisti­
schen Landwirtschaftsministers lmre 
Nagy. Sie bewirkte die Enteignung des 
Großgrundbesitzes (im Umfang von ca. 
35% der agrarischen Nutzfläche) und 
übertrug rund 60% des enteigneten Bo­
dens an Einzelpersonen sowie 40% an 
staatliche und kollektive Eigentümer. 
"Die Reform besaß das Ausmaß einer 
Agrarrevolution. Die Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung auf dem Lande 
wurde von Grund auf umgestaltet. "9 Do­
minant war danach - von den Kommuni­
sten sicherlich im Hinblick auf die später 
geplante Kollektivierung beabsichtigt -
der ökonomisch völlig ineffiziente Klein­
und Kleinstbesitz. 

Bei den Wahlen zur Nationalversamm­
lung am 4. 1 1 . 1 945, die unterweitgehend 
fairen Bedingungen für alle abl iefen, fan­
den die Wählerinnen somit klare Alterna­
tiven vor. Zur Überraschung der siegessi­
cheren Kommunisten erhielt die Partei 
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der Kleinen Landwirte die absolute Mehr­
heit (57%). Dies stellte eine eindeutige 
Richtungsentscheidung von über 90% 
der Wahlberechtigten für parlamentari­
sche Demokratie, Marktwirtschaft, Pri­
vateigentum und selektive Verstaatli­
chungen dar. Nach der Ausrufung der 
Republik am 1 .2. 1 946 wurde Zoltan Tildy 
zum Präsidenten gewählt und Ferenc 
Nagy (beide von der Kleinlandwirtepartei) 
zum Ministerpräsidenten ernannt. Auch 
in dieser Koalitionsregierung behielten 
die Kommunisten aber das Innenressort 
(Minister Laszl6 Rajk)! 

Mit dem Beginn des Kalten Krieges 
legte die Sowjetunion die bis dahin geüb­
te Zurückhaltung in Ungarn ab, und die 
Kommunisten verschärften die innenpo­
litische Konfrontation. Die Nationale Un­
abhängigkeitsfront zerbrach, Kommuni­
sten, linke Sozialdemokraten und ande­
re gründeten im März 1 946 den Links­
block. Die anhaltende Besetzung des 
Landes durch die Rote Armee erwies 
sich als entscheidend für die weitere 
Entwicklung: "That presence was the di­
stinctive force that led to the elimination 
of political pluralism, the introduction of 
economic planning, a total change of the 
elite and excessive egalitarianism, and 
the hegemony of the Marxist-Leninist 
ideology in the countries that shared the 
Iot of Hungary." (S. 389) "Not for the first 
time in Hungarian history, limitations of 
the country's sovereignty arising either 
from foreign mil itary occupation or from 
an adverse international Situation or from 
a combination of both (1849 and 1 91 8  are 
cases in point) prevented it from unfol­
ding the potantials inherent in the dome­
stic social and political scene." (ebd. )  

Schrittweise drängten die Kommuni­
sten die freiheitlich-demokratische Ord­
nung zurück (.Salami-Taktik' des Vize­
premiers Matyas Rakosi), wobei der Po­
litischen Polizei Avo unter der Leitung 
des berüchtigten Gabor Peter bei der 
Einschüchterung und Ausschaltung po­
litischer Gegener eine Schlüsselrolle zu­
kam. Durch Erpressung wurde Minister-
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präsident Ferenc Nagy am 30.5. 1 94 7 
zum Rücktritt veranlaßt Damit war die 
Kleinlandwirtepartei de facto als politi­
sche Kraft ausgeschaltet. 

Der neue Ministerpräsident Dinnyes 
vom linken Flügel der Kleinlandwirtepar­
tei war ein gefügiger Handlanger der KP. 
Die Koalitionsregierung übernahm das 
Programm des Linksblocks. Bereits im 
Sommer 1 947 fielen für die zukünftige 
politisch-ökonomische Ordnung wesent­
liche Entscheidungen: Am 1 0.7. zog sich 
Ungarn von der Marshall Plan-Konferenz 
zurück, und am 1 .8. begann d ie Durch­
führung des vom neugeschaffenen Staat­
lichen Planbüro entworfenen Dreijahres­
plans. 

Die stark beeinflußten und manipulier­
ten Neuwahlen am 31 .8. 1 94 7 erbrachten 
einen Sieg des Linksblocks, d ie KP wur­
de (mit allerdings nur 22%! )  stärkste 
ParlamentsparteL Die danach gebildete 
Volksfrontregierung machte sich das 
Programm der KP zueigen. ln der Folge 
( 1 947/48) wurde der Übergang zur zen­
tralen Planwirtschaft und zum politi­
schen System stalinistischer Prägung 
vollzogen: ... . .  within a year and a half 
only the memory of the coalition 
remained and the Communists wielded 
exclusive power, randering the period 
1 944-1 94 7 a short democratic interlude." 
(S. 402) 

Die Revolution 1956 

Die politische Entwicklung in Ungarn 
im Zeitraum zwischen Stalins Tod (März 
1 953) und dem Sommer 1 956 war durch 
wiederholte Kurswechsel gekennzeich­
net, wobei diese jeweils auf Druck Mos­
kaus erfolgten: Unter dem reformorien­
tierten Ministerpräsidenten lmre Nagy 
begann ab Juni 1 953 in Teilbereichen 
eine Revision der bisherigen Politik. Die­
ses ,Tauwetter' endete jedoch bereits im 
April 1 955, nachdem Chruschtschow 
den ,Radikalismus' der Reformen kriti­
siert hatte. Der 1 953 entmachtete Stali­
nist Matyas Rakosi übernahm erneut 
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das Ruder und kehrte zur alten Politik 
(Bevorzugung der Schwerindustrie, Ver­
nachlässigung der Konsumgüterbran­
chen, zwangsweise Kollektivierung auf 
dem Lande usw.) und zu den alten Mit­
teln (Verhaftungswelle, Säuberungen 
etc.) zurück. Nach dem XX. Parteikon­
greß der KPdSU und den Arbeiterprote­
sten in Polen änderte Moskau im Som­
mer wiederum seine Haltung: Im Jul i 
1 956 wurde Rakosi seines Postens ent­
hoben, sein Nachfolger an der Spitze der 
Partei allerdings der ebenfalls zum stali­
nistischen Flügel zählende Ernö Gerö. 
Dieser Wechsel vermochte nicht zu ver­
hindern, daß die Unruhe in der Partei 
und in der Öffentlichkeit zunahm und die 
Kluft zwischen der Bevölkerung und dem 
Regime breiter wurde. 

Am 23. 1 0. 1 956 demonstrierten annä­
hernd 200.000 Menschen in Budapestfür 
eine politische Neuorientierung. Nach 
den ersten Schußwechseln wurde da­
raus ein nationaler anti-sowjetischer 
Aufstand. Gerö forderte das Eingreifen so­
wjetischer Truppen, holte aber auch lmre 
Nagy aus der Versenkung und ernannte 
ihn am nächsten Tag zum Ministerpräsi­
denten. Dieser stand vor der Wahl zwi­
schen der Anordnung der gewaltsamen 
Niederschlagung der Revolution und dem 
Versuch der Lösung der Krise in Zusam­
menarbeit mit den revolutionären Komi­
tees. Nach einigen Tagen des Zögerns 
entschied sich Nagy für letzteres. 

ln der Folge näherte er sich Schritt für 
Schritt den politischen Positionen der 
Aufständischen: Bereits am 27. 1 0. 
nahm er Nichtkommunisten ins Kabinett 
auf. Mit den sowjetischen Emissären 
führte er Verhandlungen über ein plurali­
stisches politisches System. Am 28. 1 0. 
verließen die sowjetischen Truppen Bu­
dapest, am 1 . 1 1 .  erklärte Nagy die Neu­
tralität des Landes, und es schien, als 
hätte die Revolution gesiegt. Anfang No­
vember begann sich das Leben erneut zu 
normalisieren. 

Doch der Moskauer Führung ging das 
alles bereits viel zu weit. Sie fürchtete die 
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potentiellen Auswirkungen einer ,Finn­
landisierung' Ungarns auf das gesamte 
System der Satellitenstaaten in Osteu­
ropa. Die internationale Lage war günstig 
für die Intervention der Roten Armee, die 
am 4.1 1 .  begann. Die Handlungsfähig­
keil der Westmächte war durch die 
Suez-Krise stark eingeschränkt, und die 
Tatsache, daß sie sich auf scharfe Pro­
teste beschränkten, bedeutete de facto 
die Anerkennung der sowjetischen He­
gemonie über Ungarn. 

Kontler faßt zusammen: "1 956 repea­
ted the pattern of 1 849, 1 9 1 8-20 and 
1 944-48 in that international contingen­
cies once again, and perhaps even more 
shockingly than ever before, deprived 
Hungary of the opportunity of I ifting the li­
mitations on its sovereignty and going 
the way it wanted. After 1 956, a pattern 
also weil known from post-1 849 ( or post-
1 867) and post-1 920 domestic history 
repeated itself, too: a regime born out of 
naked terror consolidated itself by me­
ans that were acceptable to a broad seg­
ment of Hungarians made pragmatic by 
having tried the strength of their backbo­
nes." (S. 390) 

Der Systemwechsel 1988-91 

Spätestens in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre stellte sich heraus, daß 
auch die ungarische Variante der kom­
munistischen Planwirtschaft (,Gulasch­
K.') den Übergang vom extensiven zum 
intensiven Wachstum nicht schaffen 
würde. Und in den achtziger Jahren 
konnten sarkastische Beobachter, so 
Kontler, nur noch die Schlußfolgerung 
ziehen: "that ,existing socialism does not 
function, and a functioning socialism 
does not exist', and in reality it was 
merely ,the Iongest path from capitalism 
to capitalism"'. (S. 431 )  

Mit dem für alle überraschenden, un­
blutigen und schnellen Systemwechsel 
der Jahre 1 988-91 haben die Ungarn die 
fünfte Gelegenheit erhalten , eine Demo­
kratie zu errichten - "this time as unl i-
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mited masters of their fate and succee­
ding or fail ing entirely on their own ac­
count". (S. 390) 

Die wichtigsten Stationen dieses Sy­
stemwechsels waren: die parteiinterne 
Entmachtung von Janos Kadar im Mai 
1 988, welche die Desintegration des al­
ten Regimes und den Beginn des Über­
gangs symbolisiert; die Selbstauflösung 
der Ungarischen Sozialistischen Arbei­
terpartei (MSZMP) am 8 . 1  0. 1 989; die 
Verabschiedung einer das Prinzip der 
Gewaltenteilung verankernden Verfas­
sungsnovelle am 23. 1 0. ,  welche die le­
galen und politischen Grundlagen des 
totalitären Parteistaates zerstörte; die 
Ausrufung der Republik am selben Tag; 
die Abhaltung freier Parlamentswahlen 
im März/April 1 990; der Abzug der letz­
ten sowjetischen Soldaten im Juni 1 991 , 
womit die ungarische Souveränität wie­
derhergestellt war. 

Die politische Entwicklung seither be­
urteilt Kontlerfolgendermaßen: "Despite 
many circuitous processes, the political 
scene has been marked by the emer­
gence of the institutional framework of 
the rule of law, parliamentary govemment 
and the clarification of the main political 
trends and the party structure, the ten­
dency being a western European-like 
scramble towards the centre from left 
and right, a minority persisting on both 
extremes, and the undercurrent of the 
populist-urbanist divide sometimes surfa­
cing in the form of ,patriotic' versus ,cos­
mopolitan' tensions." (S. 472) 

Die Annäherung Ungarns an die Euro­
päische Union ist bereits weit fortge­
schritten: Im Dezember 1 991 wurde das 
Land assoziiertes Mitglied, und die Ver­
handlungen über eine Vollmitgliedschaft 
begannen im März 1 998. 

Neben der europäischen Integration 
wird die Eindämmung der extremen poli­
tischen Rechten wohl eine der größten 
Herausforderungen für d ie ungarische 
Demokratie darstellen . 1 0  Der Widerhall, 
den die Parolen der nationalistischen 
Populisten finden, wird wohl nicht zuletzt 
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davon abhängen, inwieweit der sozialen 
Polarisierung entgegengesteuert und wie 
die Aufnahme in die EU bewältigt werden 
wird. 

Kontlers Werk stellt eine gelungene 
Kombination erzählter Geschichte und 
komparativer Hintergrundanalyse struk­
tureller Veränderungen dar. Aus diesem 
Grund, und auch wegen der Fähigkeit 
des Autors, die wesentlichsten Entwick­
lungen kurz und präzise zusammenzu­
fassen, ist die Lektüre dieses Bandes 
reines Vergnügen. Ein ausführl icher In­
dex erhöht den Gebrauchswert als 
Nachschlagewert sehr. Im Hinblick auf 
eine möglichst weite Verbreitung in den 
deutschsprachigen Ländern ist zu hof­
fen, daß es bald eine deutsche Überset­
zung geben wird.1 1 

Kroatien 

Durch den ungarisch-kroatischen Aus­
gleich von 1 868 wurde Kroatien als poli­
tische Nation mit separatem Territorium 
sowie einer eigenen, unabhängigen Le­
gislative und Regierung in einigen inter­
nen Angelegenheiten ( Inneres, Kultus, 
Schulwesen, Justiz) anerkannt. Im Ge­
gensatz zum österreichisch-ungari­
schen Ausgleich gab es keine Instanz für 
gemeinsame Angelegenheiten. Auf die­
sen Gebieten (Rekrutierung, Finanzwe­
sen,  Wirtschafts- und Gewerberecht) 
konnte Kroatien seine Interessen durch 
seine (vom Sabor) Delegierten im unga­
rischen Reichstag und seinen Minister 
im ungarischen Kabinett vertreten, aber 
d ie letzte Entscheidung lag jeweils bei 
den ungarischen Institutionen. Die Selb­
ständigkeit der Landesregierung war da­
durch eingeschränkt, daß der vom Mo­
narchen ernannte und dem kroatischen 
Landtag (Sabor) verantwortliche Ban vom 
ungarischen Ministerpräsidenten bestä­
tigt werden mußte. Der Sabor wurde 
nach einem Zensuswahlrecht 9.ewählt. 

Steinhofffaßt zusammen: "Uberblickt 
man . . . die politische Entwicklung in 
Kroatien-Siawonien von der Zeit des 
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Ausgleichs bis 1 9 1 4, zeigt sich, daß die 
politische Modernisierung hierwie auch 
in allen anderen Teilen des Reiches nur 
in Ansätzen gelungen war. Es blieben 
Zensuswahlrecht, das fehlende Frauen­
wahlrecht und die Schwäche der Legisla­
tive gegenüber der Exekutive und Macht­
faktoren wie der Armee und dem Hof. Die 
Parteien übernahmen noch nicht selbst 
Regierungsverantwortung." (S. 126) 

Der erste Anlauf zu einer demokrati­
schen Entwicklung erfolgte in Kroatien in 
den zwanziger Jahren. Die Verfassung 
des jugoslawischen Königreichs von 
1 921 definierte den Staat als ,erbliche, 
parlamentarische und konstitutionelle 
Monarchie'. Der König erhielt eine we­
sentlich stärkere Position als die Legis­
lative, denn er verfügte - wie das Parla­
ment - über das Recht auf Gesetzesin­
itiative, besaß zudem im Hinblick auf 
Gesetze ein Vetorecht, und er bestellte 
die Regierung, die an sein Vertrauen und 
nicht nur an das des Parlaments gebun­
den war. Der Staatsaufbau war zentrali­
stisch, Kroatien bildete keine territoriale 
Einheit. Aus diesem Grunde blieben die 
meisten kroatischen Abgeordneten, die 
einen föderalistischen Staatsaufbau be­
vorzugten, der Abstimmung über die Ver­
fassung fern. "Der Zentralismus . . .  dien­
te der Durchsetzung des jugoslawischen 
Unitarismus und begünstigte die serbi­
sche Hegemonie." (S. 1 62) Das König­
reich war "ein multinationaler Staat, in 
dem die serbische Nation die Führungs­
rolle beanspruchte. - Entsprechend wa­
ren die meisten Parteien primär national 
und erst sekundär weltanschaulich defi­
niert." (ebd. )  

Die Bauernpartei unter Sljepan Radire 
erlangte bald den Charakter einer kroati­
schen Nationalbewegung. Ihr Hauptziel 
war die föderative Umgestaltung des 
Staates. Nachdem sie die Verfassung 
und die Monarchie anerkannt hatte, er­
möglichte der König der Kroatischen 
Bauernpartei von 1 925 bis 1 927 die Teil­
nahme an der Regierung im Rahmen 
einer Koalition. 
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1 928 nahmen die politischen Ausein­
andersetzungen im Parlament, in den 
Medien und auf der Straße einen immer 
aggressiveren Stil an. " . . .  Steuerrecht, 
Wirtschaftspolitik und Machtverteilung 
im Staatsapparat begünstigten offen­
sichtlich d ie Gebiete des ehemaligen 
Königreiches Serbien." (S. 1 64f) Die um 
Radia:geeinte Opposition forderte vehe­
ment eine Verfassungsänderung. Im 
August 1 928 starb der Führer der Bau­
ernpartei an den Folgen eines im Parla­
ment (!)  verübten Attentats. ln der Folge 
vertiefte sich die Staatskrise. Die Bau­
ernpartei zog die Anerkennung der zen­
tralistischen Verfassung zurück und 
blieb der Parlamentsarbeit fern. Als An­
fang Jänner 1 929 die Regierungsbildung 

· scheiterte, suspendierte König Aleksan­
dar die Verfassung, löste das Parlament 
auf und verkündete die Königsdiktatur. 

Erst mit dem Zerfall des sozialisti­
schen Jugoslawien Ende der achtziger 
Jahre bot sich Kroatien erneut die Chan­
ce zum Aufbau eines eigenständigen, 
die Grundrechte garantierenden und de­
mokratischen Staatswesens. 

Im folgenden seien kurz die wesent­
lichsten Ereignisse vom Zerfall Jugoslawi­
ens über die Unabhängigkeit Kroatiens 
bis zum Ende des Tudjman-Regimes an­
geführt: Abhaltung freier Wahlen zum 
Sabor im April 1 990, Mehrheit für die kon­
servativ-national istische ,Kroatische de­
mokratische Gemeinschaft' (HDZ) unter 
Franjo Tudjman; Dezember 1 990 Annah­
me einer neuen, demokratischen Verfas­
sung, die dem vom Volk gewählten Präsi­
denten - unter Zuschnitt auf die Person 
Tudjmans - eine starke Stellung zubillig­
te; Mai 1 991  Plebiszit mit überwältigen­
der Mehrheit für die Unabhängigkeit Kroa­
tiens; 25.6. 1 991 Unabhängigkeitserklä­
rung; Juli 1 991 bis Januar 1 992 Unabhän­
gigkeitskrieg gegen die Jugoslawische 
Volksarmee und serbische Freischärler; 
1 5. 1 . 1 992 Anerkennung durch die EG­
Staaten; Mai und August 1 995 Rücker­
oberung der serbisch besetzten Gebiete 
in Westslawonien und in der Krajina. 
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Auf die Frage, warum es nicht möglich 
war, im ehemaligen Jugoslawien einen 
lockeren Staatenbund oder nach Auflö­
sung des Staatsverbandes wenigstens 
die sonstigen Kommunikationen in Ver­
kehr, Wirtschaft und Kultur aufrechtzuer­
halten, gibt Steinhoff eine klare Antwort: 
"Daß dieser Weg, den ja Slowenien und 
Kroatien von Mitte 1 990 bis Mitte 1 991  
durch die Vorschläge zur Konföderierung 
anstrebten, für Jugoslawien zum Schei­
tern verurteilt war, ist in allererster Linie 
die Folge des serbischen ,Sonderweges' 
. . .  , der mit der Machtübernahme von 
Slobodan Milosevic begann. Seine Poli­
tik und seine Sprache nationaler Intole­
ranz wiesen ab 1 987 den Weg zu Gewalt 
und Krieg." (S. 2 17) 

Nach 1 995 geriet das semi-autoritäre 
HDZ-Regime in eine tiefe Krise. Die HDZ 
gebärdete sich als einzig staatstragende 
Partei, die Grenzen zwischen Partei und 
Staat verschwammen nicht selten, Op­
positionelle wurden als ,unpatriotisch' 
und ,staatsfeindlich' bezeichnet. HDZ­
Funktionäre nutzen die Privatisierung zu 
ihren Gunsten, schlachteten als neue 
Eigentümer Betriebe aus und führten sie 
in den Konkurs. Korruption und Nepotis­
mus häuften sich, unabhängige Medien 
wurden behindert, die übrigen gegängelt. 
Die Amtsführung des Präsidenten Tudj­
man zeichnete sich durch einen autoritä­
ren Stil aus. Angesichts dieser Verhält­
nisse wuchs die allgemeine Unzufrieden­
heit. 

Im Dezember 1 999 starb Tudjman. Die 
Parlamentswahlen vom 3.1 .2000 endeten 
mit einem Sieg der bisherigen Oppositi­
onsparteien. Bilanzierend sieht Steindorff 
günstige Perspektiven für eine demokrati­
sche Entwicklung des Landes: "So kri­
tisch man gerade den letzten Jahren der 
HDZ -Herrschaft in Kroatien gegenüberste­
hen mag, so haben doch nicht nur die kor­
rekte Durchführung und die Ergebnisse der 
Wahlen Anfang 2000, sondern auch der 
verfassungskonforme und reibungslose 
Regierungswechsel die Demokratiefähig­
keit der kroatischen Gesellschaft und ihrer 
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politischen Elite bestätigt." (S. 231 ) 
ln bewährter Weise ergänzen im An­

hang eine Zeittafel, Kurzbiographien, 
Kurzbeschreibungen wichtiger histori­
scher Stätten, eine Auswahl weiterfüh­
render Literatur und ein Register den gut 
lesbaren Text. 

Michael Mesch 

Anmerkungen 

1 Folgende Bände dieser Reihe wurden 
bereits in WuG besprochen: "Rumänien" 
und "Bulgarien" im Heft 4 ( 1 999) und 
"Slowakei" im Heft 1 (2001 ). 

2 Berühmt - oder vielmehr: berüchtigt -
sind in diesem Zusammenhang die 
endlosen Kontroversen zwischen unga­
rischen und rumänischen Historikern 
über die Frage, ob die Magyaren bei ihrer 
Landnahme in Siebenbürgen um 900 
weitgehend unbewohntes Land vorfan­
den. 

3 Zur sozialen Schichtung Ungarns in der 
Zeit des Dualismus siehe ausführlicher 
Hanak (1 973) 360ft. 

4 Die politischen Parteien Ungarns im 
Dualismus hatten nur lose organisatori­
sche Strukturen, waren eher Honora­
tiorenklubs. Ebenso bedeutsam wie ge­
meinsame politische Haltungen waren 
persönliche Loyal itäten. 

5 Dementsprechend sah die Landver­
teilung um die Jahrhundertwende aus: 
Rund 9.000 Latifundisten besaßen die 
Hälfte des Bodens: Hanak (1 973) 360. 

6 Fischer (1 999) 1 30. Ferner ist in diesem 
Zusammenhang zu berücksichtigen, 
daß die Stimmabgabe offen erfolgte und 
die Wählerregistrierung manipuliert wer­
den konnte. Das Wahlrecht, das bis zum 
Ende der Monarchie keine wesentlichen 
Änderungen erfuhr, war um 1 870 im 
europäischen Vergleich akzeptabel, aber 
um 1 9 1 0  "grossly anachronistic" 
(Kontler, S. 281 ). 

7 Hanak (1 973) 324. 
8 Kann ( 1 982) 41 1 .  
9 Fischer ( 1 999) 201 .  

10 Die extreme Rechte hat bislang die poli­
tische Stabilität Ungarns nicht zu gefähr­
den vermocht, aber ihre Existenz und ihr 
Einfluß im öffentlichen Leben belegen 
den von Kontler konstatierten Fortbe-
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stand völlig konträrer Anschauungen 
und politischer Strömungen. "Sehr be­
denkliche Tendenzen zum Nationalis­
mus, Antisemitismus und Rassismus" 
ortet auch Paul Lendvai in einem Ge­
spräch mit der Wiener Zeitung (20./2 1 .  
Juli 2001 ) :  "Es gibt wieder diese 
Doppelbödigkeit: eine offene, internatio­
nale, europäische Seite und anderer­
seits den rückwärtsgewandten, zutiefst 
reaktionären Blickwinkel jener, die aus 
der Geschichte nichts gelernt haben." 

11  Sehr mangelhaft ist leider die Qualität von 
einigen der eingefügten Landkarten.  Hier 
muß insbesondere jene auf S. 1 93 an­
geführt werden, deren Informations­
gehalt aus dem genannten Grund sehr 
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gering ist. Weniger Stilisierung, feinere 
Strichführung und größere Formate hät­
ten zu besseren Ergebnissen geführt. 
Vielleicht kann in der zweiten Auflage hier 
eine Nachbesserung erfolgen. 
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